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Vorwort
Der Verwaltungsbericht für die Ratsperiode 1999 bis 2004 
dokumentiert das kommunale Geschehen in unserer Stadt 
und gibt einen Überblick über Ereignisse und Entwicklungen in 
Krefeld. Die Arbeit von Rat und Verwaltung, aber auch anderer 
Institutionen, deren Wirken eng mit der kommunalen Aufgaben-
erfüllung verbunden ist, fi ndet ihren Niederschlag.

Der Zeitraum 1999 bis 2004 war 
eine Periode des Umbruchs und 
der knappen Kassen. Negative 
Konsequenzen hatte vor allem 
das „Steuersenkungsgesetz“ 
2000: Ergebnis war unter 
anderem ein Einbruch bei den 
Gewerbesteuereinnahmen – für 
die Stadt Krefeld alleine in 2001 
von brutto 63 Millionen Euro. 
Notwendige Einsparungen, ver-
bunden mit einem – wenn auch 
sozialverträglichen – Abbau von 
Personal, Kürzung von Zuschüs-
sen, Privatisierung bestimmter Aufgaben und Haushaltssiche-
rungskonzepte waren zu bewältigen. Hintergrund waren neben 
den veränderten gesetzlichen Rahmenbedingungen vor allem 
Struktur veränderungen in der Wirtschaft, konjunkturelle Einbrü-
che, sinkende fi nanzielle Zuweisungen von Bund und Ländern 
bei gleichzeitig erhöhtem Anforderungsprofi l an die Kommunen 
und eine über durchschnittlich hohe Arbeitslosenzahl.

Dennoch ist es den Verantwortlichen in Stadtpolitik und -ver-
waltung gelungen, die Struktur und Substanz der Stadt zu 
erhalten. Trotz der notwendigen Einsparungen und Kürzungen 
kam es nicht zur Schließung von Einrichtungen. Es kann nicht 
Ergebnis der Finanzsituation sein, die Stadt „kaputt“zu sparen. 
Vielmehr ist es Aufgabe aller Handlungspartner, Krefeld wei-
terhin lebens- und liebenswert zu erhalten.

Zu den großen Vorhaben, die in den letzten Jahren verwirklicht 
wurden, zählen das neue Wohngebiet Schicksbaum als attrak-
tives Angebot vor allem für junge Familien und das Plangebiet 
Fischeln-Südwest. Es ist entscheidend wichtig für die Zukunft 
der Stadt, Familien solche Bauangebote zu machen. Aufgelegt 
wurde auch ein Sanierungsprogramm für Schulen. Dabei geht 
es um Ertüchtigung, um bauliche Anpassungen und vor allem 
um die Erfüllung der neuen Brandschutzverordnungen. Sport-
stätten und Sporthallen konnten gestiegenen Anforderungen 
angepasst werden. Durch Neubauten, wie zuletzt in Bockum, ist 
die stadtweite Versorgung für den Schul- und Vereinssport sicher 
gestellt. In Fischeln wurde ein neues Bad gebaut, in Bockum sind 
Hallenbad und Freibad von Grund auf saniert und mit attraktiven 
Geräten ausgestattet worden. An der Westparkstraße entsteht 
eine multifunktionale Sportarena, um in Krefeld weiterhin pro-
fessionellen Eishockeysport und andere Events veranstalten und 
im regionalen Wettbewerb bestehen zu können.

Weiter engagiert hat sich die Verwaltung für die Sauberkeit 
in der Stadt: Beispiele sind die Einrichtung der „Sauber-Line“, 

die Fortsetzung der „Reinigungskonferenz“ und der Ausbau der 
„Sonderkolonne Innenstadt“. Ebenso sind Sicherheit und Ord-
nung in Krefeld durch die enge und erfolgreiche Zusammenarbeit 
von Stadt und Polizei gewährleistet – die Verwaltung bietet den 
Bürgern durch den Kommunalen Ordnungsdienst als „schnelle 
Eingreiftruppe“außerdem direkte Ansprechpartner. 

In der Innenstadt wurde an vielen Stellen Hand angelegt. Die 
Glasüberdachung der Königstraße als sogenannte Privat-Pu-
blik-Partnership ist ein vorbildlicher Schritt zur Steigerung der 
Attraktivität der City, ebenso die Gestaltung von Plätzen und 
Straßen im Stadtzentrum, die Begrünung durch Baumpfl anzun-
gen und Verbesserung der Verkehrssicherheit durch zusätzliche 
Querungen und andere Baumaßnahmen, die Anstrahlung von 
herausragenden Gebäuden in den Abendstunden sowie der Aus-
bau des Umfeldes des neuen Behnisch-Baus. Ein Großprojekt 
ist die Neugestaltung des Theaterplatzes, die mit dem Neubau 
der Stadtbücherei in Kürze beginnt.

Krefeld bleibt liebenswert und ist immer einen Besuch wert. 
Zahlreiche Veranstaltungen haben Tradition: Der Pottbäcker-
markt, der Weihnachtsmarkt, vor allem aber die „Größte 
Straßenmodenschau der Welt“. Diese für die Samt- und Sei-
denstadt besonders wichtige Veranstaltung positioniert Krefeld 
als Mode- und Einkaufsstadt in der Region. 

Ein Höhepunkt der zurückliegenden Jahre war die EUROGA. 
Die historischen und bedeutsamen Parkanlagen sind in hervor-
ragender Art und Weise hergerichtet worden und wieder ein 
Aushängeschild der Stadt Krefeld. Das anhaltende Besucher-
interesse zeigt, dass unsere Entscheidung und unser Konzept 
für die EUROGA richtig waren. Und das wertvolle Grün der 
historischen Parkanlagen wird auch in Zukunft gepfl egt. Dazu 
haben wir die technischen und personellen Voraussetzungen 
geschaffen.

In der Krefelder Stadtverwaltung waren die vergangenen Jah-
re auch eine Zeit tiefgreifender Organisationsveränderungen. 
Innerhalb der Verwaltung sind Arbeitsbereiche neu strukturiert 
und Aufgaben neu zugeordnet worden. Und andere Bereiche 
– wie Seniorenheime und die Stadtentwässerung – sind aus 
wirtschaftlichen und organisatorischen Gründen ausgeglie-
dert worden. Der Zoo wird ebenfalls in eine neue Rechtsform 
überführt. Auch in den kommenden Jahren werden weitere 
strukturelle Veränderungen notwendig sein. 

Das Ende einer Ratsperiode ist immer Anlass zurück, aber auch 
in die Zukunft zu blicken. Den nächsten Jahren kann die Stadt 
Krefeld trotz der schwierigen fi nanziellen Rahmenbedingungen 
positiv entgegen sehen. Optimismus und Engagement sind 
Voraussetzungen, um Krefeld einen wichtigen Impuls für die 
erfolgreiche Entwicklung in den nächsten Jahren zu geben.
 

Dieter Pützhofen                        

Oberbürgermeister
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Bürger und Rathaus

Bürger und Rathaus

Eheschließungen an ungewöhnlichen Orten – zum Beispiel in der historischen Dampfeisenbahn „Schluff“ – bietet der 
Fachbereich Bürgerservice der Stadt Krefeld an



8

Bürger und Rathaus

Stadtrat – Parlament für 
Selbstverwaltung
Am 12. September 1999 wurde der Stadtrat neu gewählt. Der 
Rat der Stadt Krefeld hat 59 Mitglieder, von denen 58 bei der 
Stadtratswahl gewählt wurden. Das 59. Mitglied ist der direkt 
gewählte Oberbürgermeister. Von den 58 Ratsmitgliedern wur-
den 29 in Wahlbezirken direkt nach dem Mehrheitswahlrecht 
gewählt. Die übrigen 29 Sitze wurden nach dem Verhältnis-
ausgleich der mit der Reserveliste an der Wahl teilnehmenden 
Parteien und Wählergruppen verteilt. Nach dem Wegfall der 
Fünf-Prozent-Sperrklausel nehmen an dem Verhältnisausgleich 
jetzt auch die Parteien teil, die weniger als fünf Prozent der 
gültigen Stimmen erringen konnten. Die Berechnung der Sitz-
verteilung erfolgte nach dem Verfahren Hare-Niemeyer. Es löst 
das Verfahren nach d´ Hondt ab. Damit benötigt eine Partei oder 
Wählergruppe bei 58 zu verteilenden Sitzen im Durchschnitt 
1/58 der gültigen Stimmen (1,7 Prozent), um einen Sitz zu 
erlangen. Weitere Änderungen der gesetzlichen Grundlagen 
betrafen die Herabsetzung des Wahlalters von bisher 18 auf 
16 Jahre. Daneben waren Unionsbürger, also Staatsangehörige 
der übrigen Länder der Europäischen Union, erstmals in Krefeld 
bei einer Kommunalwahl wahlberechtigt. Bei einer Wahlbetei-
ligung von 49,75 Prozent gaben 88 774 Wahlberechtigte in 153 
Stimmbezirken ihre Stimme ab. Von den 58 Sitzen entfi elen 33 
auf die CDU (55,86 Prozent), 17 auf die SPD (28,57 Prozent), 
vier auf Bündnis 90/Die Grünen (7,04 Prozent), zwei auf die FDP 
(3,89 Prozent), ein Sitz auf den Krefelder Kreis (2,26 Prozent) 
und einer auf die UKB (1,79 Prozent).

In den Rat zogen ein:

Christlich-Demokratische Union (CDU):
Blondin, Marc, Am Schwarzkamp 1 a
Brockers, Hans-Jürgen, Emil-Feinendegen-Straße 37
Fabel, Wilfrid, An Kleinhütten 26
Feld, Wolfgang, Josef-Deutsch-Weg 8
Giesbertz, Bernd, Buscher-Holzweg 33 a
Heitzer, Jürgen, Roonstraße 8
Hillmann, Heidrun, Hafenstraße 15
Horn, Helmut, Akazienstraße 65
Jagusch, Klaus, Krumme Straße 3
Jakubowski, Elmar, Am Stadtpark 3
Jörissen, Johannes, Altmühlenfeld 178
Kaiser, Peter, Forstwaldstraße 680
Kathstede, Gregor, Moltkestraße 11
Klausmann, Reinhard, Glindholzstraße 16
Kreuzberg, Hans-Peter, Krüsemannstraße 15
Dr. Krings, Peter, Wedelstraße 72
Küpper, Rosemarie, Niersweg 4
Lichtenberg, Benedikt, Franz-Heckmanns-Straße 21
Lundström, Dieter, Buschstraße 273
Matura, Toni, Winnertzweg 11
Meincke, Karin, Cäcilienstraße 73
Minhorst, Norbert, Radeweg 4
Näser, Werner, Traarer Straße 45
Neukirchner, Stefanie, Klever Straße 32

Noth, Friedrich, Hausweberstraße 14
Oellers, Britta, Abelshofweg 11
Reuters, Philibert, Vorderorbroich 63
Ritters-Kleinheyer, Barbara, Marktstraße 145
Ruhland, Hans-Josef, Amselweg 59
Schittges, Winfried, Buchheimer Straße 26
Siebertz, Werner, Am Stockerhof 26
Weber, Dieter, Müller-Brüderlin-Straße 32
Wolff, Günter, Wiedstraße 15

Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD):
Backerra, Dieter, Leyentalstraße 14
Butzen, Hans, Marienstraße 39
Ernst, Karl-Heinz, Anton-Heinen-Straße 11
Gebhardt-Woelke, Angela, Inrather Straße 494
Hahnen, Ulrich, Kreuzbergstraße 43
Hengst, Jürgen, Nikolaus-Groß-Straße 19
Klösges, Sigrid, Westparkstraße 19
Professor Koch, Martin, Schreinerstraße 21
Kokol, Klaus, Flünnertzdyk 259
Meyer, Frank, Neue Linner 78 - 80
Nottebohm, Doris, Donaustraße 41
Scheelen, Bernd, Jakob-Lintzen-Straße 22
Schnell, Gerda, Gartenstraße 62
Schneppe, Petra, Wilhelmshofallee 134
Schoofs, Angela, Am Oberfeld 28
Schupp, Ernst, Richard-Wagner-Straße 15
Wiedelbach, Heinz, Floetheide 15

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen:
Hessler, Claus, Uerdinger Straße 252
Mälzer, Stefani, Neumarkt 6
Rundmund, Rolf, Neumarkt 6
Staudenmaier, Mechthild, Westwall 196

Freie Demokratische Partei (FDP):
Scheele, Marlis, Glindholzstraße 89
Schütze, Oskar, Grevenbroicher Straße 67

Krefelder Kreis (KK), 
später Krefelder Wählergemeinschaft (KWG):
Krings, Ralf, Am Mörterhof 116

Unabhängige Krefelder Bürger (UKB):
Brincks, Rudolf, Krickenbeckstraße 28

Die Ratsmitglieder der FDP und des Krefelder Kreises bildeten 
die Fraktion FDP/KK. Ratsherr Ralf Krings verließ später den 
Krefelder Kreis und gründete die Krefelder Wählergemeinschaft; 
die Fraktion mit der FDP wurde unter der Bezeichnung FDP/KWG 
fortgesetzt.

Mit Schreiben vom 16. Februar 2004 informierten die Ratsherren 
Rudolf Brincks, Jürgen Heitzer und Klaus Jagusch den Oberbür-
germeister über die Bildung einer neuen Fraktion „Unabhängige 
Krefelder Bürger (UKB)“.

Im Wahljahr am 10. Dezember 1999 verstarb überraschend 
Ratsmitglied Dieter Weber. Mit ihm verlor die Stadt einen Kom-
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munalpolitiker, der sich in besonderer Weise um den Stadtbezirk 
West Verdienste erworben hat. Aus der Reserveliste rückte 
Marianne Werthmann nach, die in der Sitzung des Rates am 
3. Februar 2000 eingeführt und verpfl ichtet wurde.

Am 6. Juli 2000 verstarb im Alter von 62 Jahren Ratsfrau Sigrid 
Klösges MdL. Sigrid Klösges war eine engagierte Schul- und 
Kulturpolitikerin und hat als Mitglied des Landtages Nordrhein-
Westfalen die Interessen der Stadt Krefeld nachhaltig auf Lan-
desebene vertreten. Als Nachfolgerin wurde am 21. September 
2000 Birgit Coersmeier in den Rat eingeführt und verpfl ichtet. 

Im Januar 2002 legte Ratsherr Claus Hessler sein Ratsmandat 
nieder und schied aus dem Stadtrat aus. Für ihn rückte Robin 
Borgert aus der Reserveliste in den Stadtrat nach. 

Im Mai 2003 informierte Ratsherr Karl-Heinz Ernst den Oberbür-
germeister über seinen Austritt aus der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands am 12. Mai 2003. Am 3. Juni 2003 infor-
mierte die Fraktion FDP/KWG darüber, daß Ratsherr Karl-Heinz 
Ernst als Hospitant in die Fraktion FDP/KWG aufgenommen 
worden ist. Seit dem 9. Dezember 2003 ist Ratsherr Ernst 
Mitglied der Fraktion FDP/KWG.

Fraktionsvorsitzende waren:
CDU – Ratsherr Wilfrid Fabel
SPD – Ratsherr Ulrich Hahnen
Bündnis 90/Die Grünen – Ratsherr Rolf Rundmund 
FDP/KWG – Ratsfrau Marlis Scheele
UKB – Ratsherr Jürgen Heitzer

Der Rat trat in seiner fünfjährigen Wahlzeit zu 38 Sitzungen 
zusammen. Bis auf eine fanden alle Ratssitzungen im Seiden-
weberhaus statt. Auch in der abgelaufenen Legislaturperiode 
führte der Rat Einwohnerfragestunden durch.

Am 14. Mai 2000 wurde der Landtag Nordrhein-Westfalen 
und am 22. September 2002 der Deutsche Bundestag neu 
gewählt. Bei der Landtagswahl kandidierten die bisherigen 
Krefelder Landtagsabgeordneten Sigrid Klösges, Winfried 

Schittges und Dr. Annemarie Schraps erneut. Sigrid Klösges 
und Winfried Schittges zogen direkt in den Landtag Nordrhein-
Westfalen ein, Dr. Annemarie Schraps zog über die Reserveliste 
in den Landtag ein.

Im Vorfeld der Bundestagswahl war die Zahl der Abgeordneten 
reduziert und waren die Wahlkreise im Bundesgebiet neu ein-
geteilt worden. Nach der Neueinteilung hat die Stadt Krefeld 
als einzige kreisfreie Stadt im Bundesgebiet keinen eigenen 
Wahlkreis mehr. Krefeld bildet nunmehr je einen Wahlkreis zu-
sammen mit den südlich angrenzenden Gemeinden des Kreises 
Neuss und mit den nördlich angrenzenden Gemeinden des Krei-
ses Wesel. Eine Klage der Stadt Krefeld gegen die Aufteilung 
wurde vom Bundesverfassungsgericht abgewiesen.

Dieter Pützhofen, der dem Deutschen Bundestag über lange 
Jahre angehörte, schied mit seiner Wahl zum Oberbürgermeister 
der Stadt Krefeld ab 1. Oktober 1999 aus dem Bundestag aus. 
Bernd Scheelen, Mitglied des Bundestages, stellte sich wie-
derum zur Wahl. Willy Wimmer (CDU) und Siegmund Ehrmann 
(SPD) wurden direkt in den Deutschen Bundestag gewählt. Über 
die Reservelisten zogen Bernd Scheelen (SPD) und Otto Fricke 
(FDP) ebenfalls in den Bundestag ein.

Der Oberbürgermeister 
Mit der Neufassung der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfa-
len im Jahr 1994 wurde die Organisation der „Stadtspitze“ in 
Nordrhein-Westfalen grundlegend geändert: Bestand sie bis 
dahin aus dem Oberstadtdirektor als Leiter der Verwaltung und 
dem Oberbürgermeister als Vorsitzenden des Rates und ersten 
Repräsentanten der Stadt, sieht die reformierte Kommunalver-
fassung einen hauptamtlichen Oberbürgermeister vor, der als 
kommunaler Wahlbeamter auf Zeit unmittelbar von den Bürgern 
gewählt wird und sowohl Leiter der Verwaltung als auch Vor-

Der erste Oberbürgermeister nach neuer Gemeindeord-
nung: Dieter Pützhofen bei seiner Vereidigung

Heinz-Josef Vogt wurde nach zehn Jahren als Oberstadt-
direktor in einer großen Feierstunde verabschiedet
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sitzender des Stadtrates ist. Die Übergangsregelungen zur Ge-
meindeordnung sahen vor, dass diese Neuregelung spätestens 
mit der Kommunalwahl 1999 zum Tragen kommen musste. 

Zum Beginn des Berichtszeitraumes lagen die Geschicke der 
Krefelder Verwaltung somit noch in den Händen von Ober-
stadtdirektor Heinz-Josef Vogt, bis dann am 12. September 
1999 die Krefelder Bürger erstmals aufgerufen waren, einen 
hauptamtlichen Oberbürgermeister für die Dauer von fünf Jah-
ren zu wählen. Wird der Oberbürgermeister nicht im ersten 
Wahlgang gewählt, weil der Stimmenanteil unter 50 Prozent 
liegt, so fi ndet 14 Tage später eine Stichwahl zwischen den 
beiden Kandidaten statt, welche die meisten Stimmen erhalten 
haben. Eine solche Stichwahl war in Krefeld nicht erforderlich, 
denn der Kandidat der CDU, Dieter Pützhofen, konnte im ersten 
Wahlgang bereits 62,86 Prozent der Stimmen auf sich vereinen. 
Mit 55 229 Stimmen von 87 864 gültigen Stimmen wurde er 
zum ersten hauptamtlichen Oberbürgermeister der Stadt Krefeld 
gewählt und konnte am 1. Oktober 1999 von Heinz-Josef Vogt 
den „Chefsessel“ im Rathaus übernehmen.

Im Rahmen der alten Kommunalverfassung war Dieter Pützhofen 
bereits von 1982 bis 1989 sowie von 1994 bis 1999 ehrenamt-
licher Oberbürgermeister der Stadt Krefeld. Seine langjährige 
Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag endete durch seine 
Wahl von Amts wegen am 30. September 1999. Bedingt durch 
seine Tätigkeit als Abgeordneter – aber auch durch seine viel-
fältigen Aktivitäten in kommunalen Spitzenverbänden und be-
deutenden Gremien von Politik und Wirtschaft – verfügte er über 
ausgezeichnete nationale und internationale Kontakte, die er zur 
Stärkung der oberregionalen Stellung Krefelds gewinnbringend 
in die Arbeit seiner Amtsführung einbringen konnte.

Der Oberbürgermeister vertritt die Interessen der Stadt Krefeld 
in den Aufsichtsgremien zahlreicher städtischer und sonstiger 
öffentlich-rechtlicher Gesellschaften sowie in etlichen regiona-
len und überregionalen Gremien und Institutionen. Als Vorsit-
zender des Regionalrates hat Dieter Pützhofen die regionalen 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Entwicklung 
des Regierungsbezirkes Düsseldorf maßgeblich mitgestaltet und 
dabei die Interessen der Stadt Krefeld im Rahmen des Gebiet-
sentwicklungsplanes nachhaltig sichern können. 

Zum Stadtdirektor, dem Vertreter des Oberbürgermeisters als 
Leiter der Verwaltung, war bis zum 30. November 2003 – sei-
nem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst – Stadtkämmerer 
Jürgen Küper bestellt. Seine Nachfolge als Stadtdirektor trat 
am 11. Dezember 2003 Wilfred Esser an, dessen Wahlzeit am 
5. Juni 2004 allerdings ebenfalls endet.

Bürgermeister als 
Stellvertreter
Nach den Vorschriften der Gemeindeordnung und Paragraph 5 
der Hauptsatzung der Stadt Krefeld hat der Oberbürgermeis-
ter drei ehrenamtliche Stellvertreter, die die Bezeichnung 

Bürgermeister führen. Sie vertreten den Oberbürgermeister 
gegebenenfalls bei der Leitung von Ratssitzungen und bei der 
Repräsentation. In seiner konstituierenden Sitzung nach der 
Neuwahl am 1. Oktober 1999 wählte der Stadtrat unter der 
Leitung von Oberbürgermeister Pützhofen diese Stellvertreter. 
Mit 54 Stimmen bei zwei Gegenstimmen und zwei Stimment-
haltungen wurden mit dem gemeinsamen Wahlvorschlag der 
Fraktionen der CDU, der SPD und von Bündnis 90/Die Grünen 
Ratsfrau Karin Meincke zur ersten Stellvertreterin, Ratsherr 
Bernd Scheelen zum zweiten Stellvertreter und Ratsfrau 
Mechthild Staudenmaier zur dritten Stellvertreterin des Ober-
bürgermeisters gewählt.

Mit Schreiben vom 17. September 2003 erklärte Bürgermeisterin 
Karin Meincke gegenüber Oberbürgermeister Pützhofen ihren 
Rücktritt vom Amt der Bürgermeisterin zum 24. September. Der 
Rat wählte in seiner Sitzung am 25. September Ratsherrn Gregor 
Kathstede zum ersten Stellvertreter des Oberbürgermeisters 
und damit zum Nachfolger von Karin Meincke.

Der Verwaltungsvorstand 
– Die Beigeordneten
Unter der Bezeichnung „Verwaltungsvorstand“ wurde mit der 
reformierten Gemeindeordnung von 1994 das unter dem Vorsitz 
des Oberbürgermeisters zur Organisation der Verwaltungsfüh-
rung und zur Beratung strategischer und grundsätzlicher Fra-
gen des Verwaltungshandelns regelmäßig zusammen tretende 
Gremium aus Stadtkämmerer und Beigeordnetenkollegium im 
Kommunalverfassungsrecht Nordrhein-Westfalens erstmalig 
institutionalisiert. In seiner praktischen Arbeit ersetzt der 
Verwaltungsvorstand die frühere Verwaltungskonferenz unter 
der Leitung des Oberstadtdirektors. 

Dem Verwaltungsvorstand gehören neben dem Oberbürgermeis-
ter der Stadtkämmerer und die Beigeordneten an. Der Leiter des 
Büros des Oberbürgermeisters sowie der Leiter des Presseamtes 

Treffen mit dem Verwaltungsvorstand der Stadt Krefeld: 
Die Bürgermeister aus dem Kreis Kleve in Linn
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nehmen regelmäßig an den Sitzungen teil. Neben den in der 
Gemeindeordnung festgeschriebenen Arbeitsschwerpunkten 
der strategischen und operativen Verwaltungsführung legte 
der Verwaltungsvorstand stets ein besonderes Augenmerk 
auf die Kontaktpfl ege zu den Kreisen, Städten und Gemeinden 
der Region, wobei insbesondere mit dem Kreis Kleve und 
seinen Kommunen ein regelmäßiger und freundschaftlicher 
Meinungsaustausch gepfl egt wurde.

Im Berichtszeitraum waren bei der Stadt Krefeld acht Geschäfts-
bereiche eingerichtet, von denen einer unmittelbar dem Ober-
bürgermeister zugeordnet ist. Bedingt durch den frühen Tod 
des Geschäftsbereichsleiters Umwelt, Hubert Pochwalla, der 
am 21. November 2000 im Alter von nur 50 Jahren verstarb, 
waren seit dem Spätherbst 2000 insgesamt sechs Beigeordne-
ten-Positionen besetzt. 

Die Beigeordneten werden als kommunale Wahlbeamte für 
die Dauer von acht Jahren vom Rat gewählt. Bedingt durch 
das Auslaufen dieser Wahlzeit ergaben sich gegen Ende des 
Berichtszeitraumes gleich in mehreren Positionen personelle 
Veränderungen:

Den Geschäftsbereich I – Personal, Organisation und Stadt-
marketing leitete bis zum 5. Juni 2004 Wilfred Esser, der ab 
11. Dezember 2003 zugleich als Stadtdirektor bestellt war. Über 
seine Nachfolge war zum Redaktionsschluss dieses Verwal-
tungsberichts noch keine Entscheidung getroffen.

Stadtkämmerer und damit Leiter des Geschäftsbereiches II 
– Finanzen war bis zu seinem Ausscheiden am 30. November 
2003 Jürgen Küper, der im gleichen Zeitraum auch die Funktion 
des Stadtdirektors innehatte. Jürgen Küper war vom 1. Oktober 
1999 bis 30. November 2003 zudem Verbandsvorsteher des 
Kommunalen Rechenzentrums Niederrhein (KRZN).

Jürgen Küpers Nachfolge als Stadtkämmerer hat zum 15. De-
zember 2003 Manfred Abrahams übernommen, der zuvor 
Leiter des Fachbereiches Zentrale Finanzsteuerung war. Keine 
personelle Veränderungen gab es im Berichtszeitraum bei den 
folgenden Geschäftsbereichen: 

III – Bürgerservice, Recht und Ordnung (Bernd Gansauer),

IV – Schule und Sport (Gregor Micus, der gleichzeitig als An-
sprechpartner des Verwaltungsvorstands in allen Fragen der 
regionalen Zusammenarbeit fungierte) sowie 

V – Soziales, Jugend und Kultur (Roland Schneider).

Den Geschäftsbereich VI – Planung und Bau, leitete bis zum 
31. Dezember 2003 Klaus Lorenz. Sein Nachfolger wurde ab 
1. Januar 2004 Thomas Visser, der vormalige Leiter des Fach-
bereiches Grünfl ächen.

Die Aufgabenbereiche der Geschäftsbereiche im Einzelnen 
(Stand: März 2004) können dem Verwaltungsgliederungsplan 
entnommen werden.

Nach dem Tod von Hubert Pochwalla wurden die dem Ge-
schäftsbereich VII – Umwelt und Gesundheit angehörenden 
Fachbereiche Umwelt und Grünfl ächen kommissarisch dem 
Geschäftsbereichsleiter VI unterstellt, wohingegen der Fach-
bereich Gesundheit kommissarisch dem Stadtkämmerer zu-
geordnet wurde.

Fachausschüsse mit 
Spezialisten
Der Stadtrat kann nach der Gemeindeordnung Ausschüsse 
bilden. Das Gesetz schreibt die Bildung von Hauptausschuss, 
Finanzausschuss und Rechnungsprüfungsausschuss als soge-
nannte Pfl ichtausschüsse vor. Wie es in Krefeld seit 1948 der 
Fall ist, kann der Rat beschließen, dass die Aufgaben des Finanz-
ausschusses vom Hauptausschuss wahrgenommen werden. Im 
übrigen ist der Rat in der Bildung von Ausschüssen frei. Er regelt 
die Zusammensetzung der Ausschüsse und ihre Zuständigkeiten. 
Neben den Ratsmitgliedern können auch sachkundige Bürger, 
die zum Rat wählbar sind, zu Ausschussmitgliedern gewählt 
werden. Ihre Zahl darf jedoch die Zahl der Ratsmitglieder in 
einem Ausschuss nicht erreichen. Von dieser Möglichkeit hat 
der Rat abgesehen von den Pfl ichtausschüssen, dem Verga-
beausschuss, dem Verwaltungsausschuss und dem Ausschuss 
für Landwirtschaft und Liegenschaften Gebrauch gemacht. 

Neben Ratsfrauen/herren und sachkundigen Bürgern können 
auch sachkundige Einwohner als beratende Mitglieder in Aus-
schüsse gewählt werden. Daneben bestand die Möglichkeit, 
Vertreter von Vereinen, Verbänden oder sonstigen Interes-
sengruppen als beratende Mitglieder in die Ausschussarbeit 
einzubinden. 

In der Sitzung des Rates am 1. Oktober 1999 wurde die Bildung 
der Ausschüsse und die Festlegung der Ausschussgrößen be-
schlossen. Daneben wurde die Verteilung der Ausschussvor-
sitzenden festgelegt. Die Vorsitzenden sowie die Stellvertreter 
sind von den Fraktionen benannt worden. Die Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen sieht vor, dass Fraktionen, die in einem 
Ausschuss nicht vertreten sind, berechtigt sind, für diesen 
Ausschuss ein Ratsmitglied oder einen sachkundigen Bürger 
zu benennen, der dem Rat angehören kann. Von dieser rechtli-
chen Möglichkeit machten die Fraktionen der Grünen und der 
FDP/KWG Gebrauch. 

Der Wegfall der Fünf-Prozent-Hürde bei der Kommunalwahl 
hatte zur Folge, dass auch Einzelkandidaten in den Rat gewählt 
werden konnten. Der Gesetzgeber hat dem Rechnung getragen 
und den Paragraphen 58 der Gemeindeordnung dahin gehend 
geändert, dass einem Ratsmitglied das Recht eingeräumt wird, 
mindestens einem der Ausschüsse als Mitglied mit beratender 
Stimme anzugehören. Von dieser Möglichkeit hat Ratsherr Ru-
dolf Brincks Gebrauch gemacht und ist als beratendes Mitglied 
in den Ausschuss für Stadtplanung und Stadtsanierung gewählt 
worden. 

Aufgrund der Rechtsformänderung der Seniorenheime der 
Stadt Krefeld ist der Seniorenausschuss in „Ausschuss für 
Senioreneinrichtungen der Stadt Krefeld“ geändert worden. 
Die Überführung des Kanalnetzes der Stadt an die Stadtwerke 
Krefeld AG und die Bildung eines Eigenbetriebs Stadtentwäs-
serung Krefeld machte die Bildung eines Werksausschusses 
erforderlich. Mit Beschluss vom 17. Juli 2003 wurde die Bildung 
eines Entwässerungsausschusses festgelegt. Bei der Wahl der 
Mitglieder und Stellvertreter für die Werksausschüsse „Seni-



12

orenausschuss“ und „Hafenausschuss“ wurden entsprechend 
den Vorschriften der eigenen Betriebsverordnung auch Vertreter 
der Beschäftigten in die jeweiligen Ausschüsse gewählt. 

Der Hauptausschuss (19 Mitglieder) nimmt nach der Gemeinde-
ordnung eine Sonderstellung ein, stimmt die Arbeit aller Aus-
schüsse aufeinander ab und hat Entscheidungsbefugnisse, die 
ihm durch Gesetz oder durch Ratsbeschluss übertragen sind. Den 
Vorsitz im Hauptausschuss führt nach der Gemeindeordnung der 
hauptamtliche Oberbürgermeister. Zum Ende der Berichtszeit 
waren folgende Ausschüsse tätig (die Zahlen hinter der Aus-
schussbezeichnung geben die Mitgliederzahl an, das genannte 
Ratsmitglied führte zuletzt den Vorsitz):

• Ausschuss für Landwirtschaft und Liegenschaften, 14, 
 Ratsherr Giesbertz
• Ausschuss für Ordnung, Sicherheit und Verkehr, 21, 
 Ratsfrau Hillmann
• Ausschuss für Schule und Weiterbildung, 21, 
 Ratsherr Prof. Dr. Koch
• Ausschuss für Senioreneinrichtungen der Stadt Krefeld, 7, 
 Ratsherr Ruhland
• Ausschuss für Stadtplanung und Stadtsanierung, 20, 
 Ratsherr Matura
• Ausschuss für Umwelt, Energie, Ver- und Entsorgung, 27, 
 Ratsherr Horn
• Bauausschuss, 19, 
 Ratsherr Backerra
• Beschwerdeausschuss, 11, 
 Ratsfrau Ritters
• Denkmalausschuss, 20, 
 Bürgermeister Kathstede
• Entwässerungsausschuss, 7, 
 Ratsherr Schittges MdL
• Hafenausschuss, 22, 
 Ratsfrau Schoofs
• Hauptausschuss, 19, 
 Oberbürgermeister Pützhofen
• Jugendhilfeausschuss, 28, 
 Ratsfrau Küpper
• Kulturausschuss, 19, 
 Ratsherr Kreuzberg
• Rechnungsprüfungsausschuss, 11, 
 Ratsherr Butzen
• Sonderausschuss „Handlungskonzept Krefeld Süd“, 11, 
 Ratsherr Lundström
• Sozial- und Gesundheitsausschuss, 24, 
 Ratsfrau Schnell
• Sportausschuss, 21, 
 Ratsherr Schittges MdL
• Vergabeausschuss, 14, 
 Ratsherr Klausmann
• Verwaltungsausschuss, 16, 
 Ratsfrau Meincke

Für die verschiedenen anstehenden Wahlen wurden entspre-
chende Wahlausschüsse berufen. Der Rat der Stadt Krefeld ist 
darüber hinaus in den verschiedensten anderen Gremien vertre-
ten, so in der Zweckverbandsversammlung und in weiteren Gre-

mien der Sparkasse Krefeld, des Verkehrsverbundes Rhein/Ruhr, 
des Kommunalen Rechenzentrums Niederrhein, im Kuratorium 
des Gemeinschaftstheaters Krefeld/Mönchengladbach sowie in 
Beiräten und Aufsichtsräten der Beteiligungsgesellschaften.

Für die Arbeiten in Ausschüssen und sonstigen Gremien des 
Stadtrates waren einschließlich der Vertreter rund 1 500 Sitze 
zu besetzen. Alle 58 Ratsmitglieder sowie mehr als 300 zum 
Rat wählbare Bürger und wählbare Einwohner stellten sich zur 
Verfügung.

In über 500 Sitzungen der Ausschüsse, Unterausschüsse, 
Kommissionen und Beiräte (nicht mitgerechnet sind die Frak-
tionssitzungen und deren Arbeitskreise) wurden rund 10 000 
Beratungspunkte behandelt. Diese Zahlen machen den großen 
Umfang der kommunalpolitischen Arbeit des Rates und seiner 
Gremien deutlich.

Bezirksvertretungen für 
bürgernahe Politik
Seit 1975 gibt es in den kreisfreien Städten Nordrhein-Westfa-
lens die Bezirksvertretungen. Der Gesetzgeber, also das Land 
Nordrhein-Westfalen, verfolgte mit deren Einführung den 
Gedanken, die durch die kommunale Neugliederung Anfang 
der 1970er Jahre verloren geglaubte Orts- und Wohnortnähe 
der Politik auszugleichen. Die Städte mussten mindestens drei, 
sollten jedoch nicht mehr als zehn Stadtbezirke bilden. In Krefeld 
entschied sich der Stadtrat für neun Bezirke. Damit konnte es 
gelingen, die historisch gewachsenen Krefelder Ortsteilstruk-
turen bei dieser damals neuen Aufteilung der Stadt in Bezirke 
weitgehend zu berücksichtigen.

Den neun Bezirksvertretungen gehören jeweils 15 ordentliche 
Mitglieder an, was rein rechnerisch zu der Gesamtzahl von 135 
Mandaten führt. Im Laufe des Berichtszeitraums reduzierte sich 
die Zahl der Bezirksvertreter jedoch auf 133, da für zwei aus-
geschiedene Bezirksvertreter (Nord, Süd) keine Nachrücker der 

Dienstleitung vor Ort: Der Oberbürgermeister besichtigte 
das neue Bürgerservice-Büro im Seidenweberhaus

Bürger und Rathaus
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jeweiligen Partei zur Verfügung standen. Die Bezirksvertetun-
gen kamen in den Jahren von 1999 bis 2004 zu insgesamt 274 
Sitzungen zusammen. Setzt man dabei eine durchschnittliche 
Sitzungsdauer von etwa zwei Stunden an, dann haben sich die 
Bezirksvertreter in rund 548 Stunden mit den Themen vor Ort, 
in ihrem Bezirk beschäftigt.

Das Merkmal der Bürgernähe erfüllen die Bezirksvertretungen 
aber nicht nur durch die vielen Sitzungen und den durchweg 
guten Besuch dieser Sitzungen. Vielmehr nutzen die Bürger die 
regelmäßig in den Sitzungen abgehaltenen Einwohnerfragestun-
den dazu, ihre Sorgen, Fragen und Nöte „los zu werden“ und 
mit ihren Meinungsäußerungen zu aktuellen kommunal- und 
bezirkspolitischen Themen den Politikern Hinweise auf das 
Meinungsbild in der Bürgerschaft zu geben, und sie bei ihrer 
Entscheidungsfi ndung zu unterstützen. Im Berichtszeitraum galt 
es, mehr als 1 000 solcher Fragen aus der Einwohnerschaft und 
weitere rund 2 000 Anfragen von den Bezirksverordneten zu 
bearbeiten und zu beantworten.

Dominierend waren in den Sitzungen Themen aus den Bereichen 
Bau (einschließlich Bauordnung und Denkmalschutz), Planung, 
Verkehrssicherheit und Sauberkeit. Besondere Aufmerksam-
keit wurde dabei den Beratungen und Diskussionen über die 
Entwicklung von Stadtteilkonzepten zuteil. Genauere Auskunft 
hierzu gibt die folgende, nach Stadtbezirken getrennte Darstel-
lung. Sie verdeutlicht die große Themenvielfalt.

Stadtbezirk West
Die Bezirksvertretung Krefeld-West hat sich eingehend mit dem 
neu entstandenen Wohngebiet Schicksbaum beschäftigt. Dabei 
ging es neben der Frage der Gestaltung der Wohnbebauung 
auch um einen neuen Kindergarten sowie um die ebenfalls 
neue Grundschule an der Horkesgath, deren Inbetriebnahme 
zwischenzeitlich erfolgt ist und ein wohnortnahes Schulangebot 
sichert. Mit Zufriedenheit nahm man den Umstand zur Kenntnis, 
dass vor allem junge Familien in dieses Wohngebiet gezogen 
sind und bezogen auf die Stadt Krefeld auch ein Beitrag zur 
Verringerung der Zahl der Fortzüge geleistet werden konnte. 
Die Errichtung eines kleinen Einkaufszentrums steht noch auf 
dem „Wunschzettel“ der Bewohner.

Intensiv befasste sich die Bezirksvertretung West mit dem The-
ma Verkehrsberuhigung. Dabei ging es in erster Linie darum, 
in Tempo-30-Zonen die vorhandenen Stelen durch geeignete 
bauliche Maßnahmen zu ersetzen. Von den insgesamt 128 
Stelen im Stadtbezirk West wurden durch Entscheidungen der 
Bezirksvertretung bis Ende des Jahres 2003 insgesamt 84 Stelen 
entfernt. Größere Verkehrsprojekte, wie die geplante Westtan-
gente oder die beabsichtige Führung der neuen S-Bahn-Linie 21 
durch den Westbezirk werden die Bezirksvertreter auch in den 
nächsten Jahren weiter beschäftigen. Die Auswirkungen der 
Reaktivierung der Güterverkehrsstrecke „Eiserner Rhein“ wurden 
ebenso problematisiert wie das „Bundesprogramm Lärmschutz 
Schiene“ wobei im Bereich Lindental die Voraussetzungen für 
aktiven Lärmschutz (Lärmschutzmauer) gegeben sind. 

Auch die Proteste aus der Bürgerschaft, vertreten durch die 
Bürgervereine Forstwald und Tackheide, gegen die Einführung 

der neuen Abfl ugroute MODRU 4 T des Flughafens Düsseldorf 
waren ein herausragendes Thema in den letzten Jahren. Der 
Rat der Stadt Krefeld hat die Stadtverwaltung beauftragt, gegen 
MODRU 4 T zu klagen. Mit den ihr zur Verfügung stehenden 
bezirksbezogenen Haushaltsmitteln hat die Bezirksvertretung 
West einen Zuschuss für den Kinderspielplatz Eschenweg zur 
Verfügung gestellt. Weiterhin gefördert wurden unter anderem 
der Kindergarten Maria Waldrast, der Kleingartenbauverein 
Grönland und der Bürgerverein West. Breiten Raum nahm immer 
wieder die Vorstellung und Diskussion von Bauvorhaben ein. 
Herausragendes Beispiel war die Errichtung der neuen Arena 
an der Westparkstraße.

Stadtbezirk Nord
Der neu gestaltete Moritzplatz ist ein schmuckes und ansehn-
liches Refugium für die Bürger. Ins Auge fallen der neue Kiosk, 
der Edelstahlbrunnen und (nachts) die Anstrahlung der Bäume. 
Stark engagiert haben sich bei dieser Umgestaltung auch der 
Bürgerverein Nord sowie die Anwohner des Moritzplatzes. 
Komplettiert wurde der anheimelnde Charakter des Platzes 
noch durch die allabendliche Anstrahlung der Pauluskirche 
und sommertags durch die Außengastronomie auf dem Platz.

Mit Erleichterung nahmen Bezirksverordnete und Bürger zur 
Kenntnis, dass die Firma Siempelkamp ihre Entsorgungspro-
bleme („Giftmüllfässer“) lösen konnte. 

Auch in einem weiteren ökologischen Thema, der Sanierung 
der ehemaligen Müllhalde am Flünnertzdyk („Kapuzinerberg“), 
kam Bewegung. Gegen Ende des Jahres 2003 wurde damit 
begonnen. Proteste in der Bezirksvertretung und der Bürger-
schaft gab es zu der Absicht, an der Siempelkampstraße eine 
Windkraftanlage zu errichten. Man ist nun auf der Suche nach 
einem weniger störenden Standort. Sehr umfassend widmete 
sich die Bezirksvertretung verschiedenen Verkehrsberuhi-
gungsmaßnahmen, insbesondere in den Straßen Hökendyk, 
Schroersdyk und Winnertzweg. 

Breiten Raum nahmen Diskussionen über die Bebauungspläne 
507 – Josef-Lenders-Dyk und Josef-Brocker-Dyk – und 396 – 
Hökendyk/südlich Kliedbruchstraße/Nassauerring/Breiten Dyk 
– ein. Ein weiteres Wohngebiet am Inrath wurde beschlossen 
und zwar zwischen Flünnertzdyk und Schroersdyk.

Stadtbezirk Hüls
Die Bezirksvertretung hat sich in den vergangenen Jahren 
intensiv mit der Verbesserung der Verkehrssituation in Hüls 
auseinander gesetzt. Neben der Schaffung neuer Straßenzüge 
wie der Fette Henn oder der Josef-Heinrichs-Straße, war die 
grundsätzliche Aus- und Verbesserung von Straßen ein beherr-
schendes Thema. 

Im historischen Ortskern führte die Fugenfüllung der Pfl asterung 
des Hülser Marktes zu einer wesentlichen Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit für Fußgänger und Radfahrer. Die vollständige 
Aufarbeitung der gepfl asterten Fußgängerzone kann jedoch aus 
fi nanziellen Gründen derzeit nicht umgesetzt werden. Mit der 
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Schaffung des neuen „Aldi-Parkplatzes“ mit 153 Stellplätzen 
wurde ein zusätzlicher KFZ-Parkraum in fußläufi ger Nähe zum 
Ortskerns geschaffen. 

Die teilweise Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 633, mit 
Errichtung des Plus-Marktes am Mühlenweg, schaffte neben 
der Bereitstellung weiterer Parkfl ächen, ein zusätzliches inter-
essantes Angebot im Hülser Handel. Die baulichen Entwicklun-
gen im Bereich „Auf dem Graben“ mit Errichtung eines großen 
Wohn-/Geschäftshauses und zweispuriger Verkehrsführung mit 
kompletter Kanalsanierung und Überarbeitung der Krefelder 
Straße zwischen Auf dem Graben und Josefstraße werden dazu 
führen, dass eine wesentliche Attraktivitätssteigerung für die 
Geschäftswelt, aber auch für das Ortsbild insgesamt erfolgen 
wird. Kleinere Baugebiete wie beispielsweise am Beginenweg 
oder die Ausweitung der Bebauung im Bereich Botzweg und 
Weimannsdyk haben dazu beigetragen, Hüls als attraktiven 
Wohnstandort weiter zu stärken. 

Mit der Verbesserung der Qualität der Spielgeräte im Königspark 
und an der Rollhockeyfl äche St. Huberter Landstraße wurde 
für die Hülser Kinder das Spielplatzangebot weiter verbessert. 
Die vorgesehene Errichtung des Kleinkinderspielplatzes an der 
St. Huberter Landstraße im Jahr 2004 rundet dieses Bild ab. Im 
schulischen und auch sportlichen Bereich ragte die Eröffnung 
der Turnhalle Bonhoefferstraße heraus, die zu einer deutlichen 
Verbesserung für Schul- und Vereinssport führte.

Auch wenn die Beschlüsse zur Führung der Straßenbahnlinie 
(„Große Ringlösung“) zwischenzeitlich alle getroffen sind, ist 
mit der Erneuerung der Krefelder Straße lediglich ein kleiner 
Schritt hin zur Umsetzung des Gesamtvorhabens erfolgt. Wei-
tere mittel- und langfristige Veränderungen für den gesamten 
Ortsbereich Hüls werden zur Zeit im Rahmen der Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplans erarbeitet.

Stadtbezirk Mitte
Bei wohl keiner anderen Bezirksvertretung ist die „Schnittmen-
ge“ von bezirksbezogenen und gesamtstädtischen Themen so 
groß wie bei der Bezirksvertretung Mitte. Obwohl geographisch 
gesehen der Behnisch-Bau an der Petersstraße, die (neugestal-
tete) Rheinstraße und die (neugestaltete) Königstraße in der 
Stadtmitte liegen, sind die Objekte von erheblicher Bedeutung 
für die Gesamtstadt, denn die dortigen Bau- und Umgestaltungs-
maßnahmen in den letzten Jahren hatten und haben einzig und 
alleine den Zweck, die Attraktivität der Krefelder Innenstadt zu 
heben. Erheblichen Anteil hatte die Bezirksvertretung an der 
abgeschlossenen Umgestaltung des Südwalls, der Gestaltung 
des Ostwalls und der dortigen Einführung von Tempo 30, der 
Neugestaltung des Platzes an der alten Kirche sowie weiterer 
verschiedener verkehrslenkender und -regelnder Eingriffe auf 
dem Ostwall (zum Beispiel Platz vor dem Hauptbahnhof). Kon-
krete Forderungen erhoben die Bezirksverordneten bezüglich der 
Umgestaltung und Umbau des Hauptbahnhofes (Toilettensituati-
on und Gastronomie), zur Erhöhung der Zahl der Fahrradabstell-
anlagen und zur Verbesserung der Parkraumsituation. 

Auf die Zukunft des Stadtbezirkes Mitte vor allem als Wohn-
standort legte die Bezirksvertretung ebenso ein besonderes 

Augenmerk wie auf die kindgerechte Gestaltung der Innenstadt 
und hier insbesondere auf die Schaffung eines bedarfsgerech-
ten Angebotes an Kinderspielplätzen und -gärten. Mehrfach 
plädierte die Bezirksvertretung für mehr Sauberkeit in der 
Innenstadt. Ausdrücklich gelobt wurde dabei die vom Ober-
bürgermeister mehrfach einberufene „Reinigungskonferenz 
Innenstadt“. Fortgesetzt werden soll die am Nordwall und an 
der Friedrichstraße bereits begonnene Begrünung der Straßen 
mit Bäumen. Begrüßt wurden von der Politik die erfolgreichen 
Bemühungen der Verwaltung zur Hebung der Qualität des Kre-
felder Weihnachtsmarktes. Sorgenkind bleibt aber der Markt auf 
dem Westwall. Ihre Verbundenheit mit verdienstvollen Bürgern 
der Stadt verlieh die Bezirksvertretung durch die Benennung 
zweier Plätze nach Willy Göldenbach und Dr. Isidor Hirschfelder 
Ausdruck und Anerkennung. 

Stadtbezirk Süd
Nicht zuletzt wegen des hohen Anteils ausländischer Mitbürger 
in ihrem Bereich hat auch die Bezirksvertretung Süd ihren Teil 
zur Integration dieser Bevölkerungsgruppe mit dem Ziel eines 
harmonischen Miteinanders von Deutschen und Ausländern 
beigetragen. Sichtbarstes Zeichen dieses Bemühens ist das 
alljährlich stattfi ndende Stadtteilkulturfest, an dem sich viele 
Vereine, Verbände, Schulen und andere Institutionen aktiv 
beteiligen. Den speziellen Problemen des Bezirkes soll das 
vom Land Nordrhein-Westfalen geförderte Handlungskonzept 
Süd begegnen. So wurden unter anderem Grünverbindungen 

zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität erneuert. Auch Kin-
derspielplätze und Schulhöfe wurden attraktiver gestaltet. Der 
Um- und Erweiterungsbau der Fabrik Heeder in ein Kultur- und 
Begegnungszentrum sowie in eine Sozial-, Jugend-, Weiterbil-
dungs- und Beschäftigungsagentur beschäftigte das Gremium 
regelmäßig und gegen Ende des letzten Jahres 2003 konnte mit 
dem Umbau von „Heeder II“ begonnen werden.

Zu den besonders erwähnenswerten Baumaßnahmen be-
ziehungsweise geplanten Baumaßnahmen gehört der Bau 
einer Moschee an der Viersener Straße, der immer wieder 
kontrovers diskutiert wurde, und der Umbau der Gladbacher 
Straße, der nach jahrelangen Diskussionen gegen Ende des 

Von Grund auf saniert wird die Gladbacher Straße. Der 
Umbau soll im Herbst 2005 fertig gestellt sein 

Bürger und Rathaus
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Berichtszeitraumes in Angriff genommen werden konnte. Mit 
der Errichtung einer Dreifach-Sporthalle an der Kurt-Tucholsky-
Gesamtschule wurde eine wichtige Sportstätte sowohl für den 
Schul- als auch für den Vereinsbedarf geschaffen. Durch die 
Fertigstellung des Durchstiches vom Ring zur Ritterstraße wurde 
der Verkehrsfl uss wesentlich verbessert. Auch mit dem Erwei-
terungsbau des Klinikums mit Bau eines Parkhauses befasste 
sich die Bezirksvertretung. Mit der Vergabe bezirksbezogener 
Haushaltsmittel unterstützte die Bezirksvertretung zum Beispiel 
das Freizeitzentrum Süd, die Bürgervereine, die Jugendarbeit 
der katholischen und evangelischen Kirche und den Altenclub 
der Pfarre St. Martin.

Stadtbezirk Fischeln
Ein Meilenstein in der Fischelner Ortsgeschichte war die Er-
öffnung des Hallenbads am Stadtpark Fischeln. Erheblich ver-
bessert wurde die Schulsituation im Krefelder Süden durch die 
Erweiterung des Maria-Sybilla-Merian-Gymnasiums. Mit Nach-
druck hat sich die Bezirksvertretung Fischeln für den Ausbau 
und die Erweiterung des Stadtparkes Fischeln im Rahmen der 
Gartenschau EUROGA 2002plus eingesetzt. Die Parklandschaft 
wurde in den letzten Jahren um 30 Hektar vergrößert. Durch 
den aufwendigen Umbau des ehemaligen Schulgebäudes am 
Marienplatz wurde die Spielstätte des Theaters am Marienplatz 
(TAM) modernisiert und gesichert.

Mit der Verabschiedung eines Stadtteilkonzepts für Fischeln hat 
die Bezirksvertretung die Voraussetzungen für eine Verbesse-
rung des städtebaulichen Erscheinungsbildes geschaffen. Neue 
Wohngebiete am Stadtpark Fischeln und im Fischelner Süden 
stärken den Ruf des Stadtbezirks als beliebten Wohnort. Die 
Neugestaltung des Campus Fichtenhain hat den Wirtschafts-
standort Krefeld um eine interessante Variante bereichert. Die 
Diskussion über die zukünftige Nutzung der Flächen entlang der 
A 44 wird Politik und Verwaltung noch längere Zeit beschäf-
tigen. Ein Dauerbrenner in der Bezirksvertretung Fischeln war 
und wird auch weiterhin die Diskussion über Verkehrsprobleme 
und mangelnde Parkmöglichkeiten im Fischelner Ortskern sowie 
über die Trassenführung der Westumgehung sein. 

Stadtbezirk Oppum-Linn
Die Bezirksvertretung Oppum-Linn setzte sich besonders für Ver-
kehrsberuhigungen und Verkehrsführungsmaßnahmen im Bezirk 
ein. Dabei wurden mehrere Geschwindigkeitsüberwachungen 
in Auftrag gegeben und neue Tempo-30-Bereiche eingeführt. 
Die Inbetriebnahme des Sportparks Oppum war ein großes Er-
eignis für die Sportler und Schulen des Bezirks. Ferner wurde 
die Aufstellung von Bebauungsplänen beraten: die Änderung 
des Bebauungsplanes 104, zwischen Heinrich-Malina-Straße 
und Bischofstraße, westlich Bahnstraße, der Bebauungsplan 
632, östlich Buddestraße zwischen Hafenbahn und Bahnstre-
cke Krefeld Duisburg, und der Bebauungsplan 684 im Bereich 
Haverkamp/nördlich Korekamp. Neue attraktive Baugebiete 
wurden auf den ehemaligen Sportplätzen Griesbacher Straße 
und Fungendonk/Bökendonk geschaffen.

Die Themen „Eiserner Rhein“ und MODRU 4 T (neue Flugrouten 
des Düsseldorfer Flughafens) beschäftigten die Bezirksvertre-
tung mehrfach. Mit Unmut nahmen die Bezirksverordneten zur 
Kenntnis, dass für den Bereich Oppum im Rahmen des „Bundes-
programms Lärmschutz Schiene“ lediglich passiver Lärmschutz 
statt aktivem Lärmschutz (Lärmschutzmauer) vorgesehen ist. 
Den Bau des Altenheims an der Heinrich-Malina-Straße for-
derte und begleitete die Bezirksvertretung jederzeit intensiv 
und man war froh, vor dem Jahreswechsel 2003/2004 endlich 
das Bauschild aufstellen zu können.

Die Einrichtung und Befestigung des Park & Ride-Platzes an der 
Kronlandbrücke dient nicht nur den Berufspendlern, sondern 
auch den Oppumer Vereinen, wie dem Schützenverein. Diese 
Maßnahme steht weiter im Zusammenhang mit dem Konzept 
der „Neuen Mitte Oppum“. Verwaltung und Bezirksvertretung 
arbeiten derzeit intensiv an einer entsprechenden Planung. Die 
Sanierung der Oppumer Geismühle geschieht erneut in enger 
Zusammenarbeit von Bezirksvertretung und Bürgerverein. Der 
Schützenverein Linn konnte nach langen Jahren einen eigens 
dafür hergerichteten Festplatz auf der Burgwiese gegenüber 
Haus Nauen beziehen. Für die Kinder der Besucher der Burg 
Linn und natürlich die „Einheimischen“ wurde an der Stein-
brücke im Burgpark ein Kinderspielplatz errichtet. Auch die 
Spielplätze an der Rathenaustraße und Am Böttershof wurden 
nach den modernsten Gesichtspunkten für die Spielbedürfnisse 
der Kinder neu angelegt. Die Hauptschulen Oppum und Linn 
wurden zu einer Schule am Standort Linn zusammengelegt. 
Die Linner Schule und das Lehrschwimmbecken wurden zudem 
mit erheblichem fi nanziellen Aufwand saniert. Der in Oppum 
freigewordene Schulraum wurde für die Erweiterung der Re-
alschule Oppum genutzt. 

Stadtbezirk Ost
In mehreren Sitzungen und Ortsterminen wurden die geplanten 
Maßnahmen zur Durchführung der „EUROGA 2002plus“ vorge-
stellt und diskutiert. Auf Antrag des Bürgervereins Elfrath und 
der Marktbeschicker wurde die Verlegung des Marktplatzes in 
Elfrath zum Honschaft-Rath-Platz beschlossen. Die durch die 
Bebauung des Platzes neben dem Traarer Rathaus erforderliche 
Verlegung des Marktes in Traar zum Festplatz wurde ebenso 
beschlossen wie die Benennung des neuen Platzes neben dem 
Rathaus in „Traarer Rathausmarkt“. Ein weiteres Thema war die 
Erweiterung der Grotenburgschule und die Planung zum Bau ei-
ner Turnhalle für diese Schule. Durch die Bebauung eines Teiles 
des Bockumer Gemeinbedarfsplatzes war die Neugestaltung der 
Restfl äche dieses Platzes erforderlich. Damit verbunden erhielt 
der Platz den Namen „Bockumer Schützenplatz“.

In einem Großteil der Sitzungen befasste sich die Bezirksvertre-
tung mit Verkehrsfragen. Hierbei ging es in den meisten Fällen 
um zusätzliche Verkehrsberuhigungen. In diesem Zusammenhang 
wurde die Ampelanlage an der Kreuzung Uerdinger Straße/
Schütenhofstraße/Buschstraße erneuert und gleichzeitig ein neuer 
Fußgängerüberweg in Höhe der Bockumer Kirche geschaffen. 

Selbstverständlich waren auch Bebauungspläne, der Schulent-
wicklungsplan, die Situation der Kindergärten und Kinderspiel-
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plätze, Eintragungen in die Denkmalliste, größere Bauvorhaben 
im Bezirk und Radwegeführungen Gegenstand der politischen 
Erörterungen. Hervorzuheben sind hierbei die Fertigstellung des 
Fuß- und Radweges entlang der A 57 von der Essener Straße 
in Bockum bis nach Gartenstadt und die Herrichtung des Fuß- 
und Radweges entlang des Lärmschutzwalles auf dem Traarer 
Golfplatz. Ein wichtige Maßnahme war die Umgestaltung und 
Modernisierung der Trauerhalle auf dem Bockumer Friedhof. Zu 
dem von der Bezirksvertretung angeregten Stadtteilkonzept für 
Gartenstadt/Elfrath fand der erste Workshop statt. Die schritt-
weise Umgestaltung des Bockumer Platzes, eine Forderung aus 
den Workshop zum Stadtteilkonzept Bockum, wurde in Angriff 
genommen.

Stadtbezirk Uerdingen
Nachdem im November 2001 auf dem Rhein vor dem Bayer-Werk 
die „Stolt Rotterdam“ havarierte, drängte  die Bezirksvertretung 
Uerdingen auf die Einrichtung eines Warnsystems für den Kata-
strophenfall. Ende 2003 stellte die Verwaltung dieses System 
den Bezirksverordneten vor, das unter großer fi nanzieller Betei-
ligung der Industrie nunmehr für Krefeld eingerichtet wird.

Die umfangreichen Kanalsanierungen im Uerdinger Norden 
und Westen waren zur Wiederherstellung des maroden Ka-
nalsystems unerlässlich. Zur Abwehr eines anstehenden Kla-
geverfahrens hatte sich die Bezirksvertretung entschlossen, die 
erst 1999 installierte Skateranlage am Rundweg zu verlagern. 
Neuer Standort: Alte Krefelder Straße /Lange Straße, vor dem 
Gartengelände Kirschenbüschgen. Die wohl sichtbarste Ver-
besserung für Uerdingen war die Herrichtung des historischen 
Marktplatzes. Ausgelöst durch die Verlegung der LKW-Zufahrt 

in das Bayer-Werk in Richtung Norden wurde die Duisburger 
Straße ausgebaut. Ein neues Wohngebiet entstand an der Berg-
straße; Bauherrin ist die Wohnstätte AG. Die Topsstraße wurde 
eingezogen, nachdem zur Standortsicherung der Siemens AG 
dort ein neues Verwaltungsgebäude errichtet wurde.

In Gellep-Stratum wurde die neue Hafenringstraße ihrer Bestim-
mung übergeben und damit eine spürbare verkehrliche Entlas-
tung des Stadtteils erreicht. Die zukunftsweisende Maßnahme 

„Rheinblick“ in Uerdingen wurde aus der Taufe gehoben: Die 
Gestaltung der Rheinfront zwischen ehemaligen „Rheinlust“ und 
dem Bayer-Werk. Im September 2003 stellten im Rahmen eines 
Workshops namhafte Architekten ihre Konzepte zur künftigen 
Nutzung dieses attraktiven Industrieareals vor. 

Bezirksvertretungen haben sich bewährt

Die Bezirksvertretungen haben sich nach fast 30 Jahren, die seit 
ihrer Einführung vergangen sind, sehr bewährt. Sie sind aus dem 
politischen Willensbildungsprozess nicht mehr fortzudenken, 
denn es ist von enormer Wichtigkeit, in welchem Umfang und 
mit welcher Qualität die sehr konkrete Ortskenntnis der Be-
zirksvertretungen in die kommunalpolitischen Entscheidungen 
Eingang fi ndet. Hierauf kann auch zukünftig weder die Verwal-
tung noch der „oberste Souverän“ in der Kommunalpolitik, der 
Stadtrat, verzichten.

Bürgervereine und -gesellschaften
Es ist kein Geheimnis, dass vor fast 30 Jahren die Bürgervereine 
in Krefeld argwöhnisch die Änderung der Kommunalverfassung 
beobachteten, denn mit der Einführung der Bezirksvertretun-
gen betrat auf einmal eine gesetzlich legitimierte Institution 
ihr ureigenstes Terrain. Bis dato waren es die Bürgervereine, 
die quasi die Funktion der Bezirksvertretung als eine Art 
Transmissionsriemen zu den Verantwortlichen in Politik und 
Verwaltung wahrgenommen hatten. Diese Rolle haben die 30 
in der Arbeitsgemeinschaft Krefelder Bürgervereine zusammen-
geschlossenen Bürgervereine und die vier „unorganisierten“ 
Vereine aber nie verloren.

Es gibt eine sehr intensive Zusammenarbeit zwischen den Be-
zirksvertretungen und den Bürgervereinen, die auch gesondert zu 
den Sitzungen eingeladen werden. In den Sitzungen haben die 
Vertreter der Vereine dann die Möglichkeit, ihre Vorstellungen 
zu den jeweiligen Themen vorzutragen. Vielfach bedienen sich 
die Bürgervereine auch der Form des schriftlichen Antrages an 
die Bezirksvertretung mit der Bitte, bestimmte Themen in die 
Tagesordnung der Sitzungen aufzunehmen. 

Preis „Bürgerschaftliche Selbsthilfe“
Neben den persönlichen Auszeichnungen kann der Rat Kre-
felder Bürger, Verbände, Vereine oder Vereinigungen, die 
anderen Mitbürgern in besonderem Maße bei der Bewälti-
gung von Problemen des täglichen Lebens helfen, mit dem 
Preis „Bürgerschaftliche Selbsthilfe“ auszeichnen. Der Preis 
„Bürgerschaftliche Selbsthilfe“ ist mit 2 500 Euro (bis 2001 
mit 5 000 DM) dotiert und wurde erstmals 1983 verliehen. 
Der Rat erließ Richtlinien, nach denen jeder Krefelder Bürger 
Vorschläge für die Verleihung der Auszeichnung machen kann. 
Die Vorschläge werden von einer durch den Rat gebildeten Jury 
geprüft, die dem Rat Vorschläge für die Entscheidung macht. Im 
Berichtszeitraum wurde der Preis „Bürgerschaftliche Selbsthil-
fe“ seit 1999 jährlich verliehen:

Bauarbeiten im Uerdinger Stadtkern: Nach der Herrich-
tung ist der Markplatz wieder ein echter Blickfang
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1999 an die Jugendlichen des Jugendtelefons Krefeld und an 
die „Krefelder Tafel e.V.“; 2000 an die Uerdinger „Kinder-Lobby“, 
den Verein Soziale Aktion Marienschule e.V. „Die Bachforellen“, 
an Marion und Herbert Diepenbruck sowie an Anneliese und 
Sybille Abelen; 2001 an die Initiative „Spielplatz Eschenweg“, 
an Gerda Schneider,  Eveline Mill und Hans Brenner; 2002 an die 
Eheleute Else und Willi Winkmann, an den Kreisverband Kre-
feld vom Bund Deutscher Hirnbeschädigter und an den „TREFF 
87“ am Weidenbruchweg; 2003 an den Arbeitskreis Krefelder 
Frauenverbände als Veranstalter des Sommerspielplatzes, an 
Rolf Heck und an den Ökumenischen Arbeitskreis „Asyl“.

Fachbereichs-, 
Amts- und Institutsleiter
Bei den städtischen Fachbereichen, Ämtern und Instituten gab 
es im Berichtszeitraum folgende Änderungen:

Aufgelöst wurden das bisherige Amt für Statistik und Stadtent-
wicklung, das Amt für Rats- und Repräsentationsangelegen-
heiten sowie das Rechts- und Versicherungsamt bei gleichzei-
tiger Umverteilung der bislang wahrgenommenen Aufgaben. 
Im Bereich der Kulturverwaltung erfolgte die Aufl ösung des 
Kulturamtes bei Neueinrichtung des Institutes Kulturbüro. 
Zusammengelegt wurden das Planungsamt und das Bauord-
nungsamt zum Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht sowie 
das Umweltamt, das Chemische Untersuchungsamt und das 
Amt für Abfallwirtschaft zum neuen Fachbereich Umwelt (wobei 
die Durchführung der Aufgaben nach dem Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetz durch Abschluß einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung auf den Kreis Wesel übertragen 
wurde). Neu gebildet wurde der Fachbereich Bürgerservice 
durch Integration der bisherigen Aufgaben des Bezirksverwal-
tungsamtes, des Einwohnermeldeamtes und des Standesamtes. 
In den Fachbereich Ordnung wurden die bisherigen Aufgaben 
des Veterinär- und Lebensmitteluntersuchungsamtes inte-
griert. Der Eigenbetrieb der Seniorenheime Krefeld wurde in 

eine gGmbH überführt. Für den Bereich Stadtentwässerung 
des Tiefbauamtes erfolgte eine Verlagerung zur SWK AQUA 
GmbH. Eine mögliche Rechtsformänderung für den Krefelder 
Zoo befi ndet sich in der Prüfung.

Von 1999 bis 2004 ausgeschieden sind folgende Fachbereichs-, 
Amts- und Institutsleiter/innen (Stand: Januar 2004):

Jürgen Hütter (Rats- und Repräsentationsamt) 
Heinz-Walter Sauer (Bezirksverwaltungsamt)
Manfred-Wilhelm Gofferje (Rechts- und Versicherungsamt) 
Manfred Schroers (Fachbereich Ordnung)
Karl-Friedrich Grimm (Standesamt)
Lutz Neidenberg (Stadtbücherei)
Dr. Gerhard Storck (Kunstmuseen)
Helmut Kauert (Kulturamt)
Dr. Carl-Wolfgang Schümann (Deutsches Textilmuseum)
Dr. Paul Vogt (Zoo)
Klaus Klingen (Bauordnungsamt)
Susanne Fritzsche (Planungsamt)
Hartmut Meiering (Wohnungswesen)

Die Fachbereichsleiter Zentrale Finanzsteuerung Manfred 
Abrahams und Grünfl ächen Thomas Visser wurden zu Beige-
ordneten gewählt.

Der Fachbereichsleiter Tiefbau Hans-Günter Petry wechselte 
zur SWK Aqua GmbH.

Folgende Leiter und Vertreter (in Klammern) stehen an der Spitze 
städtischer Dienststellen:

Büro Oberbürgermeister: Schäfer, Jörg (NN); Gleichstellungs-
stelle: Weinbörner, Christine (Hellfeier, Silvia); Rechtsreferat: 
Janßen, Heinrich (Haderlein, Robert); Verwaltungssteuerung 
und -service: Maritzen, Frank (Schmitz, Josef); Presseamt: 
Mathias, Hans-Joachim (Bauermeister, Timo); Rechnungs-
prüfungsamt: Plückhahn, Paul (Hoffmann, Dietmar), Stadt-
marketing: Kutz, Friedhelm (Kösters, Hans); Zentrale Finanz-
steuerung: Schabrich, Ingo (NN); Zentraler Finanzservice und 
Liegenschaften: NN, (NN); Bürgerservice: Jacobs, Jürgen 
(Schütze, Mathias); Ordnung: Drüggen, Helmut (Ahlers, 
Michael); Umwelt: Döpcke, Helmut (Dr. Reinhold, Friedrich); 
Feuerwehr und Zivilschutz: Dohmen, Josef (Meißner, Dietmar); 
Schule, pädagogischer und psychologischer Dienst: Hendrichs, 
Rainer (Feuring, Heinz-Günter); Volkshochschule: Dr. Rehbein, 
Heinz Georg (Heinze, Adolf); Stadtarchiv: Schulte, Paul-Günter 
(Kremers, Elisabeth); Stadtbücherei: Schroers, Helmut (Buch-
holtz, Evelyn); Museum Burg Linn: Dr. Reichmann, Christoph (Dr. 
Dautermann, Christoph); Kunstmuseen: Dr. Hentschel, Martin 
(Dr. Ermacora, Beate); Kulturbüro: Sauerland-Freer, Jürgen (Puhl, 
Anette); Musikschule: Heimann, Ulrich (Schürmanns, Ralph); 
Deutsches Textilmuseum: Professor Dr. Tietzel, Brigitte (Dr. 
Fleischmann-Heck, Isa); Theater: Schmidt, Klaus (NN); Zoo: Dr. 
Dreßen, Wolfgang (NN); Soziales: Adelfang, Walter (Draaken, 
Rudolf); Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung: Ackermann, 
Gerhard (Stangenberg, Gudrun); Sport und Bäder: Simons, Die-
ter (Michels, Horst); Gesundheit: kommissarisch Dr. Schmitz, 
Heinz-Gert (NN); Gebäudeservice: Risse-Richter, Monika und 
Stöcker, Elmar (Kamper, Egbert); Stadtplanung und Bauaufsicht: 
Griesert, Wolfgang (Hudde, Norbert); Vermessungs- und Ka-

Mit dem Preis „Bürgerschaftliche Selbsthilfe“ wird das 
ehrenamtliche Engagement von Bürgern gewürdigt
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tasterwesen: Stahr, Gerold (Kritzler, Wolfgang); Wohnungswe-
sen: Hahnen-Michanickl, Gudrun (Lehmann, Ingrid); Tiefbau: 
NN (Könner, Hartmut); Grünfl ächen: NN (Everhardt, Armin); 
Hafen- und Bahnbetriebe: NN (Lehnen, Elisabeth)

Personalmanagement
Der Bedarf an Fortbildungsmaßnahmen hat sich im Berichtszeit-
raum auf einem relativ hohen Niveau stabilisiert. Insbesondere 
die aus der Verwaltungsmodernisierung resultierenden  Fort-
bildungen zur Vermittlung betriebswirtschaftlicher Kenntnisse 
sowie zur Kundenorientierung haben stärker an Bedeutung 
gewonnen. Daneben hat die zielgruppenorientierte Entwick-
lungsfortbildung (zum Beispiel für Führungskräfte und den 
Verwaltungsnachwuchs) einen besonderen Schwerpunkt im 
Rahmen der Fortbildung eingenommen. 

Zahlreiche Mitarbeiter haben an internen Fortbildungsmaßnah-
men beim Studieninstitut Niederrhein (S.I.N.N.) und dem kom-
munalen Rechenzentrum Niederrhein (KRZN) teilgenommen:

Im Jahr 1999 waren es 2 586 (SINN), 293 (KRZN),  also insge-
samt 2 879 Mitarbeiter; im Jahr 2000 waren es 2 679 (SINN), 
118 (KRZN), insgesamt 2 797 Mitarbeiter; im Jahr 2001 waren 
es 2 094 (SINN), 176 (KRZN), insgesamt 2 270 Mitarbeiter; im 
Jahr 2002 waren es 2 589 (SINN), 192 (KRZN), insgesamt 2 781 
Mitarbeiter und im Jahr 2003 wurden 2 589 (SINN), 346 (KRZN) 
also insgesamt 2 935 Mitarbeiter fortgebildet.

Gegenüber dem vergangenen Berichtszeitraum (1994 bis 1998) 
erhöhte sich die durchschnittliche jährliche Teilnehmerzahl auf 
2 732 (vormals 2 501).

Personalentwicklung
Nachdem die Verwaltungsleitung im Rahmen eines Strategie-
workshops Ende 2001 den bisherigen Prozess der Verwaltungs-
modernisierung evaluiert hatte, wurde festgelegt, im Folgezeit-
raum die Aktivitäten auf zwei Teilbereiche zu konzentrieren und 
zwar auf die Budgetierung und das Personalmanagement. Nach 
einer gründlichen Analyse der Ausgangssituation wurden zum 
Themenfeld Personalmanagement ab Anfang 2002 folgende 
Aktivitäten eingeleitet und teilweise bereits abgeschlossen:

Neupositionierung der Personalentwicklung, Aufbau einer 
verwaltungsinternen Stellen- und Personalinformationsbörse, 
Neufassung der Beurteilungsrichtlinien, Einführung der alter-
nierenden Teleheimarbeit, Begleitung der Mitarbeiterbefragung 
2003, Einführung eines „Konfl iktmanagements“ und Einführung 
von standardisierten Mitarbeitergesprächen.

Eine besondere Bedeutung kommt hierbei der Neupositio-
nierung der Personalentwicklung zu. Die Stadtverwaltung 
Krefeld verfügt bereits seit Anfang der 90er Jahre über ein 
Personalentwicklungskonzept, das vorrangig auf die Zielgruppe 
der Führungsnachwuchskräfte ausgerichtet war. Die gesam-
melten Erfahrungen und die Analyse der künftigen Personal-

entwicklungserfordernisse machten eine Neupositionierung 
notwendig, die auch eine Differenzierung / Ausweitung der 
Zielgruppen zum Inhalt hat. Das Personalentwicklungskonzept 
(PEK) berücksichtigt jetzt zunächst drei Gruppen:

• Den Verwaltungsnachwuchs des gehobenen Dienstes aus 
allen Verwaltungsbereichen (allgemeiner / technischer / sozi-
aler / sonstiger Bereich), der mit gemeinsamen Veranstaltun-
gen gefördert wird. Das Programm basiert im Wesentlichen 
auf dem bisherigen PEK für den Führungskräftenachwuchs 
und löst dieses ab. Die ersten Workshops dieser Maßnahme 
fanden Ende 2003 statt. 

• Den Mitarbeitern der mittleren Führungsebene (Mitarbeiter, 
die derzeit bereits Aufgaben als Sachgebiets- oder Gruppen-
leiter, eine Funktion als Teamkoordinator oder vergleichbare 
Tätigkeiten wahrnehmen) werden innerhalb von speziellen 
Seminaren, Workshops und Hospitationen zusätzliche Qua-
lifi kationen mit dem Schwerpunkt „Wahrnehmung von Füh-
rungsaufgaben“ vermittelt. Der Start dieser PE-Maßnahme 
ist für das Jahr 2004 vorgesehen. Erfahrene Führungskräfte 
(Mitarbeiter, die bereits Führungsaufgaben als Abteilungslei-
ter oder Fachbereichsleiter wahrnehmen) werden individuell 
unterstützt durch das Angebot einer externen Fallberatung 
und durch bedarfsorientierte Informationsveranstaltungen. 
Es handelt sich hierbei um ein stetig begleitendes Angebot. 
Alle Maßnahmen werden in enger Zusammenarbeit mit dem 
Studieninstitut Niederrhein konzipiert und umgesetzt. 

• Im Rahmen der Frauenförderung unterstützte die Verwaltung 
im Jahr 2002/2003 ein Mentoring für Frauen in Kommunal-
verwaltungen zur Förderung des berufl ichen Alltags. Dabei 
handelte es sich um eine Kooperation mit den niederrheini-
schen Gleichstellungsbeauftragten und dem S.I.N.N.

Entwicklung der Sollstellen 
In den Haushaltsjahren 1999 bis 2004 konnte durch das restrik-
tive Handeln der Verwaltung eine Reduzierung von 71 Stellen 
erzielt werden, die im Wesentlichen auf die kontinuierliche 
Umsetzung der HSK-Maßnahmen zurückzuführen ist. 

Die Vorgabe des Haushaltssicherungskonzeptes beinhaltet eine 
Einsparung von insgesamt 580 Stellen. Aus Altmaßnahmen des 
HSK I-III resultiert die Einsparverpfl ichtung von 280 Stellen, die 
„Aufgabenkritik 95“ (HSK IV) erfordert eine Reduzierung von 
weiteren 300 Stellen.

Mit Verabschiedung des Stellenplanes 2004 stehen nur noch 13 
Stellen aus, um diese Verpfl ichtung erfüllen zu können.

Darüber hinaus hat der Rat der Stadt Krefeld in seiner Sitzung 
am 20. Dezember 2001 den weiteren Abbau von 30 Stellen 
beschlossen. Hiervon war es inzwischen möglich, 21 Stellen 
einzusparen. Die verbleibenden neun Stellen sind mit einem 
kw-Vermerk im Stellenplan 2004 ausgewiesen und werden, 
wie die noch ausstehenden 13 Stellen aus dem HSK I-IV, in 
den folgenden Jahren zur Einsparung gebracht.

In diesem Zusammenhang bleibt zu erwähnen, dass diese enor-
me Sollstellen-Reduzierung trotz notwendiger beziehungsweise 
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gesetzlich vorgeschriebener Stellenneueinrichtungen erreicht 
werden konnte. Speziell in den „Tageseinrichtungen für Kinder“ 
des Fachbereiches 51 (zur Umsetzung des Rechtsanspruches auf 
einen Kindergartenplatz) sowie im Bereich der Geschwindig-
keitsüberwachung und der Überwachung des ruhenden Verkehrs 
im Fachbereich 32 erfolgte die Neueinrichtung von Stellen vor 
dem Hintergrund neuer beziehungweise veränderter rechtlicher 
Vorgaben und Aufgabenerweiterungen. 

Organisations- und 
Veränderungsmanagement
Nachdem bis 1998 die Stadtverwaltung im Rahmen eines 
fl ächen deckenden Modernisierungsprozesses auf das Neue 
Steuerungsmodell umgestellt wurde, konzentrierten sich die 
weitergehenden Maßnahmen einerseits darauf, die bisherigen 
Schritte zu evaluieren und sicherzustellen, dass die eingeführ-
ten betriebswirtschaftlichen Instrumente ihre nachhaltige 
Wirkung entfalten konnten. Neben der Gewährleistung dieses 
ständigen Innovations- und Veränderungsprozesses wurden 
punktuell eine Reihe von Organisationsentwicklungsmaßnah-
men begleitet, die der Zielsetzung dienten, die Wirtschaft-
lichkeit der Stadtverwaltung zu erhöhen und die Qualität der 
Dienstleistungen auch in Zeiten knapper Kassen zu erhalten 
oder noch zu verbessern. 

Im wesentlichen handelt es sich dabei um die Umsetzung der 
Ergebnisse der Aufgabenkritik 2001, Abfl achung der Hierar-
chiestrukturen durch Einführung von Teamorganisationen, 
Umgestaltung der Organisation der vormals selbständigen 
Bereiche Stadtplanung und Bauordnung; Reorganisation der 
Kulturverwaltung durch Aufl ösung des ehemaligen Kulturamtes 
und Stärkung der Kompetenzen der Kulturinstitute; Reorgani-
sation des ehemaligen Hochbauamtes durch Schaffung eines 
nachfrageorientierten Gebäudeservices; Einleitung von Maß-
nahmen zur Teilprivatisierung des Fachbereiches 66 (Abteilung 
Stadtentwässerung); Organisationsoptimierung im Bereich der 
Amtsvormundschaften des Fachbereiches 51 und Vorarbeiten 
zur Einführung einer gemeinsamen Anlaufstelle von Arbeitsamt 
und Stadtverwaltung Krefeld im Rahmen der Umsetzung der 
sogenannten HARTZ-Beschlüsse.

Einsatz der Informationstechnik (IT) 
in der Stadtverwaltung
Der Ausbau der informationstechnischen Infrastruktur (ITIS) ist 
durch die stetige Bereitstellung von moderner und leistungs-
fähiger Hard- und Software für die Fachbereiche, Ämter und 
Institute der Verwaltung fortgesetzt worden.

Mit dem Einsatz der Informationstechnik soll das Verwaltungs-
handeln optimiert, der Bürgerservice intensiviert und Bürger, 
Wirtschaft und andere Behörden dauerhaft über das Internet 
an den Prozessen der Verwaltung beteiligt werden. Die hierzu 
notwendigen IT-Maßnahmen und deren Abwicklung erfolgen 
gesteuert über jährlich fortgeschriebene Entwicklungspläne und 
Berichte zur Umsetzung der jeweiligen Aktivitäten.

Eine grundlegende Voraussetzung zur Realisierung dieser 
Vorhaben bildet die Verfügbarkeit der Informationstechnik an 
allen Büroarbeitsplätzen der Verwaltung.  

Mit Ablauf des Jahres 2003 steht an allen bei der Stadtverwal-
tung Krefeld vorhandenen (rund 1 840) Büroarbeitsplätzen eine 
einheitliche IT-Ausstattung mit leistungsfähiger Hard- und Soft-
ware zur Verfügung, die eine zeitgemäße technikunterstützte 
Durchführung der dort anfallenden Tätigkeiten ermöglicht.

Parallel zur technischen Vollausstattung aller Büroarbeitsplätze 
wurden durch den Aufbau einer Rechnerlandschaft (Serverfarm) 
auch die vorhandenen zentralen IT-Ressourcen, die eine funda-
mentale Grundlage für den Einsatz der Informationstechnik bilden, 
im technisch notwendigen Maße ausgebaut und erweitert. Zur 
Zeit werden 3 IBM AS/400-Verwaltungsrechner sowie 19 unter-
schiedliche Server eingesetzt, die mit ihren Diensten alle an den 
Arbeitsplatzrechnern benötigten Grundfunktionen bereitstellen, 
deren Verbindung und Kommunikation untereinander und zum 
Kommunalen Rechenzentrum Niederrhein gewährleisten und bei 
Bedarf den Zugriff auf das Internet/Intranet ermöglichen.

Hierüber stehen moderne IT-Anwendungen und generelle 
Software-Werkzeuge zur Verfügung, die den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern durch integrierte Arbeits- und Auskunftsmög-
lichkeiten eine weitestgehend ganzheitliche Sachbearbeitung 
ermöglichen und die Verwaltung in die Lage versetzen, über 
das Internet ihr Informations- und Dienstleistungsangebot an-
schaulich darzustellen sowie durch elektronische Formular- und 
Workfl owdienste die internen Verwaltungsprozesse für Kunden 
schrittweise zu öffnen.

Einen weiteren wesentlichen Anteil an der Modernisierung der 
informationstechnischen Infrastruktur haben sowohl die in den 
letzten Jahren intensiv betriebene systematische Verkabelung der 
Verwaltungsgebäude als auch der Aufbau eines Hochleistungs-
netzes, das den erheblich gestiegenen technischen Anforderun-
gen, insbesondere im Hinblick auf den zukünftigen Einsatz von 
Multimedia-Anwendungen, ausreichend gerecht werden kann.  

Die Intensivierung der Informationstechnik leistet einen nicht 
unerheblichen Beitrag zur Konsolidierung der andauernden 
kritischen Finanzlage der Stadt Krefeld, indem der Einsatz von 
Personal vermieden oder verringert beziehungweise Sachkos-
teneinsparungen realisiert werden konnten. 

Darüber hinaus kann festgestellt werden, dass der hohe Ent-
wicklungsstand der informationstechnischen Infrastruktur mit 
Gewähr dafür bietet, den Herausforderungen fl exibel begegnen 
zu können, die durch den Umbau der Verwaltung zu einem mo-
dernen Dienstleistungsunternehmen entstehen. Die eingesetz-
ten Informations- und Kommunikationstechniken ermöglichen 
die zukünftig notwendige Umstellung der Verwaltungsprozesse 
auf E-Government-Lösungen und stellen somit unverzichtbare 
Instrumente zur Modernisierung der Verwaltung dar.

Ausbildung
Wie schon in den Jahren zuvor konnte die Stadt Krefeld als 
öffentlicher Arbeitgeber auch im Berichtszeitraum 1999 bis 2004 
wieder ein umfangreiches und breit gefächertes Ausbildungsan-
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gebot vorweisen, welches durchweg auf großes Interesse bei 
den Jugendlichen stößt, wie die Bewerberzahlen zeigen:

Jahr Bewerbungen Einstellungen Ausbildungsberufe
_______________________________________________________

1999 2 104 42 11
2000 1 669 54 10
2001 1 707 43 11
2002 1 377 43 8
2003 1 561 48 9

Der im letzten Bericht befürchtete Bewerberrückgang ist 
erfreulicherweise nicht eingetreten. Vielmehr haben sich die 
Bewerberzahlen auf einem vergleichsweise hohen Niveau 
stabilisiert. Dies dürfte auch auf das nach wie vor von der 
Verwaltung intensiv betriebene Ausbildungsmarketing zu-

rückzuführen sein. Allerdings hat das Ausbildungsmarketing 
einige neue Werbeschwerpunkte erfahren: Seit dem Jahr 
2001 nimmt die Verwaltung an der vom Arbeitsamt Krefeld 
durchgeführten Ausbildungsbörse „Top-Job“ teil, um während 
der zweitägigen Veranstaltung interessierten Jugendlichen 
und Schülern ihr Ausbildungsangebot zu präsentieren.  Hinzu 
kommen vermehrt Anfragen von Krefelder Schulen, interessierte 
Schülerinnen und Schüler direkt vor Ort über die städtischen 
Ausbildungsmöglichkeiten zu informieren. Schließlich besteht 
seit einiger Zeit auch die Möglichkeit, sich auf den Internetsei-
ten der Stadt ausführlich und aktuell rund um die Ausbildung 
zu informieren.

Schülerbetriebspraktika
Die Stadtverwaltung Krefeld bietet Schülerinnen und Schülern 
durch Schülerbetriebspraktika erste Einblicke in die Arbeitswelt. 
Die städtischen Fachbereiche, Ämter und Institute vermitteln 
den Praktikanten ihr Fachwissen und zeigen dabei ihren Ar-
beitsalltag auf. Hierdurch können die Jugendlichen Informatio-
nen und Erfahrungen sammeln sowie Neigung und Eignung für 
den erstrebten Berufswunsch selber realistischer einschätzen. 
Das Schülerbetriebspraktikum dient somit in erster Linie als 

Orientierungshilfe für die spätere Berufswahl. Die Personal-
verwaltung ist deshalb an der Durchführung derartiger Praktika 
sehr interessiert, da es sich hierbei auch um eine nützliche 
und kostenfreie Werbung für die städtischen Ausbildungsberufe 
handelt. Das Interesse an den städtischen Praktikumsplätzen 
konnte im Vergleich zum vergangenen Berichtszeitraum 1994 bis 
1999 deutlich gesteigert werden: Während seinerzeit rund 150 
Praktika pro Jahr abgeleistet wurden, liegt die Zahl im jetzigen 
Berichtszeitraum bei bis zu 250 Praktika pro Jahr.

Beamtenrecht
Die schon im Berichtszeitraum 1994 bis 1999 dargestellte 
Reformierung des Beamtenrechtes hat sich im aktuellen Be-
richtszeitraum fortgesetzt. Ein Schwerpunkt der Reformen war 
dabei erneut das Versorgungsrecht; oberstes Ziel ist nach wie 
vor die Eindämmung der ansteigenden Versorgungslasten.

Seit 1999 werden die Besoldungsanpassungen um 0,2 Prozent 
gekürzt. Die dadurch eingesparten Mittel werden einer Ver-
sorgungsrücklage zugeführt, die zur Finanzierung zukünftiger 
Versorgungsausgaben dienen soll. Gleichzeitig wird das Besol-
dungsniveau schrittweise um insgesamt drei Prozent gesenkt. 
Daneben wurde durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001 
der Versorgungshöchstsatz von bisher 75 Prozent auf künftig 
71,75 Prozent gesenkt. Die Absenkung erfolgt in mehreren 
Stufen und erfaßt auch die bereits vorhandenen Versorgungs-
empfänger. Weiter wurden die Regelungen der sogenannten 
„Riesterrente“ auf den Beamtenbereich ausgeweitet. Seit dem 
1. Januar 2002 besteht somit auch für Beamte die steuerliche 
Förderungsmöglichkeit einer zusätzlichen Alterssicherung.

Die Beamtenbesoldung hat im Jahr 2003 einen gravierenden 
Einschnitt erfahren. Der Bund hat seine Gesetzgebungskompe-
tenz bei verschiedenen Besoldungsthemen zugunsten der Länder 
aufgegeben und dadurch den Ländern die Möglichkeit geschaf-
fen, eigene landesspezifi sche Besoldungsregeln zu erlassen. Das 
Land Nordrhein-Westfalen hat davon bereits Gebrauch gemacht 
und schon die ohnehin auf den Stand von 1993 eingefrorene Son-
derzuwendung für 2003 („Weihnachtsgeld“) nochmals deutlich 
gesenkt. Ab dem Jahr 2004 ist darüber hinaus das Urlaubsgeld 
für die Beamten ersatzlos gestrichen worden.

Schließlich verzeichnete das allgemeine Beamtenrecht für die 
Beamten im Berichtszeitraum ebenfalls verschiedene Änderun-
gen. Auch die Beamten können inzwischen von der Möglichkeit 
der Altersteilzeit Gebrauch machen. Das Nebentätigkeitsrecht 
stellt verschärfte Anforderungen an die Genehmigung von Ne-
bentätigkeiten. Mit dem Zehnten Dienstrechtsänderungsgesetz 
gilt zum 1. Januar 2004 für Beamtinnen und Beamte folgende 
wöchentliche Arbeitszeit: mit Vollendung des 60. Lebensjahres 
oder bei einem Grad der Schwerbehinderung von mindestens 80 
vom Hundert 39 Stunden; mit Vollendung des 55. Lebensjahres 
40 Stunden sowie im übrigen 41 Stunden.

Die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten sind im Berichts-
zeitraum den Tarifabschlüssen entsprechend angepasst worden, 
so zuletzt um 2,4 Prozent mit Wirkung vom 1. April 2003 für die 
Besoldungsgruppen bis einschließlich A 11 sowie mit Wirkung 
vom 1. Juli 2003 für alle übrigen Besoldungsgruppen.

Rund 20 junge Leute beginnen jedes Jahr bei der Stadt 
ihre Ausbildung im Verwaltungsdienst 
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Tarifrecht
Die Arbeitnehmer der Stadt Krefeld waren unter anderem 
durch folgende Änderungen betroffen: Neue Regelungen für 
geringfügig Beschäftigte, Reform der Zusatzversorgung, Neu-
regelung des Schwerbehindertenrechts im Sozialgesetzbuch 
IX (SGB IX), Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für Arbeit-
nehmer im kommunalen öffentlichen Dienst, Tarifvertrag über 
die Gewährung von Leistungsprämien im Bereich des KAV 
NW, Wegfall AZ-Tag, außerdem Verschiebung des Termins 
für die Auszahlung der Bezüge vom 15. auf den letzten Tag 
eines Monats.
Die Vergütungs- und Lohntarifabschlüsse erbrachten folgende 
Ergebnisse: Ab 1. April 1999: Erhöhung der Grundvergütun-
gen, Monatstabellenlöhne, Ortszuschläge, Sozialzuschläge 
– ausgenommen die Erhöhungsbeträge für Kinder in den 
unteren Vergütungs- und Lohngruppen, der Vergütungen 
für Auszubildende, für Schüler in der Entbindungs- und 
Krankenpfl ege/Krankenpfl ege hilfe sowie der Entgelte und Ver-
heiratetenzuschläge der Praktikanten, Ärzte im Praktikum – um 
3,1 Prozent. Für die Monate Januar bis März 1999 erhalten 
vollbeschäftigte Angestellte und Arbeiter eine Einmalzahlung 
in Höhe von 300 Mark.
Ab 1. August 2000: Erhöhung der Grundvergütungen, Monatsta-
bellenlöhne, Ortszuschläge, Sozialzuschläge – ausgenommen 
die Erhöhungsbeträge für Kinder in den unteren Vergütungs- 
und Lohngruppen – um zwei Prozent. Für den Zeitraum von 
April bis Juli 2000 erhalten die Angestellten und Arbeiter eine 
Einmalzahlung von 100 Mark monatlich. Ab 1. September 
2001: Erhöhung der Grundvergütungen, Monatstabellen-
löhne, Ortszuschläge, Sozialzuschläge – ausgenommen die 
Erhöhungsbeträge für Kinder in den unteren Vergütungs- und 
Lohngruppen – um 2,4 Prozent. 
Ab 1. Januar 2003: Erhöhung der Grundvergütungen, Monata-
bellenlöhne, Ortszuschläge, Sozialzuschläge – ausgenommen 
die sogenannten Erhöhungsbeträge in den unteren Vergütungs- 
und Lohngruppen – um 2,4 Prozent, hiervon ausgenommen die 
Angestellten der Vergütungsgruppen III bis I und Kr. XII und 
XIII. Die Grundvergütungen, Ortszuschläge und so weiter dieser 
„höheren“ Vergütungsgruppen wurden erst ab 1. April 2003 um 
2,4 Prozent erhöht.
Im Monat März 2003 erfolgte eine Einmalzahlung. Sie betrug für 
Angestellte 7,5 Prozent der Vergütung (§ 26 BAT) einschließlich 
der allgemeinen Zulage, höchstens jedoch 185 Euro. Bemes-
sungsgrundlage war die Vergütung des Monats Dezember 
2002. Für Arbeiter betrug die Einmalzahlung 7,5 Prozent des 
Monattabellenlohnes (§67 Nr. 26 a BMT-G) gegebenenfalls 
einschließlich des Sozialzuschlages; höchstens jedoch 185 
Euro. Bemessungsgrundlage waren die Bezüge des Monats 
Dezember 2002. 
Die Auszubildenden erhielten ebenfalls im Monat März 2003 
eine Einmalzahlung in entsprechender Anwendung der Einmal-
zahlungsregelungen für Angestellte. Ab 1. Januar und 1. Mai 
2004: Je eine weitere Erhöhung der Grundvergütungen um ein 
Prozent. Außerdem im November 2004 eine weitere Einmalzah-
lung in Höhe von 50 Euro für Angestellte und Arbeiter, in Höhe 
von 30 Euro für Auszubildende.

Wahlen: Urnengänge 
für Demokratie
Von 1999 bis 2004 fanden beziehungsweise fi nden die folgenden 
Wahlen und Abstimmungen statt: Europawahl 1999, Kommu-
nalwahl 1999, Ausländerbeiratswahl 1999, Landtagswahl 
2000, Bundestagswahl 2002, Volksinitiative Forensik 2002, 
Volksinitiative zur Sicherung der Kinder- und Jugendarbeit im 
Land NRW 2003/2004, Europawahl 2004, Kommunalwahl 2004 
und Ausländerbeiratswahl 2004.

Die Organisation und Durchführung von Wahlen und Abstim-
mungen ist Aufgabe des Wahlamtes. Bis Mitte des Jahres 2000 
gehörte das Wahlamt zum Amt für Stadtentwicklung, Statistik 
und Wahlen. Im Zuge der Neuordnung der Verwaltung wurde 
das Wahlamt in den Fachbereich Bürgerservice eingegliedert.

a) Europawahl 1999
1999 wurde nunmehr zum fünften Mal das Europäische Parla-
ment direkt gewählt. Allerdings war die Wahlbeteiligung mit 
39,4 Prozent schwach. Es war die bisher niedrigste Wahlbetei-
ligung überhaupt in der Stadt Krefeld.

Ergebnis der Europawahl 1999 in der Stadt Krefeld:
Wahl- Wahl- Stimmenanteile in Prozent
berechtigte beteiligung CDU SPD GRÜNE FDP Sonstige
_______________________________________________________
167.790 39,4 Prozent 49,7 34,6 7,3 3,7 4,7

b) Kommunalwahl 1999
Die Kommunalwahl 1999 war durch eine Reihe von Verän-
derungen gekennzeichnet. So wurde erstmals ein hauptamt-
licher Oberbürgermeister direkt von den Wählern gewählt. 
Die Wahlberechtigung (aktives Wahlrecht) wurde von 18 auf 
16 Jahre herabgesetzt. Des Weiteren waren erstmals auch 
die Unionsbürger – Staatsangehörige der übrigen Staaten der 
Europäischen Union – zu den Kommunalwahlen wahlberechtigt. 
Darüber konnten erstmalig auch Parteien und Gruppen an der 
Sitzverteilung teilnehmen, die unter fünf Prozent der abgegebe-
nen gültigen Stimmen erhalten haben (Fortfall der sogenannten 
„Fünf-Prozent-Klausel“).

Die Wahlbeteiligung lag bei 49,8 Prozent und war die bisher 
geringste Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen in Krefeld und 
nach der Europawahl vom gleichen Jahr (siehe oben) die zweit 
schwächste Wahlbeteiligung aller Wahlen in Krefeld. Wenn 
man von der Kommunalwahl spricht, dann sind eigentlich drei 
separate Wahlen gemeint: die Oberbürgermeisterwahl, die 
Stadtratswahl und die Bezirkswahlen.

Oberbürgermeisterwahl
Hier konnte sich der Kandidat der CDU und bisherige ehrenamt-
liche Oberbürgermeister, Dieter Pützhofen, bereits im ersten 
Wahlgang mit 62,9 Prozent behaupten. Er wurde damit zum ersten 
hauptamtlichen Oberbürgermeister der Stadt Krefeld gewählt.
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Stadtratswahl
Ergebnis der Stadtratswahl 1999 
Wahl- Wahl- Stimmenanteile in Prozent
berechtigte beteiligung CDU SPD GRÜNE FDP Sonstige
_______________________________________________________
178.431 49,8 55,9 28,6 7 3,9 4,6

Bezirkswahlen
Bei den Bezirkswahlen werden die Vertretungen der einzelnen 
Stadtbezirke gewählt. Krefeld verfügt über insgesamt neun 
Stadtbezirke. In allen Stadtbezirken erzielte die CDU die 
höchsten Stimmenanteile aller teilnehmenden Parteien und 
Gruppen, in acht Stadtbezirken sogar die absolute Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen.

Ergebnis der Bezirkswahlen 1999 in der Stadt Krefeld
Stadtbezirk Wahl- Wahl- Stimmenanteile in Prozent
 berechtigte beteiligung CDU SPD GRÜNE FDP Sonstige
_______________________________________________________
1  West 25.910 47,0 52,9 29,1 8,8 3,4 5,8
2  Nord 14.572 49,4 61,1 25,4 6,6 3,6 3,2
3  Hüls 13.712 54,8 60,1 26,0 7,9 2,9 3,1
4  Mitte 30.541 42,0 54,7 30,0 8,6 3,6 3,2
5  Süd 10.771 36,9 46,2 38,0 7,0 2,9 5,9
6  Fischeln 20.703 54,8 55,1 32,3 6,5 3,4 2,8
7  Oppum/Linn 17.923 49,7 51,5 34,5 6,1 3,5 4,4
8  Ost 28.836 59,9 61,9 22,9 6,4 5,2 3,5
9  Uerdingen 15.463 48,8 50,7 37,5 5,5 2,5 3,8
_______________________________________________________
Gesamt 178 431 49,8 55,8 29,5 7,1 3,7 3,8

c) Ausländerbeiratswahl 1999
1999 wurde zum zweiten Mal der Ausländerbeirat in der Stadt 
Krefeld gewählt. Die Wahlbeteiligung lag mit 15,8 Prozent 
deutlich hinter der Wahlbeteiligung der ersten Wahl des Aus-
länderbeirates (32,8 Prozent).

Von den 15 zu vergebenden Sitzen entfi elen sieben Sitze auf die 
Liste Islam-Türk, je zwei Sitze auf die Wählergemeinschaften 
Internationale Liste und Demokratische Liste, je ein Sitz auf 
die Wählergruppen Griechische Gemeinde, Italienische Gruppe, 
Türkischer Rat und Unabhängige Griechische Bürger Krefelds.

d) Landtagswahl 2000
Bei der Landtagswahl verfügt die Stadt Krefeld über zwei Wahl-
kreise (Wahlkreise 56 und 57). Den Wahlkreis 56 gewann die 
Kandidatin der SPD, Sigrid Klösges, und zog damit direkt in den 
Landtag ein. Darüber hinaus erhielt auch die Kandidatin der CDU, 
Dr. Annemarie Schraps, als Listenkandidatin ein Landtagsman-
dat. Den Wahlkreis 57 gewann der Kandidat der CDU, Winfried 
Schittges. Zur Landtagswahl setzte die Stadt Krefeld erstmals 
testweise in zwölf Stimmbezirken elektronische Wahlgeräte 
ein, die sich in der Praxis bewährten.

Ergebnis der Landtagswahl 2000 in der Stadt Krefeld
Wahlkreis Wahl- Wahl- Stimmenanteile in Prozent
 berechtigte beteiligung CDU SPD GRÜNE FDP Sonstige
_______________________________________________________
56 KR I 81.019 50,0 36,2 40,0 8,2 11,5 4,1
57 KR II 86.062 57,1 39,0 38,7 6,9 12,7 2,7
Gesamt 167.081 53,6 37,7 39,3 7,5 12,2 3,3

e) Bundestagswahl 2002
Die Bundestagswahl 2002 stand im Zeichen der Verringerung 
der Abgeordnetenzahl im Bundestag. Aus diesem Grunde 
erfolgte im Vorfeld der Wahl eine Neuordnung der Bundes-
tagswahlkreise. Die Stadt Krefeld war von dieser Neuordnung 
in besonderem Maße betroffen und verfügt nicht mehr über 
einen eigenen Bundestagswahlkreis. Vielmehr wurde die Stadt 
Krefeld in zwei Wahlkreise zusammen mit den Nachbarkreisen 
Wesel und Neuss aufgeteilt. 

Das nördliche Stadtgebiet bildet zusammen mit Moers und 
Neukirchen-Vluyn aus dem Kreis Wesel einen Wahlkreis und 
das südliche Stadtgebiet zusammen mit Jüchen, Meerbusch, 
Kaarst, Korschenbroich aus dem Kreis Neuss den anderen 
Wahlkreis. Die Stadt Krefeld hatte gegen diese Neueinteilung 
erfolglos Klage beim Bundesverfassungsgericht eingelegt.

Ergebnis der Bundestagswahl 2002 in der Stadt Krefeld
Wahlkreis Wahl- Wahl- Stimmenanteile in Prozent
 berechtigte beteiligung CDU SPD GRÜNE FDP Sonstige
_______________________________________________________
111 KR I / NE II
Erstimme 201.213 81,3 43,5 42,1 5,3 7,4 1,7
Zweitstimme   39,3 37,1 8,5 11,6 3,5

115 KR II /WES II 
Erststimme 182.423 79,8 34,3 51,5 5,3 6,9 2,0
Zweitstimme   31,3 46,7 9,0 9,2 3,7

Stadt Krefeld
Erststimme 167.333 76,9 38,5 47,0 5,8 7,0 1,9
Zweitstimme   34,7 41,5 9,6 10,4 3,8

Den Wahlkreis 111 gewann der Kandidat der CDU, Willy 
Wimmer (Jüchen), den Wahlkreis 115 gewann der Kandidat 
der SPD, Siegmund Ehrmann (Moers). Beide Kandidaten zogen 
damit unmittelbar in den Bundestag ein. Über die „Liste“ zogen 
darüber hinaus noch Bernd Scheelen, SPD (Krefeld) und Otto 
Fricke, FDP (Krefeld) in den Bundestag ein.

f) Volksinitiativen
Im Zuge des Ausbaus von direkt demokratischen Bürgerbeteili-
gungen in politische Entscheidungsprozesse hat die Landesre-
gierung NRW im Frühjahr 2002 die Möglichkeit einer Volksiniti-
ative eröffnet. Ziel einer Volksinitiative ist es, zu erreichen, dass 
der Landtag ein bestimmtes Anliegen debattieren muss.

Zum Ende des Jahres 2002 (November/Dezember) erfolgte die 
erste Volksinitiative zum Thema Forensik. Krefeld verzeichnet 
mit 1 958 Eintragungen (Beteiligung: 1,2 Prozent) die dritthöchs-
te Anzahl an Eintragungen. Dennoch konnte die Volksinitiative 
landesweit nicht das notwendige Quorum (5 Prozent der Wahl-
berechtigten in NRW) erreichen und ist damit gescheitert.

Im Zeitraum Dezember 2003/Januar 2004 erfolgte die zweite 
Volksinitiative zum Thema (fi nanzielle) Sicherung der Kinder- und 
Jugendarbeit in NRW. In Krefeld gab es diesmal mit 1.258 Ein-
tragungen (Beteiligung: 0,8 Prozent) diesmal deutlich weniger. 
Landesweit war die Initiative erfolgreich, denn die notwendigen 
66 000 Eintragungen wurden mit rund 175 000 tatsächlichen 
weit übertroffen.
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Nachrichten und Infor-
mationen: Presseamt
Seit 85 Jahren besteht im Jahr 2004 das Krefelder Presseamt, 
das als eines der ersten Institute seiner Art in Deutschland 
am 1. April 1919 als Nachrichtenmittler zwischen Stadt und 
Medien gegründet wurde. Im Mittelpunkt der Berichterstattung 
des Presseamtes steht die Arbeit von Rat, Ausschüssen, Bezirks-
vertretungen und Verwaltung. Aber auch andere Bereiche des 
Lebens und Geschehens in der Seidenstadt werden publizistisch 
verwertet, um das „Wir-Gefühl“ der Bürgerschaft zu stärken und 
das Image Krefelds nach außen zu fördern.

Die im Presseamt gewonnenen und einlaufenden Informationen 
in Form von Text, Gesprächen oder eigenen Recherchen werden 
zu Berichten, Meldungen und Notizen verarbeitet, die im täglich 
erscheinenden Pressedienst abgedruckt und je nach Nachrich-
tengehalt an bis zu 700 örtliche und überörtliche Redaktionen, 
Agenturen und Korrespondenten verbreitet werden. Über 26 000 
Berichte und Meldungen wurden im Berichtszeitraum von vier 
Redakteuren für den Pressedienst verfasst. Zu zahlreichen 
Themen, wie Stadtgeschichte und -entwicklung, Sport, Mode, 
Ausstellungen, Museen, Zoo, Flachsmarkt, wurden Einzelartikel 
für Zeitungen und Zeitschriften geschrieben. Das Presseamt 
stellt außerdem tagesaktuell für den Internet-Auftritt der Stadt 
Krefeld unter der Adresse „www.krefeld.de“ Nachrichten zur 
Verfügung.

Zur Unterrichtung von Rat und Verwaltung dient der täglich 
erscheinende Pressespiegel, der einen Überblick über die für 
Krefeld wichtigen Presseveröffentlichungen enthält. Verant-
wortlich ist das Presseamt auch für die Herausgabe und Re-
daktion des wöchentlich erscheinenden Krefelder Amtsblattes, 
dem offi ziellen Bekanntmachungsorgan der Stadt. Ebenso hat 
das Presseamt die Verantwortung für die Redaktion des vor 
Ablauf jeder Ratsperiode fälligen Verwaltungsberichtes. 

Doch nicht nur schriftliche Nachrichten kommen vom Pres-
seamt. Zahlreiche Pressekonferenzen, Besichtigungstermine, 
Gespräche und Fotoangelegenheiten wurden vom Presseamt 
arrangiert und durchgeführt. Im Berichtszeitraum gab es über 
800 Pressekonferenzen; die Zahl der übrigen Termine wurden 
nicht erfasst. Zum Aufgabenbereich des Presseamtes gehört 
auch das Verfassen von Entwürfen und Textbeiträgen für Reden, 
Ansprachen und Grußworten des Oberbürgermeisters und der 
Bürgermeister.

Über das Tagesgeschehen hinaus engagiert sich das Presse-
amt für Ausstellungen, Entwicklungen und Ereignisse in den 
Kunstmuseen, im Deutschen Textilmuseum, im Museum Burg 
Linn sowie im Krefelder Zoo, die weit über Krefeld hinaus von 
Bedeutung sind. Ebenfalls über das lokale Interesse hinaus ging 
die Pressearbeit für das Projekt „Euroga 2002plus“, die Regi-
on Düsseldorf/Mittlerer Niederrhein, die Arbeitsgemeinschaft 
„Sauberer Rhein“ und die Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreund-
licher Städte NRW. 

Seit vielen Jahren wirkt die Stadt Krefeld im Presseausschuss 
des Deutschen Städtetages (DST) mit. Nach Oberstadtdirektor 

Dr. Hermann Steffens und Oberstadtdirektor Dr. Hans-Josef Vogt 
berief der nordrhein-westfälische Städtetag 1999 den Leiter des 
Krefelder Presseamtes, Hans Joachim Mathias, zum Mitglied 
im Presseausschuss des kommunalen Spitzenverbandes. Der 
Presseausschuss tagt in der Regel zweimal jährlich in einer 
der DST-Mitgliedsstädte. 

Die 84. Sitzung des Ausschusses fand auf Einladung von 
Oberbürgermeister Dieter Pützhofen am 10./11. April 2003 in 
Krefeld statt. Vielseitig war die Themenpalette, mit der sich die 
Mitglieder des Presseauschusses unter dem Vorsitz des Kieler 
Pressereferenten Gerd Müller im Krefelder Rathaus beschäf-
tigten. Den „Neuen Politikstil“ beleuchteten die Vertreter der 

deutschen Städte zwischen Cuxhafen und Bad Tölz – Oberbür-
germeister und Pressereferenten – durchaus kritisch in einer 
Analyse des Ingolstädter Pressereferenten Dr. Gerd Treffer auf 
der Grundlage einer Umfrage bei den Mitgliedern des Präsi-
diums des Deutschen Städtetages. Ersetzt die „Home-Story“ 
über den prominenten Politiker die Sachdarstellung? Werden 
Entscheidungen in Talkshows und nicht mehr im Parlament 
getroffen? Ergreift der „Neue Politikstil in der Mediendemo-
kratie“ auch die Städte? International wurde die Arbeit des 
Presseausschusses mit einem Vortrag von Andrea Leitner aus 
Wien über die „Wiener Integrative Öffentlichkeitsarbeit“. 

Vorgänge in Wuppertal beleuchtete der dortige Presseamtsleiter 
Professor Dr. Ernst-Andreas Ziegler unter dem Titel „Kommuni-
kation als Krisenmanagement am Beispiel staatsanwaltlicher 
Ermittlungen“. Der Ausschuss, vom Pressereferenten des 
Deutschen Städtetages, Volker Bästlein, betreut, beschäftigte 
sich in einem Referat von Susanne Wetterich aus Stuttgart 
außerdem mit dem modernen Medieneinsatz bei Veröffentli-
chungen der Städte, außerdem mit Publikationen des Deutschen 
Städtetages. 

Die Teilnehmer der Sitzung, die vom Krefelder Presseamtsleiter 
Hans Joachim Stan Mathias begrüßt wurden, besuchten auch 
das Deutsche Textilmuseum, wo ihnen dessen Leiterin Profes-
sor Dr. Brigitte Tietzel die Bedeutung des „seidenen Fadens“ 
für Krefeld und die Ausstellung „Scherrebek“ näher brachte, 
und verbrachten einen Abend in der traditionsreichen Brauerei 
„Gleumes“ an der Sternstraße. 

Im Krefelder Rathaus tagte im April 2003 der Presseaus-
schuss der Deutschen Städtetages



24

Bürger und Rathaus

Außer im Presseausschuss ist das Krefelder Presseamt auch 
aktiv in der Konferenz der städtischen Pressereferenten, die 
vom Deutschen Städtetag betreut wird und jährlich neben 
der zweitägigen Konferenz im Herbst auch ein Seminar im 
Frühjahr veranstaltet. Den Vorsitz der Arbeitsgemeinschaft II 
der Konferenz mit den Pressereferenten der Städte zwischen 
250 000 und 450 000 Einwohnern hat seit mehreren Jahren der 
Krefelder Presseamtsleiter. In der Euregio Rhein-Maas-Nord 
arbeitet das Presseamt im Arbeitskreis „Öffentlichkeitsarbeit“ 
aktiv mit. Das Presseamt verfügt über rund 600 Anschriften von 
„Auslandskrefeldern“, die von Zeit zu Zeit über ihre Heimatstadt 
mit Informationen versorgt werden.

Bestimmte Sendungen in Rundfunk und Fernsehen, die für die 
Arbeit von Rat und Verwaltung von Belang sind, werden vom 
Presseamt aufgezeichnet und ausgewertet; die Medienkasset-
ten werden jeweils befristet zur Verfügung gestellt. Außerdem 
bearbeitet das Presseamt das zentrale Anzeigen- und Bekannt-
machungswesen der Stadt Krefeld. Im Berichtszeitraum lag die 
Anzahl der öffentlichen Anzeigen in Zeitungen und Zeitschriften 
bei 780 im Wert von rund 640 000 Euro. Im Amtsblatt wurden 
1 590 Bekanntmachungen veröffentlicht.

Wichtige Ereignisse des Zeitgeschehens hält die Fotostelle 
des Presseamtes in einer umfangreichen Bilddokumentation 
mit inzwischen rund 35 000 Bildthemen fest. Die Fotostelle 
wickelt zahlreiche Aufträge aus dem gesamten Bereich der 
Stadtverwaltung ab, liefert aber auch Bilder für Dritte und 
bedient die Print-Medien mit Pressefotos aus Krefeld.

Gleichstellungsstelle: 
Für Frauen und Männer
„Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Männern und Frauen und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin“, heißt es seit 1994 im 
Grundgesetz. Ziel ist es, Frauen und Männern – bei unterschied-
lichen Lebenslagen – gleiche Lebenschancen zu verschaffen. In 
Krefeld gibt es seit 1985 eine kommunale Gleichstellungsstelle, 
die auf die Beseitigung von Benachteiligungen zwischen Frauen 
und Männern hinzuwirken hat.

Von den vielfältigen Aktivitäten sollen hier beispielhaft auf-
gezählt werden: Initiierung und Teilnahme an Arbeitskreisen, 
zum Beispiel am „Runden Tisch gegen häusliche Gewalt“, Zu-
sammenarbeit mit Fraueninitiativen, -gruppen und -verbänden, 
Durchführung von Veranstaltungen, Vernetzung und Koopera-
tion. So führte die Gleichstellungsstelle in den vergangenen 
Jahren zwei Fachtagungen durch, eine zum Thema „Gesundheit 
hat ein Geschlecht“ in Zusammenarbeit mit dem Fachbereich 
Gesundheit, eine weitere zum Thema „Gender Mainstreaming 
– Chancengleichheit für Männer und Frauen in der Arbeitswelt“, 
zusammen mit dem Regionalsekretariat und dem Arbeitsamt. 
„Hartz und Agenda 2010 – Chancen und Risiken für Frauen“ hieß 
eine gut besuchte Veranstaltung im Dezember 2003.

Highlight der letzten Jahre war die Ausstellung „Zeitgenos-
sinnen. Frauengeschichten in Krefeld“, die anlässlich des 
Internationalen Frauentages am 8. März 2000 im Foyer des 
Rathauses von Oberbürgermeister Pützhofen eröffnet wurde. 
Zwanzig Krefelderinnen, die beispielhaftes in dieser Stadt und 
für ihre Stadt geleistet haben, wurden dort von der Fotografi n 
Stefanie Grebe portraitiert. In dem gleichnamigen Begleitbuch, 
das auch im Buchhandel erhältlich ist, ist der Lebenslauf dieser 
Frauen nachzulesen, die aus allen gesellschaftlichen Bereichen 
beispielhaft ausgewählt wurden.

Seit Jahren trifft sich der „Frauenpolitische Stammtisch“, ein 
loses Bündnis von engagierten Frauen aus allen gesellschaft-
lichen Bereichen. Hier werden Informationen ausgetauscht, 
Veranstaltungen vorbereitet wie „Frauen in die Bundeswehr?“ 
und Aktionen durchgeführt wie zum Beispiel die Teilnahme an 
mehreren „Frauenweltreisen“, wo sich Frauen aus unterschied-
lichen Kulturkreisen gegenseitig besuchen und kennenlernen. 

Die Nachfrage von Bürgerinnen nach Beratung zeigt deutlich 
auf, wo nach wie vor Frauen vor besondere Schwierigkeiten 
gestellt sind: Fragen zu Mutterschutz, Erziehungsurlaub und 
Rentenreform sind hier zu nennen. Immer drängender werden 
jedoch die Probleme um Minijobs, Wiedereinstieg, Teilzeitar-
beit, Arbeitsplatzsicherung und allgemeine berufl iche Perspek-
tiven – ein Indiz dafür, dass der sich verengende Arbeitsmarkt 
besonders negative Auswirkungen auf die Erwerbsverläufe von 
Frauen mit sich bringt. Allgemeiner Informationsbedarf wird 
auch befriedigt durch die Herausgabe eigener Broschüren wie 
„Schwanger im Raum Krefeld“, „Informationen zu Mini-Jobs“ 
und mehrsprachiger Flyer „Gewaltfrei leben“, die Wege der 
Hilfen und Unterstützung im Rahmen des seit 1. Januar 2002 gül-
tigen Gewaltschutzgesetzes aufzeigen. Herausgegeben wurden 
diese vom Arbeitskreis „Gewalt gegen Frauen“, der auch eine 
Selbstdarstellung veröffentlicht hat und seit drei Jahren auf den 
„Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen“ am 28. November 
mit Fahnen- und anderen Aktionen aufmerksam macht.

Das „Virtuelle Frauenhandbuch“, das über www.krefeld.de/
Gleichstellung einzusehen ist, beinhaltet die Selbstdarstellun-
gen Krefelder Vereine, Verbände und Organisationen, die mit und 
für Frauen tätig sind. Diese Internet-Veröffentlichung ist nicht 
nur der Entwicklung neuer Techniken zu verdanken, sondern 
auch dem Sparzwang: eine Veröffentlichung als Druckerzeugnis 
ist in Zeiten knapper Kassen nicht mehr denkbar.

Vielen Bürgern ist unbekannt, dass die kommunale Gleich-
stellungsstelle auch verwaltungsinterne Pfl ichtaufgaben 
übernimmt. Mit Datum vom 9. November 1999 hat der Land-
tag ein Landesgleichstellungsgesetz beschlossen, dessen 
Geltungsbereich auch die Kommunen betrifft. Darin heißt es: 
„Dieses Gesetz dient der Verwirklichung des Grundrechts der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern. Nach Maßgabe 
dieses Gesetzes und anderer Vorschriften zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern werden Frauen gefördert, um bestehende 
Benachteiligungen abzubauen. Ziel des Gesetzes ist es auch, die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Frauen und Männer zu 
verbessern.“ Damit wurden viele der bisher im Frauenförderplan 
der Stadt Krefeld freiwillig festgelegten Regelungen zu gesetz-
lichen Pfl ichtaufgaben, deren Einhaltung durch die Beteiligung 
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der Gleichstellungsstelle bei allen personalwirtschaftlichen und 
organisatorischen Maßnahmen innerhalb der Stadtverwaltung 
gewährleistet ist. Die Stadt Krefeld als zweitgrößte örtliche Ar-
beitgeberin hat hier eine Vorbildfunktion, was innerbetriebliche 
Frauenförderung betrifft.

„Lust auf Erfolg“ hieß ein beispielhaftes Mentoring-Projekt für 
weibliche Führungsnachwuchskräfte in Kommunalverwaltun-
gen, welches das Studieninstitut Niederrhein auf Anregung 
der Gleichstellungsbeauftragten durchführte. Seitens der 
Stadt Krefeld beteiligten sich fünf Mentorinnen (Amtsleite-
rinnen und Abteilungsleiterinnen) und drei Mentees an dem 
einjährigen Projekt, das 2004 erneut erfolgreich an den Start 
gegangen ist.

Mit dem Landesgleichstellungsgesetz wurden auch andere 
kommunale und landeseigene Einrichtungen in Krefeld ver-
pfl ichtet, Frauenbeauftrage zu bestellen. Diese sind vernetzt 
in der „Konferenz der Krefelder Frauenbeauftragten“, die sich 
zweimal jährlich trifft und neben Erfahrungsaustausch Themen 
behandelt wie zum Beispiel Ausbildungssituation junger Frauen, 
Gender Mainstreaming, Mentoring, Wirtschaftsförderung und 
die Auswirkungen der Gesetze für moderne Dienstleistungen auf 
dem Arbeitsmarkt. Denn trotz aller rechtlichen Gleichstellung 
und nachweisbaren Entwicklungen und Erfolgen ist eines noch 
nicht erreicht: Dass Frauenbeauftragte und Gleichstellungstel-
len sich überfl üssig gemacht hätten. Vielmehr zeichnet sich 
angesichts der Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt, aber auch 
in anderen gesellschaftlichen Bereichen eher ein Roll-Back zu 
Ungunsten von Frauen ab.

Rechnungsprüfungsamt
Das Rechnungsprüfungsamt der Stadt wurde auf Grund ge-
setzlicher Vorschriften eingerichtet. Im Gegensatz zu anderen 
städtischen Fachbereichen ist das Rechnungsprüfungsamt 
unmittelbar dem Rat unterstellt und nur ihm gegenüber 
verantwortlich. Der Rat bestellt die Leitung des Rechnungs-
prüfungsamtes und die Prüfer. Die Gemeindeordnung verleiht 
dem Rechnungsprüfungsamt und seinen Mitarbeitern eine 
Sonderstellung in der Organisation der Kommunalverwaltung, 
welche die zur sachgerechten Erfüllung der Aufgaben erforder-
liche Unabhängigkeit sichern soll. Bei der Durchführung ihrer 
Prüfungen sind die Prüfer an keinerlei Weisungen gebunden 
und nur dem Gesetz unterworfen.

Das Rechnungsprüfungsamt nimmt zum einen Aufgaben wahr, 
die ihm durch die Gemeindeordnung übertragen worden sind. 
Zu diesen Aufgaben zählen unter anderem die Prüfung der Rech-
nungen, die dauernde Überwachung der Kassen der Gemeinde 
und ihrer Sondervermögen, Kassenprüfungen sowie die Prüfung 
von Vergaben. Zum anderen sind dem Rechnungsprüfungsamt 
durch den Rat weitere Aufgaben übertragen worden. Hierzu 
gehören die Prüfung der Verwaltung auf Ordnungsmäßigkeit, 
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit, die Prüfung von Archi-
tekten- und Ingenieurverträgen, die Prüfung der Wirtschaftsfüh-
rung und des Rechnungswesens der Sondervermögen sowie die 

Prüfung der Betätigung der Stadt als Gesellschafter, Aktionär 
oder Mitglied in Gesellschaften und anderen Vereinigungen 
des privaten Rechts. Über bedeutsame Prüfungsergebnisse 
werden Berichte und Vermerke gefertigt, die als wesentliche 
Entscheidungshilfen für Rat und Verwaltung gelten. 

Eine ständige Aufgabe ist die Überprüfung der Fachbereiche 
und Institute auf Rechtmäßigkeit, Effektivität und Effi zienz des 
Handelns. Der jährliche Bericht über die Prüfung der Jahres-
rechnung und die dafür vorgehende Prüfung der Finanzvorgänge 
bildet für Rechnungsprüfungsausschuss, Hauptausschuss und 
Rat die Grundlage für die Abnahme der Jahresrechnung und 
die Entlastung des Oberbürgermeisters. Die technische, wirt-
schaftliche und verfahrensmäßige Prüfung von wesentlichen 
Vergaben sowie von Architekten- und Ingenieurverträgen führt 
zu Ersparnissen und zu einer Vermehrung des wirtschaftlichen 
und zweckmäßigen Denken und Handelns der Verwaltung.

Außerdem wird die Verwendung von Landesmitteln im Wege 
der Vorprüfung für den Landesrechnungshof kontrolliert. Die 
Prüfung der delegierten Sozialhilfeaufgaben wird für den über-
örtlichen Träger der Sozialhilfe vorgenommen. Hierzu gehört 
auch die Erstellung eines Schlussberichtes, der Bestandteil des 
Berichtes über die Prüfung der Jahresrechnung ist. Neben den 
Kontroll- und Prüftätigkeiten haben nachgefragte Beratungsauf-
gaben an Bedeutung gewonnen. Diese sind wichtig, da hier die 
Sachkunde der Prüfer bereits im Vorfeld von Entscheidungen 
sinnvoll genutzt werden kann.

Zu den Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes gehört auch die 
Korruptionsprävention. Die Notwendigkeit einer vorbeugenden 
Korruptionsbekämpfung wurde bereits sehr frühzeitig erkannt. 
Unter Federführung des Rechnungsprüfungsamtes ist seit 1998 
eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe zur Vermeidung von Manipu-
lation und Korruption (ManKo?) tätig. Die zielorientierten Beratun-
gen und Beschlüsse dieser Arbeitsgruppe haben zur Aktivierung 
von Problembewusstsein bei den Mitarbeitern der Verwaltung 
sowie zu zahlreichen Regelungen geführt, die der Vermeidung 
von Manipulation und Korruption dienen. Die vielfältigen Akti-
vitäten des Rechnungsprüfungsamtes werden naturgemäß nur 
selten öffentlich bekannt. Gleichwohl wird durch Finanzkontrolle, 
Beratung und Korruptionsprävention die Arbeit der Verwaltung 
insgesamt rechtssicherer und wirtschaftlicher. 

Die Personalvertretung
Die Vertretung der Mitarbeiter der Stadtverwaltung wird von 
einem aus 15 Mitgliedern bestehenden Gesamtpersonalrat 
und elf Einzelpersonalräten wahrgenommen. Die jeweilige 
Zuständigkeit ergibt sich dabei aus dem Umstand, inwieweit 
Entscheidungen und Zuständigkeiten fachbereichsübergreifend 
oder aber begrenzt auf einen Fachbereich relevant sind. Dar-
aus folgt, dass die Aufgaben des Gesamtpersonalrates eng 
gekoppelt sind an die Aufgaben und Befugnisse des Oberbür-
germeisters als Leiter der Gesamtdienststelle. Die Mitglieder 
des Gesamtpersonalrates spiegeln in ihrer Gruppenstärke 
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– Arbeiter, Angestellte und Beamte – das Bild der gesamten 
Mitarbeiterschaft wider. Seit dem Jahr 2000 setzt sich das 
Gremium dabei aus drei Beamten-, acht Angestellten- und 
fünf Arbeitervertretern zusammen. 

Diese Mischung wird bei der anstehenden Neuwahl der Perso-
nalvertretung nicht fortgeführt werden können. Bedingt durch 
die Rechtsformänderungen in Teilbereichen des Fachbereichs 
Tiefbau und bei den Seniorenheimen sowie den stringenten 
Stellenabbau der letzten Jahre wird es zukünftig vier Beamten- , 
acht Angestellten- und drei Arbeitervertreter geben.

Die derzeit bestehenden elf Einzelpersonalräte sind insbesonde-
re durch die im Rahmen des Neuen Steuerungsmodells (NSM) 
durchgeführte Delegation von Entscheidungskompetenzen auf 
die Fachbereichs- und Institutsleitungen bei vielen Maßnahmen 
Ansprechpartner und Entscheidungsträger geworden.

Die Arbeit der Personalvertretung wurde in den letzten Jahren 
stark beeinträchtigt durch die desolate Haushaltslage der Stadt. 
Die Budgetierung, zunächst ein Instrument im NSM-Prozess, das 
zu mehr Transparenz und Eigenverantwortlichkeit beitragen soll-
te, wurde immer mehr zu einem Mittel der Haushaltssanierung 
und nimmt damit unmittelbaren Einfl uss auf das soziale Mitein-
ander. Die Einsparung von über 600 Stellen bei unveränderter 
Aufgabenerfüllung führte zu einer nicht mehr zu vertretenden 
Leistungsverdichtung für die Mitarbeiter. Die Einfl ussmög-
lichkeiten der Personalvertretung waren hier sehr gering und 
beschränkten sich auf eine sozialverträgliche Begleitung des 
Prozesses. Die Gesamtpersonalvertretung wurde immer mehr 
in die sehr zeitintensiven Projektgruppenarbeiten eingebunden. 
Exemplarisch können hier Personalmanagement, Budgetierung 
oder Mitarbeiterbefragung genannt werden.

Es konnten Dienstvereinba-
rungen zur Teleheimarbeit und 
Stellis (Stelleninformationssys-
tem) abgeschlossen werden. 
Darüber hinaus wurde eine 
Änderung der DV – Zeitma-
nagement (bei Einführung eines 
neuen Zeitmanagementsystems) 
zum Abschluss gebracht. Zur Zeit 
begleiten viele Personalräte 
sogenannte Geschäftsoptimie-
rungsprozesse – besser bekannt 
als Orgauntersuchungen. Diese 
wurden erforderlich durch die 
bereits erwähnten massiven 
Einsparungen von Stellen und 
die damit verbundene Leistungsverdichtung.

Ein weiteres großes Projekt zwischen Verwaltung und Perso-
nalvertretung wirft bereits seinen rechtlichen Schatten voraus. 
Durch die Umstellung der kameralen Haushaltsführung auf 
betriebswirtschaftliche Erfordernisse mit der Einführung des 
„Neuen Kommunalen Finanzmanagements (NKF)“ wird es erneut 
einen großen Umbau innerhalb der Fachbereiche geben. Dies 
stellt für die Verwaltung, die Beschäftigten und letztlich auch 
für die Personalvertretungen eine neue Herausforderung dar 
und begründet nach Auffassung der Gesamtvertretung sowohl 

einen erhöhten Fortbildungsbedarf wie auch die Notwendigkeit, 
weitere personelle Ressourcen für diese Aufgabe zu schaffen. 
Ziele der Personalvertretung für die nahe Zukunft werden sein, 
mit dem neuen Oberbürgermeister die Verlängerung der Dienst-
vereinbarung „Sozialer Friede“ zu erreichen und den Aufbau 
eines Konfl iktmanagement weiter zu forcieren.

Vertretung der 
Schwerbehinderten 
Die Schwerbehindertenvertretung als eigenständige Interessen-
vertretung der schwerbehinderten, der gleichgestellten, und von 
Behinderung bedrohten Menschen der Stadtverwaltung Krefeld 
besteht aus zehn örtlichen und der Gesamtschwerbehinderten-
vertretung. Die Vertrauenspersonen vertreten schwerbehinderte 
Menschen, gleichgestellte behinderte Menschen, Beschäftigte, 
die einen Antrag auf Anerkennung gestellt haben, und Beschäf-
tigte, die einen Antrag stellen wollen, weil sie von Behinderung 
bedroht sind.

Die Schwerbehindertenvertretung ist zuständig für Aufgaben 
nach dem Sozialgesetzbuch IX. Sie fördert die Eingliederung 
schwerbehinderter Menschen in die Dienststelle, vertritt ihre 
Interessen in der Dienststelle und steht Ihnen beratend und 
helfend zur Seite. Sie hat vor allem darüber zu wachen, dass 
die zu Gunsten schwerbehinderter Menschen geltenden Ge-
setze, Verordnungen, Tarifverträge und Dienstvereinbarungen 
durchgeführt werden, insbesondere dass der Arbeitgeber die 
ihm nach dem SGB IX obliegenden Verpfl ichtungen erfüllt. Sie 
hat eine Vorsorgefunktion, indem sie Maßnahmen, die den 
schwerbehinderten Menschen dienen, insbesondere präventive 
Maßnahmen, bei den zuständigen Stellen wie Integrationsamt, 
Arbeitsamt und Sozialversicherungsträger beantragt. 

Ihre Vermittlerfunktion besteht darin, dass sie Anregungen 
und Beschwerden von schwerbehinderten Menschen ent-
gegen zu nehmen hat und falls diese berechtigt erscheinen, 
durch Verhandlung mit dem Arbeitgeber auf eine Erledigung 
hinzuwirken. Über den Stand und das Ergebnis der Verhandlung 
hat die Schwerbehindertenvertretung die schwerbehinderten 
Menschen zu unterrichten. Bei Anträgen an das Versorgungsamt 
und das Arbeitsamt hat die Schwerbehindertenvertretung die 
Beschäftigten zu unterstützen. 

Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, an allen Sit-
zungen des Personalrates sowie am Arbeitsschutzausschuss 
beratend teilzunehmen. Sie hat das Recht zu beantragen, dass 
Angelegenheiten, die einzelne schwerbehinderte Menschen 
oder diese als Gruppe besonders betreffen, auf die Tagesord-
nung der Sitzung des Personalrates zu setzen sind.

Zahlen, Daten, Fakten
Die Beschäftigungsquote bei der Stadtverwaltung Krefeld 
beträgt seit 18 Jahren zwischen sechs und acht Prozent und 

Gesamtpersonalratsvorsit-
zende: Barbara Prange
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übersteigt damit die gesetzliche Pfl ichtquote von fünf Prozent 
beispielgebend. Die Stadt Krefeld beschäftigt derzeit 48 beson-
ders betroffene schwerbehinderte Kollegen, macht aber von 
dem Recht der Mehrfachanrechnung keinen Gebrauch. Im Juli 
2002 erhielt die Stadtverwaltung Krefeld das „Prädikat behin-
dertenfreundlich“ durch den Landschaftsverband Rheinland als 
erste und bis heute einzige Stadtverwaltung verliehen. 

Die Mitglieder der Schwerbehindertenvertretung unterliegen 
der Schweigepfl icht. Sie sind verpfl ichtet, über ihnen wegen 
ihres Amtes bekanntgewordene persönliche Verhältnisse und 
Angelegenheiten von Beschäftigten, die ihrer Bedeutung oder 
ihrem Inhalt nach einer vertraulichen Behandlung bedürfen, 
Stillschweigen zu bewahren.

Die Schwerbehindertenvertretung kann auf Wunsch des Be-
schäftigten an Besprechungen mit entscheidungsbefugten Per-
sonen der Dienststelle teilnehmen, soweit dabei beteiligungs-
pfl ichtige Angelegenheiten berührt werden. Die Mitglieder 
der Schwerbehindertenvertretung haben durch Teilnahme an 
Schulungs- und Bildungsveranstaltungen das Wissen, welches 
für die Betreuung und Eingliederung schwerbehinderter Men-
schen notwendig ist.

Stolz ist die Stadt Krefeld auf ihre stark sehbehinderte Nach-
wuchskraft Silke Hütter, die kurz vor dem Bestehen ihrer Prü-
fung für den gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienst 
die Weltmeisterschaften der sehbehinderten Judokas sowohl 
im Einzel- als auch im Mannschaftswettbewerb gewann.

Statistik und 
Befragungen
Die Stadt Krefeld betreibt eine Kommunalstatistik, um sta-
tistische Informationen zur sachgerechten Bewältigung ihrer 
Aufgaben zu gewinnen. Kommunalstatistiken sind Statistiken, 

die im eigenen Wirkungskreis angeordnet und durchgeführt 
werden. Daneben werden Auftragsstatistiken aufgrund von 
Rechtsvorschriften des Bundes oder des Landes bearbeitet. Die 
Statistik verfügt darüber hinaus über eine Vielzahl von statis-
tischen Informationen aus den verschiedensten Bereichen, die 
gesammelt und ausgewertet werden. Statistik ist dabei kein 
Selbstzweck, sondern sie soll Informationen bereitstellen und 
Entwicklungen aufzeigen, die für die kommunale Aufgabenbe-
wältigung von Bedeutung sind. Statistik unterstützt insofern 
die kommunale Planung und Entscheidungsfi ndung. Statistische 
Informationen werden sowohl von der Politik und Verwaltung 
als auch außerhalb der „Stadt“ nachgefragt (beispielsweise für 
Standort- und Investitionsentscheidungen oder Marktanalysen). 
Pro Jahr werden an die Abteilung Statistik über 1 000 Anfragen 
gerichtet und von dort beantwortet. Des weiteren werden in der 
Statistik pro Jahr rund 450 statistische Auswertungen – von 
mehr oder weniger großen Umfang – zu bestimmten Themen- 
und Fragestellungen erarbeitet

Kommunale Umfragen sind in den letzten Jahren als Mittel 
des Dialogs zwischen Stadtverwaltung und Bürgerschaft ein 
bewährtes Instrument der Stadtsteuerung geworden. Sie liefern 
als moderne und aktuelle Ergänzung des statistischen Informa-
tionssystems Daten zur Planung des künftigen Verwaltungs-
handelns, die aus den herkömmlichen Quellen der amtlichen 
und kommunalen Statistik nicht bereitgestellt werden können. 
Inzwischen haben sich je nach Zielsetzung unterschiedliche 
Formen der Befragung herausgebildet: Allgemeine Bürgerum-
fragen ermitteln Lebensbedingungen und subjektive Einschät-
zungen, Meinungen und Einstellungen zu kommunalen Themen. 
Kundenbefragungen dienen vorrangig dem Zweck, städtische 
Infrastruktureinrichtungen und Dienstleistungen nach Umfang 
und Qualität dem Urteil der Bürger zu unterwerfen. Je nach 
Situation kann die Bewertung der Leistungs- oder Servicequa-
lität durch den Bürger in seiner Eigenschaft als Kunde, Nutzer, 
Teilnehmer oder anderer Nachfrager oder als Leistungsemp-
fänger erfolgen. Diese Befragungen wurden in den letzten 
Jahren beispielsweise durchgeführt: Kundenbefragungen 
bei Besuchern des Fachbereiches 31, Besuchern von Zoo und 
Stadtbücherei, Befragungen von Unternehmen im Auftrag der 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft Krefeld, eine Neubürgerbe-
fragung, eine Bürgerumfrage, eine Befragung der Mitarbeiter 
der Stadtverwaltung sowie Befragungen von Personen, die nach 
Krefeld hin- oder von Krefeld fortziehen. Außerdem wurde die 
Polizei bei ihrer Bürgerumfrage unterstützt.

Vertretung der auslän-
dischen Einwohner
Mit der am 17. Oktober 1994 in Kraft getretenen Änderung der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wurden 
Gemeinden mit mindestens 5 000 ausländischen Einwohnern 
verpfl ichtet, einen Ausländerbeirat zur Vertretung der Inter-
essen der ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner zu 

Schwerbehindertenvertreter Heinz-Günther Roeder gra-
tuliert Silke Hütter zur Judo-Weltmeisterschaft
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bilden. Dieser ist in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 
und geheimer Wahl für die Dauer der Wahlzeit des Rates zu 
wählen. Die zweite Wahl zum Ausländerbeirat der Stadt Krefeld 
fand am 7. November 1999 statt. Von 21 090 Wahlberechtigten 
machten 3 332 von ihrem Wahlrecht Gebrauch (15,8 Prozent; 
im Gegensatz zu einer Wahlbeteiligung von 32,8 Prozent bei 
der ersten Wahl zum Ausländerbeirat). Neun Wählergruppen 
und ein Einzelbewerber standen zur Wahl. Gewählt wurden 
die Kandidaten aus drei türkischen, zwei griechischen, einer 
italienischen und einer internationalen Wählergruppe. Der 
Ausländerbeirat besteht aus fünfzehn Mitgliedern. Gewählt 
wurden elf Mitglieder türkischer, zwei Mitglieder griechischer 
sowie je ein Mitglied italienischer und deutscher Herkunft.

Zum Vorsitzenden wurde Mehmet Alkan gewählt. Im Jahr 2001 
traten ein deutsches und ein türkisch stämmiges Mitglied zu-
rück. Als Nachfolger wurden zwei türkisch stämmige Mitglieder 
festgestellt. 

Der Ausländerbeirat kann sich mit allen Angelegenheiten der 
Gemeinde befassen und Anregungen oder Stellungnahmen dem 
Rat, einem Ausschuss oder einer Bezirksvertretung vorlegen. Er 
hat bis zum Januar 2001 fünf Sitzungen abgehalten. Themen 
waren beispielsweise die Ausbildungssituation, das Staatsan-
gehörigkeitsrecht und Rechtsextremismus. In der Folgezeit trat 
der Ausländerbeirat nicht mehr zusammen. Für den Ausländer-
beirat ist eine Geschäftsstelle eingerichtet worden, in der die 
Mitglieder Sprechstunden durchführen.

Daneben setzt sich seit mehr als 32 Jahren der Arbeitskreis 
für Angelegenheiten ausländischer Mitbürger in Krefeld für 
die Interessen der ausländischen 
Einwohner ein. Er behandelt 
in regelmäßigen Sitzungen (im 
Berichtzeitraum 20) Fragen und 
Probleme, die ausländische 
Einwohner und das Zusammen-
leben zwischen Ausländern und 
Deutschen betreffen. Dieses eh-
renamtliche Gremium wurde am 
28. Oktober 1971 zunächst als 
„Arbeitskreis für die Behandlung 
von Problemen der Gastarbeiter“ 
gegründet. Der Arbeitskreis ist 
paritätisch besetzt, das heißt 
die 24 Mitglieder sind jeweils 
zur Hälfte deutscher und auslän-
discher Herkunft. Die in Krefeld bestehenden eingetragenen 
Ausländervereine benennen die ausländischen Mitglieder. Die 
deutschen Mitglieder werden von den im Stadtrat vertretenen 
Fraktionen, der Arbeitsverwaltung, dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund, der Unternehmerschaft, den Wohlfahrtsverbänden 
und der Stadtverwaltung entsandt. Vorsitzender ist seit dem 
20. Februar 1991 Wolfgang Schlie, zuletzt wiedergewählt am 
25. Mai 2000.

Beide Gremien gestalteten in den Jahren 1999 und 2000 ge-
meinsam die jährlich stattfi ndende „Woche der ausländischen 
Mitbürger“, die ab 2001 als „Interkulturelle Woche“ alleine 
vom Arbeitskreis für Angelegenheiten ausländischer Mitbürger 

durchgeführt wurde. Fester Bestandteil der Woche war in allen 
Jahren ein eigener „Frauentag“ sowie ab 2001 eine „Weltreise 
durch die Stadt“, organisiert vom Fachbereich Jugendhilfe und 
Beschäftigungsförderung der Stadt Krefeld. Des weiteren prä-
sentierten sich die ausländischen Vereine mit landestypischen 
Spezialitäten und Folkloredarbietungen bei einem Fest auf dem 
Neumarkt. Zusätzlich führte der Arbeitskreis ab 2001 jährlich 
einen „Jugendsommer“ durch. Mit dieser Veranstaltung zu The-
men wie Schule und Ausbildung sollten speziell Jugendliche 
angesprochen werden.

Förderung kommunaler  
Entwicklungsprojekte
Seit 1996 bewilligt die Bezirksregierung in Düsseldorf aufgrund 
von gemeinsamen Erlassen des Innen- und Finanzministeriums 
des Landes Nordrhein-Westfalen Zuweisungen nach dem Ge-
meindefi nanzierungsgesetz als pauschalierte Zuweisung zur 
Förderung kommunaler Projekte der Entwicklungszusammen-
arbeit. Jährlich wurden 50 Pfennig, in 2002 26 Cent und im 
Jahre 2003 20,8 Cent je Einwohner zur Verfügung gestellt. Nach 
den Erlassen ist die kommunale Entwicklungszusammenarbeit 
Teil der kommunalen Selbstverwaltung und an die „örtliche 
Gemeinschaft“ im Sinne von Artikel 28 Absatz 2 GG gebunden. 
Das heißt, die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit mit 
der Dritten Welt gehört nur dann zum kommunalen Aufgabenbe-
reich, wenn diese in der örtlichen Gemeinschaft verwurzelt ist. 
Der Bezug zur örtlichen Gemeinschaft ergibt sich insbesondere 
aus dem Anteil, den einzelne Bürger, Kirchengemeinden, Ver-
eine und sonstige lokale Initiativen an der Pfl ege kommunaler 
Außenbeziehungen im Bereich der Entwicklungszusammenar-
beit nehmen und nehmen können. Durch Informationen über 
die Tagespresse war die Krefelder Bevölkerung aufgefordert, 
Vorschläge für die Verwendung der Mittel einzureichen. Unter 
Beteiligung der Krefelder Eine-Welt-Initiative wurden in den 
Jahren 1999 bis 2003 Verteilungsvorschläge erarbeitet, über 
die der Verwaltungsausschuß des Rates entschieden hat. So 
konnte in den vergangenen Jahren mit rund 300 000 Euro eine 
Vielzahl von Projekten in der Dritten Welt gefördert werden. 
Für 2004 sieht das Gemeindefi nanzierungsgesetz diese Mittel 
zur Förderung nicht mehr vor. 

Zentrenkonzept
Der Rat der Stadt Krefeld hatte am 21. September 2000 eine 
Neuerarbeitung des Zentrenkonzeptes für das Stadtgebiet 
Krefeld unter Hinzunahme eines Gutachters beschlossen. Als 
Gutachter wurde die BBE Unternehmensberatung, Köln, beauf-
tragt. Die Verwaltung richtete hierzu eine Arbeitsgruppe ein, 
in der unter Federführung des Referates für Stadtentwicklung 

Vorsitzender 
Wolfgang Schlie
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und Regionalpolitik neben der Verwaltung und der BBE folgende 
Institutionen mitwirkten: Industrie- und Handelskammer Mittle-
rer Niederrhein, Einzelhandelsverband Krefeld-Kempen-Viersen 
und Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH Krefeld. Die Ver-
waltung stellte das Ergebnis der Arbeitsgruppe als Zentren- und 
Einzelhandelskonzept 2002 am 15. Mai 2002 dem Ausschuss für 
Stadtplanung und Stadtsanierung vor. Der Rat beschloss das 
Konzept am 13. Juni 2002. Seitdem ist es verbindliche Grundlage 
für die Einzelhandelsentwicklung in Krefeld.

Die Veränderung in der Handelslandschaft, neue Angebotsfor-
men, das sich wandelnde Verbraucherverhalten und die Ver-
bindung von Einkauf und Freizeit, die damit einhergehenden 
Auswirkungen auf die Zentren machten eine Weiterentwicklung 
des Zentrenkonzeptes notwendig. Bei der Neuerarbeitung wur-
de die Zentrenorientierung als Konzeptleitlinie beibehalten. Es 
ist das Anliegen von Politik und Verwaltung, die Attraktivität 
der städtischen Zentren – Innenstadt und Stadtteilzentren – zu 
verbessern. Die Ziele des Konzeptes lauten:

Stärkung der oberzentralen Funktion Krefelds, Ordnung des städ-
tischen Gefüges, Erhaltung der gewachsenen Zentren, Stärkung 
der Lebensbedingungen in den Stadtteilen und ausreichende 
Nahversorgung der Bevölkerung.

Mit Hilfe des Zentrenkonzeptes legt die Stadt ihre Entwick-
lungsziele, bezogen auf den Einzelhandel und die Standorte für 
die weitere Entwicklung des Einzelhandels fest. Sie fördert mit 

diesem Instrumentarium die Funktions- und Zukunftsfähigkeit 
und damit die Attraktivität der Innenstadt, der Stadtteilzentren 
und der übrigen Nahversorgungszentren und -bereiche. Das Zen-
trenkonzept leistet darüber hinaus einen wichtigen Beitrag für 
eine ausgewogene Versorgungsstruktur der Bevölkerung. In 
Ergänzung der Zentrenstruktur werden Sondergebiete des 
großfl ächigen Einzelhandels und für Nahversorgungsbereiche 
(Scharnierstandorte) ausgewiesen und gesteuert. Das vorge-
legte Zentren- und Einzelhandelskonzept schafft einen Orien-
tierungsrahmen für die Bauleitplanung und die Beurteilung 
von Vorhaben. Für den Einzelhandel, private Investoren und 
Grundstückseigentümer ist es eine verlässliche Grundlage zur 
Planung durch Durchführung von Investitionen.

Ortsnaher Dienst in 
Bürgerservicebüros
Die elf Bürgerservicebüros in der Stadt Krefeld haben sich 
im Laufe dieses Berichtszeitraumes weiterhin bewährt. Die 
jährlichen Besucherzahlen liegen zwischen 85 000 und 90 000. 
Somit haben in den letzten Jahren seit 1999 deutlich mehr als 
300 000 Kunden „ihren Bürgerservice vor Ort“ aufgesucht. Nicht 

Die Stärkung der Attraktivität der Innenstadt und der Stadtteilzentren ist ein Ziel des Krefelder Zentrenkonzepts
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eingerechnet sind in diesen Zahlen die Beratung der Bürger, 
wenn es um die Erteilung von Auskünften und Weitergabe von 
Informationen geht.

Zu Beginn des Berichtszeitraumes wurde das frühere Amt 19 
– Bezirksverwaltungsamt – aufgelöst und in den neu gebildeten 
Fachbereich 31 – Bürgerservice – integriert. Diesem Fachbereich 
gehören noch an: Das Standesamt Krefeld-Mitte und die Stan-
desämter in Hüls und Uerdingen, die Abteilung Pass- und Mel-
dewesen (das frühere Einwohnermeldeamt) und die Abteilung 
Statistik und Wahlen (aus dem ebenfalls aufgelösten früheren 
Amt 12 – Amt für Statistik, Stadtentwicklung und Wahlen). 
Mit ihren rund 40 Dienstleistungsangeboten ersparen die Bür-
gerservicebüros den Kunden oft weite Wege. Da dort auch die 
Geschäftsführung für die Bezirksvertretungen angesiedelt ist, 
sind die Bürgerservicebüros nicht nur Anlaufstelle für die Bürger, 
sondern auch für die Kommunalpolitiker. Die Verwaltung wird 
trotz der schwierigen Rahmenbedingungen vor allem durch den 
fortbestehenden Zwang zur Haushaltskonsolidierung bemüht 
sein, auch in der Zukunft das wohnortnahe Angebot in den 
Bürgerservicebüros zu sichern und fortzuentwickeln. 

Ausweise und Meldewesen
Die Aufgaben der Meldebehörde haben sich von der ursprüng-
lichen Konzeption eines rein polizeilichen Zwecken dienenden 
Registers, hin zu einem umfänglichen Datenbank- und Informa-
tionssystem entwickelt. Der Qualität der kommunalen Meldere-
gister ist in den letzten Jahren eine ständig steigende und für 
das Gemeinwesen entscheidende Bedeutung zugekommen. So 
ist das Melderegister die Basis jeder kommunalen Planung. Erst 
mit den im Melderegister gespeicherten Daten ist es möglich, 
die gemeindliche Entwicklungsplanung zu steuern (Planung von 
Baugebieten, Errichtung von Kindergärten, Schulen). Nicht zu-
letzt hat die tatsächliche Einwohnerzahl Auswirkungen auf die 
fi nanzielle Ausstattung einer Gemeinde (Finanzzuweisungen). Die 
Abteilung Melde- und Passwesen registriert die in ihrem Zustän-
digkeitsbereich wohnhaften Einwohner, um deren Identität und 
Wohnungen feststellen zu können. Sie erteilt unter Beachtung 
datenschutzrechtlicher Bestimmungen Melderegisterauskünfte, 
wirkt bei der Durchführung von Aufgaben anderer Behörden oder 
sonstiger öffentlicher Stellen mit und übermittelt Daten. Daneben 
nimmt die Meldebehörde Aufgaben wahr, die ihr nach Bundes- 
oder Landesrecht übertragen sind, unter anderem Erstellung der 
Lohnsteuerkarten, der Wahlunterlagen, der Personalausweise und 
Reisepässe sowie die Durchführung der Wehrerfassung. 

Jährlich werden rund 64 000 Meldevorgänge und 12 500 
personenrechtliche Änderungen (Geburten, Eheschließungen, 
Sterbefälle, Kirchenein- und Kirchenaustritte) bearbeitet. Auch 
525 000 schriftliche Auskunftsersuchen und mehr als 500 000 
mündliche Auskünfte wurden im Berichtszeitraum beantwor-
tet. Für die verschiedensten Zwecke wurden mehr als 6 700 
Meldebescheinigungen erstellt und jährlich werden circa 7 200 
Anträge auf Ausstellung von Führungszeugnissen bearbeitet. 
Ferner wurden über 130 000 Personalausweisanträge und 
45 000 Europassanträge bearbeitet sowie 16 000 vorläufi ge 
Personalausweise, 14 000 vorläufi ge Reisepässe und 17 500 

Kinderausweise ausgestellt. Die Zahl der ausgestellten 
Lohnsteuerkarten beläuft sich jährlich auf rund 153 000, die 
Zahl der im Laufe eines Jahres beantragten Änderungen und 
Ersatzausstellungen auf circa 30 500. Darüber hinaus wurden 
im Berichtszeitraum mehr als 5 500 Wehrpfl ichtige erfasst 
und 205 Anträge auf Unabkömmlichstellung vom Wehrdienst 
bearbeitet, außerdem wurden für 5 700 Berufsanfänger Unter-
suchungsberechtigungsscheine ausgestellt. Mit Freude nahmen 
die Mitarbeiter in der Pass- und Meldestelle und die Leitung des 
Fachbereichs gegen Ende des Jahres 2003 das Ergebnis einer 
bundesweiten Studie zur Kenntnis, in der 190 Städte geprüft 
wurden, denn in dieser Studie wurde der Internet-Auftritt des 
Krefelder Meldeamtes als „vorbildlich“ eingestuft.

Standesämter: Von der 
Wiege bis zur Bahre
Die Geschichte des Personenstandswesens beginnt 1647 
mit der Einführung der Kirchenbücher der bedeutendsten 
Konfessionen. Während der französischen Besatzungszeit 
unter napoleonischer Herrschaft wurden sie abgelöst. Älteste 
Eintragungen aus dieser Zeit, die in französischer Sprache ge-
schrieben sind, datieren aus dem Jahre 1798. Das im Kern noch 
heute gültige Personenstandswesen wurde 1875 eingeführt. 
Aktuell an die Lebensverhältnisse und Situationen angepasst 
wurde es durch die verschiedenen Gesetze und nicht zuletzt 
auch durch die Rechtsprechung. Das Stadtgebiet von Krefeld 
ist in drei Standesamtsbezirke aufgeteilt: Krefeld-Mitte mit 
circa 200 000 Einwohnern, Krefeld-Uerdingen mit circa 20 000 
Einwohnern und Krefeld-Hüls mit circa 17 000 Einwohnern. 
In den Standesämtern werden die im jeweiligen Bezirk an-
fallenden personenstandsrelevanten Ereignisse wie Geburt, 
Eheschließung, Begründung einer Lebenspartnerschaft und 
Tod beurkundet. Zusätzlich werden die Familienbücher der im 
Bezirk wohnenden Familien, wenn die Eheschließung nach dem 
1. Januar 1958 stattgefunden hat, fortgeführt/beigeschrieben. 
Zu den weniger bekannten Aufgaben eines Standesbeamten 
gehören: Vaterschaftsanerkennungen, Namenserteilungen, 
Wie der annahme des früheren Familiennamens.

Zusätzlich zu den Eheschließungen in den Standesämtern und an 
verschiedenen Freitagsvormittagsterminen im Jagdschlößchen in 
Linn werden seit dem Jahre 2001 auch circa 50 bis 60 Eheschlie-
ßungstermine an Samstagen in besonderen Räumlichkeiten ange-
boten. Das Angebot wird der Nachfrage angepasst und bei Bedarf 
erweitert. Besonders begehrt bei den Brautpaaren waren und sind 
der Musiksaal im Haus Sollbrüggen, die Egelsberger Mühle, der 
Rittersaal der Burg Linn und die historische Eisenbahn „Schluff“. 
Für das Jahr 2004 wurden noch die neu restaurierte Hülser Burg 
und das Rathaus Uerdingen in das Programm aufgenommen. Die 
Termine sind zu fast 100 Prozent ausgebucht und werden auch 
von vielen auswärtigen Paaren genutzt. 

Ein besonderes Ereignis und auch eine besondere Leistung der 
Mitarbeiter des Standesamtes Krefeld-Mitte war der Umzug vom 
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Bismarckplatz 32, in dem das Standesamt fast 25 Jahre  unter-
gebracht war, zum sogenannten Stadtpalais an der Rheinstraße. 
Auch die Öffnungszeiten wurden noch bürgerfreundlicher: Von 
Montag bis Freitag sind alle Bereiche des Standesamtes von 
8.30 bis 12.30 Uhr geöffnet. Darüber hinaus können zusätzliche 
Termine an diesen Tagen von 7.30 bis 8.30 Uhr und von 14.00 
bis 17.30 Uhr (Freitagnachmittags etwas eingeschränkter) ver-
einbart werden. Zusätzlich werden bis zu vier Eheschließungs-
termine für die Nachmittage angeboten und selbstverständlich 
fi nden jetzt auch an bestimmten Samstagen Eheschließungen 
im Stadtpalais statt. Die Entwicklung der Personenstandsfälle 
(Erstbeurkundungen) in Krefeld und aufgeteilt auf die einzelnen 
Standesämter zeigen die folgenden Tabellen.

Stadt Krefeld 1999 2000 2001 2002 2003
_______________________________________________________

Geburten 2.134 2.374 2.302 2.001 2.047
Sterbefälle 2.656 2.753 2.777 2.670 2.782
Eheschließungen 1.296 1.220 1.153 1.173 1.209
_______________________________________________________

Standesamt 
Krefeld-Mitte 1999 2000 2001 2002 2003
_______________________________________________________

Geburten 1.273 1.474 1.473 1.229 1.286
Sterbefälle 2.035 2.149 2.173 2.071 2.168
Eheschließungen 931     880     858     824    915
_______________________________________________________

Standesamt 
Krefeld-Uerdingen 1999 2000 2001 2002 2003
_______________________________________________________

Geburten 858   899   829   769   761
Sterbefälle 298   296   269   253   245
Eheschließungen 252   258   204   256   219
_______________________________________________________

Standesamt 
Krefeld-Hüls 1999 2000 2001 2002 2003
_______________________________________________________

Geburten 3 1 0 3 0
Sterbefälle 323 308 335 346 369
Eheschließungen 113 82 91 93 75
_______________________________________________________

Krefeld-Marketing
Die Kommunen befi nden sich in einem permanenten Wett-
bewerb der Regionen, Städte und Gemeinden als Wohn-, 
Gewerbe-, Einkaufs-, Dienstleistungs- und Freizeitstandorte, 
bei immer enger werdenden fi nanziellen Freiräumen. Das 
Krefeld-Marketing verfolgt die Absicht, durch frühzeitige und 
verbesserte Kommunikation, Kooperation und Koordination 
öffentlicher und privater Aktivitäten, unter Einbeziehung aller 
an der Entwicklung des Oberzentrums Krefeld interessierten 
Kräfte, die Weiterentwicklung der „Stadt wie Samt und Seide“ 
mitzugestalten. Bereits seit 1990 werden in Krefeld Marketing-
Konzepte erarbeitet und erfolgreich umgesetzt. 
Vom Stadtrat ist der Marketing-Beirat eingesetzt worden, dem 
Vertreter aller relevanten Interessengruppen angehören, die sich 
für die Stärkung des Standortes Krefeld engagieren. Im Leitbild 
„Krefeld – 2010“ sind folgende Themen als Kernbereiche des 
Marketings defi niert: „Arbeit und Wirtschaft“, „Stellung in der 
Region und Verkehr“, „Bildung, Ausbildung und Wissenschaft“, 
„Innenstadt und Stadtteile“, „Kultur, Sport und Lebensqualtität“. 
Im Jahr 2001 wurde das Verkehrs- und Werbeamt durch die 
geänderten Fachbereichsstrukturen bei der Stadtverwaltung 
neu geordnet und erhielt die Bezeichnung „Stadtmarketing“. 
Als Organisationseinheit der Stadtverwaltung versteht sich 
Stadtmarketing als bereichsübergreifende Aufgabe mit ganz-
heitlichem Ansatz zur Profi lierung der Stadt Krefeld. 

Beirat „Krefeld-Marketing“
Die Projekte des Handbuches „Krefeld-Marketing“, das der 
Marketing-Beirat gemeinsam mit der WIBERA AG Anfang der 
90er Jahre erarbeitet hatte, waren Anfang 2000 weitgehend 
umgesetzt. Daher hat der Beirat „Krefeld-Marketing“ in seiner 
Sitzung am 22. Mai 2000 beschlossen, ein Konzept zur Fort-
schreibung des „Krefeld-Marketing“ zu erarbeiten. Aufgrund 
einer Ausschreibung entschied sich der Marketing-Beirat für 
eine gemeinsame Erstellung des Marketing-Konzeptes „Krefeld-
Marketing 2005plus“ mit der Prognos AG. In drei Arbeitsforen 
und vier Workshops des Beirates „Krefeld-Marketing“, an dem 
Vertreter aus Rat, Verwaltung, Bürgerschaft, Wirtschaft, der 
Verbände und Institutionen teilnahmen, wurde zu den drei 
folgenden Handlungsfeldern ein Aktivitätenkatalog erarbeitet: 
Handlungsfeld 1/„Wirtschaft, Arbeitsmarkt und Qualifi zierung“; 
Handlungsfeld 2/„Städtebau, Wohnen und Verkehr“; Handlungs-
feld 3/„Image und Regionale Position“.

Aufgrund der Beratungen in den oben genannten Arbeitsforen 
und Workshops hat dann die Prognos AG den Aktivitätenkatalog 
zu einem Konzept „Fortschreibung Krefeld-Marketing 2005plus“ 
zusammengestellt und dem Marketing-Beirat in seiner Sitzung 
am 21. Juni 2001 vorgelegt. Der Marketing-Beirat hat daraufhin 
das vorgelegte Fortschreibungskonzept beschlossen und die 
Empfehlung an den Rat der Stadt Krefeld ausgesprochen, die 
im Konzept aufgeführten Projekte und daraus resultierenden 
Marketingaktivitäten umzusetzen. Das Fortschreibungskonzept 
„Krefeld-Marketing 2005plus“ wurde dem Stadtrat in seiner Sit-
zung am 22. November 2001 vorgelegt. Der Rat beauftragte die 

Genau 1 209 Eheschließungen gab es im Jahr 2003 in den 
Krefelder Standesämtern 



32

Bürger und Rathaus

Verwaltung, die darin aufgeführten Marketing-Aktivitäten auf 
ihre Umsetzbarkeit zu prüfen. Aufgrund dieses Ratsbeschlusses 
erfolgten bisher folgende weitere Handlungsschritte:

Zur Erarbeitung von Vorschlägen zur Neustrukturierung der Wirt-
schaftsförderung wurde eine Marketing-Arbeitsgruppe gebildet, 
der führende Vertreter der Krefelder Wirtschaft und der zustän-
digen Stellen der Stadt Krefeld angehörten. Dieses Gremium hat 
dann in mehreren Sitzungen Vorschläge zur Neustrukturierung 
der Wirtschaftsförderung in Krefeld erarbeitet. Die Vorlage hat 
der Marketing-Beirat den zuständigen politischen Gremien der 
Stadt als Basis für die Entscheidungsfi ndung zur Neustrukturie-
rung der Wirtschaftsförderung in Krefeld empfohlen. 

Zur Realisierung des Marketing-Projektes „Gesundheitsregion 
Krefeld“ wurden in den Jahren 2002 und 2003 verschiedene 
Abstimmungsgespräche mit möglichen Akteuren (unter anderem 
Fachbereichsleiter Gesundheitswesen/Hochschule Niederrhein, 
Geschäftsführer Klinikum Krefeld) geführt. Für die laufenden 
Verhandlungen mit dem Wirtschaftsministerium des Landes NW 
wegen einer möglichen fi nanziellen Förderung zur Realisierung 
der Gesundheitsregion Krefeld wird momentan von der WFG 
ein entsprechendes Handlungskonzept erarbeitet.

Führende Vertreter des Arbeitsamtes Krefeld und der zuständi-
gen Stellen des Kreises Viersen sowie der Stadt Krefeld haben 
in den Jahren 2002/2003 ein Konzept  zu einer regionalen Quali-
fi zierungsoffensive „Die Region schafft kluge Köpfe“ erarbeitet. 
In einer Auftaktveranstaltung am 16. Juli 2003 wurde von den 
führenden Repräsentanten des Arbeitsamtes Krefeld, der Stadt 
Krefeld und des Kreises Viersen eine gemeinsame Realisie-
rungserklärung unterzeichnet. Für die drei Handlungsfelder 
– Allgemeinbildende Schulen, Berufsausbildung und berufl iche 
Wieterbildung – erarbeiten nun in drei Arbeitskreisen kompeten-
te Vertreter aus der Region Krefeld/Kreis Viersen gemeinsame 
Konzepte und Aktivitäten, um die vorhandenen Probleme auf 
dem regionalen Arbeitsmarkt abzubauen.

Nach einem Besuch des „Designer-Zentrums“ in Bremen im 
Jahre 2002 musste festgestellt werden, dass die Schaffung 
eines „Design-Zentrums“ in Krefeld, wie sie das Fortschrei-
bungskonzept „Krefeld-Marketing 2005plus“ ausweist, nicht 
weiter verfolgt werden sollte. Die „Bremer Erfahrungen“ haben 
gezeigt, dass die zentrale Unterbringung in einem Haus von 
Designern nicht gewünscht wird. Dieser Auffassung haben sich 
auch die Mitglieder der im Jahre 2002 gebildeten Krefelder 
Marketing-Arbeitsgruppe „Design“ angeschlossen. In ihren 
bisherigen Beratungen sprachen sie sich dafür aus, zunächst 
eine Bestandsaufnahme der „Design-Szene Krefeld“ zu erar-
beiten und dann einen Katalog von Aktivitäten zu erstellen, die 
das Profi l Krefelds als Design-Standort einschließlich Design-
Ausbildung stärken und den Sitz von Design-Firmen in Krefeld 
sichern. Aufgrund des im Jahre 2004 stattfi ndenden Jubiläums 
„100 Jahre Fachbereich Design in Krefeld“ wurde vereinbart, 
zunächst schwerpunktmäßig Aktivitäten für dieses Jubiläum 
zu beraten und zu realisieren.

Im Sommer 2002 wurde die Firma ECON-CONSULT mit der 
Durchführung einer „Image-Umfrage Krefeld“ im Bereich der 
Bundesrepublik, dem Grenzbereich der Niederlande und am Nie-
derrhein beauftragt. Die Ergebnisse der Umfrage wurden dem 

Marketing-Beirat am 6. November 2002 vorgestellt. Er nahm das 
in der Umfrage enthaltene weitgehend positive Außenimage der 
Stadt Krefeld als „Samt- und Seidenstadt“ erfreut zur Kenntnis 
und stellte fest, dass die Umfrageergebnisse die bisherige Ar-
beit und Forderungen des Marketing-Beirates bestätigen (zum 
Beispiel Entscheidung für KR-Slogan „Krefeld-Stadt wie Samt 
und Seide“). Gleichzeitig wurde beschlossen, entsprechend 
diesem Image weitere Aktivitäten zu entwickeln. Dies ist 
zwischenzeitlich unter anderem geschehen durch: Jährliche 
Auszeichnung „Krawattenmann des Jahres“, die seit 2002 
gemeinsam vom Deutschen Mode-Institut und der Stadt Kre-
feld in der Seidenstadt verliehen wird; Erhalt der historischen 
Paramentenweberei Gotzes und deren Ausbau zum „Haus der 
Seidenkultur“.

Unter Federführung des zuständigen städtischen Dezernenten 
hat eine Marketing-Arbeitsgruppe in den Jahren 2002 und 
2003 ein Konzept mit Handlungsempfehlungen zur Positionie-
rung Krefelds in der Region erarbeitet. Dieses Konzept wurde 
dem Marketing-Beirat in seiner Sitzung am 8. Januar 2004 
vorgestellt. Er hat sich für die Realisierung der vorgeschlage-
nen Handlungsempfehlungen ausgesprochen: Bildung eines 
Aktivkreises „Regionale Zusammenarbeit“; Benennung eines 
Koordinators für die regionale Zusammenarbeit; sowie Erarbei-
tung eines Leitbildes „Krefeld in der Region“ unter Beteiligung 
der regional bedeutsamen Akteure. 

Aktivkreis Zentren-Management
Wie zahlreiche andere Städte befi ndet auch Krefeld sich in 
zunehmender Konkurrenz zu attraktiver gewordenen Mittel-
zentren, benachbarten Großstädten und einem wachsenden 
Angebot auf der „grünen Wiese“. Um dieser Entwicklung 
entgegenzuwirken wurde Ende 1996 das Konzept „Zen-
tren-Management“ erarbeitet und am 18. Februar 1997 der 
Aktivkreis Zentren-Management als wesentliches Organ des 
Zentren-Managements und als Arbeitsgruppe des Krefeld-
Marketings eingerichtet. Der Aktivkreis Zentren-Management 
erarbeitet Aktivitäten zur Stärkung der Attraktivität und Leis-
tungsfähigkeit der Krefelder Innenstadt und der Zentren in den 
Stadtteilen Uerdingen, Fischeln und Hüls. Er ist besetzt mit allen 
wichtigen Akteuren der Innenstadt: Einzelhandel, Gastronomie, 
Dienstleister, Wirtschaftsförderung, IHK, Stadt und Werbege-
meinschaft. In den Stadtteilen wurden eigene Arbeitskreise 
gebildet. Der Aktivkreis Zentren-Management behandelt alle 
innenstadtrelevanten Themen und bildet eigene Arbeitsgruppen 
zu bestimmten Projekten und Themen. Sein Aufgabengebiet 
umfasst: Die Erstellung und Fortschreibung eines jährlichen 
Maßnahmenkatalogs mit kurzfristigen, mittelfristigen und 
langfristigen Aufgaben und Zielen; die Erstellung von Handels-
gutachten zur Innenstadt und den Stadtteilzentren; Controlling 
und Berichterstattung über die Arbeitsergebnisse an den Mar-
ketingbeirat und den Hauptausschuss des Stadtrates.

Die Geschäftsführung des Aktivkreises liegt beim Sachgebiet 
Zentren-Management, das zum Fachbereich Stadtmarketing 
gehört. Dieser Bereich setzt auch die Beschlüsse des Aktiv-
kreises, meist in Zusammenarbeit und in Abstimmung mit 
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den beteiligten Dritten (zum Beispiel Einzelhandelsverband, 
Werbegemeinschaft) um.  

Die Ziele des Zentren-Managements sind: 

Stärkung der Funktionen Krefelds als Oberzentrum und als Einzel-
handelsplatz sowie Belebung und Stärkung der Stadtteilzentren; 
Verbesserung des Informationsfl usses zwischen den Akteuren 
der Innenstadt, den Stadtteilzentren sowie Rat und Verwaltung; 
Verbesserung der Informationsbasis der Akteure (Umsatz, In-
dex, Branchenmix, Städtevergleich); Belebung der Innenstadt 
während und außerhalb der Ladenschlusszeiten; bessere Vertei-
lung der Käuferströme; Profi lierung von benachteiligten Lagen; 
schnellere und bessere Lösung kleinerer Probleme (Verschmut-
zungen, Beschädigungen, Hilfe bei Behördengängen); bessere 
Einbindung der Leiter von Filialbetrieben in die Verantwortung 
für die Attraktivität der Innenstadt und der Stadtteilzentren. 

Der Aktivkreis Zentren-Management hat zwischen 1999 und 
2003 insgesamt 48 Mal getagt und unter anderem folgende 
Aktivitäten und Projekte beraten, beschlossen und mit Hilfe des 
Zentren-Managements umgesetzt: In den Jahren 1999, 2001 und 
2003 die Vorbereitung und Durchführung einer Passantenbefra-
gung in Kooperation mit der Hochschule Niederrhein, Auswer-
tung und Erstellung eines Maßnahmenkatalogs; im Jahr 2 000 
die Erstellung des Gutachtens „Entwicklungsperspektiven der 
Krefelder Stadtteile unter besonderer Berücksichtigung von Han-
del und Dienstleistung“; regelmäßige Gemeinschaftswerbung 
(Gemeinschaftsanzeigen, Radiospots, Weihnachtsbeleuch-
tung, themenbezogene Innenstadtbefl aggung); Einrichtung 
einer AG Parkhäuser, Untersuchung aller Krefelder Parkhäu-
ser, Erstellung eines Maßnahmenkatalogs, Verbesserung 
der Beleuchtungssituation, neues Beschilderungskonzept in 
den Parkhäusern, Optimierung der Brandschutzmaßnahmen; 
Verbesserung der Ladezeiten in der Fußgängerzone; Leer-
stands-/Ladenfl ächenmanagement, Initiative „Kunst in leeren 
Ladenlokalen“; In Kooperation mit der IHK, des EHV und der WFG 
Einrichtung des Immobilien-Service-Einzelhandel/Internet-An-
gebot unter www.ladenlokale.krefeld.de; seit 1999 Herausgabe 
der jährlichen Informationschrift „KR-Aktiv“; Veranstaltungsma-
nagement unter anderem für die Größte Straßenmodenschau 
der Welt, den Pottbäckermarkt und den Weihnachtsmarkt; 
Durchführung und Auswertung eines Kunden-Forums, Konzept 

und Umsetzung der Service-Offensive des Einzelhandels unter 
Teilnahme von 100 Geschäften; im Jahr 2003 die Neustruktu-
rierung des Aktivkreises, Einrichtung des Koordinierungskreises 
Innenstadt und der AG Bau-Planung mit dem Ziel der stärkeren 
Verzahnung und Abstimmung der Bereiche Stadtmarketing, 
Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung mit dem Bereich 
Bauen und Planung; Einrichtung zahlreicher, neuer Arbeitsgrup-
pen und Mitarbeit unter anderem in der AG Kreativ/Kultur, AG 
südliche Innenstadt, Info AG Handel, AG Außengastronomie, 
AG Große Häuser; Errichtung einer neuen Hinweisbeschilderung 
in der Fußgängerzone; Durchführung eines Frühjahrsputzes in 
der Innenstadt; Neuaufl age des City-Parkplans; Konzept und 
Realisation einer eigenen Rubrik „Innenstadt“ im Internet unter 
www.krefeld.de; regelmäßige Innenstadtbegehungen (Ziel: Ver-
besserung der Aufenthaltsqualität, Behebung kleinerer Mängel); 
mehrfache Bewerbung bei der Landesinitiative „Ab in die Mitte“ 
zur Belebung der Innenstädte unter anderem mit dem Konzept 
„Kunstwall-Ostwall“ (Landesförderung 1999) und „Krefeld 
PlatzT – Perspektiven Deiner Stadt“ (Bewerbung 2004).

Außerdem fi nden regelmäßige Informationsveranstaltungen mit 
den Werbegemeinschaften und den Aktivkreisen der Stadttei-
len statt, in denen sie durch den zuständigen städtischen 
Dezernenten für das Stadtmarketing oder einen Vertreter des 
Zentren-Managements über die Konzepte und Aktivitäten des 
„Zentren-Management Krefeld“ unterrichtet werden. Darüber 
hinaus erfolgen gemeinsame Begehungen in den einzelnen 
Stadtteilen, um die Probleme „vor Ort“ zu klären und auch 
stadtteilbezogene Aktivitäten (wie „Fischeln open“) zu entwi-
ckeln und zu realisieren. 

Werbung für „Stadt wie Samt und Seide“
Ein zentrales Element des Stadtmarketings ist die positive 
Darstellung der Stadt durch diverse Werbemaßnahmen. Die 
effi ziente Stadtwerbung orientiert sich an einem einheitlichen 
Erscheinungsbild, das seit 1998 in einem Gestaltungshandbuch 
festgelegt ist. Nachfolgend werden die wesentlichen Maßnah-
men dargestellt.

Monatlich wird das gedruckte Veranstaltungsprogramm „Kre-
felder“ herausgegeben, in dem alle Veranstaltungstermine der 

Die Arbeitsgruppe „Südliche Innenstadt“ hat der Aktiv-
kreis Zentren-Management ins Leben gerufen

Durch die Aktion „Kunst in leeren Schaufenster“ werden an 
der Friedrichstraße 1– 6 künstlerische Arbeiten gezeigt
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Stadt zusammengefasst werden. Diese Termine sind auch im 
Internet unter www.krefeld.de veröffentlicht. Jährlich erscheint 
der Stadt- und Gastronomieführer „Krefeld-Life“, der auswär-
tige Besucher umfassend über das Kultur-, Sport-, Freizeit-, 
Shopping- und Gastronomieangebot informiert. Enthalten sind 
ebenso ein kurzer geschichtlicher Überblick, ein Kapitel über die 
Krefelder Wirtschaft, sowie Hotelverzeichnis, kleiner Stadtplan 
mit Hinweisen zu öffentlichen Verkehrsmitteln und die jährlichen 
Veranstaltungshighlights. „Krefeld-Life“ erscheint dreisprachig 

in deutsch, englisch und niederländisch. Es wird an auswärtige 
Besucher, Tagungsgäste und Interessenten verteilt und bei Tou-
ristikmessen als Stadtinformation abgegeben. Fortdrucke aus 
„Krefeld-Life“ bilden die Grundlage für die jährliche Herausgabe 
von Infofaltblättern zu den städtischen Kultureinrichtungen, zur 
Galopprennbahn und zu den großen Events. Im Jahr 2000 wurde 
der touristische Stadtplan mit Fotos, Freizeitinformationen und 
wichtigen Adressen in deutscher, englischer, niederländischer 
und französischer Sprache neu aufgelegt.
Krefeld ist Gesellschafter der Tourismus GmbH Mittlerer Nieder-
rhein mit Sitz in Viersen. Die Gesellschaft wurde 1997 gegründet, 
um die touristischen Aktivitäten der Städte Krefeld und Mön-
chengladbach sowie der Kreise Neuss und Viersen zu bündeln 
und nach außen gemeinsam zu vermarkten. Die Entwicklung von 
Buchungspauschalen, die jährliche Herausgabe von Angebots-
katalogen und gemeinsame Messeauftritte beim Reisemarkt 
Köln, der Vakantie Utrecht/NL, beim Reisemarkt Essen und der 
Internationalen Tourismus Börse in Berlin stehen in jedem Jahr 
im Mittelpunkt der Zusammenarbeit. Der Fahrradtourismus mit 
den diversen touristischen Fahrradrouten bildet einen Angebots-
schwerpunkt. Mit NiederrheinRoute, Erlebnisweg Rheinschiene 
und Eurogaroute ist Krefeld gut an die überregionalen Themenrou-
ten angebunden. Von Beginn an kooperierte die Tourismus GmbH 
Mittlerer Niederrhein mit der Touristik-Agentur-Niederrhein am 
nördlichen Niederrhein und dem Heinsberger-Tourist-Service für 
den Kreis Heinsberg. Die Zusammenarbeit führte dazu, dass seit 
2003 gemeinsame Angebotskataloge für den gesamten Nieder-
rhein erstellt, ein einheitlicher Internet-Auftritt aufgebaut und 
gemeinsame Messepräsentationen durchgeführt worden sind. 
Inzwischen wurde ein Logo für den Niederrhein-Tourismus 

geschaffen, das bei allen Publikationen, Internetangeboten und 
Messeauftritten eingesetzt wird und einen ersten Schritt zur 
einheitlichen touristischen Vermarktung des Niederrheins dar-
stellt. Im Jahr 2004 ist die Gründung einer Niederrhein-Tourismus 
GmbH geplant, die zukünftig den Niederrhein als einheitliche 
touristische Destination vermarkten soll. 

Das Stadtmarketing bietet für Veranstalter von Tagungen und 
Kongressen einen besonderen Service an. Für jede Tagung kann 
ein individuelles Servicekonzept zusammengestellt werden. 
Jährlich werden zwischen 3 000 und 6 000 Gäste durch den 
Kongressdienst betreut.

Zwei besondere Kongresse, bei denen die Stadt Krefeld als 
Mitveranstalter fungiert, sind die jeweils alle drei Jahre 
stattfi ndende Tagung der Deutschen Dante-Gesellschaft und 
das deutsch-amerikanische Historiker-Symposion. Zu den 
herausragenden Kongressen der letzten Jahre zählen der 
5. Krefelder Hautschutztag (2000 / 700 Teilnehmer), die Bun-
destagung des Schneiderhandwerks (2000 / 220 Teilnehmer), die 
Hauptversammlung des Deutschen Bühnenvereins (2001 / 230 
Teilnehmer), der Bundesleistungswettbewerb des Handwerks 
(2001 / 400 Teilnehmer), die Deutschen Meisterschaften im 
Bogenschießen (2002 / 600 Teilnehmer), der Euregio Schmerz 
Congress (2002 / 1 000 Teilnehmer), der 6. Krefelder Hautschutz-
tag (2002 / 600 Teilnehmer) und die 54. Jahrestagung der Deut-
schen Gesellschaft für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie 
(2003 / 400 Teilnehmer).

Werbung: Plakate, Anzeigen, Hörfunk
Für verschiedene Anlässe gab es Plakat-, Anzeigen- und Lo-
kalfunkkampagnen in Krefeld und in der Region Niederrhein. 
Neben den jährlich wiederkehrenden Veranstaltungen wie Nie-

derrheinischer Pottbäckermarkt, Flachsmarkt, Niederrheinischer 
Radwandertag, Größte Straßenmodenschau der Welt und Weih-
nachtsmarkt wurden einige Sonderveranstaltungen und Akti-
vitäten beworben: Imagekampagne „Krefelder Perspektiven“, 

Der Stadt- und Gastronomieführer „Krefeld Live“ wird 
jährlich neu aufgelegt und ist in drei Sprachen erhältlich

Friedhelm Kutz und Dr. Christiane Gabbert präsentieren 
„KR-Aktiv“ – das Magazin ist kostenfrei erhältlich
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Kulturwerbung „Wiedereröffnung HausLange/Haus Esters“, 
Sportevent „Go Krefeld Go“ mit Rad- und Inlineskaterrennen, 
Kampagne „Krefelder Reichtum“ im Rahmen der Initiative „Kul-
tur macht Reich“ der städtischen Kulturinstitute und jährliche 
Werbekampagnen zur Stärkung des Einzelhandelstandortes, 
zum Beispiel „Lebende Denkmäler“ im Jahr 2003.  

Seit vielen Jahren werden Schullehrfahrten für Schüler aus den 
benachbarten Kreisen Kleve, Wesel und Viersen zu Kultur- und 
Freizeiteinrichtungen nach Krefeld organisiert. Die Teilnehmer-
zahlen drücken den Erfolg dieser stadtwerberischen Maßnahme 
aus: 1999: Kreis Kleve 10 075 Teilnehmer; 2000: Kreis Viersen 
6 549 Teilnehmer; 2001: Kreis Wesel 11 260 Teilnehmer; 2002: 
Kreis Kleve  11 197 Teilnehmer; 2003: Kreis Viersen 8 000 
Teilnehmer. Zoo, Burg Linn und Botanischer Garten waren die 
beliebtesten Ziele der jungen Gäste. 

Der Verkehrsverein Krefeld e.V. engagiert sich als bürgerschaft-
liche Vereinigung in vielen Bereichen, die der Imagepfl ege und 
der Steigerung der Attraktivität der Stadt dienen. So ist er von 
Beginn an eingebunden in die Arbeit des Marketing-Beirates 
und leistet Impulse zur Förderung des kulturellen Lebens, der 
Krefelder Lebensart und der Kommunikation zwischen allen am 
Krefelder Wirtschaftsleben Beteiligten. Die Geschäftsführung 
liegt beim Stadtmarketing.

Rat in Rechts- und 
Versicherungsfragen
Im Berichtszeitraum hat das Rechts- und Versicherungsamt 
eine Organisationsänderung erfahren und nimmt seine Auf-
gaben nunmehr unter der Bezeichnung „Rechtsreferat“ wahr. 
Gleichwohl hat sich an der Aufgabenwahrnehmung nur wenig 
geändert. Als Hauptmerkmale der Aufgaben des Rechtsrefe-
rates sind die Beratung über komplizierte und weitreichende 
Fragen des allgemeinen und besonderen Verwaltungs-, Zivil- 
und Arbeitsrechts, des Baurechts sowie des speziellen Sozial-
versicherungsrechts zu nennen. Analog hierzu hat das Referat 
ein unterschiedliches Klientel, einerseits die Geschäftsbereiche 
sowie die Fachbereiche und Ämter der Stadtverwaltung, ande-
rerseits die sozialversicherten Bürger.

Juristischer Dienst
Im juristischen Dienst fi nden die Fachbereiche und Ämter, die 
Institute sowie die anderen städtischen Einrichtungen die juristi-
sche Beratung, die mit ihren Sachaufgaben und Zuständigkeiten 

Fahnenwerbung in der Krefelder Innenstadt: Das Stadtmarketing nutzt die Werbefl ächen für die Ankündigung von 
Großveranstaltungen wie die „Größte Straßenmodenschau der Welt“
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in Verbindung stehen. Die Mitarbeit kann in der Erstellung eines 
Rechtsgutachtens bestehen, von denen jährlich etwa 500 not-
wendig waren. Die Gutachten haben meistens direkten Bezug 
zu aktuellen Fragestellungen des öffentlichen Interesses. Daher 
kann nicht verwundern, dass seit Jahren umweltrechtliche The-
men mit zunehmender Tendenz zur rechtlichen Prüfung vorgelegt 
werden. Es kann sich aber auch um Schadensfälle handeln, die 
für und gegen die Stadt Krefeld abzuwickeln sind. In jedem 
Fall wird eine Problem- und Konfl iktlösung im Einvernehmen 
aller Beteiligten angestrebt. Wenn sich ein Rechtsstreit nicht 
vermeiden lässt, vertritt das Rechtsreferat die Interessen der 
Stadt Krefeld vor Gericht. 

Derzeit liegt die Zahl der neu eingeleiteten gerichtlichen Ver-
fahren zwischen circa 1 200 und 1 600 pro Jahr. In den meisten 
Fällen ist die Stadt Krefeld als Beklagte beziehungsweise als An-
tragsgegnerin beteiligt. In etwa einem Drittel der Fälle werden 
Ansprüche und Rechte der Stadt geltend gemacht. Am Ergebnis 
der Verfahren lässt sich ablesen, dass eine gütliche Beilegung 
der Verfahren durch Abschluss von Vergleichen gesucht wird, 
wenn immer die Interessen der Stadt Krefeld dies zulassen. 

Knapp die Hälfte aller Gerichtsverfahren fi nden vor den Verwal-
tungsgerichten statt, wenn zum Beispiel Gebühren- oder Bei-
tragsrechnungen angefochten werden oder Baugenehmigungen 
versagt werden. Der Anteil der für die Stadt Krefeld erfolgreich 
beendeten gerichtlichen Verfahren lag auch im Berichtszeitraum 
wieder über 90 Prozent. Abschließend soll darauf hingewiesen 
werden, dass der juristische Dienst nur für die Stadtverwaltung 
tätig werden kann. Den einzelnen Bürger in Rechtsangelegen-
heiten zu beraten, ist ihm gesetzlich untersagt.

Schiedsamt
Die Gemeinde hat die Sachkosten des Schiedsamtes zu tragen. 
Hieraus ergibt sich die Zuständigkeit des Rechtsreferates für 
die Betreuung der in Krefeld tätigen Schiedspersonen nach 
dem Schiedsamtsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen. 
Die Stadt Krefeld ist in 14 Schiedsamtsbezirke eingeteilt, die 
sich auf die neun Stadtbezirke verteilen. Während der Stadt-
bezirk Krefeld-West in drei Schiedsamtsbezirke eingeteilt ist, 
bestehen die Stadtbezirke Krefeld-Mitte, Krefeld-Fischeln und 
Krefeld-Ost aus jeweils zwei Schiedsamtsbezirken. In den 
übrigen Stadtbezirken sind Stadtbezirk und Schiedsamtsbezirk 
identisch. In drei Schiedsamtsbezirken war in den letzten Jahren 
die Neubesetzung des Schiedsamtes erforderlich. In den übrigen 
Bezirken stellten sich die bisherigen Amtsinhaber nach Ablauf 
ihrer fünfjährigen Amtszeit zur Wiederwahl durch die örtliche 
Bezirksvertretung. 

Ortsrecht und weitere Aufgaben
Bei der Vorbereitung der parlamentarischen Arbeit des Rates 
der Stadt Krefeld und seiner Ausschüsse ist das Rechtsreferat 
beteiligt, das ein besonderes Augenmerk auf das rechtmäßige 
Zustandekommen von Satzungen, Verordnungen und anderen 
ortsrechtlichen Bestimmungen hat. Das Referat gibt auch die 

Sammlung des Krefelder Ortsrechts heraus. Dabei nutzt es in-
zwischen die neuen Medien und hat die Ortsrechtssammlung 
über die Homepage der Stadt Krefeld ins Internet gestellt. Bei 
der Auswahl und Betreuung von Bürgern, die sich für Ehren-
ämter wie Schöffen- und ehrenamtliche Richtertätigkeiten zur 
Verfügung stellen, wirkt das Rechtsreferat mit. Allein die dem 
Rat zur Beschlussfassung zugeleitete Vorschlagsliste für die 
Schöffenamtsperiode der Jahre 2001 bis 2004 umfasste mehr 
als 700 Bewerber aus allen Gruppen der Bevölkerung. Für die am 
1. Januar 2005 beginnende neue Amtsperiode hat der Rat bis 
zum 30. Juni 2004 erneut eine Vorschlagsliste zu beschließen 
und dem Amtsgericht zuzuleiten.

Alle Arten von Versicherungen für städtische Bauvorhaben, 
Ausstellungen und andere Veranstaltungen sowie für den städti-
schen Fahrzeugpark und die in städtischem Eigentum stehenden 
Gebäude werden durch das Rechtsreferat abgeschlossen und 
verwaltet. Hier werden auch die Schadensfälle mit den Versi-
cherungen abgewickelt. Über die drei Krefelder Standesämter 
übt das Rechtsreferat die untere Standesamtsaufsicht aus. Nach 
wie vor hat es sich bei der Beratung der Standesbeamten mit 
Fragen des internationalen Rechts, vor allem des Familien- und 
Namensrechts, zu befassen.

Versicherungsamt für Bürger
Das Rechtsreferat nimmt die Aufgaben des Versicherungsamtes 
wahr. Es ist im Bereich der Sozialversicherung eine städtische 
Einrichtung mit weitreichendem Dienstleistungsauftrag für die 
Bürger. Sachkundigen Rat gibt es in allen Fragen der rechtlichen 
Voraussetzungen für die Erlangung der verschiedenen Renten, 
der Form der Antragstellung oder damit zusammenhängenden 
Angelegenheiten. Das Versicherungsamt hat für die Rat suchen-
den Bürger nach wie vor die Funktion einer zentralen fachlichen 
Anlaufstelle. Als Folge der Einsparvorgaben zur Sanierung des 
städtischen Haushalts musste allerdings im Berichtszeitraum 
nicht nur die Beratungstätigkeit in den Außenstellen des Fachbe-
reichs Bürgerservice aufgegeben werden, auch im Rathaus wur-
de der Service des Versicherungsamtes eingeschränkt. Dennoch 
wurden über 1 000 Rentenanträge im Jahresdurchschnitt über 
diese Dienststelle an die Versicherungsträger weitergegeben. 
Jährlich lassen sich nach wie vor durchschnittlich 9 000 Bürger 
allein in Rentenversicherungsangelegenheiten beim Versiche-
rungsamt beraten.

Neben den Aufgaben aus dem Bereich der Rentenversicherung 
werden beim Rechtsreferat auf Ersuchen von Berufsgenossen-
schaften Vernehmungen von Verletzten und Zeugen zur Klärung 
von Arbeitsunfällen durchgeführt. Die Aufsicht über die gesetz-
lichen Kranken- und Pfl egekassen ist ebenfalls ein Teil der Auf-
gaben im Sozialversicherungsbereich. Durch Rechtsverordnung 
ist dem Referat die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Bereich der privaten Pfl egeversicherung übertragen worden. Da 
die Sozialversicherungswahlen nur alle sechs Jahre stattfi nden 
und die nächsten allgemeinen Wahlen in der Sozialversiche-
rung erst im Jahre 2005 durchgeführt werden, war das Versi-
cherungsamt im Berichtszeitraum mit der Vorbereitung einer 
Sozialversicherungswahl nicht befasst.
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Eröffnung: Das Standesamt Krefeld-Mitte zog vom Bismarckplatz 32 in das restaurierte Stadtpalais an der Rheinstraße

City-Event: Die „Größte Straßenmodenschau der Welt“ Tor zum Süden: Der rückwärtige Ausgang des Bahnhofs 

Aktivkreis Zentren-Management in Uerdingen aktiv

Bürger und Rathaus
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Einladend: Neu gestalteter Moritzplatz im Nordbezirk

Orientierung: Hinweisbeschilderung für die Innenstadt

Hansa-Centrum: Anziehungspunkt in der südlichen City

Bürger und Rathaus
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Krefeld 
und der Niederrhein

Kurze Wege: Durch die neue „Flughafenbrücke“ der Autobahn A44 bei Ilverich ist die Verkehrsanbindung Krefelds 
weiter verbessert  – auch zum Düsseldorfer Flughafen 
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Gute Nachbarschaft 
am Niederrhein
In den vergangenen fünf Jahren hat sich bei der Bearbeitung 
zahlreicher Ereignisse die gute Nachbarschaft am Niederrhein 
bewährt. Die Zusammenarbeit richtete sich jedoch mehr the-
menspezifi sch als nach Organisationen wie Region Düsseldorf 
/Mittlerer Niederrhein, euregio rhein-maas-nord oder LINEA 
aus. 

Dass Krefeld von den Planungen zum Eisernen Rhein wegen des 
dadurch ausgelösten zusätzlichen Lärms besonders betroffen 
war, ergab ein gemeinsames Gutachten der Städte Wegberg, 
Mönchengladbach, Krefeld und einiger Städte des Kreises Vier-
sen. Die gemeinsame Interessenvertretung zum Lärmschutz ent-
lang der Schiene bewirkte die seit September 2003 laufenden 
Lärmsanierungsmaßnahmen der Deutschen Bahn AG entlang 
der Strecke Mönchengladbach – Krefeld – Duisburg.

Die jahrelangen Bemühungen der Stadt um die Vollendung des 
Brückenschlusses der Autobahn A 44 bei Ilverich wurden mit 
der Eröffnung der Flughafenbrücke im Mai 2002 belohnt. Die 
Fahrtzeiten von Krefeld nach Düsseldorf und da besonders zum 
Flughafen sind seitdem erheblich kürzer. Die Anliegerstädte der 
A 44 kooperieren seit 2002 mit dem Ziel, die aus der Brücke 
erwachsenen Erreichbarkeitsvorteile gemeinsam in weitere 
Vorteile umzuwandeln. So wurde die Brückeneröffnung auch 
in den gemeinsamen Auftritt der Region bei der EXPO REAL in 
München herausgestellt.

Weitere regionale Kooperationen ergaben sich bei der Durch-
führung der EUROGA 2002plus, der gemeinsamen Arbeits-
marktpolitik mit dem Kreis Viersen und den Anmeldungen 
zum Bundesverkehrswegeplan 2003. Die von Finanzknappheit 
bestimmten Planungen führten durch regionalen Konsens zur 
Aufnahme regional bedeutsamer Autobahnprojekte, wie den 
sechsstreifi gen Ausbau der Autobahn 57 zwischen Neuss und 
dem Autobahnkreuz Moers. Leider führte die Verständigung 
zwischen der Stadt Krefeld und Tönisvorst zur Trassenführung 
der Bundesstraße B9n aber nicht zur Aufnahme dieser Straße 
in den neuen Bundesverkehrswegeplan, so dass Krefeld auf 
diese Straße noch mindestens weitere zehn Jahre wird warten 
müssen.

Euregio
rhein-maas-nord
Die Euregio rhein-maas-nord feierte am 15. Dezember 2003 ihr 
25-jähriges Bestehen. Es war das letzte Jubiläum als eingetra-
gener Verein. Denn zukünftig wird die Euregio als Zweckverband 
fortgeführt, der mit professionelleren Arbeitsstrukturen die 
gemeinsame euregionale Arbeit fortsetzt. Die Arbeit erfolgt in 
drei neugebildeten Arbeitskreisen: Arbeitskreis 1 „Goverment 

to Goverment“, Arbeitskreis 2 „Business to Business“ und 
Arbeitskreis 3 „People to People“. 

Aus europäischen Strukturfonds stehen der Euregio im Pro-
grammzeitraum bis 2006 rund 21 Millionen Euro aus dem INTER-
REG III Programm für euregionale Projekte zur Verfügung. Da die 
Förderung in der Regel 50 Prozent beträgt, werden in der Region 
weitere 21 Millionen Euro initiiert. Die Förderung erfolgt in den 
Bereichen „Räumliche Struktur“, „Wirtschaft, Technologie, Ino-
vation“, „Umwelt, Natur, Landwirtschaft“, „Qualifi zierung und 
Arbeitsmarkt“, „Sozial kulturelle Integration“ und „Technische 
Hilfe“. Die Art und Weise ob und wie die INTERREG-Förderung 
im Rahmen der europäischen Regional- und Strukturpolitik nach 
2006 fortgesetzt wird, ist noch nicht entschieden.

Im Jahre 2001 wurde das Statistische Handbuch „Euregio rhein-
maas-nord in Zahlen und Fakten 2000“ neu herausgegeben.

Landes- und 
Gebietsentwicklung
Der Gebietsentwicklungsplan 1999 wurde am 15.12.1999 im Ge-
setz- und Verordnungsblatt des Landes NRW veröffentlicht und 
ist seitdem auch für die Bauleitplanung Krefelds rechtskräftig und 
verbindlich. Da die Planungen von Thyssen und dem amerikani-
schen Investor Universal Studios, in unmittelbarer Nähe zur A 44 
einen internationalen Freizeitpark (Urban Entertainment Center 
Krefeld) mit etwa 3 000 Beschäftigten bei einer Investitionssumme 
von rund 750 Millionen EURO zu errichten, bisher nicht realisiert 
wurden, kam es in Krefeld in den GEP-Darstellungskategorien 
„Allgemeiner Siedlungsbereich“ und „Bereiche für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen“ seit 1999 zu keinen Veränderungen. 
Auch das Großvorhaben des Landes METRORAPID wurde nicht 
realisiert und es kam zu keiner GEP-Änderung.

Für den Bereich Natur und Landschaft meldete das Land Nord-
rhein-Westfalen entsprechend der EU-Richtlinie Flora-Fauna-

Die Euregio rhein-maas-nord informiert bei Sprechstun-
den über das Wohnen und Arbeiten im Grenzgebiet
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Habitat (kurz: FFH-Richtlinie) an die EU für Krefeld drei Gebiete 
an: (1) Die Spey (Flächen auf Krefelder und Meerbuscher Stadt-
gebiet, insgesamt 113 Hektar) wurde im Rahmen der Tranche 2 
im Jahre 2000 gemeldet. (2) Das Naturschutzgebiet Egelsberg 
wurde mit 69 Hektar und (3) das Latumer Bruch mit 369 Hektar 
(mit Teilen aus Meerbusch) im Jahre 2002 in die Liste der nach zu 
meldenden Gebiete aufgenommen. Die FFH-Meldung Latumer 
Bruch ist wegen der Krefelder Planungen, zukünftig durch das 
Latumer Bruch eine Straße zur Hafenerschließung zu führen, 
noch streitig. Am Beispiel der EU-FFH-Richtlinie zeigte sich, 
dass die kommunale Planungshoheit neben nationalen auch 
europäischen Rahmenvorgaben genügen muss.

Der Regionalrat
Im Zuge der Reform der Landesverwaltung und Landesplanung 
wurde im Jahre 2001 der bisherige Bezirksplanungsrat durch den 
Regionalrat abgelöst. Der Regionalrat verfügt über erweiterte 
Kompetenzen: Er stellt nicht nur den Gebietsentwicklungsplan 
auf, sondern befasst sich darüber hinaus mit raumbedeutsamen 
und strukturwirksamen Planungen, sowie mit Förderprogram-
men und -maßnahmen des Landes von regionaler Bedeutung. 
Damit ist man dem Ziel einer effektiveren und effi zienteren 
Mitwirkung bei der regionalen Entwicklung ein Stück näher 

gekommen. Dazu gehört insbesondere die Erweiterung der 
Aufgabenbereiche des Regionalrates um die Aufgabenfelder 
Altlasten, Kultur und Tourismus sowie im Bereich der Förderun-
gen ein Initiativrecht und das Recht, Prioritäten zu setzen.

Oberbürgermeister Dieter Pützhofen ist Vorsitzender des Regi-
onalrates. Darüber hinaus gehört dem Regionalrat aus Krefeld 
Ratsherr Jürgen Hengst von der SPD an.

Landes- und Gebietsentwicklung: Drei Gebiete im Bereich „Natur und Landschaft“ – das Naturschutzgebiet Egelsberg, 
das Latumer Bruch und die Spey – hat das Land NRW bei der Europäischen Union für die Stadt Krefeld gemeldet

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit: Die Euregio 
fördert aus Mitteln des europäischen Strukturfonds
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Auch im Bereich des Katastrohenschutzes arbeiten die 
Städte und Gemeinden grenzüberschreitend zusammen

NRW-Staatssekretärin Dr. Miriam Meckel sprach auf der 
Jubiläumsfeier der Euregio rhein-maas-nord
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Mess- und Regeltechnik sind bei den Anlagen der Stadtwerke auf dem neuesten Stand der Technik
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Standort Krefeld 
Schwierige allgemeine Wirtschaftslage
Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen entwickelten sich in 
den Jahren von 1999 bis 2003 deutlich negativ. In der ersten 
Hälfte wurden die anfänglich optimistischen Wachstums- und 
Ansiedlungsimpulse des weltweiten Internet- und Telekommu-
nikations-Booms durch den Zusammenbruch der New Economy 
schnell  wieder zunichte gemacht. Im Inland bestimmte die Dis-
kussion um die wettbewerbshemmenden Rahmenbedingungen 
am Standort Deutschland die wirtschafts- und sozialpolitischen 
Auseinandersetzungen. Nicht ausreichendes Wirtschafts-
wachstum hielt die Arbeitslosenzahlen auf konstant hohem 
Niveau.

In der zweiten Hälfte des Berichtszeitraums bremsten die Ereig-
nisse des 11. Septembers 2001, die Angst vor internationalem 

Terror, vor der Lungenkrankheit SARS und vor dem Krieg im Irak 
in Verbindung mit den weiterhin ungünstigen wirtschaftlichen 
Rahmendaten in Deutschland das Ansiedlungs-, Erweiterungs- 
oder Verlagerungsinteresse in fast allen Branchen noch weiter 
ab. Diese Zurückhaltung war auch am Standort Krefeld deutlich 
zu spüren. Im Vergleich zu früheren Berichtsperioden ging die 
Zahl der Ansiedlungsanfragen weiter zurück. Der Aufwand 
bis zur erfolgreichen Ansiedlung wuchs dagegen durch den 
zunehmenden Standortwettbewerb weiter an. 

Ansiedlungsprojekte auch kleinster Unternehmen und Verla-
gerungs- oder Expansionsvorhaben ansässiger Unternehmen 
wurden mit großem Engagement und Zeitaufwand begleitet. 
Betriebsschließungen einiger mittelständischer Unternehmen 
(unter anderem die Brauerei Rhenania) und moderater Perso-
nalabbau bei Großunternehmen relativierten die Ansiedlungs-
erfolge; die Arbeitslosenquote blieb mit leicht rückläufi ger 
Tendenz im knapp zweistelligen Bereich.

Wirtschaftsförderung
Bilanz, Impulse und Konzernstrategie
Im Ergebnis wurden 114 Unternehmen mit etwa 1 000 Arbeits-
plätzen neu angesiedelt; 103 Unternehmen expandierten oder 
verlagerten durch Vermittlung und Beratung der WFG innerhalb 
Krefelds, 2 250 Arbeitsplätze blieben so am Standort erhalten. 
Im Rahmen der Ziel-2-Förderung konnten Investitionszuschüsse 
im Gesamtumfang von 4,1 Millionen Euro vermittelt werden; 
sonstige Fördermittel der öffentlichen Hand beliefen sich auf 
einen Subventionswert von 715 000 Euro. Dabei legte die 
WFG besonderes Augenmerk auf die Förderung von Existenz-
gründungen. Im Berichtszeitraum wurden mehr als 1 600 Exis-
tenzgründungsinteressenten beraten. Erfolgreich fortgesetzt 
wurden auch das Projekt Handwerkerhof Krefeld sowie die 
Zusammenarbeit mit dem Technologiezentrum Niederrhein 

(TZN) und der REMINEX Gesellschaft für Aussenwirtschafts-
förderung mbH. 

Zwischen 1999 und 2003 ergaben sich trotz der ungünstigen 
Rahmenbedingungen eine Reihe positiver Entwicklungen und 
strategische Entscheidungen für den Wirtschaftsstandort Kre-
feld. Im Europark Fichtenhain entstanden die Firmenzentralen 
von G.O.B. Software und Systeme (1999, aus Ratingen), des 
Technologiekonzerns Hitachi High Technologies Europe (2001, 
aus Ratingen), von Lumino Licht Elektronik (2002, Verlagerung 
innerhalb Krefelds) und ein neuer Bürokomplex (2000). 1999 
begann die WFG mit der Sanierung und Vermarktung des an 
den Europark Fichtenhain angrenzenden Campus Fichtenhain. 
Das ZTG Zentrum für Telematik im Gesundheitswesen GmbH, 
verschiedene IT- und Multimedia-Dienstleister und das wfk-
Institut für Reinigungstechnologie konnten 1999 angesiedelt 
werden. 2003 wurde das Konferenz- und Veranstaltungszentrum 
„Campus“ 44 eröffnet. Auf benachbarten ThyssenKrupp-Flächen 

Verbunden mit der ganzen Welt: ThyssenKrupp Im Europark dreht sich fast alles um moderne Zukunfts-
technologien, auch bei der Euro-Zentrale von Hitachi
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Neue Standortqualität
Ein wichtiges Datum für den Wirtschaftsstandort Krefeld und 
die Gewerbefl ächen entlang der Autobahn A 44 war der 1. Juni 
2002. Seit der Eröffnung der Autobahn-Rheinbrücke führt die A 
44 direkt zum Flughafen Düsseldorf International und verbindet 
weiter zur A 52 und A 3. Diese neue Rheinquerung hat sich im 
Ansiedlungsgeschäft allerdings noch nicht direkt ausgewirkt. 
Der Europark Fichtenhain profi tierte in der Vergangenheit 
bereits von Unternehmensansiedlungen im Vorgriff auf den 
Lückenschluss, aber derzeit ist das Interesse an Gebäudein-
vestitionen, die besonders auf die neue Anbindungsqualität zum 
Internationalen Flughafen Düsseldorf ausgerichtet sind, wegen 
der gesamtwirtschaftlichen Situation noch zurückhaltend. 

Diese Verbesserung der ohnehin herausragenden überregi-
onalen Verkehrsanbindung war zudem ein wichtiger Faktor 
bei der Auswahl des Krefelder Südens als Standort für ein 
Entertainment-Großprojekt auf einer im Eigentum der Firma 
ThyssenKrupp befi ndlichen Fläche von 100 Hektar direkt an 
der A 44. Die Schaffung aller planrechtlichen Grundlagen durch 
die Stadt Krefeld konnte allerdings nicht verhindern, dass das 
Themenpark-Projekt IEC International Entertainment Center 
der Universal Studios Mitte 2003 zurückgestellt wurde. Die 
Eigentümerin bemüht sich seitdem in Abstimmung mit der WFG 
verstärkt um eine anderweitige Vermarktung der Flächen. 

Neue Aufgaben der Wirtschaftsförderung
An Bedeutung gewannen im Berichtszeitraum durch den inten-
siven Standortwettbewerb die sogenannten weichen Standort-
faktoren. Zunehmend ausschlaggebend im Ansiedlungsgeschäft 
sind attraktive Wohn-, Bildungs-, Freizeit- und Einkaufsmög-
lichkeiten am Standort in Verbindung mit der Kostensituation 
und der Investorenbetreuung. Zudem werden heute verstärkt 
die Potenziale von Regionen gegenübergestellt und bedingen 
eine Zusammenarbeit im Standortmarketing. Die WFG Krefeld 
organisierte so gemeinsam mit den Wirtschaftsförderungsge-
sellschaften von Mönchengladbach, des Rhein-Kreises Neuss 
und des Kreises Viersen seit 2001 Gemeinschaftsstände auf 
der größten deutschen Gewerbeimmobilienmesse Expo Real 
in München. Auch bei anderen Standortpräsentationen  im EU-
Ausland und Fernost wurde gemeinschaftlich für den Standort 

Im Gewerbepark Uerdingen-Nord werden bauliche Ak-
zente gesetzt, wie hier von der Firma bonOffi ce GmbH

Die neue WFG-Geschäftführerin Dr. Annika Edelmann (r.) 
mit ihrem Team

entstanden weitere Büro-, Logistik- und Servicefl ächen und stär-
ken den Wirtschaftsstandort im Krefelder Süden. 

Im Gewerbegebiet Uerdingen Nord konnten zwischen 1999 
und Ende 2003 sechs weitere mittelständische Unternehmen 
auf Grundstücksgrößen von 1 200 bis zu  3 200 Quadratmetern 
angesiedelt werden. An der Römerstraße vermittelte die WFG 
15 500 Quadratmeter städtische Fläche an fünf Unternehmen. 
Bei der dynamischen Entwicklung der Firmengruppe Freßnapf / 
Trinkgut mit dem Aufbau einer Verwaltungs- und Logistikzentrale 
auf 15 Hektar unterstützte die Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
ebenso wie bei der Standorterweiterung der Absatzzentrale der 
Erzeugergroßmärkte. 

Im Rheinhafen begleitete die WFG Krefeld den Bebauungsplan 
577 zur Fortführung der Hafenringstraße um das Wendebecken. 
Ziel ist die bessere Erschließung des Hafengeländes speziell für 
fl ächenintensive Produktions- und Logistikunternehmen. Größte 
Investition am Wendebecken war der Bau des Sondergase-
Werks von Messer (Griesheim) auf einem 50 000 Quadratmeter 
großen Grundstück mit etwa 150 Mitarbeitern. Trotz der getätig-
ten Grundstücksverkäufe reichen die Gewerbefl ächenreserven 
langfristig aus, so dass die Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
keine weiteren Ankäufe getätigt hat. 

Am Rheinufer in Uerdingen bietet sich die seltene Chance einer 
neuen Nutzung und exklusiven städtebaulichen Entwicklung 
direkt am Wasser. Die Eigentümer von zentralen, benachbart 
gelegenen Gründstücken haben sich 2003 zur Projektentwick-
lungsgesellschaft RheinBlick Krefeld zusammengeschlossen. 
WFG und Stadt Krefeld sind in dieses Projektentwicklungsver-
fahren eingebunden.

Bei den Krefelder Großunternehmen ergaben sich konzerninterne 
Veränderungen, deren Auswirkungen auf den Wirtschaftsstand-
ort Krefeld noch offen sind. Inwieweit die Neustrukturierung 
des Bayer-Konzerns, der Verkauf von Messer (Grießheim) an 
Air Liquide Ende 2003 oder der Verkauf des Geschäftsbereiches 
Triaton von ThyssenKrupp die jeweiligen Unternehmensstandorte 
verändern, ist noch nicht absehbar.
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Niederrhein geworben. Die Anpassung der Aktivitäten der Wirt-
schaftsförderung  an veränderte Aufgabenstellungen fand auch 
Ausdruck in der Neubesetzung der Geschäftsführung der WFG 
Krefeld zur Mitte des Jahres 2003. 

Agentur für Arbeit
Arbeitsmarkt in Bewegung
Starke Bewegungen und viel Dynamik prägten den regionalen 
Arbeitsmarkt, der sich nach der Jahrtausendwende zunächst 
zu erholen schien. Die ungünstige Wirtschaftslage lies jedoch 
in den Jahren 2002 und 2003 die Zahl der Arbeitslosen auch 
in Krefeld wieder ansteigen. Einzig die Neuausrichtung der 
Arbeitsmarktpolitik („Job AKTIV“-Gesetz und Umsetzung von 
Reformvorschlägen der „Hartz-Kommission“) verhinderte, dass 
noch mehr Arbeitslose registriert werden mussten. So entlaste-
ten die durch die so genannten „Hartz-Gesetze“ geschaffenen 
Möglichkeiten auch den regionalen Arbeitsmarkt spürbar. 
Zum einen wirkte das Konzept des „Förderns und Forderns“, 

mit dem Arbeitslose dabei unterstützt werden, die eigenen 
Probleme auch wirklich anzugehen. Zum anderen stehen teils 
neue, marktfähige Angebote zur Verfügung: So gründeten im 
Arbeitsamtsbezirk Krefeld allein im letzten Jahr 475 Personen 
eine „Ich AG“, 321 Personen wurden Arbeitnehmer in einer 
„Personal Service Agentur (PSA)“. Weitere positive Wirkungen 
der Arbeitsmarktreformen und durchaus optimistische Progno-
sen für die wirtschaftliche Entwicklung sprechen dafür, dass 
die Kräftenachfrage zunehmen wird und lassen eine leichte 
Besserung auf dem regionalen Arbeitsmarkt erwarten.

Arbeitslosigkeit
Der durchschnittliche Bestand an Arbeitslosen der Stadt Krefeld 
sank von 13 032 in 2000 auf 11 658 Arbeitslose im Jahr 2001, um 
2002 wieder auf 12 167 und 2003 gar auf 13 108 anzusteigen. 
Auffällig ist, dass die Zahl der Krefelder, die sich nach Verlust 

ihres Arbeitsplatzes arbeitslos meldeten, von 8 661 (2001) auf 
10 826 (2003) anstieg. Dies zeigt, dass der Freisetzungsdruck 
der Betriebe deutlich zunahm. Allerdings endete das Jahr 2003 
mit einem Hoffnungsschimmer: Die Arbeitslosigkeit nahm im 
Dezember weniger zu als üblicherweise. Der Abstand zum 
Vorjahreswert wurde wieder kleiner.

Trotz der schwierigen Lage fi nden viele Arbeitslose einen neuen 
Arbeitsplatz. Die Zahl der Arbeitslosen, die eine neue Beschäfti-
gung aufnahmen, stieg von 6 739 (2001) auf 7 312 (2003) an. Dabei 
fällt auf, dass Arbeitslosigkeit zunehmend durch die Aufnahme 
einer selbständigen Tätigkeit beendet werden konnte.

Existenzgründer im Arbeitsamtsbezirk Krefeld

Überproportional betrifft Arbeitslosigkeit die so genannten Ziel-
gruppen. Zu nennen sind hier im besonderen jüngere Arbeitslose 
unter 25 Jahren. Trotz der insgesamt rückläufi gen Entwicklung 
bleibt die Lage für junge Fachkräfte schwierig. Sie sind zwar 
beim Anziehen der Konjunktur diejenigen, die gute Chancen 
haben, schnell eine Stelle zu fi nden, sind aber umgekehrt von 
wirtschaftlichen Flauten immer ganz besonders betroffen.

Problematisch stellt sich auch das Niveau der Langzeitarbeits-
losigkeit (ein Jahr und länger arbeitslos) in Krefeld dar. 

Langzeitarbeitslose (Jugendliche unter 25 Jahren)

Beschäftigte 
Die Gesamtzahl der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten 
stieg zunächst von 88 605 im Jahr 2000 auf 89 090 in 2001, um 
2002 wieder deutlich auf 87 680 zu sinken. Besonders stark 
ausgeprägt war dabei der Rückgang im Bereich der Energie-
versorgung sowie der chemischen Industrie. 

Arbeitsagentur, Stadt Krefeld und Kreis Viersen arbeiten 
gut zusammen, nicht nur auf der obersten Ebene
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Stellen

Stellenzugang insgesamt (Hauptamtsbezirk)

Mit der Arbeitskräftenachfrage war es im Berichtszeitraum 
nicht gut bestellt. Sie sank von 11 579 gemeldeten offenen 
Stellen in 2000  (Hauptamtsbezirk)  auf 11 157 in 2001 und 
9 684 in 2002. Dabei zog sich der Nachfragerückgang durch 
nahezu alle Branchen. Erst in 2003 wurde der Rückgang bei 
den  Stellenangeboten gebremst: 

Mit 9 742 Stellenangeboten im Hauptamtsbezirk  meldeten 
Wirtschaft und Verwaltung dem Arbeitsamt erstmals wieder 
mehr offene Stellen zur Besetzung. Dabei gewannen befristete 
Beschäftigungsverhältnisse an Bedeutung:

Befristete Stellen (Hauptamtsbezirk)

Jahr Anzahl der Stellenangebote
_______________________________________________________

2000 4.678
2001 4.943
2002 4.331
2003 4.783

Arbeitslosengeld und -hilfe
Wegen der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit sowie des gestie-
genen Anteils von Personen, die ein Jahr und länger arbeitslos 
gemeldet waren, mussten viele Arbeitslose ihren Anspruch 

auf Lohnersatzleistungen (Arbeitslosengeld und -hilfe) aus-
schöpfen. Dadurch stieg im Amtsbezirk Krefeld der Anteil aller 
Leistungsempfänger an allen Arbeitslosen von 75,5 Prozent in 
2000 auf 86,6 Prozent im Jahr 2002. Die Gesamtausgaben für 
Arbeitslosengeld und -hilfe erhöhten sich von 215,29 Millionen 
Euro im Jahr 2000 auf 280,23 Millionen Euro in 2003.

Berufl iche Weiterbildung
Berufl iche Qualifi zierung hatte im Berichtszeitraum für den Kre-
felder Arbeitsmarkt – gemessen an allen arbeitsmarktlichen 
Aktivitäten – einen hohen Stellenwert:

Zwar führten Rechtsänderungen (Einführung eines „Bildungs-
gutscheins“) zu einem Rückgang des Teilnehmerbestandes im 
Jahre 2003; dieser wurde jedoch zum größten Teil kompensiert 
durch kürzere Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen 
in Betrieben. So traten 2003 insgesamt 3 153 Personen in eine 
derartige Maßnahme ein, gut 78 Prozent mehr als noch im 
Jahr 2000.

FbW-Eintritte im Arbeitsamtsbezirk Krefeld

Ausbildungsbilanz 2003 vergleichsweise 
günstig
Im Jahr 2003 ist es in Krefeld nicht zu einem Engpass bei den 
Lehrstellen gekommen. Die ungünstige Wirtschaftslage hat 
in Krefeld glücklicherweise nicht zu einem massiven Stellen-
rückgang geführt. Die Situation in Krefeld ist vergleichsweise 
günstiger als in anderen Bezirken Nordrhein-Westfalens.  Die 
Stellen-Bewerber-Relation liegt in Krefeld bei 0,96 (NRW: 0,79). 
Für Jugendliche aus der Region ist das Oberzentrum Krefeld ein 
attraktiver Ausbildungsstandort.

Von Oktober 2002 bis September 2003 sind dem Arbeitsamt Kre-
feld rund 4,0 Prozent weniger Ausbildungsstellen als im Vorjahr 
gemeldet worden. Die Zahl der Bewerber ist gleichzeitig um 
7,6 Prozent gesunken. Die Analyse der Berufsberatung zeigt den 
strukturellen Wandel in den einzelnen Ausbildungsbereichen 
auf: Rückgängen im Handwerk und in Fertigungsberufen stehen 
Zuwächse in den Dienstleistungsberufen gegenüber. 

Ende September gab es 108 noch nicht besetzte Ausbildungs-
stellen und 91 noch nicht vermittelte Bewerber in Krefeld. Die 
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Nachvermittlungsaktion erfolgte in enger Zusammenarbeit mit 
der Industrie- und Handelskammer und den Kreishandwerker-
schaften. Allen ausbildungsfähigen Jugendlichen konnte ein 
Ausbildungsplatz angeboten werden. 

Mittelaufwand
Den Mittelaufwand des Arbeitsamtes Krefeld im Vergleich der 
Jahre 2001/2003 (ausgewählte Leistungsarten) zeigt folgende 
Tabelle:

  (in Millionen Euro)
 2001 2003
_______________________________________________________

Berufl iche Weiterbildung  43,83 36,97
Arbeitslosengeld/Arbeitslosenhilfe 215,99 280,23
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 4,92 2,02
Kurzarbeitergeld 0,80 1,63
Kindergeld 180,3 202,38
Überbrückungsgeld 5,32 10,82
Existenzgründungszuschuss – 1,30

Zentralstelle für Beschäf-
tigungsförderung
Beschäftigungsförderung
Im September 1994 wurde die Zentralstelle für Beschäfti-
gungsförderung (ZFB) der Stadt Krefeld eingerichtet und ist 
seit September 1998 Teil des Fachbereiches Jugendhilfe und 
Beschäftigungsförderung. Ihre Aufgabe besteht darin, beschäf-
tigungsfördernde Initiativen in den Bereichen Soziales, Bildung, 
Jugend und Gleichstellung zu entwickeln und mit Aspekten 
der Stadtentwicklung, der Wirtschaftsförderung und des Um-
weltschutzes zu verknüpfen. Die ZFB hat über diese Aufgabe 
hinaus einen Schwerpunkt in der verstärkten Einwerbung von 
Fördermitteln und in den Verknüpfungen von Förderprogrammen 
der EU, des Bundes und des Landes. 

Handlungsleitlinien der Zentralstelle für Beschäftigungsförde-
rung sind hierbei:

• eine möglichst hohe Einbeziehung von Sozialhilfeempfängern 
in die Aktivitäten der Zentralstelle für Beschäftigungsför-
derung, um für diese Zielgruppe einen Übergang in den 
Arbeitsmarkt zu erreichen; 

• der Ausbau von Beschäftigungsprojekten für Langzeitarbeits-
lose und Sozialhilfeempfangende;

• eine möglichst intensive Zusammenarbeit mit dem 1. Arbeits-
markt zu erzielen, hier insbesondere mit dem Handwerk und 
Klein- und Mittelbetrieben;

• die bestehende enge und gute Zusammenarbeit mit der 
Agentur für Arbeit (früher: Arbeitsamt Krefeld) weiterhin zu 
vertiefen;

• die Einbeziehung möglichst vieler Kooperationspartner.

Die Angebote der ZFB zielen vor allem darauf ab, am Ar-
beitsmarkt benachteiligte Personengruppen (wieder) in das 
Beschäftigungssystem zu integrieren. Dazu gehören Langzeit-
arbeitslose, arbeitslose Jugendliche und junge Erwachsene, 
Sozialhilfeempfangende, Alleinerziehende, Berufsrückkehrer, 
Migranten sowie Behinderte.

Von der Beratung über Qualifi zierung und Beschäftigung bis 
hin zur Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt bietet die Zen-
tralstelle für Beschäftigungsförderung diesen Personengruppen 
ihre Unterstützung und ihr Know-how an. Dabei stehen bei al-
len Angeboten pädagogische Fachkräfte zur Unterstützung und 
Begleitung zur Verfügung. Individuelle Berufswegeplanungen, 
arbeitsmarktnahe Qualifi zierungen und passgenaue Beschäfti-
gungen gehören zu den Kernaufgaben.

Mit diesem breiten Spektrum an unterschiedlichen Angeboten 
und Unterstützungsleistungen wird von den arbeitslosen Per-
sonen aber auch erwartet, sich bei realisierbaren berufl ichen 
Perspektiven auf neue Herausforderungen einzulassen und 
sich aktiv an deren Verwirklichung zu beteiligen. Der gesamte 
Prozess bis zur Integration in den Arbeitsmarkt ist maßgeblich 
bestimmt durch die persönliche Mitgestaltung der Person an 
der berufl ichen Perspektive und der Stärkung von Eigenverant-
wortlichkeit.

Vor dem Hintergrund der bundespolitischen Entwicklungen im 
Rahmen der sogenannten Hartz-Gesetze wird sich die kommunale 
Beschäftigungsförderung in Krefeld im zehnten Jahr ihres Beste-
hens auf umfangreiche Veränderungen einstellen müssen.

Beratung
Die ZFB verfolgt mit ihren Beratungsangeboten das Ziel, Ar-
beitslose oder von Arbeitslosigkeit bedrohte Personen mit Hilfe 
zielgerichteter, individueller und berufsorientierter Beratung 
und Begleitung, in das Beschäftigungssystem zu integrieren. 
Unterschiedliche Zielgruppen bringen unterschiedliche An-
forderungen in der Beratung mit sich. Von daher umfasst das 
Sachgebiet die drei folgenden Bereiche:

Jugendberufshilfe
Die Jugendberufshilfe ist ein mehrstufi ges Beratungssystem 
und weist eine hohe Spannbreite von Beratungsangeboten für 
Jugendliche auf, die von der Prävention an Krefelder Hauptschu-
len über Schulsozialarbeit an Berufkollegs bis hin zur Beratung 
von arbeitslosen Jugendlichen reicht. Die Beratung wird hierbei 
im Rahmen einer Anlauf- und Koordinierungsstelle (Checkpoint 
Job) organisiert und abgewickelt. 

Beratungsstelle für Arbeitslose
Die Beratungsstelle für Arbeitslose bietet insbesondere Men-
schen Hilfe an, die älter als 25 Jahre und arbeitsfähig sind. In 
der Regel handelt es sich Sozialhilfebeziehende. Sie werden 
individuell beraten und begleitet, bis sie eine berufl iche Quali-
fi zierung oder Beschäftigung beginnen können.
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Berufswegeplanung für Frauen
Dieses Angebot richtet sich an erwerbslose Frauen zwischen 
25 und etwa 45 Jahren. Für diese Zielgruppe wurde ein eigenes 
Projekt entwickelt, um im besonderem Maße Familienfrauen, 
insbesondere allein Erziehenden, mit ihren spezifi schen Hemm-
nissen, die einer Arbeitsaufnahme in der Regel im Wege stehen, 
unterstützen zu können.

Kernstück der Arbeit in allen Bereichen ist der Eingliederungs-
plan, auch Entwicklungsplan oder Berufswegeplan bezeichnet. 
Hier wird systematisch die Arbeit dokumentiert und im Sinne 
der Verbindlichkeit von den Teilnehmenden und den Beratern 
unterzeichnet. Was umfasst die Arbeit der Beratung? Im Rahmen 
eines Profi lings werden die Stärken und Schwächen der Einzelnen 
ermittelt. Dies geschieht mit Hilfe unterschiedlicher Methoden. 
Es werden biographische Interviews geführt, Informationen über 
den Probanden gesammelt, die Selbsteinschätzung berücksich-
tigt und die zur Verfügung stehenden regionalen Angebote zur 
Eignungsfeststellung genutzt. Zum Teil werden eigene Klein-
gruppenangebote durchgeführt, zum Teil müssen die Klienten 
kleine und größere Aufgaben erledigen. Alle vorgenommenen 
und geplanten Schritte werden im Plan festgehalten und die 
Erledigung kontrolliert. 

Im Beratungsprozess werden mit den Teilnehmern die individuel-
len Ziele ermittelt. Dabei ist das übergeordnete Ziel, mittel- oder 
langfristig die Integration in den ersten Arbeitsmarkt. In der 
Regel bedarf es bei unseren Zielgruppen jedoch einer länge-
ren Vorbereitung, so dass in den meisten Fällen Maßnahmen 
vorgeschaltet werden müssen. Die können sowohl Qualifi zie-
rungs- als auch Beschäftigungsmaßnahmen sein. Häufi g sind 
sprachfördernde, manchmal auch therapeutische Angebote für 
die Probanden notwendig.

Alle Beratungsprojekte sind in Netzwerke eingebunden. Insbe-
sondere bei den Zielgruppen der jungen Menschen und erwerbs-
losen Frauen. Von daher ist ein weiterer Arbeitsschwerpunkt der 
Aufbau beziehungsweise die Pfl ege von regionalen Netzwerken. 
In den Netzwerken „Krefelder Netzwerk gegen Jugendarbeits-
losigkeit“ und „Frau und Beruf“ kommt der ZFB gemeinsam mit 
der Agentur für Arbeit eine koordinierende Funktion zu. Das 
heißt, sie organisiert die „Runden Tische“ auf der operativen 
Ebene und stellt somit den regelmäßigen Informationsfl uss und 
Erfahrungsaustausch der beteiligten Akteure sicher. Damit ist 
auch ein regelmäßiges Berichtswesen verbunden. Die Ereignis-
se in den Eingliederungsplänen werden regelmäßig qualitativ 
und quantitativ ausgewertet und den Partnern zur Verfügung 
gestellt. So können einerseits die Projekte besser gesteuert 
werden, andererseits können konkrete Aussagen über die 
Zielgruppen getroffen werden.

Qualifi zierung
Die Qualifi zierungsangebote der ZFB berücksichtigen sowohl 
die Arbeitsmarktanforderungen der Region als auch die An-
forderungen der arbeitslosen Personengruppen. Sie werden 
im enger Kooperation mit ausgewählten Bildungsträgern und 
Berufskollegs der Region durchgeführt, die verantwortlich für 
die fachtheoretische und praktische Qualifi zierung sind. In Ko-

operation mit Wirtschaftsverbänden und Betrieben der Region 
werden betriebliche Praktikums- oder Beschäftigungsstellen und 
Ausbildungs- sowie Umschulungsplätze bereitgestellt. 

Gefördert werden die verschiedenen Qualifi zierungs- und Be-
schäftigungsprojekte aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit, 
des Landes NRW, des Bundes, der EU und aus Eigenmitteln der 
Stadt Krefeld. 

Die Qualifi zierungsangebote richten sich an die oben genannten 
Zielgruppe des Arbeitsmarktes. Besonderes Augenmerk wird 
auf die anteilige Quote von Männern und Frauen, die gute Er-
reichbarkeit der kooperierenden Bildungsträger, den zeitlichen 
und organisatorischen Projektverlauf, die Unterstützung bei der 
Kinderbetreuung, die inhaltliche Ausrichtung und Gestaltung 
des Unterrichtes, die passgenaue Praktikumsakquise und die 
fl exible Berufswahleröffnung gelegt. Um die besonderen Le-
benslagen und die geschlechtsspezifi schen Voraussetzungen 
mit den zukünftigen Arbeitsmarktanforderungen in Einklang zu 
bringen, werden einige Projekte zielgerichtet und erfolgreich 
ausschließlich als Frauen- oder Männerprojekt angeboten.

Aufgrund der angespannten Arbeitsmarktsituation und der 
kommunalen Schwerpunktsetzung rücken verstärkt Projekte für 
junge Erwachsene und Projekte im niedrigschwelligen Bereich 
in den Mittelpunkt der ZFB-Angebotspalette. 

Beschäftigung
Beschäftigt und betreut werden hier insbesondere Menschen, 
die von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen und Bezieher von Sozi-
alhilfe und/oder Arbeitslosengeld/Arbeitslosenhilfe (ALG/ALHi) 
sind. Die bereitgestellten Beschäftigungsmaßnahmen dienen 
hauptsächlich dazu, die Zielgruppe fi nanziell unabhängig von 
sozialen Transferleistungen zu machen und ihnen eine  Chance 
zur Integration ins Arbeitsleben zu bieten. Im Rahmen der 
Beschäftigungsförderung initiiert die ZFB konkrete Beschäfti-
gungsmöglichkeiten, die in der Regel auch Qualifi zierungen und 
Betriebspraktika beinhalten, und sorgt für deren verwaltungs-
mäßige Abwicklung. 

Beschäftigungsmaßnahmen im Rahmen 
von ABM und nach dem BSHG
Im sogenannten 2. Arbeitsmarkt werden bei verschiedenen 
Ämtern und Fachbereichen der Stadt Krefeld, sowie bei ge-
meinnützigen Trägern und Einrichtungen zusätzliche, in der Re-
gel auf zwölf Monate befristete, sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigungsmaßnahmen durchgeführt. Im Einzelnen handelt 
es sich hierbei um:

• Arbeitsbeschaffungs- (ABM) und Strukturanpassungsmaß-
nahmen (SAM) unter Mitfi nanzierung der Bundesanstalt für 
Arbeit, 

• Maßnahmen im Rahmen des ASS-Programmes (Arbeit statt 
Sozialhilfe), welches zum Teil aus ESF-Mitteln refi nanziert 
wird, und 

• das Beschäftigungsprogramm „Arbeit für Krefeld“ (AFK), 
fi nanziert aus dem Sozial-Etat der Stadt Krefeld.
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Lohnkostenzuschuss – LKZ:
Programm der Stadt Krefeld
Durch das LKZ-Programm sollen Sozialhilfeempfänger direkt 
in den sogenannten ersten Arbeitsmarkt integriert werden. 
Hierdurch unterstützt die Stadt Krefeld die Bemühungen von 
Betrieben und Unternehmen bei der Schaffung von zusätzlichen 
Arbeitsstellen durch die Beteiligung an den Lohnkosten. Diese 
Lohnkostenzuschüsse werden für maximal zwölf Monate ge-
währt, wenn eine Beschäftigung von mindestens 18 Monaten 
erfolgt. Finanziert werden diese Mittel durch Einsparungen im 
Sozialhilfeetat der Stadt Krefeld.

Regionalsekretariat Kreis Viersen / Stadt 
Krefeld
Das Regionalsekretariat Kreis Viersen/Stadt Krefeld ist eine 
vom Land NRW mit Mitteln der Europäischen Union fi nanzierte 
arbeitsmarktpolitische Informations- und Beratungseinrichtung. 
Das Regionalsekretariat arbeitet als ständige Geschäftsstelle 
der Regionalkonferenz Kreis Viersen/Stadt Krefeld zu. Unter 
Vorsitz des Krefelder Oberbürgermeisters sind alle relevanten 
arbeitsmarktpolitischen Akteure der Region in der Regional-
konferenz vertreten. Die Regionalkonferenz ist das Arbeits-, 
Beratungs- und Konsensgremium für arbeitsmarktpolitische 
Projekte im Rahmen der NRW/EU-Arbeitsmarktprogramme. 
Zusammen mit den insgesamt 29 weiteren Regionalsekre-
tariaten in Nordrhein-Westfalen ist das Regionalsekretariat 
Kreis Viersen/Stadt Krefeld eingebunden in die regionalisierte 
Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik des Landes NRW. 

Das Regionalsekretariat ist in erster Linie Ansprechpartner und 
Beratungsstelle für arbeitsmarktpolitische Akteure, Bildungsträ-
ger sowie für kleine und mittelständische Unternehmen (KMU´s) 
der Region bei Fragen insbesondere zu Qualifi zierungs- und Be-
schäftigungsmaßnahmen sowie für Existensgründungswillige. 
Eine Hauptaufgabe des Regionalsekretariats als ständige Ge-
schäftsstelle der Regionalkonferenz ist es, möglichst umfassend 
die Fördermöglichkeiten der NRW/EU- Arbeitsmarktprogramme 
für die Region zu erschließen und in arbeitsmarktpolitisch rele-
vante Maßnahmen vor Ort umzusetzen. 

Aufgrund der Entwicklung des Landeshaushaltes wird die bis-
herige Landesarbeitsmarktpolitik inklusive der Arbeit der Regi-
onalsekretariate zum 31. Juli 2004 im wesentlichen eingestellt. 
Bis dahin soll eine schlankere Struktur geschaffen werden, die 
in erster Linie wirtschaftsnah agieren soll.

SWK Stadtwerke 
Krefeld AG
Die wettbewerblichen Rahmenbedingungen in den Energie-, 
Verkehrs- und Entsorgungsmärkten haben sich in den letzten 
Jahren auch auf Grund des Energiewirtschaftsgesetzes grund-

legend verändert. Dies erforderte eine Neupositionierung und 
Neustrukturierung der Städtische Werke Krefeld AG. Um die 
durch diesen Wettbewerb erforderliche Flexibilität zu erlangen, 
wurde im September 2001 die SWK STADTWERKE KREFELD 
AG als Dachgesellschaft mit einzelnen auf die verschiedenen 
Märkte ausgerichteten Tochtergesellschaften gegründet. Sie 
bündelt als geschäftsleitende Holding die zentralen Manage-
ment-, Service- und Steuerungsfunktionen. Unter ihrem Dach 
vereinigt sie die SWK ENERGIE GmbH, die SWK MOBIL GmbH, 
die SWK AQUA GmbH, die SWK FAHRSERVICE GmbH und die 
SWK KOMPAKT GmbH. 

Die SWK ENERGIE GmbH übernahm den Unternehmensbereich 
Versorgung und bietet die kompletten Dienstleistungen für die 
Versorgung der Krefelder Bürger mit Strom, Gas, Fernwärme 
und Wasser. Die SWK MOBIL GmbH übernahm den Unterneh-
mensbereich Verkehr und vereinigt alle Dienstleistungen für 
Straßenbahn, Bus und Eisenbahn. Seit Januar 2004 ist auch 
die SWK AQUA operativ tätig. Sie umfasst alle Aufgaben der 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung.

Die SWK STADTWERKE KREFELD AG baut auf die Leistungen 
ihrer Vorgängergesellschaften auf. So kann sie auf eine langjäh-
rige Qualität in ihren Leistungen zurückschauen. Dies spiegeln 
die verschiedenen Jubiläen einzelner Sparten wider. 

1999 feierte die SWK „100 Jahre Strom für Krefeld“. Die histori-
sche Ausstellung auf der Rheinischen Landesausstellung zeigte 
die Kompetenz auf, mit der die SWK über 100 Jahre Krefeld mit 
Strom versorgt.  Mit einem Festakt im Stadttheater feierte die 
SWK die langjährige Versorgung der Stadt mit Strom. Basie-
rend auf diesem Jubiläum wurde ein Jahr später das Jubiläum 
„100 Jahre elektrische Straßenbahn“ begangen. Verschiedene 
Ausstellungen zum Thema elektrische Straßenbahn, der Festakt 
in der ehemaligen Wagenhalle in Fischeln, der Tag der offenen 
Tür auf dem Betriebshof Weeserweg und nicht zuletzt der Stra-
ßenbahnkorso mit historischen Straßenbahnzügen zeigten die 
Geschichte der Straßenbahn in Krefeld. 

2002 stand ganz im Zeichen der Wasserversorgung. In diesem 
Jahr feierte die SWK das Jubiläum „125 Jahre Wasserversor-
gung“. Verschiedene Veranstaltungen prägten das Jubiläum. 

Die SWK-Vorstände Horst Hannappel und Klaus Evertz 
und Aufsichtsratsvorsitzender Ulrich Hahnen (m.) prä-
sentieren ihre neuen „Töchter“
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So führte unter anderem das Jugendtheater des Stadttheaters 
Krefeld-Mönchengladbach ihr Theaterstück „Wasserfälle“ in der 
alten Schönung des Wasserwerkes In der Elt auf; beim Festakt 
in der Burg Linn wurde die Burg zur „Wasserburg“; der Tag der 
offenen Tür erschloss für 12 000 Besucher die Welt der Was-
sergewinnung und zeigte die notwendigen Verfahren für eine 
gute Wasserqualität; der „Krefelder Wasserpfad“, eine Was-
serbroschüre und der Film „Trink Wasser!“ wurden speziell für 
Schulen entwickelt;  gemeinsam mit dem Schulverwaltungsamt 
wurde das Wasserwerk In der Elt als Lernort für Schüler einge-
richtet. Das Jubiläum „150 Jahre Gasversorgung für Krefeld“ 
in 2004 schließt den in 1999 gespannten Bogen der Jubiläuen. 
Die Gasversorgung ist die älteste Sparte der SWK, die somit 
auf eine 150-jährige Geschichte zurück blicken kann. 

Sympathieträger dieser Aktionen waren die speziell entwickel-
ten Jubiläumssignets. Für die Sparte Strom steht „Willi Watt“, 
„Anni Aqua“ vertritt die Wasserversorgung und „Gustav Gas“ 
symbolisiert die Gasversorgung. Sie werden auch weiterhin für 
ihre Sparten werben.

SWK ENERGIE GmbH 
Die zentralen Pfeiler der Handlungsstrategie der SWK ENERGIE 
auf dem Weg von einem klassischen Energie- und Wasserversor-
gungsunternehmen zu einem marktfähigen, kundenorientierten 
Dienstleistungsunternehmen sind:

• Investitionen in innovative Technologien und Dienstleistun-
gen für den ökonomisch und ökologisch sinnvollen Einsatz 
von Energien und Wasser; 

• kompetente und vertrauensbildende Beratung und Betreu-
ung ihrer Privat-, Gewerbe- und Industriekunden im Rahmen 
integrierter Energiedienstleistungskonzepte;

• eine effektive und partnerschaftliche Zusammenarbeit mit 
anderen Marktteilnehmern.

Im April 1999 wurde die Energie-Partner-Niederrhein Koope-
ration (EPN) mit den Stadtwerken Moers GmbH, Stadtwerke 
Neukirchen-Vluyn und der SWK gegründet. Die Stadtwerke 
Kempen GmbH und Willich GmbH sind im darauf folgenden 
Jahr der Kooperation beigetreten. Mit der Kooperation sollen 
Fragen des Energiehandelns und des Kundenmanagements 
konzentrierter beleuchtet werden. 

Die mit den Partnern in der Kooperation entwickelte „nieder-
rhein“-Produktfamilie („niederrheinAktiv“, „niederrheinPlus“ 
„nie der rheinOPTIMA“ und „niederrheinNATUR“) umfasst 
diver  se Angebote für Privatkunden mit unterschiedlichen Jah-
resstromverbräuchen oder auch für umweltbewusste Kunden. 
Das Produkt „niederrheinPROFI” richtet sich an Gewerbekunden 
mit einem Jahresstromverbrauch bis 12 000 kWh, das Produkt 

„niederrheinPROFIPlus” an Gewerbekunden mit einem Jahres-
verbrauch über 12 000 Kilowattstunden.

Die mit den EPN-Partnern am 28. November 2002 gegründete 
Marktgesellschaft VERSON Energie-Partner GmbH & Co. KG 
soll im weiteren Verlauf die Erreichung optimaler Ergebnisse 
unterstützen. Die Aufgaben der VERSON liegen im Bereich der 
Vermarktung und der Beschaffung von Energie. Im Auftrag der 
Muttergesellschaften wird die VERSON Vermarktungskonzepte 
und Produkte entwickeln sowie als Dienstleister in der Ener-
giebeschaffung tätig sein. 

Mit der Vereinbarung zur Kooperation im Bereich der Informati-
onstechnologie (IT) zwischen der SWK STADTWERKE KREFELD 
AG und der Duisburger Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft 
mbH (DVV) wurde 2002 die Voraussetzung für eine effektive 
und partnerschaftliche Zusammenarbeit geschaffen. Im Mai 
2003 gründete die DVV und die SWK die gemeinsame IT-
Tochtergesellschaft GVN (Gesellschaft für kommunale Versor-
gungswirtschaft Nordrhein mbH). Sie soll als leistungsstarker 
und effi zienter IT-Anbieter Dienstleistungen für kommunale 
Unternehmen erbringen.

Erster Schritt ist der gemeinsame Betrieb der Vertriebs- und 
Abrechnungssoftware SAP IS-U im modernen, leistungsfähigen 
Rechenzentrum der SWK STADTWERKE KREFELD AG gewesen. 
Mit diesem Abrechnungssystem werden rund 500 000 Kunden 
(150 000 SWK ENERGIE, 325 000 Stadtwerke Duisburg) im 
Rechenzentrum der SWK abgerechnet. 

Die Nähe zum Kunden betrachtet SWK ENERGIE als wichtigstes 
Erfolgskriterium. Als erster Energiedienstleister eröffnete die 
SWK ENERGIE am 6. Juli 2002 ihr ENERGIE CityCenter – das 
ECC – mitten in Krefeld. Mit Präsenz „im Herzen unserer Stadt” 
bietet die SWK ENERGIE einen qualitativ hochwertigen Service 
vor Ort. Weiterhin führte die SWK unter dem Motto „Sparen, wo 
es Spaß macht!“ exklusiv für ihre Stromkunden die kostenlose 
„SWK-Card“ ein, die Kundenkarte im CityPower-Netzwerk. 
Damit bietet die SWK ihren Privatkunden attraktive Vergünsti-
gungen zu vielen örtlichen und überregionalen Veranstaltungen 
und Einrichtungen.

In Zusammenarbeit mit der Firma Meteomedia AG von Wetter-
frosch Jörg Kachelmann werden seit Dezember 2002 einmal 
pro Stunde genaue Daten der Krefelder Witterung gemessen. 
Mit diesen Daten kann die SWK ENERGIE ihren Energiebezug 
und das Energiemanagement optimal ausrichten. Der Vorteil 
für die Seidenstadt ist es, dass die SWK-Wetterstation für die 
bundesweite Präsenz Krefelds im ARD-Wetterbericht sorgt.

Damit mögliche Störungen im Netz minimiert und gleichzeitig 
die Netzführungssicherheit erhöht werden, wurden seit 1996 
rund 66 Kilometer Freileitungen, etwa 400 Anschlüsse und 
18 Maststationen demontiert und durch neue wartungsarme 
Leitungen und Anlagen ersetzt. Die SWK ENERGIE hat planmä-
ßig am 25. Juli 2003 die Verkabelung ihres Freileitungsnetzes 
auf Nieder- und Mittelspannungsebene erfolgreich beendet. 

Weiterhin wird aktuell ein kompletter Netzteil, mit dem auf 
der für das SWK-Netz unüblichen Spannungsebene 25 kV 
noch einige wenige Kunden versorgt werden, außer Betrieb 
genommen. Die Kunden werden in moderne 10 und 110 kV-
Netze eingebunden.
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Im Gasversorgungsnetz wurde ein aufwändiges Programm 
zur Erneuerung alter Grauguss-Gasleitungen umgesetzt. Mit 
Abschluss des Programms in 2005 werden dann 152 Kilometer 
Gashauptrohr und 10 400 Hausanschlüsse ersetzt sein. Weiter-
hin wird aktuell ein anspruchsvolles Programm zur kompletten 
Neustrukturierung des Hochdrucknetzes umgesetzt. Die SWK 
erhält damit einen direkten Zugang zu den Ferngasnetzen.  Am 
27. Juni 2003 eröffnete die SWK ENERGIE  in Kooperation mit 
der Tankdienst schwarz-weiß GmbH die erste öffentliche Erd-
gastankstelle für Krefeld. Die SWK ENERGIE will mit dieser Ein-
richtung das Produkt Erdgas als Kraftstoff in Krefeld fördern.

Ein wichtiges Ziel für eine wirtschaftlich und technisch optimierte 
Wasserversorgung war die Reduzierung auf zwei leistungsstarke 
Wasserwerke. Entsprechend dem verfolgten Konzept wurde die 
Wasseraufbereitung des Wasserwerk in Hüls außer Betrieb 
genommen. Das hier gewonnene Rohwasser wird nun im 
Wasserwerk an der Gladbacher Straße aufbereitet. Mit der 
Inbetriebnahme einer Trinkwasserversorgungsleitung zum ehe-
maligen Wasserwerks in Hüls erfolgt die Versorgung des Stadt-
teils nun aus dem Wasserwerk an der Gladbacher Straße. Das 
Wasserversorgungsnetz wird konsequent auf den neuesten Stand 
gebracht. Hier sind es weniger die großen Strukturmaßnahmen, 
sondern eine Vielzahl kleinerer Programme, die dazu beitragen, 
die Versorgungsqualität für die Kunden zu verbessern.

Auf der Grundlage der Untersuchung „Bestandsaufnahme 
und Zukunftsstrategien“ wurden für die Fernwärme konkrete 
Konzepte für Schwerpunktthemen entwickelt. Ein übergeord-
neter Aspekt hierbei war die Untersuchung des zukünftigen 
Einsatzprofi ls des HKW-Weeserweg in Bezug auf das Kraft-
Wärme-Kopplungs-Gesetz. 

SWK AQUA – neu auf dem Markt
Bis Ende 2003 bezogen die Krefelder Bürger ihr Trinkwasser 
von der SWK ENERGIE. Für die Abwasserentsorgung war 
bislang ein Teilbereich des Fachbereichs Tiefbau der Stadt 
Krefeld zuständig. 

Im Jahr 2002 erarbeiteten Mitarbeiter der Stadt Krefeld und 
der SWK STADTWERKE AG ein wasserwirtschaftliches Unter-

nehmenskonzept mit dem Ziel, die Wasserversorgung und die 
Abwasserentsorgung zusammenzuführen. Diese Zusammen-
führung wurde im gleichen Jahr einstimmig im Rat der Stadt 
Krefeld beschlossen.

Öffentlicher Personen-
nahverkehr
SWK MOBIL – effi ziente Dienstleistungen
Die Lage des ÖPNV wird von einer Regionalisierung des Wettbe-
werbs der Verkehrsunternehmen gekennzeichnet. Unternehmen, 
die in diesem Wettbewerb bestehen wollen, müssen attraktive, 
effektive und kostenorientierte Dienstleistungen anbieten. Um 
auf dem neuen Markt bestehen zu können, musste sie gezielt 
Maßnahmen – wie Erneuerungen und Umstrukturierungen 
– verwirklichen. 

So führte die SWK MOBIL 1999 das integrierte rechnerge-
steuerte Beschleunigungs- und Betriebsleitsystem (RBBL) und 
ein rechnergesteuertes Fahrausweissystem ein. Innerhalb von 
zwei Jahren wurden alle Fahrzeuge der SWK einschließlich 
ihrer Auftragnehmer mit Komponenten für den RBBL-Betrieb 
und für den Ticketverkauf ausgerüstet. Dies bedeutete: die 
Erneuerung der alten Fahrscheindrucker, die Verbesserung des 
Sprechfunks, die Beschleunigung des Fahrbetriebes von Bus 
und Bahn durch bedarfsgerechte Zuweisung von Grün-Zeiten 
an Lichtsignalanlagen, die Verbesserung der Betriebsplanung 
durch Erhebung und Auswertung der Fahrdaten.

Gleichzeitig erfolgte die Einrichtung einer neuen RBBL-Leitstel-
le zur Verbesserung der Betriebssteuerung durch Ortung der 
Fahrzeuge mit Digital Global Positioning System (DGPS). Diese 
Leitstelle bildet gleichzeitig die Grundlage für die zukünftige 
Anzeige des aktuellen Fahrplanes über dynamische Fahrgast-
informationssysteme (DFI).

Basierend auf dem Nahverkehrsplan der Stadt Krefeld führte 
die SWK MOBIL Änderungen innerhalb ihres Netzes durch. 

Das City-Center der SWK im Herzen der Stadt an der 
Hochstraße

Die Aqua wird gegründet. Vertreter der Stadt und der 
Stadtwerke unterzeichnen
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So fasste sie im Mai 2000 die Buslinien 049, 050 und 051 im 
Krefelder Südwesten (Gatherhof, Benrad und Forstwald) zu 
einer neuen Linie 051 zusammen. Diese Linie verkehrt nun in 
einer sogenannten Teleskopbedienung zwischen Krefeld Hbf 
und Gatherhof im 15-Minuten-Takt und im weiteren Verlauf ab 
Gatherhof im 30-Minuten-Takt bis nach Forstwald.

Im Herbst 2000 wurde der zweite Bauabschnitt des ÖPNV-
Verknüpfungspunktes Grundend in Krefeld-Fischeln fertigge-
stellt. Es stehen nun insgesamt 102 P+R und 56 B+R Plätze 
zur Verfügung.

Auf Wunsch der Aufgabenträger Kreis Viersen und Kreis Kleve 
richtete die SWK MOBIL im Juni 2001 die Buslinie 063 von Kem-
pen nach Wachtendonk ein. Die Linie 069 (Krefeld  – Kempen 
– Straelen) wurde bis Kempen zurückgenommen und verkehrt 
seitdem zwischen Kempen und Krefeld. Der Abschnitt der Linie 
069 von Wachtendonk nach Straelen vergab der Kreis Kleve 
im Rahmen einer EU-weiten Ausschreibung an einen anderen 
Betreiber.

In der Stadt Willich wurde im gleichen Jahr durch Veränderung 
des Linienweges der Buslinie 055 das Neubaugebiet Wekeln 
angeschlossen. Die Linie 055 (Willich-Knickelsdorf – Krefeld, 
TEW Tor3), die im 30-Minuten-Takt verkehrt, nimmt nun einmal 
stündlich Kurs durch den neuen Willicher Stadtteil.

Zur Erschließung des Neubaugebietes „Schicksbaum“ errichtete 
die SWK MOBIL im Jahr 2001 auf der Straßenbahnlinie 041 die 
Haltestelle „Kempener Platte“. Diese Haltestelle hat als erste 
einen 26 cm hohen Bahnsteig, der den Einstieg in die Bahnen 
erleichtert, und ist somit bereits auf den zukünftigen Einsatz 
von niederfl urigen Straßenbahnen vorbereitet.

Die Einführung des Integralen Taktfahrplanes (ITF Stufe 1 + 2) 
der DB AG führte zwischen 1998 und 2000 zu umfangreichen 

Fahrplananpassungen des Netzes der SWK MOBIL an die 
Fahrpläne der Deutschen Bundesbahn.

2002 führte die SWK MOBIL innerhalb des Samstag-Fahrpla-
nes eine Taktharmonisierung zwischen den Straßenbahnen und 
den Buslinien durch. Die Änderungen der Taktzeiten zu einem 
einheitlichen Grundtakt von 15 beziehungsweise 30 Minuten 
bei den Straßenbahnen führten zu besseren Anschlussmög-
lichkeiten zwischen Straßenbahn- und Buslinien am Krefelder 
Bahnhof. Nun können Kunden zwei Mal in der Stunde zwischen 
Bussen und Bahnen umsteigen. Dies reduziert die Wartezeiten 
der Kunden erheblich. Gleichzeitig konnte bei der Straßenbahn 
das Fahrplanangebot während des Einkaufsverkehrs durch eine 
Anpassung an geänderte Ladenöffnungszeiten des Einzelhan-
dels verbessert werden. Durch den neuen 15 Minutentakt konnte 
auch ein besseres Angebot für Großveranstaltung in der Gro-
tenburg und auf dem Spödentalplatz erreicht werden. 

Die Nahverkehrspläne der Nachbarstädte führten auch bei der 
SWK MOBIL zu Änderungen. So verbesserte sich die Erschlie-
ßung von Duisburg-Rheinhausen durch eine Veränderung des 
Linienweges der 927, die mit zusätzlichen Haltestellen ausge-
stattet wurde. Die Stadt Meerbusch richtete im Mai 1999 die 
Ortsbuslinie 839 (Lankbus) unter der Beteiligung der SWK MOBIL 
ein. Gleichzeitig gab die SWK MOBIL die eigene Linie 053 (Rhein-
gemeinden bis Bösinghoven) auf. Hierdurch ist eine Mitwirkung 
an der weiteren Entwicklung des ÖPNV-Leistungsangebotes in 
der Stadt Meerbusch gewährleistet. Der verbleibende Strecken-
abschnitt der Linie 053 wurde am Krefelder Hauptbahnhof mit der 
Linie 057 zu einer durchgehenden Linie (Krefeld-Inrath – Krefeld 
Hbf – Meerbusch-Bösinghoven) verknüpft.

Eine bessere Verbindung zwischen Kempen und Tönisberg, vor 
allem in den Abendstunden und samstags, wurde im Stadtgebiet 

Für die Zukunft gut positioniert: Das neue Netzleitsystem für den Öffentlichen Personennahverkehr
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Kempen 1999 durch die Einführung eines Anruf-Sammeltaxis 
(AST) der SWK erreicht. Im diesem Zusammenhang stellte die 
SWK MOBIL auf der Buslinie 065 die Spätfahrten montags bis 
freitags und alle Fahrten samstags ein.

In Zusammenarbeit mit dem Bürgerbusverein Tönisvorst richtete 
die SWK MOBIL im gleichen Jahr ihre erste Bürgerbuslinie in 
der Nachbarstadt Tönisvorst ein. 

Mit diesen beiden Maßnahmen qualifi zierte sich die SWK 
MOBIL als kompetenter Partner für die sogenannten alter-
nativen Bedienungsformen, die im ÖPNV-Markt immer mehr 
an Bedeutung gewinnen. Seit Ende 2003 verkehrt auch der 
Bürgerbus Anrath, der von der SWK MOBIL in Zusammenar-
beit mit dem Bürgerbusverein Anrath als zweiter Bürgerbus 
eingerichtet wurde.

Seit November 2003 wird im Bedienungsgebiet der SWK MOBIL 
der kontrollierte Einstieg an der Vordertür praktiziert. Er dient 
zur Unterstützung der Fahrausweisprüfer und als zusätzliche 
Möglichkeit, durch Kontrolle der Tickets die Fahrgäste von der 
Notwendigkeit des Fahrscheinkaufs zu überzeugen. In Bussen 
immer und in Straßenbahnen ab 20 Uhr gilt: Vorne beim Fah-
rer einsteigen und unaufgefordert das Ticket zeigen. Hat ein 
Fahrgast noch keinen Fahrausweis, kann er diesen beim Fahrer 
kaufen. Die hinteren Fahrzeugtüren sollen im Regelfall nur noch 
zum Aussteigen genutzt werden. Ausnahmen von der neuen 
Regel können gemacht werden bei Fahrgästen mit Kinderwagen 
oder sperrigen Gegenständen, etc.

Sparkasse Krefeld 
im rasanten Wandel
Zwischen Rhein und deutsch-niederländischer Grenze unterhält 
die Zweckverbandssparkasse Krefeld / Kreis Viersen derzeit 22 
Filialen in der Stadt Krefeld und 40 Geschäftsstellen im Kreis 
Viersen. Die vergangenen Jahre waren gekennzeichnet durch 
einen rasanten Wandel in der Kreditwirtschaft mit einem zuneh-
mend härteren Wettbewerb um Kunden- und Geschäftsanteile. 
Hinzu kamen Sonderereignisse von außerordentlicher Bedeu-
tung wie die Jahr-2000-Umstellung mit ihren Auswirkungen auf 
die Computer-Netzwerke, vor allem aber die Einführung der eu-
ropäischen Einheitswährung zum Jahreswechsel 2001/2002. 

Mit der Aufnahme der Stadtsparkasse Viersen zum 1. Januar 
2002 fand die Bereinigung der hiesigen Sparkassenlandschaft 
einen vorläufi gen Abschluss. Denn im Sommer 2003 wurde mit 
dem öffentlich-rechtlichen Vertrag zur Sanierung der Sparkasse 
Geldern die nächste Fusion spätestens zum Jahresende 2007 
vorbereitet.

Die Entwicklung im Kundengeschäft
Zwischen 1999 und 2003 wuchs die Bilanzsumme von umge-
rechnet 5,37 Milliarden Euro auf aktuell 6,95 Milliarden Euro. 
Damit baute die Sparkasse Krefeld ihre Spitzenposition als 
Marktführer am linken Niederrhein aus und gehört zu den 20 
größten deutschen Sparkassen. Im Berichtszeitraum legten die 
bilanzwirksamen Spareinlagen von umgerechnet 3,83 Milliarden 
Euro (1999) auf 4,86 Milliarden Euro (2003) zu. Das Volumen der 
Kundenkredite vergrößerte sich von 2,96 Milliarden Euro (1999) 
auf 3,8 Milliarden Euro. Der ausgewiesene Bilanzgewinn stieg 
von 4,59 Millionen Euro (1999) auf 11,95 Millionen Euro und 
fl oss zur Stärkung des Eigenkapitals in die Rücklagen. 

Das Geschäft mit den Privat- und Geschäftskunden war in 
den vergangenen fünf Jahren gekennzeichnet durch bewegte 
Börsenzeiten zwischen Hausse und Baisse, durch historisch 
niedrige Zinsen und eine minimale Zinsspanne – und dies 
alles vor dem Hintergrund einer immer schwächer werden-
den Konjunktur mit zuletzt einigen hoffnungsvollen Signalen. 
Wachstumsträger des Kreditgeschäftes war vor allem die 
Finanzierung von Wohneigentum. Im Passivgeschäft parkten 
die Kunden ihr Erspartes in der Hoffnung auf steigende Zin-
sen in kurzfristigen Anlagen. Nach dem Zusammenbruch der 
New Economy und dem Niedergang der Aktienkurse hatte das 
Wertpapiergeschäft zunächst gelitten, sich zuletzt aber wieder 
erholt, zumal bei den zinsabhängigen Anlagen nach wie vor 
rentable Alternativen fehlen.

In dieser schwierigen Markt- und Wettbewerbssituation war 
eine Neuausrichtung des Vertriebs unausweichlich. Damit wur-
de sowohl den geänderten Kundenwünschen Rechnung getra-
gen als auch die Kostenstruktur günstiger gestaltet. Auch in 
Zeiten des Online-Bankings und zunehmender Automatisierung 
bleiben die Geschäftsstellen jedoch die ersten und wichtigsten 
Anlaufstellen für alle Finanzdienstleistungen. Die Sparkasse 

Mobile und schnelle Datenerfassung dank neuer „Chip-
karten-Tickets“



55

Wirtschaft

Krefeld garantiert die fl ächendeckende Grundversorgung der 
Bevölkerung mit Finanzdienstleistungen. Allerdings wird künftig 
nicht länger in allen Geschäftsstellen alles angeboten; vielmehr 
orientiert sich die Produkt- und Dienstleistungspalette an der 
örtlichen Nachfrage. Dazu wurde in den Geschäftsstellen ein 
differenziertes Leistungsangebot eingeführt. Hinzu kommen 
Kompetenzzentren für Privatkunden, Firmen- und Geschäfts-
kunden sowie das Immobiliengeschäft.

Als Folge wurden und werden Bauinvestitionen in zweistelliger 
Millionenhöhe im gesamten Geschäftsgebiet fällig. In Krefeld 
erhielt die Geschäftsstelle Hansastraße ein völlig neues Ge-
sicht; mit großem Aufwand erneuert wurden auch die Filialen 
Fischeln und Sprödental. Derzeit läuft der Umbau der zentralen 
Geschäftsstelle am Ostwall, in dessen Verlauf die Kundenhalle 
und die ehemalige Passage zu einer räumlichen Einheit zusam-
mengefasst werden. Im Kreis Viersen zu nennen sind der Umbau 
der Sparkasse in Kempen sowie die Neubauten in Süchteln, 
Grefrath und Amern.

Erste Adresse für Existenzgründer
Bedeutsam für das Wachsen einer Region ist neben dem kre-
ditwirtschaftlichen Angebot das Engagement bei erforderlichen 
Strukturveränderungen. Die Zahlen in der Region sprechen für 
sich: So baute die Sparkasse Krefeld ihren Marktanteil bei der 
Förderung von Existenzgründungen und jungen Unternehmen auf 
über 50 Prozent aller Fälle aus. Und auch bei der Vermittlung 
von Landes- und Bundesfördermitteln nahm die Sparkasse 
mit über 40 Prozent, bezogen auf das Zusagevolumen, eine 
herausragende Stellung ein. 

Doch nicht nur mit Taten, sondern auch mit Rat steht die Spar-
kasse zur Verfügung. Wir zeigen Präsenz bei den regelmäßig 
stattfi ndenden „Existenzgründertagen“ der IHK, sponsern die 
Initiative „Gründen im Team“, durch die Arbeitslose auf dem 
Weg in die Selbständigkeit vorbereitet werden, unterstützen 
mit den benachbarten Sparkassen den Förderverein „Exis-
tenzgründung an der Hochschule Niederrhein“ und begleiten 
beziehungsweise vermitteln Unternehmensnachfolgen im Zuge 
der Initiative „Change/Chance“.

Bereits zum sechsten Mal vergab die Sparkasse Krefeld im 
November 2003 den mit insgesamt 6 000 Euro dotierten Exis-
tenzgründerpreis und wurde dabei partnerschaftlich unterstützt 
vom Technologie- und Gründerzentrum Kreis Viersen mit Sitz in 
Kempen und einer großen örtlichen Tageszeitung. Dabei hatten 
nicht nur High-Tech-Gründungen oder Konzepte aus der New 
Economy in diesem Gründerwettbewerb eine Chance; gefördert 
und belohnt wurde die Initiative der Gründer an sich.

Die Krefelder Kulturstiftung
Die Sparkasse Krefeld unterhält heute sieben Stiftungen, die 
über das gesamte Geschäftsgebiet verteilt und mit einem Stif-
tungsvermögen von zur Zeit rund 22 Millionen Euro ausgestattet 
sind. Allein im Jahr 2003 fl ossen über 480 000 Euro in eine 
Vielzahl von Projekten. 

Die 1986 gegründete und mit 4,665 Millionen Euro dotierte  
Kulturstiftung Krefeld hat bis heute Erträgnisse in einer Ge-
samthöhe von 2,626  Millionen Euro erwirtschaftet. Das wohl 
spektakulärste Stiftungsprojekt der letzten Jahre ist die 2002 
beschlossene Unterstützung einer Veranstaltungsreihe der 
Vereinigten Städtischen Bühnen, die den Titel „Tanzforum 
Sparkassen-Kulturstiftung Krefeld“ trägt. Vier Spielzeiten lang 
bis 2005/2006 stellt die Stiftung dem Stadttheater insgesamt 
300 000 Euro für Sonderinszenierungen in der Sparte Tanz- und 
Musiktheater zur Verfügung, jede Spielzeit also 75 000 Euro. 

Mit diesem Geld wurde im Frühjahr 2003 die Reihe durch ein 
„Ballett-Triptychon“ mit Choreographien von Renato Zanella 

Neue Euro-Münzen: Der Bargeld-Umtausch lieft bei der 
Sparkasse reibungslos

Die Geschäftsstelle der Sparkasse Krefeld am Ostwall 
setzt auch bauliche Akzente
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(„Empty Places“), Hans van Manen („5 Tangos“) und Heidrun 
Schwaarz („Orbits“) eröffnet; Premiere war am 13. März 2003. 

Fortgesetzt wurde das „Tanzforum“ in der Spielzeit 2003/04 
mit einem „Ballettabend“ von Christopher Bruce. Für die 
Krefelder Ballettabende hat er zwei Stücke ausgewählt. 
In der 1984 entstandenen Choreographie „Seargent Early’s 
Dream“, die als deutsche Erstaufführung zu sehen ist, tanzt 
die Compagnie zu irischen, britischen und amerikanischen 
Volksliedern. Als „Hommage an die Ära der Rolling Stones“ 
bezeichnet Bruce dagegen die zehn Jahre später entstandene 
Arbeit „Rooster“.

Der Nutzen für die Region
Der Nutzen der Sparkasse und ihrer Stiftungen für die Region 
lässt sich sicherlich auch in Euro und Cent ausdrücken, geht aber 
oft über den rein fi nanziellen Aspekt weit hinaus. Die Vergan-
genheit hat gezeigt, dass mit der Sparkasse als Multiplikator 
und „Anschieber“ viele Projekte, Initiativen und Veranstaltungen 
erst zustande kommen, die es ohne diese Vorreiterrolle sonst 
nicht geben würde. Damit erweist sich die Sparkasse als ver-
lässlicher Standortfaktor, der dazu beiträgt, das Leben in der 
Region attraktiver und lebenswerter zu gestalten. 

Als Sponsor ist die Sparkasse seit jeher ein gefragter Partner in 
allen Bereichen des öffentlichen Lebens. Sportliche Höhepunkte 
der letzten Jahre waren unstrittig die Radrennen „Rund um die 
Sparkasse“. Jeweils über 20 000 enthusiastische Zuschauer 
säumten die Straßen der Krefelder Innenstadt und erlebten vier 
Stunden lang Radsport-Asse zum Anfassen, allen voran Erik 
Zabel und andere deutsche Tour-de-France-Teilnehmer.

Für die örtlichen Vereine, gleich ob in Sport, Sozialengagement, 
Kultur oder Brauchtumspfl ege, besonders wichtig ist dabei die 
Kontinuität und Verlässlichkeit, mit der sich die Sparkasse auch 
im Kleinen engagiert. Hier beweist sich die Ortsverbundenheit 
der Sparkasse.

Krefelder Wohnstätte 
und Bau GmbH
Bauen im Wandel der Zeit
In den vergangenen Jahren hat sich der Wohnungsmarkt 
grund legend verändert. Die Nachfrage nach Mietwohnungen 
ist deutlich gesunken, was sich bei zahlreichen Vermietern durch 
Vermietungsprobleme und erhöhte Leerstände bemerkbar ge-
macht hat. Obwohl auch die Wohnstätte Krefeld als größter 
Anbieter von Wohnraum in Krefeld diese Entwicklung feststellen 
muss, haben sich Vorstand und Aufsichtsrat der Gesellschaft 
schon vor geraumer Zeit auf neue Wege bei der Vermarktung 
des vorhandenen Wohnraums verständigt. 

In früheren Jahren war es das Ziel, den Bestand durch gezielte 
Einzelmaßnahmen auf ein mietfähiges Niveau zu bringen. Es 
wurden Heizungen und isolierverglaste Fenster eingebaut so-
wie Bäder erneuert. Zwischenzeitlich sind die Wohnungen wei-
testgehend auf diesen Standard gebracht worden. Auch in die 
Neubautätigkeit wurde investiert, da die Nachfrage vorhanden, 
die Baupreise kalkulierbar waren und damit auch die Mieten 
innerhalb zumutbarer Grenzen gehalten werden konnten. 

Aus heutiger Sicht ist aufgrund der erzielten Kostenmieten zu-
mindest die Neubautätigkeit nur noch in Einzelfällen möglich 
und vertretbar. Die Geschäftsleitung hat außerdem erkannt, 
dass es nicht mehr ausreicht, einzelne Wohnungen zu sanieren 
oder zu modernisieren. Es mussten Lösungen gefunden wer-
den, die dazu angetan sind, den Bestand nachhaltig attraktiv 
zu gestalten und die Nachfrage zu steigern. Somit wurden 
bestimmte Wohnquartiere, die wirtschaftlich nicht mehr zu 
betreiben waren, ausgesucht und für eine Kernsanierung 
vorgesehen. Bekannt sind Wohngebiete wie Anger/Weiden in 
Krefeld-Oppum, Flünnertzdyk, Inrather Straße und Am Schluff 
in Krefeld-Nord, Rheinfeld in Krefeld-Linn oder das Gebäude 
Petersstraße in der Krefelder Innenstadt, wo diese Sanierungen 
zwischenzeitlich entweder abgeschlossen sind oder zur Zeit 
umgesetzt werden. 

Derartige Vorhaben sind jedoch in vielfacher Hinsicht problema-
tisch. Während die Techniker nach baulichen Lösungen suchen, 
müssen sich die Mitarbeiter des kaufmännischen Bereichs dar-
über Gedanken machen, welche Wohnraumformen interessant 
und insbesondere auch in Zukunft am Markt gefragt sind. Das 
sicherlich größte Problem besteht allerdings darin, die noch 
in den Gebäuden wohnenden Mieter mit Ersatzwohnraum zu 
versorgen. Nach einer oder mehreren Mieterversammlungen 
fi nden Einzelgespräche mit den Bewohnern statt, um die indivi-
duellen Bedürfnisse in Erfahrung zu bringen und entsprechende 
Hilfestellung leisten zu können. Hierbei ist zu bedenken, dass 
so manche Mieter teilweise schon seit Jahrzehnten in ihren 
Wohnungen leben und sich einen Umzug auch aus altersbe-
dingten Gründen kaum mehr vorstellen können. Für die mit 
diesen Umsetzungen beauftragten Fachabteilungen bedeutet 
dies, viel Einfühlungsvermögen und Geduld mitzubringen. Ist 
es dann gelungen, eine neue Wohnung zu vermitteln und den 
Umzug durch begleitende Maßnahmen zu unterstützen, macht 

Als Sponsor unterstützt die Sparkasse das Radrennen 
„Rund um die Sparkasse“ 
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man nicht selten die Erfahrung, dass diese Mieter erkennen, 
welch positive Wandlung sie durch den Wohnraumwechsel 
erfahren haben. Oft ziehen diese Mieter auch in die sanierten 
Gebäude zurück und genießen ihr gewohntes Wohnumfeld in 
einem neuen Outfi t.

Nachdem die betroffenen Mieter umgesetzt worden sind, be-
ginnt eine mehrmonatige Bauphase, deren Beendigung zeigt, 
dass das sanierte Wohngebiet gegenüber dem vorherigen 
Zustand nicht mehr wiederzuerkennen ist. Neue Wohnungs-
grundrisse, moderne Innenausstattung, freundliche Farben in-
nen und außen sowie angesetzte Balkone prägen das neue Bild 
dieser Häuser. Nachdem zuletzt die Außenanlagen ebenfalls 
hergerichtet worden sind, wurde ein attraktives Mietangebot 
geschaffen, das den heutigen Bedürfnissen der Menschen 
nach steigendem Komfort und Wohnqualität in jeder Hinsicht 
Genüge tut. Die Erfahrungen, die bei der Umsetzung dieser 
Kernsanierungen gewonnen wurden, zeigen, dass die Wohn-
stätte Krefeld rechtzeitig den richtigen Weg eingeschlagen und 
die Voraussetzungen geschaffen hat, das Unternehmen für die 
Zukunft wettbewerbsfähig zu machen. 

Die Gesellschaft verbindet diese Entwicklung mit dem Wunsch, 
dass es auch in den kommenden Jahren gelingen wird, innova-
tive Lösungen für derartige Bauvorhaben zu fi nden, um damit 
möglichst vielen Bürgern aus Krefeld, der Umgebung oder auch 
anderen Gebieten Deutschlands ein neues und attraktives Heim 
in unserer Heimatstadt zu bieten. 

Vom „D-Zug“ zum gefragten Mietobjekt
Vielen Krefelder Bürgern war und ist der „D-Zug“ ein Begriff. 
Es handelt sich um einen Wohnblock auf der Inrather Straße 
554-564, der aufgrund seiner schlichten und langförmigen Bau-
weise diesen Namen erhielt. Im Jahre 1989 hat die Wohnstätte 
Krefeld dieses Objekt von der Stadt Krefeld erworben, die dort 
seit Jahren obdachlose Bürger untergebracht hatte. 

Im Jahre 2000 hat der Aufsichtsrat auf Vorschlag des Vorstandes 
beschlossen, dieses Objekt einer Kernsanierung zu unterzie-
hen und somit durch Schaffung attraktiven Wohnraumes eine 

Aufwertung dieses Wohngebietes zu erreichen. Zuvor waren 
bereits die im Eigentum der Wohnstätte Krefeld stehenden 
Wohnungen am Flünnertzdyk erfolgreich kernsaniert und mit 
Balkonen versehen worden. 

Nachdem in Zusammenarbeit mit der Stadt Krefeld die noch 
verbliebenen Bewohner der Häuser mit Ersatzwohnraum 
versorgt wurden, ist mit den Arbeiten zur Kernsanierung im 
Jahre 2001 begonnen worden. Insgesamt entstanden dort 36 
Wohnungen, hiervon 24 Vierraum-Wohnungen sowie 12 Drei-
raum-Wohnungen. Das Gebäude erhielt ein Pultdach sowie 
angesetzte Balkone im rückwärtigen Bereich. Während die 
straßenseitige, verklinkerte Fassade gereinigt und in ihrem 
ursprünglichen Zustand belassen wurde, hat der Architekt 
für die Rückfront eine farbige Putzfassade vorgesehen, die 
das Gebäude wohnlich und mediterran erscheinen lässt. 
Den Erdgeschossmietern wurde die Möglichkeit zur Nutzung 
eines eigenen Mietergartens eingeräumt. Außerdem erhielt 
jeder Mieter einen PKW-Stellplatz, der von der Bongertsaue 
zugänglich ist. Insgesamt wurden Baukosten in Höhe von 2,5 
Millionen Euro aufgewendet. Die Grundmieten liegen derzeit 
bei 5,63 Euro je Quadratmeter Wohnfl äche. 

Bau GmbH – ein leistungsstarker Partner
Die Krefelder Bau GmbH wurde im Jahre 1924 gegründet und ist 
eine hundertprozentige Tochter der Stadt Krefeld. Eingegliedert 
in den Verwaltungsbereich der Wohnstätte Krefeld AG werden 
die der Bau GmbH obliegenden Aufgaben und Geschäfte von 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Wohnstätte Krefeld 
AG in Personalunion ausgeführt. Sie eignet sich insbesondere 
zur Realisierung wichtiger kommunalpolitischer städtebaulicher 
Maßnahmen und hat in den vergangenen Jahren durch Mitwir-
kung bei zahlreichen Baumaßnahmen als Projektentwicklerin, 
Erschließungs- und Sanierungsträgerin, als Baubetreuerin, 
Bauherrin und Generalübernehmer beziehungsweise General-
unternehmer erheblich an Bedeutung gewonnen.

In der nahen Vergangenheit ist insbesondere die Entwicklung 
des Wohngebietes Schicksbaum hervorzuheben, bei dem die 

Wohnstätte und Krefelder Bau GmbH sanierten in Oppum 
an Trift und Weiden

Außergewöhnlich nach der Sanierung: Der Wohnkomplex 
an der Inrather Straße, landläufi g „D-Zug“ genannt
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Seidenweberhaus mit 
viel Leben
Im Jahre 2001 konnte das Seidenweberhaus sein 25-jähriges 
Jubiläum feiern und nach wie vor ist die Auslastung sehr gut. 
Neben den weiterhin regelmäßig stattfi ndenden Sinfonie- und 
Chorkonzerten des Theaters, Betriebsversammlungen und 
Festveranstaltungen großer Betriebe und Vereine sowie den 
Ratssitzungen verwandelt sich das Haus nach wie vor jedes 
Jahr zur Karnevalshochburg. 

Außerdem ist das Seidenweberhaus zu einem Zentrum der Co-
medy geworden. Ob Jürgen von der Lippe, Missfi ts, Dieter Nuhr 
oder die anderen Größen dieser Szene; sie alle kommen immer 
wieder gerne und gastieren vor ausverkauftem Haus.

Veranstaltungen, die weit über die Grenzen Krefelds hinaus 
Beachtung fanden, konnten auch wieder durchgeführt werden. 
Dazu zählten insbesondere ein mehrtägiger Schmerzkongress 
sowie die 3. Europäische Geologenkonferenz. Die Krefelder 
Hautschutztage mit internationaler Beteiligung sind eben-
so zu einer festen Einrichtung geworden wie die jährliche 
Endausscheidung für „Jugend forscht“. Außerdem führt die 
ThyssenKrupp AG hier inzwischen ihre internationalen Kon-
zernbetriebsrätevollkonferenzen durch.

Auch der Sport kam im Seidenweberhaus nicht zu kurz. Ob Bil-
lard-Wettbewerbe, Deutsche Skatmeisterschaften oder fest liche 
Tanzturniere; diese außergewöhnlichen Events fanden jeweils 
große Beachtung.

Das Jahr 2004 stellt die Seidenweberhaus GmbH vor neue 
Herausforderungen, betreibt sie doch künftig auch den Kö-

Die virtuelle Ansicht des neuen König-Palastes an der Westparkstraße. Ende 2004 soll die Multifunktionsarena in 
Betrieb gehen

Bau GmbH nicht nur an dem Bebauungsplanverfahren maßgeb-
lich beteiligt war, sondern im Rahmen eines städtebaulichen 
Vertrages und eines Erschließungsvertrages die vorher land-
wirtschaftlich genutzten Flächen zu baureifen Grundstücken 
entwickelte. Diese Grundstücke wurden vorher von der Bau 
GmbH zum Großteil erworben und anschließend an individuelle 
Einzelbauherren und Bauträger weiter veräußert. Vorgesehen 
ist der Bau von 650 Einfamilienhäusern und 300 Geschosswoh-
nungen. Die Umsetzung dieser Planung ist heute weitestgehend 
abgeschlossen. Die im Rahmen des städtebaulichen Vertrages 
übernommene Verpfl ichtung zum Bau einer Kindertagesstätte, 
einer Grundschule und die Gestaltung von Grünfl ächen ist mitt-
lerweile erfüllt. Derzeit wird mit verschiedenen Handelsketten 
über den Bau von Nahversorgungseinrichtungen verhandelt, um 
den dort wohnenden Bürgern einen nahen und zeitsparenden 
Einkauf von Produkten des täglichen Bedarfs zu ermöglichen. 
Nachweislich ist es mit dem „neuen Stadtteil“ Schicksbaum 
gelungen, die Stadtfl ucht von bauwilligen jungen Krefelder 
Familien erheblich zu reduzieren. 

Eine weitere für die Stadt Krefeld wichtige Entscheidung wur-
de mit dem Bau des König-Palastes an der Westparkstraße 
getroffen. Hier hat die Stadt Krefeld die Krefelder Bau GmbH 
als Bauherrin mit der Planung und Errichtung dieser Mehrzweck-
halle beauftragt. Entstehen soll eine Arena, die nicht nur den 
Bedürfnissen der Eishockeyfans Rechnung tragen soll. Neben 
diversen Sportveranstaltungen bietet der König-Palast die 
Möglichkeit, Shows und Events aller Art auszutragen. Hierfür 
stehen 8 000 bis 9 000 Sitz- und Stehplätze sowie ein Business-
Bereich und zahlreiche Logen zur Verfügung. Die Halle wird von 
der Seidenweberhaus GmbH, ebenfalls eine Tochter der Stadt 
Krefeld, betrieben. Begonnen wurde mit dem Bau der Halle im 
September 2003, fertiggestellt wird sie im Dezember 2004.
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nigPALAST Krefeld, die neue Multifunktions-Arena. Der erste 
Spatenstich war am 27. August 2003 und am 14. November 2003 
wurde die Grundsteinlegung mit einem Fest für die Krefelder 
Bürger gefeiert. Eröffnet wird das neue Haus im Dezember 2004 
mit einem „Grand Opening“-Event.

Hafen- und Bahnbetriebe
Die konjunkturelle Lage in Deutschland war nach anfänglichen 
Aufschwungtendenzen in den letzten Jahren durch einen Ab-
wärtstrend gekennzeichnet. Von dieser Entwicklung blieben 
auch die Hafen- und Bahnbetriebe nicht verschont. Während für 
1998 durch den außerordentlichen Ertrag aus der Umwandlung 
von RWE Namens- in Stammaktien ausnahmsweise ein Gewinn 
von rund 2,2 Millionen Euro ausgewiesen werden konnte, lag 
im Folgejahr der Verlust bei rund 150 000 Euro und stellte da-
mit – mit Ausnahme von 1998 – das beste Jahresergebnis der 
letzten 30 Jahre dar. 

Während das Jahresergebnis 2000 durch den Verkauf einer 
Beteiligung in Höhe von rund 530 000 Euro positiv beeinfl usst 
war und trotz der deutlich unter dem Vorjahr bleibenden 
Verkehrszahlen mit 198 000 Euro Verlust noch relativ günstig 

abschloss, brach das Jahresergebnis 2001 mit einem Verlust 
von 908 000 Euro völlig ein, wesentlich bedingt durch den 
massiven Rückgang des Verkehrsaufkommens der Städtischen 
Eisenbahn, das mit 299 370 Tonnen um 51 Prozent unter dem 
Vorjahresergebnis lag. Diese Entwicklung erreichte mit einem 
weiteren Rückgang in 2002 und nur noch 234 696 Tonnen ihren 
absoluten Tiefpunkt. 

Neben diesen negativen Verkehrsentwicklungen führte auch 
die drastische Verringerung der Beteiligungserträge – insbe-
sondere aus der Deutsche Städte-Medien GmbH –  von 1998 
noch 501 000 Euro auf 123 000 Euro im Jahr 2002 zu einem 
Jahresverlust von 1 288 000 Euro. Die Planungen für 2003 gingen 
von einem Verlust von 1,55 Millionen Euro aus; die über den 
Erwartungen liegenden Verkehrsleistungen vor allem in Bereich 
der Städtischen Eisenbahn lassen aber ein deutlich besseres 
Ergebnis wahrscheinlich werden. Die zur Gegensteuerung in den 
letzten Jahren betriebenen Rationalisierungsmaßnahmen und 
ein Personalabbau in Höhe von 22 Prozent konnten die fi nanziell 
negative Entwicklung nicht nachhaltig beeinfl ussen. 

Der Hafen
Nachdem der Rat der Stadt Krefeld 1998 mit breiter Mehrheit 
die Errichtung eines Container-Terminals im Rheinhafen Krefeld 
zur Stärkung der bestehenden Funktion des Hafens als Güter-
verkehrszentrum beschlossen hatte, wurde eine gebrauchte und 
umzubauende Anlage gekauft, in kürzester Zeit auf die Krefelder 
Belange umgerüstet, im Jahr 2000 in Betrieb genommen und 
einer Betreibergesellschaft vermietet. Die Umschlagzahlen 
entwickelten sich positiv, im Jahr 2002 wurden rund 170 000 
Tonnen registriert, was einem Anteil von fünf Prozent am ge-
samten Hafenumschlag entsprach.

Der Schiffsgüterumschlag im Hafen Krefeld betrug in den Jah-
ren 1999 bis 2003 insgesamt 15 868 187 Tonnen, ein leichter 
Rückgang (0,94 Prozent) gegenüber dem Ergebnis der Jahre 
1994 bis 1999. Hervorzuheben ist, dass der Umschlag mit 
eigenen Krananlagen praktisch auf Null zurückgegangen ist, 
was zum einen auf die schlechter gewordene Wirtschaftslage 
beziehungsweise die Aufl ösung der im Hafen ansässigen Firmen 
sowie auf das Umschlagverbot für Müllverbrennungsschlacke 
an der Kranbrücke zurückzuführen ist.

Der höchste Wasserstand im Berichtszeitraum wurde mit 
10,72 Metern am 5. Januar 2003 erreicht, der niedrigste Was-
serstand betrug 1,50 Meter am 30. September 2003, womit 
der bisher niedrigste Wasserstand seit Aufzeichnungsbeginn 
unterschritten wurde. 

Containerterminal
Einen Schwerpunkt der Investitionen stellte der Bau des 
Container-Terminals dar. Nach nur zehn Monaten Bauzeit für 
sieben Dalben, zwei Landgänge, den speziell abgedichteten 
Containerstellplatz mit Kranbahn und Kran wurde er an eine 
Betreibergesellschaft, der auch Krefelder Firmen angehören, 
vermietet. Er ging am 1. April 2000 in Betrieb. Für diese 

Arbeiten zur Betonsanierung waren an der Fassade des 
Seidenweberhauses nötig
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Baumaßnahme wurden netto rund 3,83 Millionen Euro in-
vestiert. Die verstärkte Nachfrage nach Container-Umschlag 
machte dann zusätzliche Investitionen zur Ertüchtigung des 
Container-Krans erforderlich. Für den Komplettaustausch der 
gesamten Steuerung, der Kabel und der Fahrmotoren wurden 
weitere 740 000 Euro investiert. Die Betreibergesellschaft hat 
inzwischen den Mietvertrag aufgrund dortiger struktureller Ver-
änderungen zum Jahresende 2004 gekündigt. Die Hafen- und 
Bahnbetriebe sind zuversichtlich, einen neuen Mieter für die 
Anlage gewinnen zu können. 

Im Jahr 2001 und 2003 erfolgten Verstärkungsmaßnahmen an 
der rheinseitigen Kaimauer im Bereich der Container-Umschlag-
anlage und der nach Süden geplanten Erweiterungsfl ächen. Für 
die ersten beiden Bauabschnitte wurden netto rund 1,1 Milli-
onen Euro investiert, die zu 50 Prozent aus EU-Fördermitteln 
bezuschusst wurden.

Der ehemals hafeneigene und schrottreife Kran 7 an der Ha-
fenspitze wurde mit seiner aufgeständerten Kranbahn 2001 zur 
Schaffung von Stellfl ächen für Container abgebrochen.

Die Hafenbahn
Der Eisenbahnverkehr der Bahnen – Städtische Eisenbahn Kre-
feld und Krefelder Industriebahn – betrug in den Jahren 1999 
bis 2003 insgesamt 2 708 323 Tonnen. Dies bedeutet gegenüber 
dem Ergebnis der Jahre 1995 bis 1998 einen Verkehrsverlust 

um 372 090 Tonnen (12,07 Prozent). Diese Rückgänge sind auf 
den Wegfall der Mülltransporte ab April 2001 und die zwi-
schenzeitliche Verlagerung der Ganzzug-Maistransporte auf 
den Wasserweg zurückzuführen. 79,5 Prozent des Verkehrs-
aufkommens wurde im Güterwechselverkehr mit der DB Cargo 
AG und Dritten von und nach Bahnhöfen in der Bundesrepublik 
Deutschland und den europäischen Ländern befördert. Für einen 
Hafenansiedler werden 

93 911 Tonnen in eigener 
Frachtführerschaft auf einer 
50 Kilometer langen Stre-
ckenrelation aus dem Ruhrge-
biet befördert. Dies entspricht 
einem Anteil von 4,1 Prozent 
der Gesamttonnage, macht 
allerdings einen Anteil von 
19,0 Prozent der gefahrenen 
Netto-Tonnen-Kilometer der 
Städtischen Eisenbahn Krefeld 
aus. Bei dem restlichen Güter-
verkehr (16,4 Prozent) handelt 
es sich um die Beförderung 
von Gütern auf der eigenen 
Eisenbahninfrastruktur der Hafen- und Bahnbetriebe. 

Seit dem 1. Januar 1994 gilt ein neues Allgemeines Eisen-
bahngesetz, das weitreichende Änderungen nicht nur für die 
bundeseigenen Bahnen brachte. Von diesen Änderungen sind 

Findet sich demnächst ein neuer Betreiber für den Container-Terminal im Krefelder Hafen?

Seit 2004 im Ruhestand: 
Hafendirektor A. Grefen
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auch die übrigen Bahnen betroffen. Hier sind insbesondere die 
rechnerische und organisatorische Trennung von Fahrweg (Ei-
senbahninfrastruktur) und Transportbereich (Verkehrsbetrieb) der 
Bahnen bei gleichzeitiger Öffnung des Fahrweges für Dritte sowie 
die Freigabe der bisher gesetzlich festgelegten Tarife zu nennen. 
Letztgenannte Tatsache führte zum Abschluss eines neuen „Ein-
kaufsvertrages“ mit der DB Cargo AG ab 1. Juli 2001. 

Dieser ersetzt die alte Tarifstruktur und ist Basis der Abrechnung 
der Eisenbahnverkehrsleistungen, die beide Vertragsparteien für 
einander erbringen. Für die Krefelder Öffentlichkeit erkennbar 
wurde die Öffnung der Trassen des Bundes für Dritte mit der 
Aufnahme des Mülltransportes aus Hildesheim zu einer am 
Bruchfeld gelegenen Firma durch eine private Eisenbahngesell-
schaft. Für die Entwicklung der Städtischen Eisenbahn Krefeld 
war dieser derart wichtige Schritt mit der Aufnahme des ersten 
Verkehrs in eigener Frachtführerschaft auf dem Netz des Bundes 
seit Dezember 2000 vollzogen. 

Seit dem Jahre 1999 bestehen Kooperationsverträge mit der 
DB Cargo AG, die das Ziel verfolgen, durch Schnittstellenop-
timierung eine Stärkung des Schienenverkehrs zu erreichen. 
Im Rahmen dieser Zusammenarbeit ist neben der Übernahme 
von Betriebs- und Verkehrsleistungen auch die Erbringung von 
Streckenleistungen im regionalen Bereich durch die Städtische 
Eisenbahn Krefeld im Auftrag der DB Cargo AG möglich. Für 
die genannten Aktivitäten war im Jahre 2000 die Anschaffung 
einer neuen Lok erforderlich, die alle Voraussetzungen erfüllt, 
um Eisenbahnverkehrsleistungen auf dem Netz des Bundes 
erbringen zu können. 

Diese Lokbeschaffung wurde durch das Land NRW zu 50 
Prozent bezuschusst. Zur Aufrechterhaltung eines sicheren Ei-
senbahnbetriebes wurden im Berichtszeitraum kontinuierlich 
in der gesamten Gleisinfrastruktur umfangreiche Oberbaumaß-
nahmen mit jeweils etwa 50 Prozent Zuschüssen des Landes 
NRW durchgeführt. 

Liegenschaften und 
Landwirtschaft
Verpachtungen 
Die Verpachtung des unbebauten städtischen Grundvermögens 
erfolgt in der Regel mit kurzfristiger Kündigungsmöglichkeit, 
damit Grundstücke bei Bedarf als Tauschfl ächen und für Auf-
gaben des Umwelt- und Naturschutzes bereitgestellt werden 
können. Dadurch wird sichergestellt, dass die Grundstücke 
bis zur Inanspruchnahme genutzt werden können. Im Jahr 
2003 betrug der Anteil der verpachteten landwirtschaftlich 
nutzbaren Grundstücke einschließlich der zwei städtischen 
Bauernhöfe insgesamt über 300 Hektar. An Gärtnereigrund-
stücken waren rund drei Hektar vorhanden. Des weiteren 
bestand noch eine Vielzahl von Grabelandpachtverträgen und 
sonstigen Pachtverhältnissen, wie gewerbliche Pachtfl ächen 
oder Sportfl ächen.

Zukunft der Landwirtschaft
Von ursprünglich 13 vollbewirtschafteten Bauernhöfen bestehen 
noch zwei Höfe, die an Familienbetriebe verpachtet sind. Dies 
sind der städtische Bauernhof in Oppum und der Mühlenhof 
in Linn. Diese und andere Höfe prägen die landwirtschaftliche 
Kulturlandschaft Krefelds, die auch als Naherholungsgebiet für 
die Bevölkerung dient. Aufgrund der bekannten schwierigen 
Situation der Landwirtschaft im Allgemeinen ist jedoch auch 
die Zukunft der Krefelder Betriebe immer weniger planbar. 
Sicherlich wird es aber auch weiterhin Betriebsaufgaben 
geben. Diese Entwicklung kann die Stadt jedoch nur punktuell 
beeinfl ussen.

Kleingartenanlagen
Die von Privatpersonen genutzten städtischen Kleingärten tra-
gen einen wesentlichen Teil dazu bei, dass Krefeld als „grüne“ 
Großstadt bezeichnet werden kann. Mitte des 19. Jahrhunderts 

als sogenannte „Armengärten“ zur Eigenversorgung der Bevöl-
kerung mit Gartenfrüchten entstanden, sind sie heute fester Be-
standteil der Freizeiterholung. Die Grünoasen verbessern dabei 
die Lebensqualität der Menschen und das Erscheinungsbild der 
Innenstadt. Die Stadt verfügt über 185 Hektar Kleingartenfl ä-
chen einschließlich Wege- und Gebäudefl ächen. 145 Hektar sind 
tatsächlich als Gartenfl äche nutzbar. Die Flächen werden insge-
samt an den Stadtverband der Kleingärtner verpachtet. Dieser 
gibt die einzelnen Gärten an die Kleingartenvereine weiter, die 
die Vergabe der Parzellen an die einzelnen Nutzer regeln. Durch 
diese weitgehende Selbstverwaltung der Kleingärten hat sich 
ein reges soziales Leben in den Anlagen entwickelt, das den 
Zusammenhalt zwischen den Menschen in einer zunehmend 
anonymeren Gesellschaft stärkt.

Großmarkt
Der Städtische Großmarkt mit 2 750 Quadratmetern Fläche hat 
seine frühere wirtschaftliche Bedeutung als Versorgungsein-

Die Stadt Krefeld verfügt über 185 Hektar Kleingarten-
fl äche
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richtung der Einzelhändler verloren. Heute existiert unter der 
Bezeichnung Großmarkt ein gemischt genutztes Gewerbeobjekt. 
Die noch verbliebenen Großhändler für Obst- und Gemüse prä-
gen zwar noch die lebendige Atmosphäre, aber sie sind mitt-
lerweile in der Minderheit. Neben der Nutzung der Mietfl ächen 
als Lager hat sich der Großmarkt durch sehr individuell geführte 
Gastronomiebetriebe zu einer speziellen Erlebnisgastronomie 
entwickelt, die einen besonderen Charme vermittelt. So hat der 
Großmarkt trotz einer geänderten Nutzung einen neuen Platz 
als Treffpunkt der Menschen erhalten.

Großhüttenhof
Der Großhüttenhof wurde in Teilbereichen bereits 1997 verkauft. 
Trotz der teilweisen neuen Nutzung ist der landwirtschaftliche 
Charakter erhalten geblieben. So hat die Stadt heute noch Pacht-
verhältnisse mit einem Obstbauern, einem Gefl ügelzuchtbetrieb, 
der Pilzversuchsanstalt und Imkern.

Jagd
Innerhalb des Stadtgebietes besteht eine Jagdgenossenschaft, 
deren Geschäftsführung durch die Stadt Krefeld ausgeübt wird. 
Der Jagdbezirk Krefeld umfasst eine bejagbare Fläche von rund 
4 500 Hektar. Die Jagdgenossenschaft bestimmt die Vergabe 
der zwölf Jagdreviere an die Pächter, die die Hege und Pfl ege 
der Reviere übernehmen. Darüber hinaus verfügt die Stadt auch 
über Eigenjagden, wie zum Beispiel am Hülser Berg.

Niepkuhlen-Fischerei-Genossenschaft
Für den Bereich der Niepkuhlen besteht eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, die sogenannte Niepkuhlen-Fischerei-Ge-
nossenschaft. Die Fischereierlaubnisscheine werden mit Rück-
sicht auf den Natur- und Landschaftsschutz nur sehr begrenzt 
ausgegeben. Als Eigentümerin von Wasserfl ächen im Bereich 
der Niepkuhlen nimmt die Stadt Krefeld, vertreten durch den 
Fachbereich Zentraler Finanzservice und Liegenschaften, inner-
halb des Vorstandes der Niepkuhlen-Fischerei-Genossenschaft 
ihre Interessen wahr.

Parkhäuser und 
Tiefgaragen
Im Innenstadtbereich werden von der Stadt Krefeld ein 
Parkhaus (Königstraße/C & A-Gebäude) und drei Tiefgaragen 
(Theater/Horten, Rathaus und Wiedenhofplatz) bewirtschaftet. 
Insgesamt stehen in den städtischen Parkhäusern/Tiefgaragen 
2 101 Stellplätze zur Verfügung. Alle städtischen Objekte sind an 
das vorhandene Parkleitsystem durch elektronische Anzeigen an 
verschiedenen Stellen im Stadtgebiet angeschlossen.

In sämtlichen von der Stadt Krefeld bewirtschafteten Park-
häusern und Tiefgaragen sind besondere Parkplätze für 
Frauen reserviert. Diese Stellplätze sind durch einen farblich 
herausgehobenen Anstrich und mit zusätzlicher Beleuchtung 
gekennzeichnet. Die Frauenparkplätze sind videoüberwacht 
und die Parkaufsicht kann im Notfall auch über eine spezielle 
Notruftaste herbeigerufen werden.

Das Parkhaus Königstraße sowie die Tiefgaragen Theater/
Horten und Rathaus sind montags bis sonntags rund um die 
Uhr geöffnet, während die Tiefgarage am Wiedenhofplatz von 
montags bis freitags in der Zeit von 7 bis 21 Uhr und samstags 
von 7 bis 18 Uhr geöffnet ist. Bei Sonderveranstaltungen wird 
das Objekt jedoch auch an Sonn- und Feiertagen geöffnet.

Mit der Euro-Umstellung mussten die Parkabfertigungsanlagen 
in den Tiefgaragen Theater/Horten, Rathaus und Wiedenhof-
platz erneuert werden, da diese nicht den Anforderungen 
der neuen Währung entsprochen haben. Für die Kunden der 
städtischen Parkhäuser hat sich die Währungsumstellung noch 
einmal positiv ausgewirkt, da nach Anwendung des Umrech-

nungskurses die Gebühren nicht auf- sondern abgerundet 
wurden. Somit betragen die Kurzparkergebühren seit der 
Umstellung 0,50 Euro pro Stunde für die ersten drei Stunden. 
Für jede weitere Stunde beträgt das Entgelt ein Euro.

Die Nachtparkergebühr beträgt ein Euro in der Zeit von 18 bis 
9 Uhr. Das Dauerparkerentgelt beträgt 77,10 Euro inklusive 
Mehrwertsteuer im Monat, Anwohner zahlen 41,52 Euro inklusi-
ve Mehrwertsteuer im Monat, in allen städtischen Parkhäusern 
und Tiefgaragen.

Die Parkgebühren in den städtisch bewirtschafteten Objekten 
sind nunmehr seit Beschluss durch den Rat der Stadt Krefeld 
im Jahre 1998 die günstigsten im gesamten Stadtgebiet und 
auch unter vielen Anbietern der Nachbarstädte und -gemein-
den. Hierdurch soll insbesondere den Kunden des Einzelhandels 
und der Gaststätten ein Anreiz geboten werden, länger in der 
Innenstadt zu verweilen.

Ein Parkhaus und drei Tiefgaragen werden von der Stadt 
selbst bewirtschaftet
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Darüber hinaus werden Maßnahmen zur Verbesserung der 
Benutzerfreundlichkeit der städtischen Parkhäuser und Tief-
garagen weiterhin konsequent umgesetzt. Hierbei steht ins-
besondere im Vordergrund, den Besuchern die größtmögliche 
Sicherheit zu gewährleisten. In diesem Zusammenhang hat 
sich der Einbau von Glastüren zu den Treppenhäusern bewährt, 
die neben den Anforderungen des Brandschutzes auch dem 
Parkhausnutzer ein gewisses Sicherheitsgefühl beim Betreten 
des Treppenhauses geben.

Da leistungsfähige und benutzerfreundliche Parkhäuser eine der 
Voraussetzungen sind, damit die Innenstädte nicht den Wett-
lauf gegen außerstädtische Standorte verlieren, werden die 
Anstrengungen zur Verbesserung der städtischen Parkhäuser/
Tiefgaragen in den nächsten Jahren verstärkt weitergeführt.

Märkte und Kirmessen
Die Entwicklung einer Stadt ist historisch eng mit der Ver-
leihung der Marktrechte verbunden. Diese erhielt Krefeld im 
Jahr 1361 durch Kaiser Karl IV. Seit etwa 1805 spielte sich 
das Marktgeschehen auf dem Neumarkt, nach 1849 auch an 
anderen Stellen des Stadtgebietes ab. Inzwischen werden in 
Krefeld von Dienstag bis Samstag insgesamt 18 Märkte auf 13 
verschiedenen Plätzen abgehalten. Die Standfl ächen werden 
von der Marktmeisterin vergeben. Die vom Rat festgesetzte 
Marktgebühr wird größtenteils noch bar kassiert. Doch auch 
hier hat die Technik mittels eines elektronischen Handerfas-
sungsgerätes Einzug gehalten.

Auf den Märkten auf dem Westwall, der Weggenhofstraße 
sowie in Fischeln, Stahldorf, Gartenstadt, Linn, Oppum, Bockum, 
Traar, Elfrath, Hüls, Forstwald und in Uerdingen fi ndet die Bevöl-
kerung ein qualitativ und quantitativ hochwertiges Angebot an 
Lebensmitteln sowie auch Textilien und Kurzwaren im Rahmen 
der Marktverordnung. Im Jahr 2000 wurde festgelegt, dass der 
Wochenmarkt in Traar auf dem Parkplatz an der Moerser Land-
straße verbleibt. 2003 wurden alle Marktstände in Uerdingen 
neu angeordnet, was zu einer wesentlichen Steigerung der 
Attraktivität geführt hat.

Bedingt durch ein geändertes Kaufverhalten der Konsumen-
ten und die allgemeine wirtschaftliche Lage ist die Situation 
für die Märkte und somit auch für die Marktbeschicker ins-
gesamt schwieriger geworden. Dieses drückt sich auch in 
einem Rückgang der Standgeldeinnahmen auf nunmehr circa 
300 000 Euro aus.

Die Trödelmärkte „Kitsch, Kunst & Co.“ sind auch überregional 
bekannt und beliebt als „klassische“ Trödelmärkte, da Neuwa-
ren grundsätzlich nicht gestattet sind. Jährlich werden auf dem 
Sprödentalplatz sechs Trödelmärkte veranstaltet. Die Organi-
sation der Trödelmärkte wurde in den letzten Jahren weiter 
optimiert. So können sich die Trödler mittlerweile circa zwei 
Drittel der Stände im Vorverkauf sichern. Ferner besteht die 
Möglichkeit zum Erwerb von Jahreskarten. Die Beibehaltung der 
Müllkaution hat das Erscheinungsbild der Trödelmärkte positiv 

beeinfl usst. An den bis zu 900 Beschickern fl anieren an schönen 
Tagen über 30 000 Besucher vorbei, die zum Teil sogar den Weg 
aus den Beneluxländern auf sich nehmen. Am letzten Samstag 
in den Sommerferien fi ndet ein Kindertrödelmarkt auf dem Von-
der-Leyen-Platz statt, der immer größeren Zulauf fi ndet.

Der Sprödentalplatz hat sich seit seiner Herrichtung 1924 
über die Jahrzehnte hinweg als zentraler Veranstaltungsplatz 
in Krefeld etabliert. Er verfügt über eine Gesamtfl äche von 
52 257 Quadratmetern. Auf dem Sprödentalplatz fi nden die 
unterschiedlichsten Veranstaltungen statt. Hierzu gehören 
die Sprödentalkirmessen im Frühjahr (Beginn vierter Freitag 
nach Ostern) und im Herbst (Beginn seit 2003: Freitag vor oder 
am 3. Oktober) mit jeweils circa 120 Schaustellern und über 
200  000 Besuchern. 
Großzirkusse geben hier jedes Jahr ihre Gastspiele, und die 
überregional bekannte Rheinische Landesausstellung zieht 
jährlich mehr als 100 000 Besucher an. Darüber hinaus wird 
der Platz für vielfältige andere Zwecke genutzt, zum Beispiel 
für die Aufstellung der Wagen des Rosenmontagszuges, als 
Busparkplatz oder für Bürgervereine und Schützenfeste.

Über 200 000 Menschen besuchen in Krefeld die Kirmes-
Veranstaltungen auf dem Sprödentalplatz
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Städtische Gaststätten
Die Stadt Krefeld war Eigentümerin von fünf Gaststätten und 
einigen gastronomischen Objekten, die vom Fachbereich Zen-
traler Finanzservice und Liegenschaften verwaltet wurden.

Einige dieser Gaststätten wurden an die langjährigen Pächter 
beziehungsweise an entsprechend interessierte und geeignete 
Bewerber verkauft. Dazu zählen die Hülser Bergschänke, die 
im Jahr 2001 verkauft wurde, und das Forsthaus, das 2002 
veräußert wurde. Als besondere Hauptanziehungspunkte sind 
weiterhin das Stadtwaldhaus und das Stadtparkrestaurant 
Uerdingen im städtischen Eigentum. 

Mit seiner ansprechenden Außengastronomie ist dabei 
besonders das Stadtwaldhaus ein beliebtes Ausfl ugsziel der 
Krefelder Bürger. Im Jahr 2001 feierte das Stadtwaldhaus 
die 100-jährige Wiederkehr der Grundsteinlegung mit einem 
abwechslungsreichen Musik- und Kunstprogramm unter dem 
Motto „Der Kult auf 100“. An heißen Tagen, von denen es im 
Jahr 2003 bekanntlich viele gab, genießen bis zu 4 000 Be-
sucher die erholsame und kommunikative Außengastronomie 
des Stadtwaldhauses.

Mittlerweile hat sich die Rennbahngastronomie auf der Krefel-
der Galopprennbahn zu einer festen gastronomischen Größe in 
Krefeld entwickelt. Nicht nur an Renntagen fi nden dort Veran-
staltungen der verschiedensten Art statt. Die repräsentativen 
Räume in den Tribünengebäuden werden auch für private Feiern 
zur Verfügung gestellt. 

Im Krefelder Zoo wurde im „Grotenburgschlösschen“ im Jahr 
2000 ein Pächterwechsel vollzogen. Abgerundet wird das Gas-
tronomieangebot durch die „Colonade“ in der Volkshochschule, 
die Eisstadiongaststätte, die Theaterkantine und die beiden 
Pausenbuffets im Stadttheater sowie die beiden Verkaufsstände 
am Elfrather See. Die Bistroküche im Badezentrum kann seit 
der Wiederöffnung des Badezentrums im Jahr 2003 ebenfalls 
wieder betrieben werden.

Die Hülser Bergschänke wurde von der Stadt 2001 ver-
kauft
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Bildung
Weiterbildung

Schulen

Unterricht im Kaiser-Wilhelm-Museum: Schüler und Schülerinnen der Buchenschule beschäftigten sich in einem Projekt 
mit Künster Joseph Beuys
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Schule in Zahlen
Keine dramatischen Veränderungen hat es erwartungsgemäß 
hinsichtlich der Gesamtzahl der Schüler an den 73 städtischen 
Schulen in Krefeld gegeben. Die Schülerzahl wuchs von 35 696 
Schüler im Schuljahr 1998/1999 um 1 526 Schüler auf 37 222 
Schüler im Schuljahr 2003/2004. Der mäßige Anstieg von circa 
4,2 Prozent hat dennoch schulorganisatorische Maßnahmen 
und bauliche Erweiterungen notwendig gemacht, da sich in 
den einzelnen Schulformen unterschiedliche Entwicklungen 
hinsichtlich der Schülermenge vollzogen haben und veränder-
te Schulraumbedarfe für die künftige Entwicklung absehbar 
wurden. Die Schwerpunkte der in den Schulentwicklungs-
plänen bis 1999 und für den Zeitraum von 2 000 bis 2004 im 
einzelnen beschriebenen Maßnahmen und die Entwicklung der 
Schülerzahlen sind daher bezogen auf die jeweilige Schulform 
nachfolgend beschrieben.

Grundschulen
Im Schuljahr 1998/99 hatten die städtischen Grundschulen ei-
nen Schülerbestand von 10 219 Schülern. Seit 1986/87 ( 7 611 
Schüler) war die Schülerzahl kontinuierlich gestiegen.  Erstmals 
nach dem Höchststand des Jahres 1997/98 ging die Schülerzahl  
von 10 385 Schüler um 166 Schüler leicht zurück. Nach den im 
Rahmen der Schulentwicklungsplanung erstellten Prognosen 
werden mittel- und langfristig deutlich rückläufi ge Schülerzahlen 
erwartet. Vor diesem Hintergrund haben die Grundschulen trotz 
äußerst angespannter Raumsituation auf seinerzeit durchaus 
begründbare Schulraumforderungen verzichtet. Deshalb hat 
die Schulverwaltung schulorganisatorische Maßnahmen um-
gesetzt, um für den Zeitraum des Schülerberges eine möglichst 
gleichmäßige Auslastung des Raumbestandes der städtischen 
Grundschulen zu erreichen. Dies wurde durch Änderung von 
Schulbezirksgrenzen benachbarter Gemeinschaftsgrundschulen 
in Hüls und in Uerdingen erreicht. Unter Berücksichtigung der 
räumlichen Gegebenheiten und einer angemessenen Auslas-
tung aller Schulen wurde die Anzahl der Eingangsklassen der 
unverändert stark nachgefragten katholischen Grundschulen 
begrenzt.

Die Schülerzahl ging von 1998/1999 bis 2003/2004 auf 9 213 
Schüler zurück. Zeitlich parallel zum gesamtstädtischen Rück-
gang in der Primarstufe wurden im Krefelder Westen und in 

Krefeld-Fischeln, wo die Stadt Krefeld im Rahmen der Bauleit-
planung größere Neubaugebiete ausgewiesen hat, erhebliche 
Zuwächse der grundschulrelevanten Jahrgänge erwartet. Der 
dadurch entstehende zusätzliche Raumbedarf kann dauerhaft 
in den vorhandenen benachbarten Grundschulen nicht gedeckt 
werden. Durch die zügige Umsetzung des Neubaugebietes 
Schicksbaum im Krefelder Westen wurde der Neubau der  Ge-
meinschaftsgrundschule Horkesgath 50 erforderlich. Die neue 
Grundschule wurde zum 1. August 2003 errichtet und rechtzei-
tig zum Beginn des Schuljahres bezugsfertig bereitgestellt. Zur 
Sicherstellung der Schulraumversorgung in Krefeld-Fischeln ist 
die Erweiterung des Raumbestandes der Gemeinschaftsgrund-
schule Kölner Straße 667 geplant.

Sonderschulen
Durch das Gesetz zur Weiterentwicklung der sonderpädago-
gischen Förderung in Schulen können behinderte Kinder und 
Jugendliche seit dem Schuljahr 1996/1997 generell auch in der 
Regelschule unterrichtet werden. In den sonderpädagogischen 
Schwerpunkteinrichtungen (Sonderschulen) stieg die Schüler-
zahl von 862 Schüler im Jahr 1998/1999 auf 1 005 Schüler im 
Jahr 2003/2004. Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der behin-
derten Schüler im Rahmen des gemeinsamen Unterrichtes von 
behinderten und nicht behinderten Schülern in der Grundschule 
von 198 auf 242 Schüler. Die wachsende Zahl der Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf machte bedarfsgerechte 
bauliche Erweiterungen an der Schule für Geistigbehinderte 
und an der Schule am Uerdinger Rundweg erforderlich.

Der Betrieb der Johann-Adolf-Neu-Schule, deren Aufl ösung zur 
Sicherstellung des geordneten Schulbetriebes der verbleiben-
den drei Schulen für Lernbehinderte zum Schuljahr 1997/98 
eingeleitet worden war, wurde zum Ende des Schuljahres 
2001/2002 endgültig eingestellt.

Weiterführende allgemeinbildende Schulen
Da bis zum Schuljahr 2002/2003 anhaltend starke Jahrgänge 
die Grundschule durchlaufen haben, ist die Schülerzahl in den 
städtischen allgemeinbildenden Schulen leicht aber stetig 
angestiegen. Von 15 294 Schüler im Jahr 1998/1999 wuchs 
die Schülerzahl um 924 Schüler auf nunmehr 16 218 Schüler 
im Jahr 2003/2004. 

Hauptschulen: Die Schülermenge an den städtischen Haupt-
schulen wuchs im Berichtszeitraum um 350 auf 3 426 Schüler. 
Gegen den allgemeinen Trend entwickelte sich allerdings das 
Hauptschulangebot im Stadtgebiet Oppum-Linn. Die Schüler-
zahlen der benachbarten Gemeinschaftshauptschulen Linner-
Burg-Schule und Sandbergschule waren seit Jahren an beiden 
Standorten rückläufi g. Dem insgesamt fünfzügigen (fünf Klassen 
pro Schuljahr) Raumangebot beider Schulen stand dauerhaft 
ein allenfalls dreizügiger Schülerbestand gegenüber. Da der 
Fortbestand beider Schulen nicht sicherzustellen war, wurden 
die Schulen zum Schuljahr 2003/2004 am Standort der Linner-
Burg-Schule zusammen gelegt.

Zu Schuljahresbeginn 2003/04 fertiggestellt: Die Gemein-
schaftsgrundschule am Wohngebiet Schicksbaum
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Realschulen: Die Realschulen verzeichneten den stärksten 
Zuwachs. Von 1998/1999 bis zum Schuljahr 2003/2004 stieg 
die Zahl der Realschüler um 616 Schüler auf 3 681 Schüler. Der 
Schulraum im Realschulbereich ist trotz der Baumaßnahme an 
der Realschule Oppum und der Erweiterung des Schulzentrums 
in Fischeln voll ausgelastet. Aus diesem Grund werden die durch 
die Zusammenlegung der Hauptschulen in Oppum-Linn frei wer-
denden Räume der Sandbergschule Zug um Zug der Realschule 
Oppum zur Verfügung gestellt.

Gesamtschulen: Bedingt durch die begrenzte Aufnahmeka-
pazität der städtischen Gesamtschulen bleibt die Schülerzahl 
nahezu unverändert. Die Schülerzahl schwankte im Berichts-
zeitraum zwischen 3 223 und 3 118 Schülern und liegt im Jahr 
2003/2004 bei 3 194 Schülern.

Gymnasien: Die seit Jahren dauerhaft hohen Anmeldezahlen 
zu den städtischen Gymnasien haben zur Vollauslastung des 
Raumbestandes geführt. Da auch weiterhin von einer stabilen 
Nachfrage auszugehen ist, und in den Stadtgebieten Krefeld-
Fischeln und Krefeld-Uerdingen die vorhanden Raumkapazitäten 
den Bedarf nicht abdeckten, wurden dort bauliche Erweiterun-
gen vorgenommen. Die Schülerzahl veränderte sich im Berichts-
zeitraum nur um 13 Schüler. Im Jahr 2003/2004 besuchen 5 917 
Schüler eines der acht städtischen Gymnasien. Im Schuljahr 
1998/1999 waren es 5 930.

Berufskollegs
Durch die Regelungen des Berufskolleggesetzes wurden Kol-
legschulen und Berufl iche Schulen zum 1. August 1998 zusam-
mengeführt und tragen seit dem die Bezeichnung Berufskolleg. 
Die Schülerzahl der Berufskollegs, die im Jahr 1997/1998 mit 
8 826 Schülern einen Tiefstand erreichte, ist kräftig gewachsen. 
Von 1998/1999 bis 2003/2004 stieg die Zahl der Schüler an 
den Krefelder Berufskollegs um über 13 Prozent von 9 214 auf  
nunmehr 10 416. Dabei ist der Zuwachs der Schüler der Berufs-
fachschulen von etwa 50 Prozent besonders bemerkenswert. Das 
Ausbildungs angebot in diesem Bereich ist nicht nur quantitativ 
erweitert worden, sondern durch die Einrichtung überwiegend 

doppelt qualifi zierender Abschlüsse deutlich attraktiver gewor-
den. Die Zahl der Berufsschüler wuchs um 364 Schüler von 6 736 
auf 7 100 Schüler. Die Schülerzahl der übrigen Schulformen an 
den Berufskollegs veränderte sich folgendermaßen: 

Vorklasse zum Berufsgrundschuljahr im Schuljahr 1998/1999 = 
69, Schuljahr 2003/2004 = 50, Veränderung = minus 19; Berufs-
grundschuljahr (219), (226), plus sieben; Fachoberschule (150), 
(210) plus 60; Fachschule (711), (827), plus 116.

Der technologische Fortschritt und der Wandel in der berufl ichen 
Bildung erfordern erhebliche Investitionen, um die Krefelder 
Berufskollegs zukunftsfähig zu gestalten. Die Konzeption 
beinhaltet die Konzentration des Berufskollegs Uerdingen am 
Standort Alte Krefelder Straße, an dem ein den gegenwärtigen 
und künftigen Anforderungen entsprechender Erweiterungsbau 
geplant ist. Aus diesem Grund wurde zum 1. August 2000 das 
veralterte Nebengebäude an der Von-Brempt-Straße aufgege-
ben. Die Konzentration der Kaufmannsschule auf zwei Standorte 
wurde durch den bedarfsgerechten Umbau des Nebengebäudes 
Am Konnertzfeld im Jahre 1998 eingeläutet. Zum 30. Juni 2003 
wurde das Nebengebäude Königstraße aufgegeben. Die Zen-
trale am Standort Neuer Weg wird unter Berücksichtigung der 
technischen Anforderungen bedarfsgerecht erweitert.

Selbstständig in der 
selbstständigen Schule
Die Überlegungen zur Modernisierung der Kommunalverwaltung 
hatten in den Jahren 1990 bis 1995 starken Auftrieb erhalten 
durch die Erkenntnis, dass die Leistungsfähigkeit der Verwaltung 
kaum noch durch die Verbesserung einzelner Instrumente und 
Methoden zu steigern ist. Auch der Schulbereich blieb davon 
nicht unberührt. Die stärkere Eigenverantwortung der Schulen 
war dabei ein zentrales Thema in der pädagogischen Diskussion. 
Parallel dazu war aus der Sicht der Schulträger im Rahmen 
des Neuen Steuerungsmodells die dezentrale Fach- und Res-
sourcenverwaltung von erheblicher Bedeutung. Beide Ansätze 
veränderten die Zuständigkeiten und das Zusammenwirken von 
Schulen und kommunalen Schulträgern.

In Krefeld ist die Einführung der dezentralen Ressourcenver-
antwortung im Rahmen eines Pilotprojektes „Neues Steue-
rungsmodell Schulverwaltung“ eingebunden worden in die 
Überlegungen, die Eigenverantwortung der Schulen durch eine 
Ausweitung der Schulbudgetierung zu stärken. Die inhaltliche 
Vernetzung der beiden Reformansätze erfolgte mit dem Ziel, 
hieraus Synergieeffekte abzuleiten.

Ziele
Am 15. August 2001 veröffentlichte das damalige Ministe-
rium für Schule, Wissenschaft und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen die Ausschreibung für eine Teilnahme 
am Modellvorhaben „Selbstständige Schule“ sowie eine 

Die Gesamtschule Kaiserplatz nahm am Nichtraucher-
wettbewerb „Be smart – don´t start“ teil
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erste Projektbeschreibung. Darin bot das Land an, in der Zeit 
vom 1. August 2002 bis zum 31. Juli 2008 gemeinsam mit der 
Bertelsmann-Stiftung in einer begrenzten Anzahl ausgewählter 
Regionen mit ihren Schulen ein Modellvorhaben durchzuführen. 
Ziel war und ist es zu erproben, wie im Rahmen einer verstärkten 
eigenverantwortlichen pädagogischen Arbeit und Steuerung der 
Schule die Qualität der schulischen Arbeit, insbesondere des 
Unterrichts, verbessert werden kann:

Die Schulen sollen erweiterte Möglichkeiten haben, die Un-
terrichtsgestaltung und -organisation ihren besonderen päda-
gogischen Bedingungen und Konzepten anzupassen. Sie sollen 
über erweiterte Kompetenzen bei der Bewirtschaftung ihrer 
Stellen und der Personal- und Sachmittelbudgets verfügen. Sie 
sollen systematische Formen der schulinternen Entwicklung 
und Sicherung der Qualität ihrer Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie der Rechenschaftslegung gegenüber den an Schule 
Beteiligten entwickeln. Sie sollen neue Formen der Mitverant-
wortung und Mitwirkung im Sinne einer Konsens bildenden 
Zusammenarbeit zwischen Schulleitung, Kollegium, Schülern 
und Eltern entwickeln und erproben. Schulträger, Schulaufsicht 
und Schulen sollen gemeinsam wirksame Unterstützungs- und 
Beratungsstrukturen auf regionaler Ebene aufbauen.

Bewerbung
Mit dem Wissen, dass die große Mehrheit der Krefelder Schulen 
hinter den Reformbestrebungen des Schulträgers stand, lag es 
auf der Hand, dass die Stadt Krefeld – trotz vieler ungeklärter 
Fragen – ihren Schulen empfahl, an diesem Modellvorhaben 
teilzunehmen, da viele Elemente dieses Projekts mit den eigenen 
Reformmaßnahmen des Schulträgers übereinstimmten. Nach 
intensiven Diskussion in den Schulen erklärten zunächst 27 
Krefelder Schulen ihre Bereitschaft zur Mitwirkung an dem Mo-
dellversuch. Im zweiten Modellversuchsjahr kamen dann noch 
einmal drei Schulen hinzu, sodass insgesamt 30 von 74 Schulen 
in städtischer Trägerschaft sich an dem Projekt beteiligen:

• 1. Städtische Gesamtschule
• Arndt-Gymnasium
• Berufskolleg Glockenspitz
• Berufskolleg Kaufmannsschule

• Berufskolleg Vera Beckers
• Buchenschule
• Comeniusschule
• Erich Kästner Schule
• Fichte Gymnasium
• Franz-Stollwerck-Schule
• Friedrich-von-Bodelschwingh-Schule
• Gartenstadtschule
• Gemeinschaftsgrundschule Alte Flur
• Gemeinschaftsgrundschule Bismarckstraße
• Gemeinschaftsgrundschule Horkesgath
• Gemeinschaftsgrundschule Lewerentzstraße
• Gemeinschaftshauptschule Danziger Platz
• Gemeinschaftshauptschule Prinz-Ferdinand-Straße
• Gymnasium am Moltkeplatz
• Gymnasium am Stadtpark Uerdingen
• Gymnasium Fabritianum
• Gymnasium Horkesgath
• Josefschule
• Maria-Sibylla-Merian-Gymnasium
• Pestalozzischule
• Regenbogenschule
• Ricarda-Huch-Gymnasium
• Stephanusschule
• Südschule
• Theodor-Heuss-Schule.

Der Stadtrat stimmte der Mitwirkung an dem Modellversuch in 
seiner Sitzung am 11. Juli 2002 zu, nachdem zuvor bereits der 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung am 25. Juni 2002 ein 
positives Votum abgegeben hatte.

Geschäftsgrundlage für die Durchführung des Modellvorha-
bens sind: Das Gesetz zur Weiterentwicklung von Schulen 
(Schulentwicklungsgesetz), die Verordnung zur Durchführung 
des Modellvorhabens „Selbstständige Schule“ sowie die 
zwischen den Projektbeteiligten (Schulen, Schulträger, Land 
Nordrhein-Westfalen und Bertelsmann-Stiftung) abgeschlos-
senen Kooperationsvereinbarungen.

Organisationsstruktur
Die verwaltungsorganisatorische Einbindung des Projektes 
„Selbstständige Schule“ in die Organisationsstruktur des 
Schulträgers war insofern unproblematisch, da in Krefeld seit 
über 30 Jahren im Rahmen der erweiterten Schulträgerschaft 
ein „Pädagogischer Dienst“ als Abteilung im Fachbereich Schule 
eingerichtet ist. Diese Abteilung nimmt überwiegend freiwillig 
Aufgaben des Schulträgers wahr. Bis zur endgültigen Klärung 
der Arbeitsebene dieses Modellversuches vor Ort (Regionales 
Bildungsbüro), ist die Geschäftsführung für das Projekt dieser 
Abteilung zugeordnet worden.

Der Schulträger hatte sich bereits in der Planungsphase des 
Projektes dafür eingesetzt, dass den teilnehmenden Schulen 
ein deutliches Mitspracherecht eingeräumt wird. Nachdem 
die Organisation der Steuerung des Modellversuches vor Ort 
im Rahmen des regionalen Teils der Kooperationsverträge 
eigenverantwortlich festgelegt werden konnte, haben sich 

Am Modellvorhaben der Landesregierung „Selbstständi-
ge Schule“ beteiligen sich 30 Krefelder Schulen
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Schulträger, Schulaufsicht und die teilnehmenden Schulen dazu 
entschieden, neben der projektseitig vorgesehenen regionalen 
Steuergruppe noch eine Gesamtplenum aller teilnehmenden 
Schulen einzurichten. 

Die Regionale Steuergruppe hat die Aufgabe, das Projekt auf 
lokaler Ebene zu koordinieren. Sie ist in Krefeld mit drei Vertre-
tern aus den Schulen (ein Vertreter Grundschule, ein Vertreter 
Gymnasien und ein Vertreter Berufskolleg) besetzt; ein weiterer 
Vertreter aus der Gesamtschule nimmt als kooptiertes Mitglied 
teil. Darüber hinaus gehören jeweils zwei Vertreter der Schul-
aufsicht und zwei Vertreter des Schulträgers dem Gremium 
an; Mitarbeiterinnen der Projektleitung (Bertelsmann-Stiftung) 
nehmen regelmäßig an den Sitzungen teil. Auf der Ebene der 
Modellschulen wurden jeweils schulische Steuergruppen in 
unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung eingerichtet.

Erste Zwischenbilanz
Folgende Themen standen im Mittelpunkt der pädagogisch-in-
haltlichen Arbeit an den Schulen im ersten Jahr des Modellver-
suches (Schuljahr 2002/03): Innovative Unterrichtsorganisation 
und Unterrichtsinhalte, neue Medien und neue Technologien, 
innovative Ganztagsangebote, soziales und kooperatives Lernen 
sowie Kooperation mit außerschulischen Einrichtungen.

Aus der Sicht des Schulträgers konnte die bewährte Zusam-
menarbeit mit den Krefelder Modellschulen fortgesetzt wer-
den. Besonders hervorzuheben sind dabei: Die Qualifi zierung 
der schulischen Steuergruppen durch das Team „Kommunal-
Praxis“ trifft auf hohe Akzeptanz bei den Schulen; ein hohes 
Engagement der schulischen Steuergruppen bei der inhaltlichen 
Umsetzung der Entwicklungsvorhaben in den jeweiligen Schu-
len ist festzustellen; eine große Bereitschaft der schulischen 
Steuergruppen zum Schulform- und Schulstufen übergreifenden 
themenbezogenen Austausch (Auftaktworkshops/Erfahrungs-
werkstätten) besteht.

Die Kooperation mit der Projektleitung und der Schulaufsicht 
wird insgesamt als zufrieden stellend empfunden. Neben 
der Fortführung der pädagogisch-inhaltlichen Arbeit an den 
Modellschulen und der Durchführung der entsprechenden 
Fortbildungs- und Qualifi zierungsmaßnahmen wird in den 
kommenden Jahren vor allem der Aufbau eines regionalen 
Unterstützungs- und Beratungssystems im Mittelpunkt der 
Arbeit des Modellversuches stehen.

Neue Medien:
e-nitiative.nrw
Am 2. November 1999 wurde die e-nitiative.nrw – Netzwerk 
für Bildung – für die Schulen in Nordrhein-Westfalen ins Leben 
gerufen. Diese Initiative hat sich zum Ziel gesetzt, die Aus-
stattung der Schulen mit modernen PCs nachhaltig zu fördern, 
Lehrer für das Lernen mit neuen Medien zu qualifi zieren und 

die Entwicklung von multimedialen Inhalten für den Unterricht 
zu unterstützen. Zur Durchführung dieser Initiative in Krefeld 
wurde zunächst ein Arbeitskreis gebildet, der aus Vertretern 
der einzelnen Schulformen sowie Mitarbeitern der Verwaltung 
bestand. Aufgabe des Arbeitskreises war es, eine Konzeption 
zur Ausstattung der Schulen zur entwickeln und die Kosten zu 
schätzen.

Da das Ursprungskonzept (geschätzte Kosten etwa sechs Mil-
lionen Euro) aufgrund der Finanzlage der Stadt Krefeld nicht 
umgesetzt werden kann, sollen für die Ausstattung mit neuen 
Medien in einem Fünf-Jahres-Plan bis Ende 2005 insgesamt 
rund 3,36 Millionen Euro zur Verfügung gestellt werden.

In einem ersten Schritt wurden zunächst im Jahre 2000 die Leh-
rerzimmer der Allgemeinbildenden Schulen mit modernen PCs 
und einem Internetzugang über den von der Deutschen Telekom 
kostenlos zur Verfügung gestellten t@school-Anschluss ausgestat-
tet. Danach erfolgte je nach Entwicklungsstand der Schule eine 
Erweiterung der informationstechnologischen Ausstattung. 

Waren es zunächst nur Stand-alone PCs und vereinzelte vernetz-
te Computerräume in den weiterführenden Schulen, liegt der 
Schwerpunkt bei allen Schulformen heute eindeutig im Bereich 
der Vernetzung des kompletten Gebäudes, um so einerseits allen 
Schülern eine Internet-Nutzung zu ermöglichen, andererseits 
den Aufwand für Wartung und Administration der Rechner zu 
reduzieren. Neben der Entwicklung eines bedarfsgerechten 
Wartungs- und Service-Konzeptes wird die Vernetzung der 
einzelnen Schulen zukünftig den Schwerpunkt im Bereich der 
Ausstattung mit neuen Medien bilden.

Ganztags in der Schule
Ganztagsangebote sind in den Krefelder Schulen gefragt. Sie 
entlasten Eltern, helfen Kindern bei den Hausaufgaben und 
bilden Brücken zwischen Schule und Freizeit. Sie sorgen für 
mehr Chancengleichheit, auch in einem schwierigen Umfeld 
und erweitern die Skala der Instrumente zur Erfüllung des 
Bildungs- und Erziehungsauftrags von Schule und Elternhaus. 
Was vor zehn Jahren noch umstritten war, ist heute schon 
mehr als eine konkrete Utopie. In Krefeld ist in den letzten 
Jahren ein fl ächendeckendes, fl exibel organisiertes Angebot 
an Ganztagsschulen oder ganztagsschulähnlichen Maßnahmen 
entstanden, das Bildung, Erziehung und Betreuung miteinander 
verbindet und die Interessen von Eltern und Kindern berück-
sichtigt. Die differenzierten Angebote orientieren sich an den 
Bedürfnissen der jeweils Betroffenen: Eltern wünschen meist 
ein schulnahes Angebot im Wohn- und Schulumfeld. Wichtig 
für die berufstätigen Eltern ist vor allem die Verlässlichkeit des 
Angebots. Aber nicht alle Eltern wünschen eine Ganztagsschule, 
nicht alle Kinder und Jugendlichen wollen jeden Nachmittag 
in der Schule verbringen. Deshalb bieten gerade die fl exiblen 
Ganztagsangebote Freiräume für eine individuelle Wahl. Mit der 
Aufgabe, Bedarf und Angebot möglichst eltern- und kindernah 
bestimmen zu können, kommt der kommunalen Planung eine 
besondere Bedeutung zu.
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Modifi zierte Ganztagsschulen weisen in der Regel folgende 
Merkmale aus: Unterrichtszeit, Hausaufgabenbetreuung, 
Mittagstisch, Freizeitangebote, Fördermaßnahmen und Ar-
beitsgemeinschaften. Im Berichtszeitraum wurden die Gemein-
schaftsgrundschule Lewerentzstraße und die Pestalozzischule 
(Gemeinschaftsgrundschule Hülser Straße) als modifi zierte 
Ganztagsschulen geführt.

Offene Ganztagsschulen
Offene Ganztagsschulen stellen seit dem Schuljahr 2003/04 
neue Ansätze und Organisationsstrukturen für die Schulen des 
Primarbereichs dar. Sie bieten zusätzlich zum planmäßigen Un-
terricht an Unterrichtstagen, an unterrichtsfreien Tagen und bei 
Bedarf in den Ferien Angebote außerhalb der Unterrichtszeit 
(außerunterrichtliche Angebote). Dadurch soll für eine neue 
Lernkultur zur besseren Förderung der Schülerinnen und Schü-
ler gesorgt werden. 

Ganztagsschulen fördern die Zusammenarbeit von Lehrkräften 
mit anderen Professionen. Sie sollen mehr Zeit für Bildung und 
Erziehung, individuelle Förderung, Spiel- und Freizeitgestaltung 
sowie eine bessere Rhythmisierung des Schultages mitbringen. 
Sie soll für ein umfassendes Bildungs- und Erziehungsangebot 
sorgen, das sich an dem jeweiligen Bedarf der Kinder und der 
Eltern orientiert. Offene Ganztagsschulen umfassen insbeson-
dere: Förder-, Betreuungs- und Freizeitangebote, besondere 
Förderangebote für Kinder aus bildungsbenachteiligten Familien 
und für Kinder mit besonderen Begabungen sowie Angebote 
zur Stärkung der Familienerziehung.

In Krefeld befi nden sich seit dem Schuljahr 2002/03 zwei 
Grundschulen im Aufbau zur Offenen Ganztagsschule: Die Re-
genbogenschule (Gemeinschaftsgrundschule Gladbacher Str. 
277) sowie die seit dem 15. September 2003 neu eingerichtete 
Gemeinschaftsgrundschule Horkesgath 50.

Bildung, Weiterbildung, Schulen

Folgende schulische Angebote stehen den Schülern an den 
Krefelder Schulen zur Verfügung:

An Schulen im Primarbereich (Grundschulen, Sonderschulen): 
Das Programm „Betreuung vor und nach dem Unterricht“, die 
Modifi zierte Ganztagsschule oder die Offene Ganztagsschule.

An Schulen im Sekundarbereich I (Sonderschulen, Hauptschu-
len, Realschulen, Gesamtschulen, Gymnasien): Das Programm 
„Dreizehn plus“ sowie die Ganztagsschulen.

Programm „Betreuung vor und nach dem 
Unterricht“
Die Betreuungsangebote im Rahmen dieses Programms sollen 
Schülern Hilfen zur Selbstständigkeit und Eigenverantwortung 
eröffnen und Eltern unterstützen. Wesentliche Elemente sind 
die Betreuung vor und nach dem Unterricht, die Gelegenheit 
zu einem Imbiss oder Mittagessen und zur Erledigung der 
Hausaufgaben sowie verschiedene Spiel-, Sport- und andere 
Freizeitangebote. Die zeitliche Verknüpfung des Unterrichts mit 
den Betreuungsangeboten führt die teilnehmenden Kinder und 
Jugendlichen dabei zu regelmäßigen und verlässlichen Schul-
zeiten, wobei die Teilnahme freiwillig ist. Die Lehrkräfte und 
das Betreuungspersonal sorgen für eine inhaltliche Verbindung 
des Unterrichts mit dem Betreuungsangebot. 

Grundlage für die Durchführung ist ein entsprechender Beschluss 
der Schulkonferenz. Die Betreuungsangebote selbst werden ent-
weder in Verantwortung der Schule als schulische Veranstaltung 
oder durch Maßnahmen unterschiedlicher Träger der Jugendhilfe 
durchgeführt. Das Teilprogramm „Schule von acht bis eins“ um-
fasst dabei Angebote im Zeitraum von 8 Uhr bis circa 13 Uhr, das 
Teilprogramm „Dreizehn plus“ solche im Zeitraum von 13 Uhr bis 
circa 15 Uhr. Zusätzlich wurden Silentien angeboten, die eine 
qualifi zierte Hausaufgabenbetreuung zum Ziel haben.

Im Schuljahr 2002/03 wurden folgende Betreuungsgruppen 
eingerichtet:

Im Teilprogramm „Schule von acht bis eins“ sind es 63 Gruppen 
an Grundschulen und drei an Sonderschulen; im Teilprogramm 
„Dreizehn plus“ bestehen derzeit 21 Gruppen an Grundschulen, 
drei an Sonderschulen, drei an Hauptschulen, eine an Realschu-
len und fünf an Gymnasien. Im Teilprogramm „Silentien“ gibt 
es elf Gruppen an insgesamt vier Schulen.

Modifi zierte Ganztagsschulen
Modifi zierte Ganztagsschule knüpfen an die Tradition der traditi-
onellen Ganztagsschulen an (siehe weiter unten). Im Gegensatz 
zu diesen ist die Teilnahme an den Angeboten aber für die 
Schüler dieser Schule freiwillig. Modifi ziertes Ganztagsangebot 
bedeutet: Bedarfsorientierte Bereitstellung von Betreuungsan-
geboten für den Schulbezirk der entsprechenden Schule. Die 
Schule ist dabei aber keine fl ächendeckende Angebotsschule 
im Primarbereich für den gesamten Stadtbezirk, sondern der 
Schulbezirk bleibt erhalten und die Ganztagsangebote gelten 
ausschließlich für Kinder aus dem Schulbezirk.

Den Schülern der Regenbogenschule macht der Ver-
kehrsunterricht sichtbar Spaß
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Ganztagsschulen
In den Ganztagsschulen im Bereich der Sekundarstufe I nehmen 
in der Regel alle Schüler an den Angeboten teil. Sie umfassen: 
Die Anleitung, Hilfe und Beaufsichtigung bei Hausaufgaben 
sowie individuelle Fördermaßnahmen, die Anleitung zu gestal-
terischer, handwerklicher, musischer und sportlicher Betätigung 
(zum Beispiel in Arbeitsgemeinschaften) sowie die Aufsicht und 
Betreuung während der Freistunden.

Die Angebote im Ganztagsbereich verteilen sich in der Re-
gel auf drei Nachmittage und schließen einen Mittagstisch 
mit ein. Die Schule kann das Angebot nach pädagogischen 
Gesichtspunkten und nach den Bedürfnissen von Schülern 
unterschiedlichen Alters staffeln. Hierzu kann die Schule für 
einzelne Schüler, Klassen, Jahrgangsstufen oder Züge eine 
Reduktion des Angebots bis auf den stundentafelgebundenen 
Unterricht vorsehen.

In Krefeld werden folgende Schulen als Ganztagsschulen 
geführt:

• 1. Städtische Gesamtschule
• Robert-Jungk-Gesamtschule
• Kurt-Tucholsky-Gesamtschule
• Realschule Oppum
• Gartenstadtschule 
 (Gemeinschaftshauptschule Breslauer Str.)
• Gemeinschaftshauptschule Danziger Platz
• Gemeinschaftshauptschule Inrather Str.
• Friedrich-von-Bodelschwingh-Schule 
 (Sonderschule für Geistigbehinderte).

Schullandheim Herongen
– 50-jähriges Bestehen 
Nicht nur bei Krefelder Schülern erfreut sich das städtische Dr. 
Isidor-Hirschfelder Schullandheim in Herongen großer Beliebt-
heit, auch andere Gruppen wie Wander- und Radfahrgruppen, 
Sportvereine, Verbände sowie Besucher aus den angrenzenden 

Niederlanden nutzen die Häuser „Bienenstock“ „Krähennest“ 
und „Greifenhorst“ gern zu einem Wochenendaufenthalt. Zur 
Attraktivität des Schullandheimes haben auch die von der Stadt 
Krefeld in den letzten Jahren vorgenommenen baulichen Sa-
nierungsmaßnahmen, wie beispielsweise die Erneuerung der 
Sanitäranlagen oder die Erneuerung der Fensteranlagen bei-
getragen. Die Investitionskosten betrugen im Berichtszeitraum 
rund 150 000 Euro. Die besonderen Unterstützung des Vereins 
zur Förderung des Schullandheimes Herongen darf in diesem 
Zusammenhang nicht unerwähnt bleiben. 

Ein besonderer Höhepunkt im Berichtszeitpunkt waren die Fei-
erlichkeiten zum 50-jährigen Bestehen des Schullandheimes im 
Mai 2000. In einem offi ziellen Festakt konnte Oberbürgermeis-
ter Pützhofen zahlreiche Freunde und Förderer aber auch viele 
Ehemalige, die sich an Ihren Aufenthalt in Ihrer Kindheit im 
Schullandheim Herongen erinnert fühlten, begrüßen. Anlässlich 
dieses Jubiläums wurde über das Schullandheim erstmals eine 
CD-ROM erstellt. Im Rahmen einer interaktiven Entdeckungs-
reise erhält der Besucher viele interessante Informationen zum 
Schullandheim, zur Umgebung und zur Geschichte. Die CD-ROM 
kann als sehr gute Vorbereitung und Einstimmung für einen 
Aufenthalt im Schullandheim Herongen dienen.

Bauunterhaltung: 
In neuem Glanz
Etwa 140 verschiedene Schulgebäude und Schulturnhallen 
müssen durch den Fachbereich Schule unterhalten werden. 
Das unterschiedliche Alter der Gebäude, aber auch geänderte 
Anforderungen seitens der Schulen an ein Schulgebäude er-
fordern einen erheblichen fi nanziellen Aufwand. Priorität hat 
dabei stets die Sanierung der Bausubstanz (Dächer, Fassaden 
Fenster, Sanitäranlagen). Leider reichen dabei die fi nanziellen 
Mittel nicht aus, um in den Schulen auch Renovierungsanstriche 
durchzuführen, ein oft geäußertes Anliegen der Schulen.

Neben der Bauunterhaltung haben sich in den letzten Jahren 
insbesondere aus dem Sicherheitsbereich zusätzliche beson-
dere Anforderungen an die Gebäude ergeben. Beispielhaft ist 
hier der Brandschutz zu erwähnen. Um die Schulgebäude allen 
Sicherheitsanforderung entsprechend zu sanieren, bedurfte es 
zusätzlicher Haushaltsmittel. Trotz der äußerst prekären Haus-
haltslage der Stadt Krefeld in den letzten Jahren, wurden für die 
Sanierung der Schulgebäude zusätzliche Mittel zur Verfügung 
gestellt:

Brandschutz
Infolge der neuen Schulbaurichtlinien sind die Bestimmungen, 
die Vorkehrungen für den baulichen Brandschutz betreffen, er-
heblich verschärft worden. Für alle Schulträger gilt es daher, 
die bestehenden Gebäude auf ihren Zustand zu überprüfen und 
gegebenenfalls Maßnahmen in Abstimmung mit der Bauord-

Seit über 50 Jahren erste Adresse für Krefelder Schul-
fahrten: Schullandheim Herongen
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nung und Feuerwehr in die Wege zu leiten. Bestandsschutz 
genießen lediglich Schulen, die der alten Schulbaurichtlinie in 
vollem Umfange entsprechen. Bei den bereits stattgefundenen 
Begehungen wurde jedoch festgestellt, dass die meisten Schul-
gebäude auch diesen Mindeststandard nicht mehr erfüllen. Zu-
sätzlich zu dieser Problematik ist in größeren Schulgebäuden in 
der Regel auch die Versammlungsstättenverordnung für Aulen 
und Turnhallen anzuwenden. Dies führte leider dazu, dass drei 
Aulen in Gymnasien gesperrt werden mussten.

Die Umsetzung der Brandschutzanforderungen erweist sich als 
sehr kompliziert und zeitaufwendig. In vielen Fällen ist vor der 
Umsetzung ein umfangreiches Brandschutzkonzept erforderlich, 
das nur von Brandschutzsachverständigen erstellt werden kann. 
Die ersten Gutachten wurden inzwischen erstellt, so dass mit 
der Umsetzung in den ersten Schulen im Jahr 2004 begonnen 
werden kann. 

Bewirtschaftung der Heizungsanlagen: 
Energiecontracting mit SWK Energie
Das vielfältige Spektrum der Bauunterhaltung, gestiegene 
Anforderungen und Finanznot zwingen, die bisherige Praxis zu 
überdenken und neue Wege zu beschreiten.

Ein besonderer Problembereich in den Schulen war stets die 
Bewirtschaftung und Unterhaltung der Heizungsanlagen in den 
Schulen. Die störungsfreie Aufrechterhaltung der Funktions-
fähigkeit der zum Teil sehr alten Anlagen wurde zunehmend  
aufwendiger und damit auch unwirtschaftlicher.

Nach intensiven Verhandlungen hat der Fachbereich Schule 
Anfang 2003 einen Energiebewirtschaftungsvertrag mit den 
Städtischen Werken Krefeld geschlossen. Dieser Vertrag 
beinhaltet neben der Wartung, der Instandhaltung und einem 
Störungsdienst vor allem auch die Finanzierung und Realisierung 
notwendiger Investitionen für die Erneuerung von Wärmeer-
zeugungsanlagen in den Krefelder Schulgebäuden. Betroffen 
hiervon sind 75 Schulen einschließlich der Schulturnhallen mit 
insgesamt rund 140 Gebäuden.

Nicht nur das Alter der Anlagen, sondern auch die Energiespar-
verordnung hätte die Stadt Krefeld zu erheblichen Investitionen 
gezwungen, die auf Grund der prekären städtischen Finanzlage 
nicht hätten fi nanziert werden können. Durch diesen Vertrag 
wird es der Stadt Krefeld ermöglicht, zu tragbaren Konditionen 
bis zum Jahre 2006 ungefähr die Hälfte aller Wärmeerzeu-
gungsanlagen in den Schulen zu modernisieren, bis zum Ende 
der 15-jährigen Laufzeit werden alle Anlagen ausgetauscht 
sein. Mit dem Vertrag kann somit eine Modernisierung der 
Heiztechnik und künftig auch ein verlässlicherer Betrieb der 
Wärmeerzeugungsanlagen – und damit auch ein möglichst 
störungsfreier Schulbetrieb in den Krefelder Schulgebäuden 
– sichergestellt werden.

Durch die Erneuerung der Heizungsanlagen und den Einbau 
moderner sparsamerer Heizungstechnik werden gleichzeitig 
auch Energiekosten eingespart.

Glück gehabt:
Schulbrände und 
andere Ereignisse
Nachdem im August 2002 die Gymnastikhalle der Gemein-
schafts-Grundschule Buchenstraße in Brand geriet, kam es im 
Februar 2003 zu einem Großbrand im Fichte-Gymnasium, der 
mehr als die Hälfte des Schulgebäudes in Mitleidenschaft zog. 
Mit einigem organisatorischen Aufwand seitens der Schule und 
der Schulverwaltung gelang es, die Beschulung der Schüler im 
Maria-Sybilla-Merian Gymnasium und im alten Schulgebäude 
an der Marktstraße sicherzustellen. Der Wiederaufbau des 
Schulgebäudes erfolgt unter besonderer Berücksichtigung des 
Brand- und Denkmalschutzes. Gleichzeitig wurde die Chance 
zur Neugestaltung genutzt und neben größeren Räumen auch 
ein Lern- und Kommunikationszentrum geschaffen. Der Aufbau 
des Gebäudes wird rechtzeitig zum Schuljahresbeginn 2004/05 
abgeschlossen sein. 

Leider kam es zum Jahresende 2003 zu weiteren Bränden grö-
ßeren Ausmaßes. Nachdem am 15. Dezember 2003 das gerade 
frei geräumte Schulgebäude an der St. Töniser Straße in Brand 
geriet, brannte es wenig später auch an der Gemeinschafts-
Grundschule Lewerentzstraße. An beiden Schulgebäuden ent-
stand erheblicher Sachschaden. Glücklicherweise kam es bei 
allen Bränden zu keinem Personenschaden. Wie sich wenige 
Tage nach dem Brand in der Gemeinschafts-Grundschule Le-
werentzstraße herausstellte, handelte es sich bei den Bränden 
in den Schulen an der Buchenstraße, St. Töniser Straße und 
Lewerentzstraße um vorsätzliche Brandstiftung. Die Täter 
konnten durch die Polizei gefasst werden.

PAK- Belastung in Schulen
Im November 2000 wurde festgestellt, dass in verschiedenen 
Krefelder Schulen eine Belastung mit Polizyklischen aromati-
schen Kohlenwasserstoffen (PAK) vorlag. Dieser Stoff wurde 

Das Dach des Fichte-Gymnasiums nach dem Großbrand 
im Februar 2003
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in den 60er bis 70er Jahren in Parkettklebern verwendet. Nach 
umfassenden Untersuchungen in den Schulen ergab sich glück-
licherweise nur in zwei Schulen ein größerer Sanierungsbe-
darf. Alle übrigen betroffenen Schulen wurden entsprechend 
der Belastung modifi ziert saniert, die Maßnahmen variierten 
zwischen der Erneuerung des Oberbodens und der Versiegelung 
der Parkettnähte. Die Schulen werden seitdem regelmäßig auf 
den Schadstoffgehalt (PAK) überprüft.

PCB in Schulen
An verschiedenen Schulen fand außerdem eine Überprüfung auf 
Polychlorierte Biphenyle (PCB) statt. Dieser Schadstoff befi ndet 
sich offen angewendet insbesondere in Gebäuden der Baujahre 
bis zum Ende der 70er Jahre. In Anwendung der PCB-Richtlinie 
NRW wurden entsprechende Gebäude begangen und Raumluft-
proben genommen. Eine Belastung war jedoch glücklicherweise 
nur in geringem Ausmaß an der Freiherr-vom-Stein-Realschule 
vorhanden, der Raum wurde umgehend saniert.

Neubaumaßnahmen: 
Bauliche Highlights
Grotenburgschule: Als Ersatz für Fertigklassen wurde an der 
Grotenburgschule ein Erweiterungsbau mit vier Klassen und 
zwei Mehrzweckräumen errichtet, der im Souterrain auch die 
Ganztagsbetreuung „Pinocchio“ aufnimmt. Zur Finanzierung der 
Maßnahme wurde ein Teilstück des Grundstücks veräußert, 
auf dem zwischenzeitlich das „Krefeld Foyer“ gebaut wurde. 
Für die Bauzeit der Erweiterung musste bereits ein Pavillon 
weichen, so dass in der Übergangszeit das Lehrerkollegium 
in einen Baucontainer auf dem Schulhof umziehen musste. Im 
nächsten Bauabschnitt wird an der Schule eine Zweifachsport-
halle erstellt.

Geschwister-Scholl-Schule: Durch den Anstieg der Schüler-
zahl im Primarbereich war eine Erweiterung der Schule erfor-
derlich. Hierzu wurde an der Stelle des Umkleidegebäudes des 
ehemaligen Sportplatzes ein zweiklassiger Massivbau errichtet. 
Die Raumknappheit machte auch hier eine kurzzeitige Bereitstel-
lung des Lehrerzimmers für eine Klasse erforderlich. Das für das 
Kollegium aufgestellte Holzblockhaus wurde nach Beendigung 
der Baumaßnahme für die Betreuung zur Verfügung gestellt.

Grundschule Horkesgath/Schicksbaum: Für das neue 
Baugebiet Schicksbaum wurde an der Horkesgath 50 eine 
zweizügige Grundschule mit Ganztagsbereich und ökomenischer 
Begegnungsstätte errichtet. Mithilfe eines Generalunterneh-
mers konnte eine knapp einjährige Bauzeit realisiert werden. 
Die Schule nahm den Betrieb zum Schuljahr 2003/2004 auf.

Realschule Oppum: Der überwiegende Teil der Realschule 
Oppum war in Fertigklassen untergebracht, die zwischen 1971 
und1976 errichtet waren. Als Ersatz und Überbrückung des 
durch die demografi sche Entwicklung entstandenen Schüler-

berges wurde ein konventioneller Anbau an den naturwissen-
schaftlichen Trakt gebaut, der sechs Unterrichtsräume sowie 
Musik- und Kunstraum umfasst.

Maria-Sibylla-Merian-Gymnasium/Freiherr-vom-Stein-
Realschule: Als Erweiterung für beide Schulen wurde ein 
zehn Klassenräume umfassender Solitärbaukörper zwischen 
den Schulen errichtet, der durch die umgesetzte Vernetzung 
den neuesten pädagogischen Anforderungen entspricht. Zur 
Zeit nutzt das Gymnasium sechs Räume, die Realschule belegt 
vier Räume.

Gymnasium am Stadtpark: Durch kleine Klassengrößen im 
Altbau und unzureichende räumliche Ausstattung im Bereich 
der Naturwissenschaften wurde eine Erweiterung der Schule 
erforderlich. Seit Anfang 2003 wird die Schule daher an zwei 
Stellen zur Friesenstraße und zum Innenhof hin um insgesamt 
zwei Physikräume mit Vorbereitung und Sammlung, sechs 
Unterrichtsräume und einen Oberstufenraum erweitert. Nach 
Fertigsstellung der Maßnahme zum Schuljahr 2004/2005 
wird der Zweiklassenpavillon an der Nikolaus-Groß-Straße 
verzichtbar.

Berufskolleg Kaufmannsschule: Durch die Aufgabe des 
Gebäudes an der Königstraße und die Anforderungen an die 
EDV-Technik wurde eine Erweiterung der Schule um 14 voll ver-
netzte Räume als neuer C-Trakt und eine Cafeteria mit Seminar-
bereichen in einem neuen E-Trakt erforderlich. Durch Bündelung 
auch der internen Umbauten in allen bestehenden Gebäuden 
zur Vernetzung der Schule wird bis Mitte 2004 ein modernes 
Kommunikationszentrum seiner Bestimmung übergeben.

Friedrich-von-Bodelschwingh-Schule: Die Schule für Geis-
tigbehinderte nahm in den letzten Jahren immer mehr Schüler 
auf. Dies erforderte sowohl für den Unterricht als auch im 
Speisebereich und in der Verwaltung eine Erweiterung des 
Raumbestandes. Da ein Umbau des Bestandes zur Verbesserung 
von Essensausgabe und Speiseraum erst nach der Errichtung 
der vier Räume mit Nebenräumen und Verwaltung im neuen 
Anbau möglich war, dauerte die Umsetzung des gesamten 
Baukonzeptes zwei Jahre bis Ende 2003. Als letzter Schritt 
muss jetzt noch die ehemalige Verwaltung zu Therapieräumen 
umgebaut werden.

Ein großer Neubau des Berufskollegs Kaufmannsschule 
am Standort Neuer Weg
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Schule am Uerdinger Rundweg: In Massivbauweise wurde 
der eingeschossige Schulbau im Jahr 2001 um einen Naturwis-
senschaftlichen Raum und eine Klasse erweitert. 

Turnhalle Arndt Gymnasium: Das Arndt Gymnasium er-
hielt eine Zweifachsporthalle, die zum einen durch spezielle 
Ausstattung für Fechten als Wettkampfhalle genutzt werden 
kann und zum anderen auch als Versammlungsstätte für die 
Schule ausgelegt wurde. Parallel wurde die Schule um zwei 
Unterrichtsräume erweitert.

Turnhalle Kurt-Tucholsky-Gesamtschule: An der Kurt-Tu-
cholsky-Gesamtschule wurde mit der Unterstützung arbeitslo-
ser Jugendlicher eine Dreifachsporthalle errichtet. Durch die 
Einbindung der Beschäftigungsmaßnahme dauerte der Bau 24 
Monate. Wie auch die Schule wurde die Halle ökologisch mit 
Brauchwasserwiederverwendung und Sonnenenergienutzung 
gebaut. Für die ökologischen Sondermaßnahmen wurden wieder-
um Landesmittel „Ökologische Stadt der Zukunft“ bewilligt.

Die Volkshochschule 
boomt
Nach der Umstellung auf die neue Steuerung hat die Volkshoch-
schule ihre Geschäftsabläufe weiter modernisiert und optimiert. 
Dabei wurden insbesondere die Kriterien des Qualitätsmanage-
ments (QM) und der Kundenorientierung zugrunde gelegt. Das 
Instrument der Teilnehmerbefragung wurde systematisch 
ausgebaut und um ein zentrales Beschwerdemanagement 
ergänzt. Mit jeder Anmeldebestätigung wird ein Fragebogen 
versandt, mit dem die Teilnehmer nicht nur die Qualität des 
Unterrichts, sondern auch die des Unterrichtsortes und der 
VHS-Verwaltung bewerten können. Die Ergebnisse lassen 
auf eine hohe Kundenzufriedenheit schließen. Bei negativen 
Bewertungen greift das Beschwerdemanagement mit einem 
genau festgelegten Verfahren. Die Ursachen der Klagen werden 
analysiert und durch Optimierung von Verwaltung und Orga-
nisationsstrukturen beseitigt. Kundenfreundlicher wurde auch 
das Anmeldeverfahren organisiert. Neben den persönlichen und 

schriftlichen Anmeldungen werden heute auch Anmeldungen 
per Telefon und E-Mail akzeptiert. Seit dem Jahr 2002 hat die 
Volkshochschule ihr Angebot ins Internet eingestellt. Über eine 
Ampelfunktion ist der Stand der Anmeldungen bei jeder ein-
zelnen Veranstaltung abzulesen. Natürlich kann man sich auch 
direkt online anmelden. Circa 1 200 Einschreibungen werden 
mittlerweile pro Semester über das Internet abgewickelt. 

Eine zentrale Rolle bei der Qualitätssicherung nimmt die 
Fortbildung der haupt- und nebenberufl ichen Lehrkräfte ein. 
Den vom Landesverband der Volkshochschulen in Nordrhein-
Westfalen entwickelten Lehrgang „Erwachsenenpädagogische 
Grundqualifi kation für Kursleitende an Volkshochschulen“ haben 
seit 1999 bereits 120 VHS-Dozenten absolviert und mit einem 
Zertifi kat abgeschlossen. 

Beteiligt war die Volkshochschule an einer Initiative der In-
dustrie- und Handelskammer (IHK) Mittlerer Niederrhein zur 
Bildung eines Regionalen Qualitätsverbundes im Bereich der 
Weiterbildung. Das Zertifi kat wurde der Volkshochschule 2003 
von der „Gesellschaft der Deutschen Wirtschaft zur Förderung 
und Zertifi zierung von Qualitätssicherungssystemen in der Be-
rufl ichen Bildung“ (CERTQUA) verliehen. Überprüft wurden die 
Standards, die in der Weiterbildung für den Kunden wichtig 
sind: Kundenberatung, Geschäftsbedingungen, die Qualifi kation 
der eingesetzten Dozenten und die technische Ausstattung. Das 
Zertifi kat beinhaltet die Verpfl ichtung, den Qualitätsstandard alle 
zwei Jahre einer erneuten Überprüfung zu unterziehen. In einem 
nächsten Schritt wird sich die VHS Krefeld an einem QM-Verbund 
benachbarter Volkshochschulen beteiligen, der eine Vollzertifi zie-
rung auf der Basis der ISO 9 000 anstrebt, einer europaweiten 
umfassenden Norm für das Qualitätsmanagement.

Zum Zwecke der Bildungswerbung und Bildungsmotivation 
führten die im Krefelder Kuratorium für Erwachsenenbildung 
zusammengeschlossenen Bildungseinrichtungen 2002 erstmals 
eine „Krefelder Weiterbildungsmeile“ in der Innenstadt durch. 
Die Aktion, die am 26. Juni 2004 eine Neuaufl age fi nden wird, 
verfolgte das Ziel, die Menschen gerade in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten von der Notwendigkeit lebensbegleiten-
den Lernens zu überzeugen, die vielfältigen Möglichkeiten 
allgemeiner und berufl icher Weiterbildung aufzuzeigen und 
die Bildungsmotivation zu stärken.

Bildungsschwerpunkte, Bildungsprojekte
Gegen den im Weiterbildungsbericht der Bundesregierung 
für 2003 beschriebenen allgemeinen Trend konnte die VHS 
Krefeld ihre Angebotsstruktur und ihr Angebotsvolumen hal-
ten und sogar leicht ausbauen. Im Berichtszeitraum wurden 
von ihr jährlich rund 1 570 Bildungsveranstaltungen mit circa 
40 000 Unterrichtsstunden und etwa 25 400 Teilnehmern durch-
geführt. Damit lag die VHS Krefeld weit über dem gesetzlich 
vorgegebenen Mindestangebot von 11 200 Unterrichtsstunden. 
In Kooperation mit anderen Fachbereichen der Stadt wurden 
insbesondere die Schwerpunkte Grundbildung, Sprachförderung 
und kommunale Beschäftigungsförderung entwickelt. Steigende 
Zahlen von Schulabgängern ohne Schulabschluss, aber auch 
die erschreckenden Ergebnisse der PISA-Studie aus dem 

Die Kurt-Tucholsky-Gesamtschule wurde durch den Bau 
einer Dreifachsporthalle erweitert
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Jahre 2000 machten den Ausbau des Bereichs Grundbildung/
Alphabetisierung unabdingbar. Grundlagenkurse in Deutsch 
und Mathematik, aber auch gezielte Vorbereitungskurse für 
die Ausbildung sollen insbesondere Jugendlichen den Weg 
ins Berufsleben ebnen.

Im Rahmen der 1999 eingerichteten Projektgruppe „Kommuna-
les Handlungskonzept zur Interkulturellen Pädagogik“ hat die 
VHS ein Sprachförderprogramm für ausländische Frauen und 
Männer aufgelegt mit jährlich rund 30 Kursen und bisher über 
1 000 Teilnehmern. Das Angebot umfasst Alphabetisierungs-
kurse, allgemeine und Intensiv-Sprachkurse. Mit Anbindung 
der Kurse an Kindertagesstätten und Grundschulen und dem 
Angebot paralleler Kinderbetreuung wurde eine wichtige Vor-
aussetzung für die Gewinnung und Motivation der Teilnehmer 
geschaffen. Ziele des Sprachförderprogramms sind neben der 
reinen Sprachvermittlung: Hilfen für die persönliche Entwicklung 
und  den Umgang mit Ämtern, Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben und Erleichterung der Aufnahme einer Berufstätigkeit, 
Förderung eines besseren Zusammenlebens deutscher und 
ausländischer Nachbarn. Finanziert werden die Kurse durch 
das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, 
durch städtische Mittel und Teilnehmerentgelte.

Wie eine im Herbst 2003 gemeinsam mit der Regionalen 
Arbeitsstelle zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus 
Zuwandererfamilien (RAA) durchgeführte Begleituntersuchung 
belegt, konnten nicht nur die Deutschkenntnisse der Teilnehmer 
deutlich verbessert werden. Auch die Bereitschaft der auslän-
dischen Teilnehmer, sich mit der deutschen Sprache und Kultur 
zu befassen, stieg im Laufe der Kurse spürbar an.

An Maßnahmen zur kommunalen Beschäftigungsförderung, also 
der Integration von Sozialhilfeempfängern, Langzeitarbeitslosen 
und Berufsrückkehrerinnen in den sogenannten Ersten Arbeits-
markt war die Volkshochschule in Kooperation mit der Zentral-
stelle für Beschäftigungsförderung (ZfB), der Arbeitsverwaltung 
und weiteren Akteuren des Arbeitsmarktes maßgeblich beteiligt. 
Bis in das Jahr 2003 hinein konnte der Bereich „Berufl iche Qua-
lifi zierung, Arbeitsmarktliche Orientierung, Schulabschlüsse“ 
kontinuierlich ausgebaut werden (mit bis zu 17 Beschäftigten 
und 330 Teilnehmern), erreichte jedoch dann seine Grenzen, als 
die Arbeitsmarktpolitik des Bundes erheblichen Änderungen un-
terworfen wurde. Die über Jahre gewachsenen regionalisierten 

Förderstrukturen zugunsten bestimmter Zielgruppen unter den 
Arbeitslosen verloren innerhalb weniger Monate ihre Bedeutung. 
Zu den ersten „Opfern“ zählten Berufsrückkehrerinnen, die in der 
VHS bislang mit Hilfe von EU- und Arbeitsamtsmitteln erfolgreich 
für den Wiedereinstieg in das kaufmännische Berufsleben qua-
lifi ziert wurden. In Lehrgängen, die die VHS nach vertraglicher 
Regelung mit der Arbeitsverwaltung bis zu zehnmal in Folge 
durchführt, die aber im Sommer 2004 auslaufen, werden Jugend-
liche betriebsnah qualifi ziert und erzielen Hauptschulabschlüs-
se, Ausbildungs- oder Arbeitsverträge. Solche aufwändigen, 
detailliert geplanten und durchgeführten Maßnahmen wird es 
künftig nicht mehr geben, wenn die Arbeitsverwaltung mit ihren 
neuen bundes- oder europaweiten Ausschreibungen auf kurze, 
möglichst preiswerte Konzepte drängt. Aktuell beteiligt sich die 
VHS Krefeld in regionalen Bietergemeinschaften an europaweit 
ausgeschriebenen Trainingsmaßnahmen des Landesarbeitsam-
tes. Im Rahmen der seit 2003 eingesetzten „Bildungsgutscheine“ 
entwickelt sie darüber hinaus Curricula nach vorgegebenen Bil-
dungszielen der Arbeitsverwaltung.

Hochschule Niederrhein 
mit geschärftem Profi l
Hochschulen haben auf die Entwicklung einer Region erhebli-
chen Einfl uss. Die Hochschule Niederrhein (HN) in Krefeld und 
Mönchengladbach ist hier in besonderem Maße gefordert. Sie 
bildet mit derzeit 10 400 Studierenden und etwa 1 500 Absolven-
ten jährlich hochqualifi zierte Fach- und Führungskräfte aus, die 
Voraussetzung sind für die Nutzung der vorhandenen Entwick-
lungschancen der Region. Mit ihrem breiten Fächerspektrum ist 
sie in der Lage, die Interdisziplinarität auszubauen. Die traditi-
onelle Ausrichtung der regionalen Wirtschaft auf ausländische 
Absatzmärkte wird ebenfalls berücksichtigt.

Die Region ist gefordert, zum Ausbau ihrer Wettbewerbsfä-
higkeit die vorhanden Innovationspotentiale auszubauen und 
zu verbreitern. Dafür braucht sie eine Hochschule, die mit 
ihrem Wissens- und Technologietransfer Motor für den Struk-
turwandel sein kann. Die IT-Branche ist ein Beispiel dafür: Auf 
Gebieten wie Wirtschaftsinformatik, Technische Informatik, 
Simulationstechnik, virtuelle Produktentwicklung, Netzwerke 
(Internet und Intranet) und Electronic Commerce gehen von der 
Hochschule Niederrhein wichtige Impulse aus.

Die Region linker Niederrhein braucht eine leistungsfähige, in 
den Angeboten breit gefächerte Hochschule. Die Hochschule 
Niederrhein erfüllt diese Aufgabe und stellt sich dem Verän-
derungsprozess am Arbeitsmarkt, der sich aus dem Weg in 
die Dienstleistungsgesellschaft ergibt. So hat sie etwa die 
Existenzgründerinitiative „run“ ins Leben gerufen, die von den 
Sparkassen der Region gefördert wird und die Anhebung der Zahl 
der Selbständigen zum Ziel hat. So können Innovationen aus der 
Hochschule heraus schneller und effektiver vermarktet werden.

Bei der Planung neuer Studienangebote berücksichtigt die 
Hochschule, dass die mittelständig geprägte Wirtschaft neben 

Oberbürgermeister Dieter Pützhofen lobte das „Kommuna-
le Handlungskonzeptes zur interkulturellen Pädagogik“
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Spezialisten eine große Anzahl von breit ausgebildeten Fach- 
und Führungskräften benötigt. Die vor einigen Jahren gestarte-
ten interdisziplinären Studienangebote Logistik-Management, 
Wirtschaftsingenieurwesen, Sozialmanagement, Technische 
Informatik, Mechatronik sowie Betriebswirtschaft mit den Studi-
enrichtungen Wirtschaftsrecht und Wirtschaftsinformatik liefern 
jetzt die von den Unternehmen gut nachgefragten Absolventen.

Gerade der Studiengang Gesundheitswesen, der Ende 2003 
die ersten Absolventen verabschiedet hat, erfreut sich sehr 
großer Nachfrage bei den Studierenden. Gemäß der hoch-
schulinternen Zielvereinbarungen wird dieser Bereich trotz 
begrenzter Ressourcen kontinuierlich weiter ausgebaut. Der 
Studiengang Gesundheitswesen ist dabei eine echte Erwei-
terung des Fächerspektrums der Fachhochschulen in Richtung 
Dienstleistungen. 

Die sich durch die zentrale Lage der Region in Europa und durch 
die vielfältigen Beziehungen der exportorientierten heimischen 
Wirtschaft bietenden Entwicklungschancen können nur genutzt 
werden, wenn die Hochschulabsolventen auf ein vereintes Eu-
ropa und auf die globalen Herausforderungen vorbereitet sind. 
In diesem Sinne hat die Hochschule Niederrhein auch das Stu-
dienangebot weiter internationalisiert – durch internationale 
Bachelor- und Masterabschlüsse und Partnerhochschulen rund 
um den Globus. Neu abgeschlossen wurden etwa Kooperati-
onsabkommen mit der Technischen Universität Sofi a (Bulgarien) 
und der Technischen Universität Ulyanowsk (Russland). 

Insgesamt umfasst das Angebot heute 40 Studiengänge. Für 
den Ausbau und die Neustrukturierung der Studienanbote im 
Sinne einer Profi lbildung hatte die Hochschule bereits Ende der 
neunziger Jahre Zielzahlen hinsichtlich der Aufnahme von Studi-
enanfängern aufgestellt. Diese sind in den letzten Jahren erfreu-
licherweise – auch in den technischen Disziplinen – kontinuier-
lich angestiegen, auf derzeit 2 230 (Wintersemester 2003/2004). 
Andererseits werden die Zielzahlen damit um rund ein Drittel 
überschritten. Obwohl alles getan wird, um die Qualität der 
Lehre zu gewährleisten und den Zugang offen zu halten, können 
Zulassungsbeschränkungen in der Zukunft nicht ausgeschlossen 
werden. Wie sich die Hochschule weiterentwickeln will, legte 
sie gegenüber dem Wissenschaftsministerium NRW Anfang 
2004 in einem Hochschulentwickungsplan 2010 dar. Mit dem 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW wird ebenfalls in diesem 

Jahr ein Hochschulstandort-Entwicklungsplan aufgestellt. Der 
räumliche Ausbau der Hochschule konnte in den letzten Jahren 
durch eine neue Mensa und eine neue Fachbibliothek Technik, 
beide am Standort Reinarzstraße/Obergath, vorangetrieben 
werden. Am gleichen Standort, der Campuscharakter hat, soll 
ein Neubau für den Fachbereich Wirtschaftsingenieurwesen 
und Gesundheitswesen entstehen. Die Sanierung des Haupt-
gebäudes der technischen Fachbereiche an der Reinarzstraße 
wird im Jahr 2005 abgeschlossen sein, ebenso die Sanierung 
der Hochschulgebäude an Frankenring und Adlerstraße. Der 
Fachbereich Design, der bisher mit Teilen seiner Lehreinheiten 
an der Petersstraße untergebracht ist, kann dann unter einem 
gemeinsamen Dach arbeiten.

Künftig wird die Hochschule Niederrhein für die im Struktur-
wandel befi ndliche Region ein noch breiteres Weiterbildungs- 
und Fortbildungsangebot für Fach- und Führungskräfte bereit 
stellen müssen. Im Bereich des berufsbegleitenden Studiums 
und der Fort- und Weiterbildung bestehen an der HN das 
Betriebswirtschaftliche externe Studium mit Präsenzphase, 
der Zusatzstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen sowie der 
Verbundstudiengang Betriebswirtschaft/Wirtschaftsrecht und 
der sich im Aufbau befi ndende Weiterbildungsverbundstudien-
gang Sozialmanagement. Dieses Angebot soll noch erweitert 
werden um Weiter- und Fortbildungsangebote, die genau auf 
die Nachfrage aus der Region zugeschnitten sind. 

Bei Forschung und Entwicklung bietet die Hochschule ein breites 
Spektrum von angewandter Forschung, Entwicklung und Kultur 
und deren Transfer in die Region. Die kleinen und mittleren 
Unternehmen können ihre eigenen Anstrengungen in Forschung 
und Entwicklung durch Angebote aus der Hochschule ergänzen. 
Ohne den Ausbau von Forschung und Entwicklung können die 
vorhandenen Innovationspotentiale der Region nicht hinreichend 
ausgeschöpft werden. Die HN unternimmt erhebliche Anstren-
gungen, den Sektor Forschung und Entwicklung innerhalb der 
Hochschule zu fördern und auszubauen. Die bereits vorhan-
denen hochschulinternen Förderungsmaßnahmen wie interne 
Forschungsförderung zur Initiierung weitergehender Projekte, 
ein Prämiensystem für die Akquisition von Drittmitteln und Pro-
jektabsicherungstöpfe zur Überbrückung fi nanzieller Engpässe 
und Absicherung von Antragsrisiken bei Zukunftsprojekten 
werden aus zentralen Mitteln der Hochschule fi nanziert und 
sollen weiter ausgebaut werden.

Moderne Räumlichkeiten erwarten die Studierenden der 
Hochschule Niederrhrein

Ein erweitertes Bildungsangebot gibt es zukünftig auch 
am Standort Krefeld der Hochschule Niederrhein
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Den „Mädchentag“ veranstaltet der Fachbereich Jugend und Beschäftigungsförderung seit 2000 jedes Jahr. Auch 
Informationen über Ausbildungsstellen und Berufe bekommen dort Mädchen und junge Frauen

Kinder, Jugendliche, Familien



78

Kinder, Jugendliche, Familien

Tagesbetreuung 
von Kindern 
Durch den Wegfall der Übergangsregelungen zur Einführung 
des Rechtsanspruches auf einen Kindergartenplatz im Jahre 
1999 ergab sich die Notwendigkeit, in der Stadt Krefeld ein 
Ausbauprogramm zur Realisierung des Rechtsanspruches 
durchzuführen. Mit der Schaffung von insgesamt 1483 zusätz-
lichen Plätzen und der Inbetriebnahme der städtischen Tages-
einrichtung Viktoriastrasse am 1. November 2000 konnte das 
Ausbauprogramm erfolgreich abgeschlossen werden.

Infolge wurde auch die personelle Ausstattung in den städti schen 
Tageseinrichtungen im Rahmen eines gegliederten Stufenplanes 
2001–2003 den Anforderungen gemäß Personaltableau/BKVO 
angenähert. Durch die neue Kindertageseinrichtung Am Kemp-
schen Weg, die im September 2003 ihren Betrieb aufnahm, 
musste der Stufenplan um ein Jahr gestreckt werden. Für die 
Umsetzung des Personal-Stufenplanes war ein Kostenvolumen 
von insgesamt 515 797,39 EUR (ohne das Personal der neuen 
TfK) veranschlagt worden.

Aus der Diskussion um PISA erhielt die Kooperation zwischen 
Tageseinrichtungen und Schulen einen neuen Stellenwert. Die 
bereits im GTK zugrunde gelegte Aufforderung zur Kooperation 
wurde im Rahmen der Bildungsvereinbarung und des Schulän-
derungsgesetzes mit neuen Inhalten aufgewertet und für die 
Tageseinrichtungen und Schulen verpfl ichtend gemacht. An der 
praktischen Umsetzung wird derzeit fachbereichsübergreifend 
gearbeitet.

Kommunales Handlungskonzept 
zur interkulturellen Pädagogik
Ausgehend von der Fachtagung „Interkulturelle Pädagogik“ am 
28. Januar 1999 und dem zehnten Kinder- und Jugendbericht 
wurde auf Grund eines Antrages der CDU-Fraktion vom 23. Fe-
bruar 1999 im Juni 1999 dem „Kommunalen Handlungskonzept 
zur interkulturellen Pädagogik in Tageseinrichtungen, Schulen, 

Jugendeinrichtungen und Erwachsenenbildung“ durch die 
entsprechenden Gremien zugestimmt. Das zu entwickelnde, 
Institutionen übergreifende Bildungskonzept wird von allen 
beteiligten Institutionen durch Einbringung der eigenen fi nan-
ziellen und personellen Ressourcen getragen. 

Die Gesamtleitung erfolgt durch den Fachbereich Jugendhilfe 
und Beschäftigungsförderung.

Ziel aller Institutionen ist es, die Kinder und ihre Familien aus ihrer 
Isolation heraus zu führen, damit eine Verbindung zum sozialen, 
politischen und räumlichen Umfeld möglich werden kann.

Die Qualifi zierung von pädagogischem Personal in Tageseinrich-
tungen für Kinder und Schulen und die Überprüfung entwickelter 
Ansätze folgen dem Zweck, die praktische Arbeit mit neuen 
wissenschaftlichen Theorien zur interkulturellen Pädagogik und 
zur Zweitsprachentwicklung zu verbinden. Qualifi zierungsmaß-
nahmen mit unterschiedlichen Schwerpunkten dienten unter 
anderem dem Zweck einer verstärkten Kooperation der betei-
ligten Bildungsinstitutionen.

Die entwickelten und geprüften Materialien aus unterschied-
lichsten Förderbereichen wurden in Form eines Handbuches 
gebündelt in einem Gesamtkonzept der Entwicklungsförderung 
eingebunden. Das Handbuch wurde im Rahmen einer Fachta-
gung am 21. Juni 2002 veröffentlicht.

Über das Projekt wurde die Sprachförderung im Elementar-
bereich zu einem zentralen pädagogischen Thema in den 

Mit dem Neubau der Kindertageseinrichtung Viktoriastraße 
wurde das Krefelder Ausbauprogramm abgeschlossen

Ein übergreifendes Bildungskonzept für Kindergärten, 
Schulen, Jugendeinrichtungen und Erwachsenenbildung
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Kindertageseinrichtungen. Durch die Bildungsvereinbarung, 
die im August 2003 in NRW eingeführt wurde und das Schul-
länderungsgesetz, wird unter anderem die Fortführung und 
Weiterentwicklung von Sprachförderung zu einer zentralen 
Aufgabe von Tageseinrichtungen und Schulen.

Neue Kommunikationstechnik
Von 1999 bis 2000 wurden alle städtischen Tageseinrichtungen 
mit modernen Telefonanlagen und Faxgeräten ausgerüstet. Da-
ran anschließend, in der Zeit von April bis Oktober 2001, wurde 
durch Begehung aller städtischen Kindertageseinrichtungen die 
Ausstattungserfordernisse für die Einführung von Rechnern fest-
gelegt. Im November 2001 konnten ausgewählte Einrichtungen 
analog zu den Arbeitsplätzen in der Verwaltung umgerüstet und 
in das städtische IT-Netz eingebunden werden.

Alle weiteren Kindertageseinrichtungen wurden im November 
und Dezember 2001 mit Arbeitsplatzrechnern ausgestattet. Eine 
Anbindung dieser Rechner in das städtische IT-Netz erfolgt seit 
Oktober 2003.

Tagesbetreuung von Kindern 
in Tagespfl ege
Innerhalb der letzten fünf Jahre haben sich die Bedürfnisse der 
Eltern in Bezug auf Tagesbetreuung von Kindern in Tagespfl ege 
geändert. Die Nachfrage nach qualifi zierten Tagespfl egeperso-
nen, die genau auf die familiären Bedürfnisse zugeschnitten ist, 
hat sich vergrößert.

Auf die verändernden Ansprüche reagierte der Fachbereich, 
indem der Jugendhilfeausschuss am 28. März 2001 die Rahmen-
bedingungen für die Qualifi zierung von Tagespfl egepersonen 
und die Finanzierung von Tagespfl egestellen neu gestaltet hat. 
Beispielsweise müssen Tagespfl egepersonen, die von den Mit-
arbeiterinnen des Fachbereiches vermittelt werden möchten, 
grundsätzlich einen Qualifi zierungskurs absolviert haben.

Durch eine komplizierte Rechtslage und die geringe Bezahlung 
für Tagespfl egepersonen wird es immer schwieriger, fachlich 

motivierte Tagespfl egepersonen zu fi nden, hinzu kommt eine 
starke Fluktuation. Akquise und Öffentlichkeitsarbeit wurden 
daher verstärkt, um den Bedarf an Tagespfl egestellen abdecken 
zu können.

Kinderinteressen und
Verkehrssicherheit 
Spielplatzpatenschaften, Workcamp
Die Zuständigkeit für die öffentlichen Kinderspielplätze obliegt 
seit dem Jahr 2000 dem Fachbereich Grünfl ächen. Der Fachbe-
reich Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung hat somit nur 
eine beratende Funktion, die sich vor allem auf die Beratung 
bei Planungen und die Spielplatzpaten bezieht. 

Der Aufbau und die Beratung von Spielplatzpatenschaften konn-
te, nach einer kurzzeitigen Stagnation, in den Jahren 2002 und 
2003 wieder leicht ausgebaut werden. Beispielhaft hervorzu-
heben ist der öffentliche Kinderspielplatz Dreikönigenstrasse, 
der seit 2001 durch eine Spielplatzpatenschaft in Trägerschaft 
der evangelischen Friedenskirchengemeinde eine ganztägige 
Betreuung anbietet. Hierdurch konnten unter anderem die Pro-
bleme mit der Nachbarschaft weitgehend reduziert werden.

In Kooperation mit dem Internationalen Jugendgemeinschafts-
dienst in Bonn – IJGD – werden seit 1996 im Rahmen eines 
internationalen Workcamps jährlich in den Sommerferien Au-
ßenanlagen in städtischen Tageseinrichtungen und Jugend-
heimen modernisiert und umgestaltet. Dieses internationale 
Projekt, das einmalig in Krefeld ist, fördert und unterstützt 
den kulturellen Austausch von Jugendlichen. Die rund 140 
Teilnehmer/innen kamen nicht nur aus dem In- und europäi-
schen Ausland, sondern auch aus den USA, Südafrika und der 
ehemaligen Sowjetunion.

Tagespfl egepersonen gesucht: Der Fachbereich infor-
miert über die verantwortungsvolle Tätigkeit

Den Kinderstadtplan stellen Fachbereichsleiter Gerhard 
Ackermann und Angela Schäfer vor
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Verkehrssicherheit, Kinderwegeplanung
Aufgrund der hohen Unfallhäufi gkeit von Kindern in Krefeld wur-
de unter Federführung des Fachbereiches Tiefbau der verwal-
tungsübergreifende Arbeitskreis „Verkehrssicherheit für Kinder 
in Krefeld“ gegründet, in dem der Fachbereich Jugendhilfe und 
Beschäftigungsförderung durch die Abteilung Kinder vertreten 
ist. Aus den fi nanziellen Mitteln des Arbeitskreises wurden unter 
anderem in den Jahren 2002 und 2003 die Kinderstadtpläne 
– Innenstadt 1 und 2 – für den südlichen Bereich erstellt. Der 
Kinderstadtplan 3 für den nördlichen Innenstadtbereich ist der-
zeit in Bearbeitung. Die Stadtteilpläne sollen Grundschulkindern 
im Zusammenwirken mit Eltern und Lehrern einen Überblick über 
ihr unmittelbares Umfeld geben und die Möglichkeit schaffen, 
sichere Verkehrswege auszusuchen.

Im Rahmen der Kinderwegeplanung konnten die Markierungen 
von Schulwegen fortgesetzt werden. Im Jahre 2001 wurden ent-
sprechende Kennzeichnungen in der Umgebung der Grundschule 
Lewerentzstraße, im Jahr 2002 rund um die Grundschulen Ma-
riannenstraße und Brüder-Grimm-Schule, sowie an der Comeni-
usschule aufgebracht werden. Die Kinderwegeplanung wird in 
enger Kooperation mit den Fachbereichen Tiefbau und Ordnung 
sowie der Polizei vereinbart und umgesetzt. Der Fachbereich 
Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung ist unter anderem 
durch die aktive Mitwirkung von Kindertageseinrichtungen und 
Jugendheimen bei der Umsetzung einbezogen.

Jugendarbeit
Einrichtungen der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit 
Im Berichtszeitraum konnte eine neue Schwerpunkteinrichtung, 
die „Marienburg“ am Kanesdyk in Trägerschaft der Caritas, er-
öffnet werden, eine andere wurde durch den Träger geschlossen 
(Katholische Pfarrgemeinde St. Mariä Himmelfahrt in Linn). Eine 
evangelische Jugendeinrichtung (U. d. K.) beanspruchte keine 
weitere Förderung mehr durch den öffentlichen Zuschussge-
ber, so dass es in Krefeld aktuell 17 geförderte Einrichtungen 
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit mit hauptberufl ichem 
Personal gibt, von denen elf auf vertraglicher Basis gefördert 
werden. Auch für weitere anerkannte Jugendeinrichtungen 
wurden Betriebskostenzuschüsse gewährt.

Im Rahmen der Planungsprozesse der Jugendarbeit erarbeitete 
die zentrale Arbeitsgemeinschaft nach Paragraph 78 KJHG vom 
Jugendhilfeausschuss verabschiedete allgemeine Standards 
und Rahmenbedingungen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
sowie Vereinbarungen hinsichtlich Qualitätsentwicklung und 
Wirksamkeitsdialog. Im Mai 2000 wurde ein einheitlicher ab-
gestimmter Planungs- und Wirksamkeitsdialog inklusive eines 
halbjährigen Berichtswesens auf der Basis von Tagesprotokol-
len eingeführt. Grundlage der Berichte ist die Beschreibung der 
Arbeit differenziert nach Grundleistungsarten und Leistungen 
mit speziellem Sozialraumbezug. Analog zu den Halbjahresbe-
richten fi nden zweimal jährlich in jeder geförderten Einrichtung 

mit hauptberufl ichem Personal Planungsgespräche statt. Die 
alten Schwerpunktverträge wurden 2001 durch Leistungsver-
einbarungen ersetzt, in denen verbindliche Kennzahlen für die 
Arbeit der Einrichtungen festgelegt wurden.

Dem Wunsch nach örtlichen Fortbildungen entsprechend wur-
den im Berichtszeitraum verstärkt Fortbildungen und Fachge-
spräche für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, Honorarkräfte 
und Ehrenamtliche vor allem der freien Träger angeboten. Die 
Themen waren sehr vielseitig: Spielpädagogik, Ausländerrecht, 
Aufsichtspfl icht, DLRG-Schulungen zur Erlangung der Rettungs-
fähigkeit, Jungenarbeit, Geschlechtsbezogene Pädagogik und 
andere.

Freizeit- und Bildungsangebote
Auch in diesem Berichtszeitraum wurden im Bereich Jugend-
freizeit und Jugendbildung Aktivitäten weitergeführt und 
neue Angebote entwickelt. Die anerkannten Jugendverbände 
erhielten Zuschüsse im Rahmen ihrer geschäfts-, verbands- und 
vereinsspezifi schen Kosten. Ebenso wurden Zuschüsse für die 
außerschulische Jugendbildung, die Qualifi zierung von Leitungs-
kräften und zur Anschaffung von Material für Jugendarbeit und 
Jugendschutz gewährt. 

In der städtischen Jugendkulturwerkstatt „Juks“ in der Fabrik 
Heeder wurde Kindern und Jugendlichen weiterhin die Möglich-
keit gegeben, an einer qualifi zierten Theatergruppe teilzuneh-
men. Sowohl adaptierte Klassiker („Mein Vater Odysseus oder: 
Die Suche“, „Julia & Julia“) wie komplett selbst entwickelte 
Stücke („Bullshit“, „Pass gut auf dich auf, Schwester“), mit 
denen die Theatergruppe sich jeweils am Wettbewerb um den 
Jugendkulturpreis NRW beteiligte, kamen zur Aufführung. 

Aus Brandschutzgründen wurde es notwendig, die Jugend-
kulturwerkstatt in 2001 umzubauen. Dadurch entstand ein 
großer Raum, der dank der Akquirierung von Sondermitteln 
(„KuQ“) für Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf so 
gut ausgestattet werden konnte, dass der Raum mittlerweile 
hervorragend für Theateraufführungen geeignet ist. So kommen 
jetzt die Schulklassen in die „Juks“, um sich mit den Stücken 
der Theatergruppe auseinander zu setzen. 

In der Jugendkulturwerkstatt „Juks“ können Kinder an 
einer qualifi zierten Theatergruppe teilnehmen
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Parallel zu der Theaterarbeit wurden im Berichtszeitraum zwei 
Kindermusicalprojekte („Aufruhr im Zirkus“, „Piraten“) und eine 
Mädchentanzgruppe angeboten. Durch die „KuQ“ - Sondermittel 
konnten drei zusätzliche Projekte (Video, Theater, Musical) für 
Jugendliche durchgeführt werden. Aktuell baut die Jugendkul-
turwerkstatt im Rahmen des dreijährigen durch EU-Gelder fi nan-
zierten Projekts „LOS“  eine interkulturelle Veranstaltungsreihe 
auf. Diese Veranstaltungsreihe soll möglichst zweisprachig 
verschiedenste Bereiche ansprechen: Theater, Musik, Literatur 
– von Künstlern und Künstlerinnen aus den verschiedensten 
Herkunftsländern für Jugendliche und Familien aus Krefeld Süd 
schwerpunktmäßig mit Migrationshintergrund.

Ebenfalls durch Sondermittel, im Rahmen der Aktion „Cult 
X“ des Kultursekretariats NRW, entstand mit Schülern und 
Schülerinnen der Gesamtschule am Kaiserplatz als Ferienak-
tion eine Video Soap Opera, die auf Grund des großen Erfolgs 
gleich zweimal uraufgeführt werden „musste“. Neben diesen 
Aktivitäten nutzen weiterhin viele unabhängige Gruppen die Ju-
gendkulturwerkstatt für ihre eigenen Proben und Angebote.

Die städtischen Jugendeinrichtungen Herbertzstraße und das 
Freizeitzentrum Süd entwickelten neue Angebotsformen und 
führten bewährte Angebote weiter. Im Sinne der Förderung des 
Gesundheitsbewusstseins sind beide Einrichtungen inzwischen 
zu Nichtraucher-Einrichtungen avanciert. Die Jugendeinrichtung 
Herbertzstraße setzte ihre kulturpädagogische Arbeit mit fol-
genden Produktionen fort: Dem Musical „Hair“, „Die Herzjäger“, 
„Wer ist hier der King?“ sowie „Innercity“. „Innercity“ entstand 
2002 in Kooperation mit dem Jugendclub des Stadttheaters und 
erhielt den Sonderpreis des Jugendkulturpreises NRW. 2002 
fand ebenfalls die Großveranstaltung „Rock da Westside“ für 
die Tanzszene in der Glockenspitzhalle statt. Insgesamt nahmen 
tanzpädagogische Angebote einen breiten Raum im Geschehen 
der Einrichtung ein. In den Jahren 2000 bis 2002 führte die 
Einrichtung in den Sommerferien erlebnispädagogische Maß-
nahmen durch, während 2003 ein Besuch in der Partnerstadt 
Uljanowsk erfolgte. Kinder aus Uljanowsk konnten 2002 begrüßt 
und der Kontakt aufgebaut werden. 

Der Anbau eines Lagerraumes, eine Erweiterung der Hofüberda-
chung und die Umsetzung des Brandschutzkonzeptes erfolgten 
im Berichtszeitraum.  

Das Freizeitzentrum Süd lädt durch seine Halle mit einer künst-
lichen Boulderwand wie auch durch das Außengelände zu be-
wegungs- und erlebnispädagogischen Aktivitäten ein. Angebote 
im musikpädagogischen Bereich waren ein Schwerpunkt der 
Arbeit. Inzwischen sind auch erste öffentliche Auftritte zu ver-
zeichnen. Im gesamten Berichtszeitraum wurden Familien beim 
Bau von Seifenkisten unterstützt. 2001 fand eine internationale 
Begegnungsmaßnahme mit dem IJGD statt. Das Freizeitzentrum 
Süd erfuhr eine bauliche Aufwertung, so dass sich die Einrich-
tung ansprechender denn je präsentieren kann. 2003 wurde 
auch ein Internetcafe installiert und das Freizeitzentrum Süd 
war Gastgeber für die Kinderexpo. 

Das Außengelände des Freizeitzentrums Süd erfuhr durch Mittel 
aus dem Handlungskonzept Süd eine Neu- beziehungsweise 
Umgestaltung, die es zeitgemäß aufwertet. Es ist auch weiterhin 
ein von der Bevölkerung gut angenommenes Gelände zur Nah-

erholung im Krefelder Süden. Zukünftig ist ein noch stärkerer 
Einbezug des Außengeländes in die Arbeit des Freizeitzentrums 
Süd geplant. 

Das Seifenkistenrennen an jedem ersten Sonntag nach den 
Sommerferien hat sich fest etabliert. Jährlich besuchen rund 
5000 Begeisterte den Hülser Berg, um die immer zahlrei-
cheren Fahrer anzufeuern und die fantasievollen Kisten zu 
bewundern.

Um die umfangreiche Kinder- und Jugendkulturarbeit auch der 
freien Träger der breiten Öffentlichkeit in Krefeld zu präsentie-
ren, wurden im Berichtszeitraum unter großer Beteiligung alle 
zwei Jahre Kinder- und Jugendkulturtage veranstaltet. Diese 
Veranstaltungen wurden weiter entwickelt zu der außerordent-
lich erfolgreichen viertägigen „KinderExpo – Wir leben Zukunft“, 
an der sich 46 verschiedene Vereine und Organisationen, 
Schulen, Kindertageseinrichtungen und Jugendeinrichtungen 
beteiligten und die von rund 4000 Kindern und Erwachsenen 
besucht wurde. Die „KinderExpo“ soll in zweijährigem Rhyth-
mus fortgeführt werden, wenn entsprechende Sponsorengelder 
akquiriert werden können.

Im Jahr 2000 fand zum ersten Mal anlässlich des Internationa-
len Frauentags ein großer zentraler Mädchentag in der Fabrik 
Heeder in Kooperation mit dem Arbeitskreis Mädchenarbeit 
statt. Unter dem Motto „Vom Spice Girl zum Space Girl“ be-
teiligten sich insgesamt 22 Organisationen und Institutionen 
an der Programmgestaltung, etwa 300 Mädchen im Alter von 
elf bis 21 Jahren nahmen die Angebote begeistert wahr. Auf 
Grund des großen Erfolgs ist diese Veranstaltung alle zwei 
Jahre fester Bestandteil der Jahresplanung. Nachdem 2002 
die rund 400 „Zicken im Schafspelz“ das Raumangebot in der 
Fabrik Heeder sprengten, fand der Mädchentag 2004 unter dem 
Motto „Krefeld hat die Supergirls – garantiert juryfrei“ in den 
Räumen der Volkshochschule statt.

Aus Mitteln des Landschaftsverbands Rheinland wurde im 
Berichtszeitraum im Bereich Felbelstraße das Modellprojekt 

An jedem ersten Sonntag nach den Sommerferien fi ndet 
wieder das Seifenkistenrennen am Hülser Berg statt
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„Sozialraumbezogene Gewaltprävention“ durchgeführt. Alle 
im Sozialraum tätigen Institutionen und Vereine arbeiteten zu-
sammen, um ein positives nachbarschaftliches Klima und ein 
friedliches Zusammenleben zu fördern. Neben verschiedenen 
Großveranstaltungen fanden unter anderem statt: Deeska-
lationstrainings und EDU-Kinestetik-Seminare für Multipli-
katoren und Multiplikatorinnen, Wendo Kurse für Mädchen, 
Empathietrainings und die Entwicklung eines Kinderbuches 
„Wut im Bauch“.

Ebenfalls aus Modellprojektmitteln des Landschaftsverbands 
Rheinland wurden 1999 die ersten „Weltreisen durch die Stadt“ 
fi nanziert. Dieses erfolgreiche interkulturelle Projekt hat sich 
mittlerweile fest etabliert. Es konnte bisher neun Mal, davon 
zweimal als Frauen-, einmal als besondere Musikweltreise, 
unter immer stärkerer Beteiligung des Arbeitskreises für An-
gelegenheiten ausländischer Mitbürger durchgeführt werden. 
Die „Weltreisen“ sind mit dem 2. Preis der Agenda 21 Kampagne 
„Zukunft gestalten“ des Städtenetzwerks NRW ausgezeichnet 
worden und fi nden reges Nachahmungsinteresse in NRW.

Zur weiteren Förderung des interkulturellen Verständnisses be-
teiligte sich die Stadt Krefeld an einem durch EU-Modellmittel 
geförderten Projekt „Teens on Tour“, das zwölf- bis 15-Jährige 
aus Krefeld gemeinsam mit einer belgischen und einer nieder-
ländischen Gleichaltrigengruppe auf die Reise in die jeweiligen 
Heimatorte schickte. Im Rahmen dieser Reise verbrachte die 
Gesamtgruppe drei Tage in Krefeld.

Spezielle Ferienprogramme
Auch in diesem Berichtszeitraum wurden Kindern und Jugendli-
chen Ferienwochen ermöglicht, in denen sie sich gesundheitlich 
stärken und erholen konnten. Zu diesem Zweck wurden den an-
erkannten Jugendverbänden und Trägern der freien Jugendhilfe 
im Berichtszeitraum Zuschüsse für Kinder- und Jugendfreizeiten 
gewährt. Es nahmen jährlich zwischen 2 900 und 3 700 Kinder 
und Jugendliche an Gruppenfahrten teil. 

Für die Ferienbörse stellten die freien Träger im gesamten Be-
richtszeitraum jährlich durchschnittlich 45 Plätze zur Verfügung. 

Dadurch konnte Kindern, die Hilfe zum Lebensunterhalt erhalten, 
eine Ferienmaßnahme ermöglicht werden, deren Teilnehmer-
beitrag sich jeweils an dem Niveau der laufenden Hilfe zum 
Lebensunterhalt orientierte. 

Mittel für internationale Jugendbegegnungen und internatio-
nale Jugendreisen wurden in den Jahren 2001 bis 2003 in 
Anspruch genommen. Örtliche Ferienspielaktionen freier 
Träger wurden weiterhin bezuschusst. An dieser Stelle sind 
drei Maßnahmen hervorzuheben, da sie im gesamten Berichts-
zeitraum stattgefunden haben. Der Arbeitskreis Krefelder Frau-
enverbände führt nach wie vor die bewährte Spielaktion „Spiel 
ohne Ranzen“ durch. Zu einer weiteren großen und beliebten 
Spielaktion haben sich die „Hülser Ferienspiele“ entwickelt; hier 
wird der KAB St. Cyriakus bezuschusst. Auch die Evangelische 
Kirchengemeinde Uerdingen, Bezirk Linn, hat in jedem Jahr 
örtliche Ferienspiele durchgeführt. 

Im Berichtszeitraum erweiterte der Fachbereich Jugendhilfe und 
Beschäftigungsförderung mehrmals die örtlichen Maßnahmen, 
um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf noch stärker zu 
unterstützen. Die Ferienganztagsbetreuung für Schulkinder 
bis einschließlich zwölf Jahre erreichte im Jahre 1999 mit 
Maßnahmen in den Sommer- und Herbstferien rund 2 340 Teil-
nehmertage, währenddessen eine außerörtliche Ferienerholung 
letztmalig 1999 durchgeführt wurde.

Seit 2000 wurde die Ferienganztagsbetreuung zeitlich um die 
Osterferien erweitert. Gleichzeitig wurde auch die Anzahl der 
örtlichen Maßnahmen erhöht, so dass rund 3 970 Teilnehmer-
tage erreicht wurden. Durch weitere Aufstockungen wurde mit 
4 910 Teilnehmertagen im Jahre 2003 ein neuer Höchststand 
vermeldet . Diese Leistung wäre ohne die nachfolgenden Koo-
perationspartner nicht möglich gewesen. Sie haben im Berichts-
zeitraum unterschiedlich häufi g mitgemacht beziehungsweise 
tragen zum Teil seit Jahren immer wieder zum Gelingen bei.

Deshalb gilt folgenden Kinder- und Jugendeinrichtungen be-
sonderer Dank: Dem Cafe Oje, dem Canapee, dem Casablanca, 
der Funzel, dem Freizeitzentrum Süd, dem Jojo, der Jugendein-
richtung der Friedenskirche, der Jugendeinrichtung Herbertz-
straße, der Jugendeinrichtung U.d.K., der Jugendeinrichtung 
„Am Wasserturm“, dem Jugendzentrum Fischeln, der Villa K. 
sowie der KJG St. Elisabeth, dem Spielmobil Mobifant und der 
Pfarrgemeinde St. Norbertus. Darüber hinaus wurden zum Teil 
ganztägige beziehungsweise einwöchige Schnupperangebote 
mit unterschiedlichsten Kooperationspartnern durchgeführt.

Bezirkliche Sozialarbeit 
und Hilfen für Familien
Berichtswesen Hilfen zur Erziehung
Der Fachbereich Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung 
bietet im Bereich der Jugendhilfe umfangreiche erzieherische 
Hilfen an. Die Hilfen sind im Sozialgesetzbuch VIII – Kinder- und 
Jugendhilfegesetz – defi niert. Alle Eltern oder Personen mit 

Seit dem Jahr 2000 gibt es jährlich einen „Mädchentag“ 
für Mädchen und junge Frauen von elf bis 21 Jahren 
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übertragenen Elternrechten haben das Recht, diese Hilfen zu 
beantragen. Die Abteilung Familien im Fachbereich Jugendhil-
fe und Beschäftigungsförderung überprüft nach Antragstellung 
den Bedarf und damit den möglichen Anspruch. Ist Hilfe zur 
Erziehung erforderlich, wird von den Beteiligten ein Hilfeplan 
entwickelt und die notwendige erzieherische Hilfe umgesetzt.

Ein seit dem Jahr 2000 eingesetztes IT-Verfahren, in dem alle 
erzieherischen Hilfen erfaßt werden, ermöglicht eine genaue 
Übersicht über Art, Zeit und Kosten der Hilfen. Fallzahlen kön-
nen miteinander verglichen werden, Jahresentwicklungen sind 
entsprechend erkennbar.

Junge Menschen, die zum Zeitpunkt der Erfassung eine erzie-
herische Hilfe im Rahmen des Kinder- und Jugendhilferechtes 
erhielten:
Stichtag in stationären in in einer Anzahl der 
 Einrichtungen Tagesgruppen Pfl egefamilie Familien, die mit 
    ihren Kindern eine 
    sozialpädagogische
    Familienhilfe
    (SPFH) erhalten_______________________________________________________________

31.12.01 273 35 179 57

31.12.02 297 44 145* 72
  
30.09.03 307 41 147 75
_______________________________________________________________
* (Veränderung zu 2001 durch Beendigung vieler Hilfen wg. Volljährigkeit)

Dies sind nur einige Beispiele aus dem Bereich der erziehe-
rischen Hilfen. IT-Verfahren der Firma LOGDATA Erfurt GmbH 
werden auch von anderen Sachgebieten des Fachbereiches 
Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung genutzt – etwa im 
Bereich der Beistandschaften und der Tagespfl ege. Erfaßte 
Daten werden ausgewertet und Kosten abgebildet.

Notfalldienst
Krisen in Familien richten sich nicht nach den Sprechzeiten 
von Behörden oder Beratungsstellen. Insbesondere abends, 
am Wochenende und an Feiertagen kommt es zu Streitigkeiten 
zwischen Eltern untereinander oder zwischen ihnen und ihren 
Kindern. Mädchen und Jungen laufen von zu Hause weg, werden 
bei einem Ladendiebstahl oder beim Schwarzfahren erwischt, 
haben Liebeskummer oder andere Sorgen. Meist wird die Polizei 
als erste Stelle eingeschaltet. Sie informiert den Notfalldienst 
des Fachbereiches Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung, 
wenn ein Kind, ein Jugendlicher oder Eltern um Hilfe bitten. 
Die Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen der Bezirkssozial-
arbeit sind über Handy nach Dienstschluß ständig erreichbar. 
Sie sprechen mit den Beteiligten, versuchen zwischen Kindern 
und Eltern zu vermitteln und eine Lösung für die nächsten Stun-
den oder Tage zu fi nden. Wenn dies nicht möglich ist, wird das 
Mädchen oder der Junge in einem Heim untergebracht, wo 
sie/er solange bleiben kann, bis die zuständige Fachkraft der 
Bezirkssozialarbeit zusammen mit den Eltern ein Hilfsangebot 
erarbeitet hat.

Der Notfalldienst wurde am 1. November 1999 ins Leben 
gerufen. Durchschnittlich wird er seitdem pro Jahr in 200 

Fällen tätig, die häufi gsten Einsätze sind am Wochenende zur 
Abend- oder Nachtzeit, am stärksten betroffen sind die 13 bis 
15-jährigen Mädchen.

Schwangere Minderjährige
In den letzten Jahren hat sich die Anzahl der minderjährigen 
Mädchen, die schwanger werden, deutlich erhöht. Die Abtei-
lung Familien des Fachbereiches Jugendhilfe und Beschäfti-
gungsförderung stellte im Jahr 2003 fest, dass von den 66 
minderjährigen und jungen Müttern bis 21 Jahre, die Hilfen 
nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz erhielten, mehr als die 
Hälfte Schülerinnen an einer Haupt- und Sonderschule sind oder 
waren. Daher wurde der Auftrag erteilt, an der Sonderschule 
für Erziehungshilfe – in Kooperation mit außerschulischen 
Institutionen – eine sexualpädagogische Maßnahme als Mo-
dellprojekt durchzuführen.

„Love Project“ an der Erich Kästner Schule
Trotz vielfältiger Bemühungen der Schulen und außerschuli-
scher Einrichtungen präventiv gegen zusteuern, ist die Tendenz 
ungeplanter Schwangerschaften bei jungen Mädchen weiter 
steigend. Im Rahmen der Präventionsarbeit des Sachbereiches 
„Jugendamt vor Ort“ an der Erich Kästner Schule, Schule für 
Erziehungshilfe, wird im 1. Quartal 2004 das „Love Project“ in der 
Mädchenklasse der Schule durchgeführt. Die Schülerinnen sind 
zwischen zwölf und 16 Jahre alt. Nach intensiver Vorbereitung 
und methodischer Absprache aller Beteiligten hat man sich 
darauf verständigt, sehr lebensnah und an den Bedürfnissen der 
Mädchen orientiert, vorzugehen. Für etliche junge Mädchen ist 
eine Schwangerschaft in dem Alter „kein Unglück“, sondern die 
Chance auf Anerkennung und Aufmerksamkeit. Das heißt für 
die Praxis, in vielen Fällen handelt es sich nicht um sogenannte 
ungewollte, sondern um leichtsinnig herbeigeführte und/oder 
akzeptierte Schwangerschaften. 

„Love Project“ ist entstanden durch den Zusammenschluß der 
drei Krefelder Einrichtungen Rat und Hilfe, donum vitae Krefeld 
e.V., Katholisches Forum für Erwachsenen- und Familienbil-
dung, die in den Bereichen allgemeine Schwangerenberatung, 
Schwangerschaftskonfl iktberatung und Geburtsvorbereitung 
tätig sind. 

Die Themenschwerpunkte liegen in den Bereichen: Körperli-
che Entwicklung, Liebe, Freundschaft, Sexualität, Verhütung, 
Schwangerschaft, Geburt, Eltern sein.

Außer einer fundierten Wissensvermittlung sollen die Ju-
gendlichen im verantwortlichen Umgang mit ihrer Sexualität 
unterstützt werden. Wenn sich Sexualerziehung an Schulen in 
diesem Rahmen bewährt, könnte dies auch Modellcharakter 
haben für Projekttage oder -wochen an anderen Schulen.

Für den Fachbereich Jugendhilfe und Beschäftigungsförde-
rung bedeutet dieses präventive Engagement, Verantwortung 
zu übernehmen für die ihm anvertrauten Jugendlichen, aber 
auch einen Beitrag zu leisten zur Reduzierung der Kosten in 
der Jugendhilfe. Wie bereits oben beschrieben erhielten 66 



84

Kinder, Jugendliche, Familien

minderjährige und junge Mütter bis 21 Jahre im Jahr 2003 Leis-
tungen der Jugendhilfe, damit sie verantwortlich ihr Kind/ihre 
Kinder erziehen konnten. Oft war eine stationäre Unterbringung 
in einer Mutter-Kind-Einrichtung notwendig, manchmal reichten 
ambulante Maßnahmen der Familienpfl ege oder sozialpädago-
gischen Familienhilfe aus. 

Anonyme Geburt
Im Zusammenhang mit möglichen Fällen der Aussetzung eines 
Kindes oder der Kindestötung entstand im Jahre 2001 auch 
in Krefeld die Diskussion, wie auf dieses besondere Problem 
reagiert werden kann. Frauen, die sich direkt oder kurze Zeit 
nach der Geburt von ihrem Neugeborenen trennen, befi nden 
sich immer in einer belastenden und für sie ausweglos erschei-
nenden Situation. 

Sie können sich nicht vorstellen, ihr Leben mit einem Kind zu 
meistern und kennen häufi g nicht die Hilfeangebote, die ihnen 
das ermöglichen, oder auch die Möglichkeiten, ihr Kind zur Ad-
option freizugeben. Nach Vorgesprächen in diversen Runden 
wurde dann eine konkrete Umsetzung realisiert.

Das St. Josefshospital Uerdingen, der Fachbereich Jugendhilfe 
und Beschäftigungsförderung, Abteilung Familien, der Sozial-
dienst Katholischer Frauen und der Zonta Club Krefeld verban-
den sich zu einer Projektgruppe und erstellten eine Konzeption 
der notwendigen Hilfe. Nach Diskussionen über ethische, 
moralische und rechtliche Gesichtspunkte war sich die Runde 
einig, nicht eine sogenannte Babyklappe, sondern die anonyme 
Geburt in Krefeld als Hilfe in bestimmten Konfl iktsituationen für 
werdende Mütter anzubieten. Die anonyme Geburt verbindet 
folgende Vorteile: 

• Es wird Beratung angeboten, um die Mutter mit ihrer 
Problemsituation in einen Hilfeprozeß einbinden zu können 
und so die Chance auf eine Aufgabe der Anonymität zu 
erhöhen. 

• Die Geburt erfolgt mit medizinischer Hilfe zum Schutz der 
Gesundheit von Mutter und Kind. 

• Bei einer Aufgabe der Anonymität, aber bestehendem Ad-
optionsverlangen der Mutter, wird der Anspruch des Kindes 
auf Identität gewahrt.

Die Konzeption der Hilfe bei einer anonymen Geburt wurde 
im Januar 2002 über die Presse der Öffentlichkeit vorgestellt. 
Seit diesem Zeitpunkt besteht für werdende Mütter, die in 
entsprechenden Konfl iktsituationen keinen anderen Ausweg 
wissen, das Angebot einer anonymen Geburt im St. Josefshos-
pital Uerdingen. Die unmittelbare Beratung im Krankenhaus 
übernimmt der Sozialdienst katholischer Frauen, die weitere 
rechtliche Abwicklung und zusätzliche Beratung erfolgt durch 
den Fachbereich Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung der 
Stadt Krefeld.

Zur Erleichterung aller Beteiligten hat es in Krefeld aber bis 
heutigen Datum noch keine anonyme Geburt gegeben. Vor-
handene Krefelder Beratungsangebote konnten im Vorfeld 
greifen und so bisher auch Kinder vor einer Aussetzung oder 
einer Tötung schützen.

Flexible erzieherische Hilfen
Die fl exible erzieherische Hilfe stellt ein relativ neues Angebot 
im Kanon der ambulanten erzieherischen Hilfen dar. Es wurde 
entwickelt, da sich abzeichnete, dass für etliche Kinder und 
Jugendliche die konkreten Maßnahmen der §§ 28 – 35a KJHG 
nicht greifen, da sie eine individuell zugeschnittene pädagogi-
sche Hilfestellung benötigen. 

Die fl exible erzieherische Hilfe verfolgt einen milieubezogenen, 
ressourcen- und lösungsorientierten Ansatz und entwickelt 
gemeinsam mit dem Kind und/oder Jugendlichen und seiner 
Familie ein der aktuellen Bedürfnis- und Lebenssituation ent-
sprechendes Betreuungssetting. 

Die Angebote und Maßnahmen der fl exiblen Betreuung können 
sich auf den Wohn-, Lebens-, Schul-, Ausbildungs-, Arbeits- und 
Freizeitbereich beziehen und in Dauer und Umfang variieren von 
einer niedrigschwelligen bis hin zu einer sehr intensiven Hilfe. 
Einige mögliche Indikationen, die zur Installierung der fl exiblen 
erzieherischen Hilfe führen können, sind zum Beispiel persön-
liche und soziale Probleme, Schulschwierigkeiten, sexueller 
Missbrauch und Misshandlung.

Der Hilfebedarf wird durch die im Kinder- und Jugendhilfegesetz 
vorgeschriebene Hilfeplanung in Kooperation mit allen Beteilig-
ten (Eltern, Kindern beziehungsweise Jugendlichen, Fachkraft 
des Jugendamtes sowie des Trägers der Hilfe) festgestellt und 
regelmäßig überprüft. Derzeit (Stand: September 2003) werden 
92 Kinder und Jugendliche in Krefeld im Rahmen der fl exiblen 
erzieherischen Hilfe betreut.

Bereitschaftspfl egestellen
Die Aufnahme von Säuglingen und Kleinkindern in Bereitschafts-
pfl egefamilien entwickelte sich in den vergangenen Jahren zu-
nehmend zu einer pädagogischen und auch kostengünstigen 
Alternative zur stationären Unterbringung in Kinderheimen. Zum 
1. Juli 2000 wurden die ersten Leistungs- und Entgeltvereinba-
rungen mit zwei Krefelder Familien abgeschlossen.

Derzeit stehen insgesamt vier Familien dem Fachbereich Ju-
gendhilfe und Beschäftigungsförderung zur Verfügung. Diese 
nehmen in Notsituationen Säuglinge und Kleinkinder ad-hoc 
auf und leisten während der Klärung der weiteren Perspek-
tiven familiäre Betreuung für das Kind wie auch im Einzelfall 
Unterstützung der leiblichen Eltern. Sie arbeiten eng mit den 
zuständigen Fachkräften der Bezirkssozialarbeit im Fachbereich 
zusammen.

Alle vier Familien waren in den vergangenen drei Jahren re-
gelmäßig belegt, so dass in dem Zeitraum 1. Januar 2000 bis 
31. Dezember 2003 insgesamt 40 Kinder in den Bereitschafts-
pfl egefamilien betreut werden konnten.

Die durchweg positiven Erfahrungen, die mit dieser Betreuungs-
form gemacht wurden, sprechen für einen weiteren Ausbau 
des Hilfsangebotes. Der Pfl egekinderdienst des Fachberei-
ches Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung ist stets an 
Bewerbungen geeigneter Ehepaare oder Einzelpersonen als 
Pfl egeeltern interessiert.
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Neues Adoptionsrecht
Zum 1. Januar 2002 traten ein neues Adoptionsrecht sowie 
neue gesetzliche Regelungen von Rechtsfragen auf dem Gebiet 
der internationalen Adoption in Kraft. Das neue Adoptionsrecht 
hatte für alle bislang anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen 
bei Jugendämtern wie auch bei freien Trägern weitreichende 
Konsequenzen. Das neue Fachkräftegebot, das die Besetzung 
einer Adoptionsvermittlungsstelle mit mindestens zwei Voll-
zeitkräften vorschreibt, musste umgesetzt werden.

Auf dem Gebiet der internationalen Adoptionsvermittlung 
wurde klar geregelt, dass nur noch anerkannte Vermittlungs-
stellen zur Adoptionsvermittlung von ausländischen Kindern 
berechtigt sind und die Überprüfung der Adoptionsbewerber 
und -bewerberinnen sowie eine Betreuung des Kindes in seiner 
Adoptivfamilie immer in Zusammenarbeit mit dem örtlichen 
Jugendamt zu erfolgen hat.

Dies bedeutet zum Einen eine Erweiterung der Aufgabengebie-
te der örtlichen Adoptionsvermittlungsstellen, gewährleistet 
jedoch zum Anderen den Schutz der zu vermittelnden Kinder, 
da illegale Vermittlungen durch die neue Gesetzgebung ausge-
schlossen werden sollen.

Die Fachplanung 
mit Zieldefi nition
Bedarfsplanung der Tagesbetreuung für 
Kinder
Planungsgruppe:
Workshop mit freien Trägern und JHA-Mitgliedern, dezentrale 
Abstimmungsgespräche mit freien Trägern, Expertenrunden 
Arbeitsgemeinschaft gemäß § 78 KJHG

Planungsziele:
Ziele für die Zielgruppe 3 bis 6-Jährige
• Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz erfüllen
• wohnbereichsnahe Versorgung sichern
• Betreuungszeiten dem Bedarf anpassen
• bedarfsgerechte Angebote für behinderte Kinder schaffen
• Qualitätsentwicklung fördern

Ziele für die Zielgruppe Kleinkinder
• Betreuung von Kinder unter 3 Jahren verbessern durch
• Erhöhung der Zahl der Tagespfl egepersonen
• Ausbau der Betreuung in Tageseinrichtungen für Kinder

Ziele in Kooperation mit Schule
• Ausbau der Betreuungsangebote für Kinder im Grundschul-

alter
• Verbesserung des Übergangs TfK – Schule durch kontinu-

ierliche Zusammenarbeit
• Optimierung der Zusammenarbeit zwischen Trägern der 

Jugendhilfe und Schule

Ziele aller Träger von Tageseinrichtungen für Kinder
• Optimale Nutzung vorhandener Ressourcen
• durch abgestimmte Planungen im Bezirk die Planungssicher-

heit für die Träger erhöhen
• Reduzierung von unwirtschaftlichen Betreuungsangeboten

Planungsstand:
Kleinräumige Bestands- und Bedarfsanalysen liegen vor. Ab-
stimmungsverfahren mit den freien Trägern läuft

Planungsprozess Familienbildung 
im Sinne des KJHG
Planungsgruppe:
AG nach § 78 KJHG

Planungsziele:
Bedarfsgerechte Angebote der Familienbildung
Zielgerichtete kommunale Förderung

Planungsstand:
Abschluss von Leistungsvereinbarungen Dezember 01 / Evaluation

Planungsprozess Beratungsstellen 
gemäß Paragraph 28 KJHG
Planungsgruppe:
Untergruppe der AG „Ambulante erzieherische Hilfen“ nach 
§ 78 KJHG

Planungsziele:
Bedarfsgerechte Angebote insbesondere für benachteiligte 
Familien
Zielgerichtete kommunale Förderung

Planungsstand:
Abschluss von Leistungsvereinbarungen im Dezember 03 / 
Erprobung

Planungsprozess Heime etc. im Sinne des
Paragraph 34 KJHG in Krefeld
Planungsgruppe:
Untergruppe der AG „Stationäre erzieherische Hilfen“ § 78 KJHG

Planungsziele:
Angebot an stationären Hilfen in Krefeld optimieren
Planungssicherheit für die Träger erhöhen

Planungsstand:
Detaillierte Bedarfsanalyse
Transparenz deutlich erhöht durch verbessertes Berichtswesen
Beteiligung der jungen Menschen in Heimen erfolgt im Frühjahr
Abschlussbericht für Juli 04 geplant
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Organisationsänderung
und -optimierung
Umstellung von pauschaler Förderung 
freier Träger 
Die Zusammenarbeit mit den freien Trägern, die noch pauscha-
lierte Förderung erhielten, wurde modifi ziert. Die Vereinbarungen 
enthalten nun eine Leistungsbeschreibung, Entgeltvereinbarung 
und Qualitätsentwicklungsvereinbarung. Durch die Umstellung 
wurden Rahmenbedingungen geschaffen, die Steuerungsmög-
lichkeiten unter Berücksichtigung der gesellschaftlichen Entwick-
lung und der damit verbundenen Erfordernisse beziehungsweise 
Notwendigkeiten zulassen. Sie ist mit mehr Transparenz in den 
Strukturen der Träger und Qualitätssicherung verbunden.

Ausbau der IT-Ausstattung
In Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Verwaltungssteu-
erung und -service sowie dem Kommunalen Rechenzentrum 
Niederrhein KRZN, wurden im Rahmen der IT-Ausstattung im 
Fachbereich Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung an allen 
Standorten PC-Arbeitsplätze installiert, in Betrieb genommen 
und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verschult.

Beistandschaften und Vormundschaften
Am 1. Juli 1998 trat das Kindschaftsrechtsreformgesetz in Kraft. 
Durch diese Gesetzesnovelle wurden die gesetzlichen Amts-
pfl egschaften in freiwillige Beistandschaften umgewandelt. Zu-
nächst war die Möglichkeit der Einrichtung einer Beistandschaft 
nur für alleinsorgeberechtigte Elternteile vorgesehen. 

Mit dem Kinderrechteverbesserungsgesetz wurde zum 12. April 
2002 der Kreis der Antragsberechtigten erheblich ausgeweitet. 
Nunmehr kann der Elternteil, in dessen Obhut sich das Kind 
befi ndet, eine Beistandschaft beantragen. Die Zahl der Bei-
standschaften hat sich dadurch wieder erhöht, nachdem es 
Anfang 1999 in Folge der Freiwilligkeit zu einigen Beendigungen 
kam. Der Beistand muss sich auch mit neuen Problemlagen 
beschäftigen, die speziell in der Trennungsphase verheirateter, 
gemeinsam sorgeberechtigter Eltern entstehen. 

Die Aufgaben des Beistands umfassen die Feststellung der Vater-
schaft bei neugeborenen Kindern, deren Eltern nicht miteinander 
verheiratet sind, und die Geltendmachung sowie Durchsetzung 
von Unterhaltsansprüchen in allen Fällen. Dabei hat sich die Tä-
tigkeit gewandelt von der Eingriffsverwaltung hin zum Partner und 
Berater der hilfesuchenden Elternteile. Die Beistandschaft endet, 
wenn der antragstellende Elternteil dies schriftlich verlangt oder 
mit der Vollendung des 18. Lebensjahres des Kindes. 

Die Mitarbeiter im Bereich Beistandschaften sind gleichzeitig 
auch als Urkundsbeamte tätig und ermächtigt, in den im Katalog 
des § 59 Absatz 1 des Sozialgesetzbuches VIII – Kinder- und 
Jugendhilfe – enthaltenen Fällen, Urkunden zu erstellen.

Der Bereich Vormundschaften durchlief im Berichtzeitraum 
einen erheblichen Veränderungsprozess. Im Rahmen der Ein-
führung des Neuen Steuerungsmodells Jugend und Soziales 
wurde auch der Bereich der Amtsvormundschaften, Amtspfl eg-
schaften und Beistandschaften im Hinblick auf Geschäftsopti-
mierungsprozesse, aber auch mit Blick auf die Umsetzung des 
Kindschaftsrechtsreformgesetzes betrachtet. Bis dahin wurden 
Vormundschaften und Pfl egschaften in verschiedenen Bereichen 
des Jugendamtes mit verschiedenen Arbeitsmodellen geführt. 
Bedingt durch den unterschiedlichen Mitarbeiterkreis wurde 
auch der Schwerpunkt der Bearbeitung der Vormundschaften/
Pfl egschaften verschieden gesetzt. Durchgängig beschreibt die 
Literatur zum Thema jedoch die Tätigkeiten des Amtsvormundes 
zur ordnungsgemäßen Aufgabenerledigung als ganzheitlich. So 
soll die mit der Aufgabe des Vormunds bestellte Fachkraft, im 
Sinne einer Allzuständigkeit für Angelegenheiten des Mündels 
sowohl in persönlicher als auch wirtschaftlicher und rechtlicher 
Hinsicht handeln. Der Vormund nimmt alle Interessen des Kindes 
oder Jugendlichen in einer Hand wahr. 

Im Jahre 2000 wurde ein Konzept über die Veränderungen zur 
Optimierung der Bearbeitung von Vormundschaften und Bei-
standschaften erarbeitet und zum 1. Juli 2001 umgesetzt. 

Im Jahr 2003 wurde die gewählte Organisationsform im Rahmen 
einer Evaluation erneut überprüft und weiteren Verbesserungen 
unterzogen. 

Ausbildungsförderung
Die Abteilung für Ausbildungsförderung des Fachbereichs 
Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung ist für Schüler und 
für Grenzpendler-Studenten zuständig.

Leistungen wurden im Berichtszeitraum nach dem Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz (BAföG) erbracht. Nach dem Gesetz 
über die Gewährung eines einmaligen Heizkostenzuschusses, 
des Bundesausbildungsförderungsgesetztes und des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch wurde im Jahr 2001 ein einmaliger 
Heizkostenzuschuß an Schüler und Studenten in Höhe von 
insgesamt 5000 Mark gewährt.

Mit dem Ausbildungsförderungsreformgesetz wurden unter 
anderem die Pauschalbeträge geändert, des weiteren wurden 
Änderungen in der Einkommensanrechnung vorgenommen, 
Mietkosten und Krankenkassenbeiträge werden berücksichtigt. 
Diese Änderungen und die Erhöhung der Bedarfssätze führten 
dazu, dass deutlich mehr Schüler und Studenten gefördert 
werden konnten.

Im Jahr 2003 erfolgte erstmals bundesweit ein Datenabgleich 
nach Paragraph 45d Einkommenssteuergesetz (EStG). Das 
Bundesamt für Finanzen hat hinsichtlich der betreffenden 
Auszubildenden Zinseinkünfte mitgeteilt. Mit dieser Maßnahme 
konnte festgestellt werden, in welchen Fällen Auszubildende 
keine Vermögenswerte angegeben haben.
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Der Mädchentag 2004 fand unter dem Motto „Krefeld hat die Supergirls – garantiert juryfrei!“ in der Volkshochschule statt
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Die Bilder oben zeigen Impressionen vom Seifenkistenren-
nen, den Jugendkulturtagen, dem Kindergartenneubau Am 
Kempschen Weg und „Teens on Tour“
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Das Klinikum Krefeld als modernes Großkrankenhaus am Niederrhein entwickelt sich stetig weiter
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Klinikum Krefeld – 
Struktur und Fachkliniken
Das Klinikum Krefeld ist eine Einrichtung der Städtischen 
Krankenhäuser Krefeld gemeinnützige GmbH, in der die zu 
versorgenden Personen untergebracht und verpfl egt werden. 
Hier werden durch ärztliche und pfl egerische Hilfeleistungen 
Krankheiten, Leiden und Körperschäden festgestellt, geheilt 
oder gelindert oder Geburtshilfe geleistet.

Nach dem Krankenhausplan für das Land Nordrhein-Westfalen 
ist das Klinikum Krefeld mit derzeit 1 103 Planbetten das Akut-
krankenhaus im Versorgungsgebiet 4, das die Städte Krefeld 
und Mönchengladbach sowie die Kreise Neuss und Viersen 
mit insgesamt rund 1,2 Millionen Einwohnern umfasst. Im Jahr 
2001 hat die Landesregierung das Verfahren zur Aufstellung 
eines neuen Krankenhausplanes für Nordrhein-Westfalen ein-
geleitet. Insbesondere der stetige Rückgang der Verweildauer 
in Krankenhäusern wird zu einer fl ächendeckenden Reduzie-
rung von Planbetten führen. Das endgültige Ergebnis liegt bei 
Redaktionsschluss noch nicht vor. Es ist davon auszugehen, 
dass das Klinikum Krefeld mit 1 023 Planbetten im neuen 
Krankenhausplan aufgenommen wird, wobei die Klinikstruk-
tur beibehalten wird.

Als Schwerpunktkrankenhaus der Spitzenversorgung dient 
das Klinikum primär der Versorgung von Patienten, die einer 
hoch differenzierten Diagnostik und Therapie bedürfen, wobei 
die Krankenhausbehandlung je nach Erfordernis vollstationär, 
teilstationär, vor- und nachstationär sowie ambulant erfolgt. 
Seit der Gründung des „Allgemeinen Krankenhauses“ im 
Jahre 1845 entwickelte sich das Klinikum Krefeld zu einem 
modernen Großkrankenhaus am linken Niederrhein. Die Viel-
falt der Fachdisziplinen wird bei einem Blick auf die Struktur 
beziehungsweise Gliederung des Klinikums in Kliniken, Institute 
und Abteilungen deutlich:

Augenklinik
Klinik für Anästhesie und spezielle Schmerztherapie
Zentrum für Chirurgie mit Klinik für Allgemein- und Viszeralchir-
urgie, Klinik für Unfall-, Hand- und Wiederherstellungschirurgie 
und Endoprothetik, Klinik für Gefäßchirurgie sowie Abteilung 
für Kinderchirurgie
Dermatologische Klinik
Frauenklinik
Hals-Nasen-Ohren-Klinik mit Abteilung für Phoniatrie und 
Pädau diologie
Klinik für Herz- und Thoraxchirurgie
Zentrum für Kinder- und Jugendmedizin
Medizinische Klinik I (Kardiologie, Pneumologie, Angiologie)
Medizinische Klinik II (Gastroenterologie, Hepatologie, Onko-
logie/Hämatologie, Infektiologie)
Medizinische Klinik III (Nephrologie, Dialyse, Rheumatologie, 
Diabetologie, Endokrinologie)
Neurochirurgische Klinik
Neurologische Klinik
Klinik für Nuklearmedizin

Klinik für Strahlentherapie und Radiologische Onkologie
Urologische Klinik
Institut für Hygiene und Laboratoriumsmedizin
Institut für Pathologie mit Abteilung für Neuropathologie
Institut für Röntgendiagnostik
Krankenhausapotheke.

Neben der Patientenversorgung, an der mehr als 2 000 Mitar-
beiter unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind, ist das Klini-
kum Krefeld mit 380 Ausbildungsplätzen in den angegliederten 
Schulen für Pfl egeberufe sowie in den staatlich anerkannten 

Lehranstalten für medizinisch- und pharmazeutisch-technische 
Assistenten mit eines der größten Ausbildungszentren am 
Niederrhein. Als Akademisches Lehrkrankenhaus der Hein-
rich-Heine-Universität Düsseldorf stellt das Klinikum Krefeld 
darüber hinaus die klinisch-praktische Ausbildung von Medi-
zinstudenten sicher. Im Internet präsentiert sich das Klinikum 
unter www.klinikum-krefeld.de.

Neu bauten und 
Umstrukturierung
Neue Intermediate-Care-Einheit
Am 7. Juni 1999 wurde die neu errichtete Intermediate-Care-
Pfl egeeinheit in der Klinik für Allgemein- und Viszeralchirurgie 
in Betrieb genommen. Es handelt sich um eine operative 
Pfl egeeinheit für Patienten mit erhöhtem medizinischen Risiko 
und erhöhtem Pfl egebedarf. Sie stellt ein Bindeglied zwischen 
der operativen Intensivstation und den Normalstationen dar. 
Die fünf Betten umfassende Spezialeinheit ist mit technisch 
hochwertigen Kontrollmöglichkeiten für Hochrisikopatienten in 
der postoperativen Phase ausgestattet und erlaubt eine Steige-
rung des Leistungsdurchsatzes in der großen Viszeralchirurgie 
durch Verkürzung der maximalen Intensivbehandlungszeit. Bei 
erhöhtem individuellen Risiko wird der Patient personell und 
technisch besser auf der Intermediate-Care-Station versorgt 

Motivierter Nachwuchs: Mit 380 Auszubildenden hat das 
Klinikum die Nase vorn
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und kontrolliert, wodurch auf der Intensivstation Kapazitäten 
für die Notfallversorgung frei werden. 

Neustrukturierung der Inneren Medizin
Einem Beschluss des Aufsichtsrates folgend hat die Stadt Kre-
feld als Alleingesellschafterin der Städtischen Krankenhäuser 
Krefeld gGmbH am 6. Oktober 1999 der Neustrukturierung der 
Inneren Medizin am Klinikum zugestimmt. Danach wird die 
Innere Medizin nunmehr in drei statt bisher zwei Medizinische 
Kliniken gegliedert:

Die Medizinische Klinik I umfasst die Schwerpunkte Kardiologie, 
Pneumologie, Angiologie und Intensivmedizin.

Die Medizinische Klinik II umfasst die Schwerpunkte Gastroen-
terologie, Hepatologie, Hämatologie, Onkologie, Infektiologie 
und Aufnahmestation.

Die Medizinische Klinik III umfasst die Schwerpunkte Nephro lo-
gie/Dialyse, Rheumatologie, Diabetologie und Endokrinologie.

Neurologische Klinik
Seit Herauslösung der Neurologie aus der Inneren Medizin 
und Gründung einer eigenständigen Klinik im Jahr 1979 war 
die Station Ne2 der Neurologischen Klinik behelfsweise im 
Erdgeschoss des Personalhochhauses II an der Lutherstraße 
54/55 untergebracht. Erst im Zuge der Fortschreibung des 
Krankenhausbedarfsplanes und der daraus resultierenden 
Neu verteilung der Betten im Operativen Zentrum konnten bei-
de neurologische Stationen nach Herrichtung der gesamten 
7. Etage der Operativen Kliniken im Jahr 1999 auf einer Ebene 
zusammen gefasst werden.

Ausbau des Schlafl abors
An der Medizinischen Klinik I wurde 1995 Krefelds erstes 
Schlafl abor eröffnet. Seitdem werden jährlich etwa 350 Pati-
enten im Schlafl abor behandelt. Obwohl sich zwischenzeitlich 
in Krefeld ein weiteres Schlafl abor etabliert hatte, stiegen die 
Patientenzahlen weiter, so dass Wartelisten bis zu einem halben 
Jahr bestanden. Nicht nur um diesem Bedarf gerecht zu werden, 
sondern auch um Qualitätsstandards in der modernen Somnolo-
gie (Schlafforschung) zu erfüllen, wurde Anfang 2001 ein neues 
Schlafl abor mit größerer Kapazität und modernster Technologie 
im ersten Obergeschoss von Haus A der Medizinischen Kliniken 
eingerichtet. Die meisten Patienten, die das Schlafl abor aufsu-
chen, leiden unter extremer Müdigkeit und Abgeschlagenheit, 
die ganz oft durch eine Störung des Schlafes infolge bedrohlicher 
Atempausen bedingt sind. Es handelt sich um das Krankheitsbild 
der Schlafapnoe, das insbesondere bei Schnarchern auftritt. 

Neues Stammzell-Labor in Betrieb
Die Transplantation der aus dem peripheren Blut gewonnenen 
Blut bildenden Stamm- und Vorläuferzellen (Zellen, aus denen 

sich alle Blutkörperchen wie unter anderem Erythrozyten, Leu-
kozyten, Lymphozyten, Monozyten, Thrombozyten entwickeln) 
ist inzwischen fester Bestandteil der Therapie bösartiger häma-
tologischer Erkrankungen und verschiedener solider Tumoren. 
Sie wird am Klinikum seit Mitte 1996 in Form der autologen 
Stammzelltransplantation, bei der Empfänger und Spender 
identisch sind, praktiziert. Blut bildende Vorläuferzellen mit der 
Fähigkeit zur Selbstreproduktion und Differenzierung zirkulieren 
in sehr geringer Anzahl im peripheren Blut. Unter Chemotherapie 
und/oder über die Gabe von Wachstumsfaktoren können sie mo-
bilisert, das heißt vom Knochenmark in das Blut ausgeschwemmt 
und durch maschinelle Zellseparation aus dem Blut in für die 
Transplantation ausreichender Zahl gewonnen werden. 

Im Februar 2001 wurde das Stammzell-Labor im Erdgeschoss 
des Personalhochhauses II in Betrieb genommen. Hier wer-
den die entnommenen Stammzellen für die Lagerung bis zur 
Transplantation unter sterilen Bedingungen präpariert und die 
Befunde der Stammzellpräparate dem für die Transplantation 
zuständigen Arzt mitgeteilt.

Umbau und Modernisierung des 
Zentrums für Kinder- und Jugendmedizin
Bunt soll es werden, kind- und funktionsgerecht, zeitgemäß 
und ansprechend für begleitende Mütter und Väter, das waren 
die Ziele für den Anfang April 2001 begonnenen Umbau des 
Zentrums für Kinder- und Jugendmedizin. Was anfänglich als 
„Reparaturmaßnahme” für die Intensivstation gedacht war, hat 
sich im Laufe detaillierter Überlegungen zu einer Umstrukturie-
rung für große Teile des Zentrums entwickelt. Seit Mitte 2003 
sind viele Funktionen an neuen Standorten zu fi nden. Kurze 
Wege und Übersichtlichkeit haben die Neuplatzierung bestimmt. 
Das Gesamtkonzept wurde mit fi nanzieller Unterstützung der 
„Aktion Teddybär“ in drei Bauabschnitten umgesetzt. 

Erweiterung des Instituts für Pathologie
Der Erweiterungsbau der Pathologie mit rund 700 Quadratme-
tern zusätzlicher Fläche ist seit Ende Juli 2002 bezugsfertig. Die 
nachfolgenden Umbauarbeiten im Altbau dienen insbesondere 
der Nutzung als Labors und Sozialräume. Mit dem Anbau wer-
den alle behördlichen und sicherheitstechnischen Aufl agen 
– einschließlich der zur Formalinentsorgung – erfüllt. Die be-
drückende räumliche Enge, vor allem in den Laborbereichen, 
gehört damit der Vergangenheit an. 

Patienten-Lernzentrum
Mit dem Patienten-Lernzentrum wurde in der zweiten Hälfte 
des Jahres 2001 für Patienten und Angehörige eine Möglichkeit 
geschaffen, Informationen und Schulungen zu ihrem jeweili-
gen Krankheitsbild zu erhalten. Ausgangssituationen sind die 
Änderung des gesellschaftlichen Bewusstseins in Bezug auf 
Gesundheit und Krankheit und die Änderung der Struktur im 
Gesundheitswesen. Dadurch ist deutlich geworden, dass für 
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Patienten und Angehörige ein Angebot geschaffen werden 
muss, das ihnen hilft, leichter mit der Erkrankung zu leben und 
die Therapie besser zu verstehen. 

Eine weitere Grundlage ist die steigende Zahl bösartiger Tumor- 
und chronischer Erkrankungen in der Gesellschaft. Auch die Ver-
kürzung der Verweildauer im Krankenhaus mit der Folge, dass für 
Information, Beratung und Anleitung während des stationären 
Aufenthaltes nur eine begrenzte Zeit zur Verfügung steht, war 
Grund für die Einrichtung des Patienten-Lernzentrums.

Das Patienten-Lernzentrum arbeitet mit Informationswochen 
und Schulungssequenzen zweistufi g. Zur Erleichterung des Um-
gangs mit der Erkrankung und mit der Zielsetzung, die Lebens-
qualität zu verbessern, werden in der Informationswoche erste 
wichtige Hinweise zur Krankheit gegeben. Untersuchungen und 
Behandlungsmaßnahmen werden erläutert. Lösungsmöglichkei-
ten für den Umgang mit der Krankheit werden aufgezeigt. Die 
Schulungssequenz, an der Patienten und Angehörige teilnehmen 
können, beinhaltet vertiefende Informationen, Schulungen und 
praktische Anleitungen. 

Station für Schmerztherapie
Zunächst waren es sechs, dann zehn und seit September 2000 
sind es zwölf Betten, die das Land für die Schmerztherapie am 
Klinikum als bedarfsgerecht anerkannt und im Krankenhausplan 
NRW ausgewiesen hat. Seit 1994 war eine stetig steigende Zahl 
behandlungsbedürftiger, chronisch schmerzkranker Patienten zu 
beobachten. In nur zwei Jahren hatte sich die Warteliste auf 
240 Patienten verdoppelt – lange Wartezeiten von zwölf bis 
16 Wochen waren die Folge. 

Eine nachhaltige Verbesserung war nur durch Erhöhung von 
Bettenzahl und Budget erreichbar. Als beides sowohl mit dem 
Land als auch mit den Krankenkassen erfolgreich verhandelt war, 
stellte sich die Frage nach der räumlichen Unterbringung. Fand 
die Schmerztherapie zunächst ihr Zuhause auf der Station S1A 
der Klinik für Strahlentherapie und Radiologische Onkologie, 
so eröffnete die Neuverteilung der Stationen im Operativen 
Zentrum auch eine Perspektive für die Schmerztherapie. Seit 
Februar 2002 stehen in sechs Zweibettzimmern zwölf Betten 
und die erforderlichen Nebenräume im sechsten Obergeschoss 
des Operativen Zentrums zur Verfügung. 

Die neue Nukleartherapie
Am 27. Juni 2003 wurde die modern eingerichtete nuklear-
therapeutische Bettenstation zur stationären Behandlung mit 
Radioisotopen nach 25 Monaten Bauzeit mit einem Festakt 
offi ziell eingeweiht. Die Nuklearmedizin benutzt radioaktive 
Substanzen, um Krankheiten zu erkennen und zu heilen. 
Bei bestimmten Erkrankungen ist die nuklearmedizinische 
Therapie eine schonende Alternative zur Operation. Am häu-
fi gsten wird die nuklearmedizinische Radioiodtherapie, die 
aufgrund strenger Strahlenschutzbestimmungen immer unter 
stationären Bedingungen erfolgen muss, zur Behandlung von 
Schilddrüsenerkrankungen eingesetzt. Aber auch die Heilung 
mancher Krebsarten, entzündlicher Gelenkerkrankungen und die 
Schmerzlinderung und damit Verbesserung der Lebensqualität 
für Patienten mit Knochenmetastasen sind in der Klinik für 
Nuklearmedizin möglich.

Die acht Betten umfassende neue Therapiestation ist in einem 
hellen, freundlichen und großzügig gestalteten Neubau unter-
gebracht. Sämtliche Zimmer sind mit großzügiger Verglasung, 
Dusche, WC und Terrasse ausgestattet. Über Bildtelefonanlage 
können Patienten während des nur wenige Tage dauernden 
Aufenthaltes jederzeit mit Besuchern kommunizieren.

Errichtung Nephrologisches Zentrum
In seiner Sitzung am 15. Juni 2000 hat der Aufsichtsrat der 
Städtischen Krankenhäuser Krefeld den Plänen für die Errich-
tung eines Nephrologischen Zentrums durch das Kuratorium 
für Dialyse und Nierentransplanation (KfH) auf dem Gelände 
des Klinikums Krefeld gegenüber Haus A der Medizinischen 
Kliniken zugestimmt. Bisher wurden in Krefeld Dialysen 
arbeitsteilig erbracht. Das KfH führte mit seinen 35 Plätzen 
an der Jakob-Lintzen-Straße ambulante Dialysen durch, wäh-
rend teilstationäre und stationäre Dialysen im Schwerpunkt 
„Nephrologie/Dialyse“ der Medizinischen Klinik III am Klinikum 
Krefeld angeboten wurden.

Vor dem Hintergrund veränderter Behandlungs- und Patien-
tenstrukturen ist der Prävention Vorrang einzuräumen vor der 
Dialyse. Deshalb werden alle Anstrengungen forciert, Dialyse-
pfl ichtigkeit durch eine frühzeitige und fachlich hochwertige ne-
phrologische Behandlung zu umgehen oder so lange wie möglich 
hinauszuzögern. Dieser Gesichtspunkt lag schon der Etablierung 
der Medizinischen Klinik III mit einer deutlichen Stärkung der 
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Dr. Henning Harke (l.) im Klinikum vor 
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Nephrologie zugrunde. Das bauplanerische Konzept des seit 
Beginn des Jahres 2004 in Betrieb stehenden Nephrologischen 
Zentrums setzte diesen Gedanken durch Schaffung einer ne-
phrologischen Station mit 32 Betten im Obergeschoss des 
Neubaus um. Im Erdgeschoss entstand ein Dialysebereich mit 
35 ambulanten und 16 stationären Behandlungsplätzen.

Parkhaus gegen Parknot
Um eine nachhaltige Entspannung der unzureichenden Park-
raumsituation im und um das Klinikum Krefeld zu erreichen, 
hat der Aufsichtsrat der Städtischen Krankenhäuser Krefeld 
am 6. September 2002 den Bau eines Parkhauses beschlossen. 

In dem zwischen Lutherstraße und Christian-Roos-Straße in 
fi ligraner Stahlkonstruktion errichteten Parkhaus stehen seit 
Dezember 2003 nach nur rund sechs Monaten Bauzeit auf fünf 
Ebenen insgesamt etwa 650 Parkplätze für Patienten, Besucher 
und für Beschäftigte des Klinikums zur Verfügung. Über eine 
Magistrale in Stahl-Glas-Konstruktion wird eine fußläufi ge Ver-
bindung zwischen Parkhaus und dem noch in Bau befi ndlichen 
neuen OP-Zentrum entstehen.

Großbaustelle OP-Neubau
Grünes Licht hat der Aufsichtsrat am 29. April 2002 für die 
Realisierung eines OP-Neubaus zwischen Operativem Zentrum 
und Parkhaus auf der Grundlage der Planung des Architektur-
büros Ludes aus Recklinghausen gegeben. Handlungsbedarf 
lag vor durch funktionale, technische und hygienische Defi zite 
in der in die Jahre gekommenen zentralen OP-Abteilung. Das 
städtebauliche Konzept greift den Vorschlag eines möglichst 
eng an den Hauptvertikalknoten des Klinikums anzubindenden 
Erweiterungsbau in den Fluchten der Bauteile C und A auf. 

Im bewussten Kontrast zum vorhandenen Gebäude wird sich 
der Erweiterungsbau als High-Tech-Gebäude präsentieren, des-
sen Fassaden ihren besonderen Reiz aus dem spannungsvollen 
Kontrast zwischen geschlossenen Wandfl ächen im Bereich der 
Nebenräume und den transparenten Glasfassaden der OP-Zone 
beziehen. Das Material „Stein“ unterstützt das Erscheinungsbild 
des massiven Kubus. Der Sterilfl ur, über den die OP-Räume na-
türlich belichtet werden, schiebt sich aus dem Hauptbaukörper 
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Professor Dr. Dieter Bach präsentiert die neuen Dialysegeräte im nephrologischen Zentrum

Eröffnung des neuen Parkhauses am Klinikum durch 
Oberbürgermeister Dieter Pützhofen (r.)
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heraus. Die Fassadenkonstruktion setzt sich bewusst durch eine 
Aluminium-Glas-Konstruktion vom Hauptbaukörper ab. 

Um ein homogenes Erscheinungsbild zu gewährleisten, ist die 
Fassadengestaltung des Sterilfl urs bei den Verbindungsbauwer-
ken übernommen. Die Aufbauten der Technikzentrale setzen sich 
ebenfalls durch eine Fassadenkonstruktion aus Aluminium-La-
mellen vom Hauptbaukörper ab. Gekrönt wird die Konstruktion 
durch den Hubschrauberlandeplatz. Im Inneren bieten Lichthöfe 
zwischen Bauteil C und Neubau sowie innerhalb der OP-Abtei-
lung trotz kompakter Grundrissstrukturen einen hohen Anteil 
natürlich belichteter Räume. 

Mit dem OP-Neubau wird die Erschließung neu geordnet, um 
bestehende Defi zite im Bereich von Liegendkrankenanfahrt und 
Notaufnahme zu beseitigen. Hierzu bieten das Erdgeschoss des 
Neubaus und Teilfl ächen von Bauteil C eine ideale Möglich-
keit. Auch wird die Notfallaufnahme in die neue Konzeption 
integriert. Im Inneren wird ein neuer Vertikalknoten die neue 
Notaufnahme im Erdgeschoss und die OP-Geschosse ebenso 
verbinden wie Logistikfl ächen im Untergeschoss und den Hub-
schrauberlandeplatz auf dem Dach. Der erarbeitete Masterplan 
der neuen OP-Abteilung gliedert das Gesamtprogramm in cirka 

3 000 Quadratmeter Nutzfl äche in zwei übereinander liegenden 
Bereichen mit jeweils neun Operationssälen im ersten und zwei-
ten Obergeschoss. Das Konzept wird ergänzt um eine neue 
Liegendkrankenanfahrt im Erdgeschoss sowie eine Anbindung 
an die zentrale Versorgungsachse im Untergeschoss. 

Die Grundrissstrukturen sind kurzwegig und kompakt. Die An-
ordnung der Operationssäle in Clustern mit separaten Zonen 
der Instrumentierung und Einleitung verspricht durch optimierte 
Funktionsabläufe eine effi ziente Nutzung der Raumressourcen 
und günstige Prozesskosten. Im engen Verbund mit den frei 
werdenden ebenengleichen Flächen im Bauteil C eröffnen sich 
vielfältige Möglichkeiten einer Konzentrierung und Optimierung 
zentraler Funktionsbereiche des Klinikums. Die Gesamtkosten 
für den OP-Neubau liegen bei rund 35 Millionen Euro. Nach 
einer geschätzten Bauzeit von drei Jahren wird mit der Inbe-
triebnahme im Laufe des Jahres 2005 gerechnet. Das Richtfest 
wurde am 4. Juli 2003 gefeiert.

Neubau der Zentralküche
Nach jahrelangen intensiven Vorbereitungen, insbesondere zu 
Fragen des Standortes, des Speisenversorgungssystems und 
verschiedener Betreibermodelle, konnte im September 2003 
mit dem Bau der neuen Zentralküche im Klinikum begonnen 
werden. Die ursprüngliche Zielplanung, eine neue Küche 
zusammen mit der Apotheke und dem Zentrallager in einem 
Versorgungszentrum nördlich des Hauses A der Medizinischen 
Kliniken zu etablieren, musste im Jahr 1997 wegen der nahezu 
aussichtslosen Landesförderung und zusätzlicher Kosten, die 
wegen des zwingend geforderten Erhalts der denkmalge-
schützten Häuser Lutherplatz 41 bis 43 entstanden wären, 
aufgegeben werden. Gleichwohl bestand Handlungsbedarf, die 
gegenwärtige Situation der strukturellen Unwirtschaftlichkeit zu 
verbessern und Anpassungen an neue Richtlinien mit steigenden 
Anforderungen an die Hygiene vorzunehmen. Im Mittelpunkt 
der Überlegungen standen die Varianten „Umbau der Küche im 
Bestand” oder „Neubau” sowie die Frage der Zusammenarbeit 
mit einem Catering-Unternehmen im Wege der Gründung einer 
Tochtergesellschaft. 

Gutachten zu verschiedenen Speisenversorgungssystemen 
(Frischkost, Cook and Chill, Tiefkühlkost) wurden unter qua-
litativen und wirtschaftlichen Aspekten kritisch ausgewertet. 
Die verschiedenen Produktions- und Speisenverteilverfahren 
wurden in Testläufen auf ihre Praxistauglichkeit im Klinikum 
Krefeld untersucht. Mit Unterstützung einer Unternehmens-
beratungs-Gesellschaft wurde schließlich ein europaweiter 
Teilnehmerwettbewerb zur Findung eines kompetenten Part-
ners zur Beteiligung an einer Speisenversorgungsgesellschaft 
ausgeschrieben. Zur Einführung eines unter wirtschaftlichen, 
ernährungsphysiologischen und hygienischen Gesichtspunkten 
optimierten Speisenproduktions- und Speisenverteilungsverfah-
rens im Klinikum Krefeld ist im letzten Quartal des Jahres 2002 
die Entscheidung getroffen worden, eine Service-Gesellschaft 
für die Speisenversorgung zu gründen. 

Die mit einem Stammkapital von 2,2 Millionen Euro ausge-
stattete Gesellschaft fi rmiert unter dem Namen KKD Klinik-
Küchen-Dienste GmbH. Die Städtischen Krankenhäuser halten 
51 Prozent der Anteile der Gesellschaft. Die übrigen 49 Prozent 
der Servicegesellschaft werden durch die auf dem Gebiet des 
Catering äußerst erfahrene Schubert Holding AG & Co. KG, 
Düsseldorf, repräsentiert. Gegenstand des Unternehmens, das 
wirtschaftlich, fi nanziell und organisatorisch in die Städtischen 
Krankenhäuser Krefeld eingegliedert ist, ist ausschließlich die 
Zubereitung und Lieferung von Speisen für Patienten, Mitarbei-
ter und Besucher und für sonstige mit dem Krankenhausbetrieb 
verbundene Einrichtungen.

Standort für den geplanten Neubau der Zentralküche ist die 
bislang als Parkplatz genutzte unbebaute Grundstücksfl äche 
an der Melanchthonstraße zwischen dem Wirtschaftsgebäu-
de und dem ehemaligen Schwesternwohnheim. Die Kosten für 
den eingeschossigen, unterkellerten Küchenneubau liegen mit 
rund acht Millionen Euro nicht unerheblich unter den Kosten 
einer Sanierung der jetzigen Küche im Bestand. Im Vergleich 
zu einer Sanierungslösung im Bestand bietet ein Neubau neben 
der erheblich kürzeren Bauzeit größtmögliche Planungsfreiheit 
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zunehmende Bedeutung in der Diagnostik von Herz- und Ge-
fäßerkrankungen gewonnen. Bereits seit längerem etabliert 
ist die Magnetresonanztechnik zur Untersuchung angeborener 
und erworbener Erkrankungen des Herzens und der großen 
Gefäße. Mit inzwischen verbesserter Technik – insbesondere 
die Bildqualität und das Aufl ösungsvermögen betreffend – kann 
in einem Untersuchungsdurchgang eine komplette Funktions-
diagnostik des Herzens oder des Gefäßsystems durchgeführt 
werden. Vorteil dieser Methode gegenüber herkömmlichen radi-
ologischen Techniken ist die fehlende Belastung des Patienten 
durch Röntgenstrahlen und Gebrauch von ionischen röntgen-
dichten Kontrastmitteln mit Nebenwirkungen. Außerdem ist 
eine Schlagaderpunktion wie bisher nicht mehr erforderlich. 

Chefwechsel in Kliniken
Am 1. März 1999 sind die Direktoren der Medizinischen Kliniken I 
und II, Professor Dr. Klaus-Dieter Grosser und Professor Dr. Klaus 
Becker, aus dem Dienst des Klinikums Krefeld ausgeschieden. 
Die Leitung der Medizinischen Klinik I übernahm Professor Dr. 
Heinrich G. Klues, Chef der Medizinischen Klinik II wurde Pro-
fessor Dr. Thomas Frieling. Nachfolger für den am 1. September 
1999 aus dem Dienst des Klinikums Krefeld ausgeschiedenen 
Direktor der HNO-Klinik, Professor Dr. Jörg Haubrich, wurde 
zum gleichen Termin Professor Dr. Reinhardt Kau.

In seiner Sitzung am 26. November 1999 hat der Aufsichtsrat 
der Städtischen Krankenhäuser Krefeld gGmbH den Leiter der 
bisherigen Abteilung für Nephrologie und Dialyse, Professor Dr. 
Dieter Bach, zum Direktor der neu gebildeten Medizinischen 
Klinik III bestellt.

Die Leitung der Augenklinik übernahm nach Ausscheiden von 
Professor Dr. Dieter Friedburg mit Wirkung vom 1. Oktober 2000 
Professor Dr. Marcus Knorr.

Mit dem Ausscheiden des Leitenden Arztes Dr. Klaus Josefi ak 
erhielt die bisherige Abteilung für Gefäßchirurgie Klinikstatus, 
die seit Jahresbeginn 2004 von Professor Dr. med. Dr. phil. 
Bernd Luther geleitet wird.

Die im Bau befi ndliche neue Zentralküche steht 2004/2005 
für Patienten, Personal und Besucher bereit 

zur Sicherstellung wirtschaftlichster Abläufe. Darüber hinaus 
wird der laufende Küchenbetrieb nicht beeinträchtigt. Wenn die 
geplante Bauzeit von zwölf Monaten eingehalten wird, kann die 
neue Küche ihren Betrieb voraussichtlich im letzten Quartal des 
Jahres 2004 aufnehmen.

Medizinisch-technische 
Großgeräte
Neuer Linearbeschleuniger
„Precise” heißt der neue Linearbeschleuniger. Mit seiner Inbe-
triebnahme ab Januar 2002 begann die Digital-Ära in der Klinik 
für Strahlentherapie und Radiologische Onkologie. Sein Zweck 
ist nach der strahlenschutzrechtlichen Betriebsgenehmigung 
„Die Bestrahlung in Ausübung der Heilkunde am Menschen 
(Therapiebetrieb), die Bestimmung therapeutisch relevanter 
Parameter (Dosimetriebetrieb) und die Bestrahlung von Blut 
und Blutprodukten”. Das neue Hochleistungsgerät bringt 
Qualitätsverbesserungen für die Patienten, weil insbesondere 
eine genauere Defi nition des Bestrahlungsfeldes möglich wird. 
Außerdem sind komplexere Bestrahlungsverfahren möglich, wie 
beispielsweise Körperstereotaxie.

Neuer Kernspintomograph
Seit dem 15. Dezember 2001 besteht am Klinikum eine pri-
vatärztliche Gemeinschaftspraxis mit dem Namen „Institut für 
Angiologische-Kardiologische Kernspintomographie“. Jeweils 
einen halben Arbeitstag steht das Institut für die Untersuchung 
stationärer Patienten aus dem Klinikum zur Verfügung. Ungefähr 
15 Untersuchungen können derzeit am Tag durchgeführt werden. 
Dabei dauert eine einzelne Untersuchung je nach Fragestellung 
und Aufwand 30 bis 60 Minuten. 

Die kardiovaskuläre Kernspintomographie oder auch Mag-
netresonanztomographie (MRT) hat in den letzten Jahren 
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Krankenhausfi nanzen
Das frühere Kostendeckungsprinzip wurde bereits ab 1993 
durch den Grundsatz der Beitragsstabilität abgelöst. Das 
hatte zur Folge, dass anstelle des langjährigen Selbstkos-
tenanspruchs (fl exibles Budget) ein Grundlohn-orientiertes 
festes Krankenhausbudget trat. Diese Entwicklung setzte sich 
in den Jahren 1999 – 2004 wie folgt weiter fort: Das Jahr 
1999 wurde – wie schon in den beiden Vorjahren - durch die 
nachhaltigen Auswirkungen des Beitragsentlastungsgesetzes 
vom 1. November 1996 (einprozentige Budget-Absenkung) und 
des 2. GKV-Neuordnungsgesetzes (Neuordnung der Gesetzli-
chen Krankenversicherung) vom 23. Juni 1997 (1,1 prozentiger 
zweckgebundener pauschalierter Zuschlag zur Finanzierung 
des Erhaltungsaufwands) geprägt. Weitere gravierende Aus-
wirkungen hatte das am 1. Januar 1999 in Kraft getretene 
GKV-Solidaritätsstärkungsgesetz vom 19. Dezember 1998 
und hier insbesondere das in Artikel 7 enthaltene Gesetz zur 
Begrenzung der Erlöse für stationäre Krankenhausleistungen im 
Jahre 1999, wodurch letztlich die Obergrenze für die Erhöhung 
der Krankenhausbudgets entsprechend der durchschnittlichen 
Veränderungsrate der beitragspfl ichtigen Einnahmen der Mit-
glieder aller Krankenkassen (§ 71 Abs. 3 SGB V) auf 1,66 Prozent 
festgelegt wurde. Hieraus ergab sich für das Klinikum lediglich 
eine Budget-Anhebung um 1,46 Prozent, obwohl die damalige 
lineare tarifvertragliche BAT-Erhöhung 3,1 Prozent betrug.

Dieses Missverhältnis zwischen Budget- und Personalkosten-
entwicklung setzte sich in 2000 weiter fort. Maßstab für die 
Beachtung des Grundsatzes der Beitragsstabilität war unverän-
dert die vom BMG vorgegebene Veränderungsrate in Höhe von 
1,43 Prozent (in der Budget-Vereinbarung 2000 des Klinikums 
voll umgesetzt), wogegen die prozentuale tarifvertragliche BAT-
Erhöhung bei zwei Prozent lag. Im übrigen wurden durch das 
neue GKV-Gesundheitsreformgesetz 2000 vom 22. Dezember 
1999 für die Zukunft folgende tief greifende und nachhaltige 
Neuerungen vorgegeben:

Verschärfung des Prinzips der Beitragsstabilität; fl ächende-
ckende Einführung eines neues pauschalierten fallbezogenen 
Vergütungssystems auf der Basis von Diagnosis Related Groups 
(DRG´s) ab 2004 beziehungsweise als Optionsmodell ab 2003; 
Verpfl ichtung zur Qualitätssicherung und zum internen Qualitäts-
management; Regelungen zur Bewertung von Untersuchungs- 
und Behandlungsmethoden sowie zur Schaffung von Leitlinien 
und Durchbrechung der starren Aufgabenverteilung zwischen 
ambulanter und stationärer Versorgung zugunsten einer stärker 
an den Versorgungsbedürfnissen des Patienten orientierten Be-
handlung (vertragsgesteuerte integrierte Versorgung).

Demzufolge wurde das Jahr 2001 – neben der weiteren Um-
setzung der Neuerungen des GKV Gesundheitsreformgesetzes 
– vor allem durch die Vorbereitung auf die Einführung des DRG-
Vergütungssystems ab 2003/2004 und die EURO-Umstellung ab 
2002 geprägt. Des weiteren setzte sich die Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in 2001 weiter fort: 
Maßgebliche Veränderungsrate nach § 71 Abs. 3 SGB V = 1,63 
Prozent, tarifvertragliche lineare BAT-Erhöhung = 2,4 Prozent 
und tatsächliche Budget-Anhebung 0,75 Prozent.

Die Diskrepanz zwischen gesetzlich vorgegebener Verände-
rungsrate mit daraus resultierendem Krankenhausbudget 
und tatsächlicher (Personal-)Kostenentwicklung wurde immer 
größer. Für 2002 betrug die Veränderungsrate nach § 71 Abs. 3 
SGB V (Budget-Obergrenze) offi ziell 1,84 Prozent. Die tarifver-
tragliche lineare BAT-Erhöhung lag zwar bei 2,4 Prozent, jedoch 
führten die schwierigen Budgetverhandlungen für das Klinikum 
zu keiner Budget-Aufstockung (Null-Runde).

In 2003 galt für die am Optionsmodell (DRG-Vergütung) teilnehmen-
den Krankenhäuser – wozu auch die beiden Betriebsstätten der 
Städtische Krankenhäuser Krefeld gemeinnützige GmbH gehörten 
– eine Veränderungsrate von 0,81 Prozent, wogegen die BAT-An-
hebung insgesamt bei rund 2,62 Prozent lag. Dennoch konnte für 
das Klinikum auch nach Leistungsverlagerungen lediglich eine 
Budget-Erhöhung um 0,79 Prozent durchgesetzt werden. Für 2004 
ergeben sich BAT-Anhebungen in Höhe von jeweils einem Prozent 
zum 1. Januar und zum 1. Mai 2004. Dagegen liegt die geschätzte 
Veränderungsrate nach § 71 Abs. 3 SGB V und damit die mögliche 
Erhöhung der Budget-Obergrenze bei 0,02 Prozent.

Durch die zuvor dargelegten gesetzlichen Vorgaben und das ab 
Jahresbeginn 2004 in Kraft getretene GKV-Modernisierungsge-
setz werden die Krankenhäuser in zunehmendem Maße ökono-
mischen Zwängen ausgesetzt, wodurch sich der Wettbewerb 
unter den Beteiligten des Gesundheitswesens immer mehr ver-
stärkt, was letztlich zu einer stetigen Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen führt. Trotz dieser stringenten 
Kostendämpfungsmaßnahmen konnten von der Städtische 
Krankenhäuser Krefeld gemeinnützige GmbH bis 2001 jeweils 
Jahresüberschüsse erwirtschaftet werden, die gemäß § 268 
Abs. 1 HGB in Verbindung mit § 4 Abs. 3 KHBV überwiegend für 
die Bildung von zweckgebundenen Rücklagen zur Finanzierung 
von dringend notwendigen Investitionsmaßnahmen verwandt 
wurden. Für das Geschäftsjahr 2002 musste dann erstmals 
ein negatives Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
ausgewiesen werden. Aus diesem Grund wurden verschiedene 
Maßnahmen zur Nutzung vorhandener Wertschöpfungs- und 
Einsparungspotentiale (zum Beispiel Verbesserung der Logistik 
und Optimierung der Aufbau- und Ablauforganisation) einge-
leitet, die in den nächsten Jahren zu einer Verbesserung der 
wirtschaftlichen Entwicklung führen sollen.

Unabhängig vom zunehmenden betriebswirtschaftlichen und 
patientenorientierten Denken wird jedoch die vom Gesetz-
geber vorgegebene größere Wettbewerbsorientierung im 
Gesundheitswesen nicht nur die medizinische Konzentration 
in den Klinikbereichen fördern, sondern auch immer mehr die 
Unternehmensphilosophie der Gesellschaft beeinfl ussen, wobei 
jedoch trotz aller Einsparungszwänge keine humanitären Defi zite 
entstehen dürfen.

Cäcilien-Hospital 
Personelle Entwicklung: Eine Grundlegende Veränderung vollzog 
sich im Jahr 2003 mit der Neubesetzung der Verwaltungsdi-
rektion sowie der Pfl egedirektion. Im Frühjahr 2002 übernahm 
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Diplom- Pfl egewirtin Monika Nentwig-Nolden zunächst kommis-
sarisch und dann im Juli 2003 fest die Leitung des Pfl egedienstes 
im Hause. Mit ihren praktischen als auch theoretischen Kennt-
nissen sowohl als stellvertretende Stationsleitung, Stationslei-
tung und Funktionsdienstmitarbeiterin im Klinikum Krefeld mit 
berufsbegleitendem Studium erwarb sie sich die entsprechenden 
Qualifi kationen. Zum Mai 2002 konnte mit Diplom-Kaufmann 
Oliver Lehnert der neue Verwaltungsdirektor (Prokurist seit Juli 
2003) gewonnen werden. Lehnert ist gebürtiger Krefelder und 
hat seine Erfahrungen im Gesundheitswesen in der gesamten 
Bundesrepublik Deutschland sowohl im Krankenhaus als auch 
als Berater im Gesundheitswesen gesammelt.

Beide Mitarbeiter übernahmen die Ämter von Eva Szameitat 
und Dieter Gemmecke. Letzterer ging als Krankenhausdirektor 
und leitender Stadtverwaltungsdirektor bereits mit Ablauf des 
Jahres 2000 in den wohlverdienten Ruhestand, stand dem Hau-
se und der SKK gGmbH jedoch als Berater bis zum Dienstantritt 
des Nachfolgers zur Verfügung. Die Betriebsleitung am Cäcili-
enhospital setzt sich somit wie folgt zusammen: Verwaltungs-
direktor und Prokurist ist der Diplom-Kaufmann Oliver Lehnert, 
der gleichzeitig die Funktion als Vorsitzender ausführt. Ärztlicher 
Direktor ist Chefarzt Dr. Klaus Broicher und Pfl egedirektorin die 
Diplom-Pfl egewirtin Monika Nentwig-Nolden.

Über diese Entwicklung hinaus ergaben sich für das Haus 
folgende Veränderungen:

Der langjährige stellvertretende Leiter des Cäcilien Hospital 
Hüls und Leiter der Wirtschaftsabteilung/Technik, Hans-Otto 
Rink, ist zum 31. Januar 2003 in den Ruhestand gegangen. Für 
den ausgeschiedenen Krankenhausseelsorger Vornier wurde 
Dr. Astrid Jacob-Sturm als Nachfolgerin bestimmt. Frau von 
Kamp übergab die Leitung der Grünen Damen an Frau Marlies 
Theussen. Ebenso gab es einen Wechsel im Vorstand des För-
derkreises durch den Weggang von Dieter Schramm und die 
Neubesetzung durch Carl Wiegand.

Strukturen gesichert: Im Rahmen der Krankenhausrahmen-
planung im April 2003 wurde die zukünftige Bettenstruktur 
des Cäcilien-Hospitals neu festgelegt (vorläufi ger Planfest-
stellungsbescheid) und eine Umsetzung wird entsprechend 
erfolgen. Das bedeutet für das gesamte Hülser Krankenhaus 
eine Reduzierung von bisher 212 auf danach 182 Planbetten. 
Damit folgt die Landesregierung Düsseldorf den Vorgaben, die 
für das Land NRW einen stationären Bettenabbau insgesamt 
vorsehen. Mit dieser Neuregelung ist die Abteilungsstruktur des 
Hauses (Innere Medizin, Chirurgie, Geriatrie und Geriatrische 
Tagesklinik) gesichert.

Baumaßnahmen
Die Anfang 2000 begonnene Baumaßnahme „Geriatrische 
Tagesklinik“ wurde im Juni 2001 abgeschlossen und im Juli in 
Betrieb genommen. Die Geriatrische Tagesklinik erfreut sich 
eines hohen Zuspruchs der Patienten und wird geleitet durch 
Dr. Peter Thomaßen. Die Leitung des gesamten Geriatrischen 
Zentrums obliegt Dr. Klaus Broicher.

Damit verbunden wurden Maßnahmen wie Blitzschutzanlage, 
Sanierung der Aufzugsanlage, Treppenhaussanierung sowie 
Brandschutzkonzept mit Brandmeldeanlage inklusive Wege- 
und Fluchtplan, Personenrufanlage und die neue Patientenan-
fahrt realisiert. Weiterhin wurde der Mitarbeiterparkplatz mit 
Zugangssanierung und neuer Außenbeleuchtung in Betrieb 
genommen.

Im Jahr 2003 wurde die Sanierung der Medienversorgung vollzo-
gen. Mit dem Umstieg von Öl auf Fernwärme (Vertragswerk mit 
den Stadtwerken Krefeld) konnte nicht nur eine der modernsten 
Anlagen im Hause entstehen sondern auch die Emissionswerte 
im Umkreis des Krankenhauses zum Wohle der Bevölkerung 
konnten wesentlich gesenkt werden. Mit der Erneuerung der 
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Niederspannungshauptverteilung mit Zentraler Not- und Ersatz-
stromversorgung ist zudem eine Sicherheitsmaßnahme für das 
Haus und die Patienten umgesetzt worden.

Mit Inbetriebnahme des sogenannten „Medienzentrums“ im 
Jahre 2000 (Finanzierung der Tele- und Kommunikationssysteme 
durch den Förderkreis des CHH) wurde eine moderne Einrichtung 
geschaffen, die eine neue Art der Kommunikation und Präsen-
tation zulässt. Heute wird diese Einrichtung für interne Veran-
staltungen sowie externe Nutzer (Ärztekongresse) als auch für 
Kurse der Volkshochschule (EDV, Sprachkurse) ausgelastet.

Der langwierige Prozess einer Auswahl und Implementierung 
eines EDV-gestützten Patienteninformations- und Finanzbuch-
haltungssystems mit der gleichzeitigen Einrichtung der entspre-
chenden EDV-Arbeitsplätze in den Stations- und Arztdiensträum-
lichkeiten konnte zum großen Teil im Jahre 2002 abgeschlossen 
werden. Weitere Systeme sind im Aufbau beziehungsweise in 
Planung, vor allem die EDV-gestützte Dienstplanung, die Mate-
rialwirtschaft sowie die automatisierte Menüerfassung.

Zum 1. September 2003 wurde die Patientenabrechnung auf 
das neue Entgeltgesetz der Diagnosebezogenen Abrechnungs-
systematiken (DRG) umgestellt.

Entwicklung des Cäcilien-Hospitals
Durch die sich verändernde Landschaft im Gesundheitswesen 
(Gesetze und Verordnungen) und hier vor allem durch die sich 
seit 1997 verstärkende negative Schere zwischen den durch 
die Kostenträger genehmigten Budgetanhebungen und den 
tarifl ichen Veränderungen wird es zunehmend schwieriger, 
die Patientenversorgung unter gleichbleibenden Strukturen 
zu fi nanzieren. Zudem sind Maßnahmen im Hause umzusetzen 
(unter anderem Brandschutz und Richtlinien), die nur noch aus 
zu realisierenden internen Einspareffekten heraus fi nanziert 
werden können.

Diese Entwicklungen tragen dazu bei, dass das Erzielen posi-
tiver Betriebsergebnisse zunehmend schwieriger wird, wenn 
die Investitionen zur Sanierung des Krankenhauses aus Eigen-
mitteln nicht mehr möglich sind. Ziel ist es jedoch trotz einer 
allgemeinen Abwärtstendenz weiterhin, eine Stabilisierung der 
Wirtschaftlichkeit zu erreichen.

Entwicklung des Cäcilien-Hospitals   
von 1999 bis 2003

 1999 2000 2001 2002 2003

Patienten 4.378 4.452 4.983 4954 4808
          
Pfl egetage 54.167 51.467 53.759 55.270 52.279
          
Verweildauer  11,05 10,89 10,32 10,03 10,36
          
Vollkräfte 217.06 210,76 212,29 218,92 218,15
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Soziale und 
Gesundheitsdienste

Seit 1985 fördert die „Arbeitsgemeinschaft Zahngesundheit“ von gesetzlichen Krankenkassen und Stadt Krefeld fl ä-
chendeckend die Zahngesundheit von Kindern und Jugendlichen
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Fachbereich Gesundheit
Bedingt durch die Neuorientierung im kommunalen Gesund-
heitswesen ist eine Neubewertung der „klassischen“ Aufga-
ben der unteren Gesundheitsbehörde vorgenommen worden. 
Die kommunale Gesundheitsförderung hat dabei im Sinne 
einer gesundheitsfördernden Gesamtpolitik eine besondere 
Bedeutung, nicht zuletzt aus der Erkenntnis heraus, dass der 
Ausbruch von Krankheiten zum entscheidenden Teil außerhalb 
des Individuums beziehungsweise des Bürgers in den Lebens-, 
Arbeits- und Umweltverhältnissen, also im politisch gestaltba-
ren Bereich liegt. 

Gesundheit und Krankheit erhalten dann eine besondere öffent-
liche Bedeutung, sowie sich daraus relevante Konsequenzen für 
die Gemeinschaft oder den Staat beziehungsweise Kommune 
ergeben. Das Konzept der Gesundheitsförderung hat deshalb 
zum Ziel, einer Beeinträchtigung der Gesundheit schon in einem 
frühen Stadium entgegenzuwirken. Ziel der kommunalen Ge-
sundheitspolitik ist die Erhaltung und Verbesserung der gesund-
heitlichen Lage der Bevölkerung. Vorbeugendes Handeln, das die 
Gesundheit sichert und schon die Entstehung von Krankheiten 
verhindern soll, muss in den Vordergrund gesundheitspolitischer 
Diskussionen rücken. 

Aufgaben und Projekte
Amtsärztliches Gutachtenwesen 
Der Katalog des gutachterlichen Tätigwerdens durch die untere 
Gesundheitsbehörde wird durch bundes- und landesrechtliche 
Vorschriften und Gesetze bestimmt. Als Auftraggeber treten 
neben verschiedenen öffentlichen Arbeitgebern auch die Ge-
richte und Sozialversicherungsträger auf.

Kinder- und Jugendgesundheit
Der Kinder- und Jugendärztliche Dienst ist in erster Linie be-
ratend tätig. Die Beratungsleistungen beziehen sich zumeist 
auf den Förderbedarf von Kindern, die in ihrer Entwicklung ge-
stört sind, sei es durch schwerwiegende Behinderungen, zum 
Beispiel körperliche Behinderung oder geistige Behinderung, 
oder sei es aufgrund von Entwicklungsverzögerungen, zum 
Beispiel Sprachentwicklungsverzögerung und motorischen 
Entwicklungsverzögerungen.

Alle Schulneulinge eines Jahrganges werden in einem Scree-
ning-Test hinsichtlich ihres Entwicklungsstandes überprüft. 
Dieses Verfahren wurde von einer Forschergruppe an der 
Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und Psychotherapie des 
Kindes- und Jugendalters der Universität Köln im Auftrag des 
Landesinstituts für den öffentlichen Gesundheitsdienst NRW 
(LÖGD) entwickelt, mit allen teilnehmenden Gesundheitsämtern 
auf ihre Qualität geprüft und in den letzten Jahren mehrfach 
modifi ziert. Der Kinder- und Jugendärztliche Dienst des Fach-

bereiches Gesundheit in Krefeld gehört zu den teilnehmenden 
Untersuchungsgruppen. 

Jährlich werden zur Zeit etwa 2 500 Kinder im Fachbereich 
Gesundheit untersucht. Neben der Beurteilung des Gesund-
heits- und Entwicklungsstandes der Kinder wird eine Empfeh-
lung über gegebenenfalls notwendige sonderpädagogische 
Förderung abgegeben.

Kinder, die einen sonderpädagogischen Förderbedarf haben, 
werden außerhalb der Schuleingangsuntersuchungen einge-
hend untersucht. Dies können Kinder sein, bei denen der Son-
derpädagogische Förderbedarf bereits zur Einschulung feststeht, 
oder bei denen sich der Förderbedarf im Verlauf der Schulzeit 
ergibt. Seit 1995, nach Verabschiedung des Gesetzes zur Wei-
terentwicklung der sonderpädagogischen Förderung in Schulen, 
ist die Zahl der schulärztlichen Gutachten von circa 40 pro Jahr 
auf 300 im Jahre 2002 und 424 im Jahr 2003 gestiegen.

Kinder mit Entwicklungsstörungen, die in integrativen Gruppen 
oder in Sonderkindergärten Aufnahme fi nden sollen, werden im 
Fachbereich Gesundheit kinderärztlich untersucht und die Eltern 
werden im Hinblick auf die notwendigen Fördermaßnahmen 
beraten. Neben körperlichen und geistigen Behinderungen be-
stehen Entwicklungsstörungen, die durch geeignete Fördermaß-
nahmen beseitigt oder deutlich gemindert werden können.

Seit 1998 wird in allen weiterführenden Schulen Krefelds in den 
sechsten Klassen eine schriftliche Impfberatung angeboten. 
Gleichzeitig wird der Impfstatus dieser Klassenstufe erhoben.

Primärpräventiv wird gleichzeitig mit den Impfberatungen die 
Masern-, Mumps- und Röteln-Impfung angeboten. Angestrebt 
wird eine Durchimpfungsrate von 95 Prozent mit zwei Impfun-
gen. Im Jahr 2002 lag die Durchimpfungsrate mit zwei Masern-, 
Mumps-, Röteln-Impfungen in Nordrhein-Westfalen circa bei 
28 Prozent. Neben den regelmäßigen Impfaktionen werden vom 
Kinder- und Jugendärztlichen Dienst Impfberatungen für Kinder 
und Auslandsreisende angeboten.

Zu den weiteren Aufgaben des Kinder- und Jugendärztlichen 
Dienstes gehört die Beratung der Träger von Gemeinschaftseinrich-
tungen sowie der Sorgeberechtigten in Fragen der Gesundheits-
vorsorge sowie die Mitwirkung in fachspezifi schen Gremien.

Eishockey-Nationaltorwart Robert Müller engagierte sich 
für das Projekt „Gib AIDS keine Chance“
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Epidemiologische Untersuchungen zum Gesundheitszustand der 
Kinder sind Bestandteil der Einschulungsuntersuchungen.

Psychosozialer Bereich
Das 1995 unter Federführung des Kriminalpräventiven Rates 
erarbeitete Drogenhilfekonzept wurde im Juli 2002 erneut 
überarbeitet, wobei nun der Begriff Suchthilfekonzept ein-
geführt wurde, um nachdrücklich zu signalisieren, dass auch 
die sogenannten legalen Drogen mit einbezogen werden. 
Es wurden die Bereiche Selbsthilfe und ordnungspolitische 
beziehungsweise rechtliche Aspekte neu hinzugefügt, womit 
die Krefelder Suchthilfekonzeption auch den Forderungen des 
Landesprogramms gegen Sucht Rechnung trägt.

In Krefeld hat sich vorwiegend für Alkohol- und Medikamenten-
abhängige neben den schon seit Jahren erfolgreich arbeitenden 
Selbsthilfegruppen, in den letzten Jahren ein sehr differenzier-
tes Hilfsangebot entwickelt. Ein zunehmend wichtiger Baustein 
in der Suchthilfe ist die Prävention beziehungsweise Suchtpro-
phylaxe, die insbesondere Kinder und Jugendliche stärken soll, 
weiterhin zur Droge „nein“ sagen zu können. 

Im Berichtszeitraum wurde im Bereich der Versorgung chro-
nisch-psychisch Kranker das Betreute Wohnen um sechs Plätze 
erweitert.

In der psychosozialen Hilfe konnte ab dem Jahr 2002 in 
Kooperation mit dem Arbeitsamt Krefeld/Viersen ein Bera-
tungsservice für berufl iche Trainingsmaßnahmen eingerichtet 
werden. Darüber hinaus konnte ein Integrationsfachdienst für 
die Arbeitsvermittlung psychisch Kranker bei der Arbeitsver-
waltung realisiert werden.

Infektionsschutz und Umweltmedizin
Mit dem am 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Infektions-
schutzgesetz (IfSG) wurde das alte Seuchenrecht abgelöst. 
Die Infektionsbekämpfung und -prävention wird nunmehr 
umfassender und effektiver geregelt. Durch neue Methoden 
der Labordiagnostik und ein vorgegebenes Meldesystem konnte 
eine wesentliche Verbesserung erzielt werden.

Eine zentrale Aufgabe des Infektionsschutzes kommt dem 
Meldewesen für übertragbare Krankheiten zu. Die Gesund-
heitsaufsicht führt hierzu im Jahresdurchschnitt circa 900 Er-
mittlungen, insbesondere über Art, Ursache, Ansteckungsquelle 
und Ausbreitung der Krankheiten durch. Liegen epidemische 
Zusammenhänge vor, können diese so erkannt und entspre-
chende Maßnahmen zur Eindämmung der Infektionskette 
eingeleitet werden.

So war im sogenannten „Jahrhundertsommer 2003“ bei den 
Salmonellenerkrankungen eine Steigerungsrate von 55 Pro-
zent festzustellen. In Zusammenarbeit mit dem Fachbereich 
Ordnung mussten vermehrt Kontrollen des Infektionsschutzes 
und der Lebensmittelüberwachung vorgenommen werden. Bei 
den meldepfl ichtigen Krankheiten kommt der Tuberkulose eine 
besondere Bedeutung zu. Fast 90 Prozent dieser Erkrankungs-

fälle sind der „chronischen“ Lungentuberkulose zuzuordnen. 
Krefeld bleibt mit durchschnittlich 30 Neuerkrankungen pro Jahr 
auf einem niedrigen Niveau. Im Rahmen der Tbc-Bekämpfung 
verbleibt ein Tbc-Patient nach erfolgreicher Behandlung für 
weitere zehn Jahre in der Überwachung. Ende 2003 wurden 
insgesamt 220 Personen durch das Sachgebiet „Tbc-Bekämp-
fung“ betreut.  

Mit dem Infektionsschutzgesetz wurden die Voraussetzungen 
für den gewerbsmäßigen Umgang mit Lebensmitteln den epi-
demischen und wirtschaftlichen Bedürfnissen angepasst. War 
früher im Einzelfall eine Untersuchungszeit – insbesondere zum 
Ausschluss der Tuberkulose – von drei Wochen die Regel, so 
beträgt diese heute wenige Stunden.

Der Gesetzgeber erwartet insgesamt eine stärkere Eigenverant-
wortung des Bürgers, so dass der Untersuchungsumfang durch 
eine schriftliche beziehungsweise mündliche Erstbelehrung über 
Infektionsgefahren, die der Fachbereich Gesundheit durchführt, 
verkürzt werden konnte. Jährliche Wiederholungsbelehrungen 
durch den Arbeitgeber sollen das Wissen frisch und aktuell 
halten. Jährlich werden zwischen 2 000 und 2 500 Erstbeleh-
rungen vorgenommen.

Regelmäßige Hygieneüberprüfungen vor Ort sowie Beratungsge-
spräche, sollen die Infektionsrisiken minimieren beziehungsweise 
die Hygienequalität der jeweiligen medizinischen Einrichtung 
sinnvoll ergänzen. Ergänzend zu den bereits genannten Überwa-
chungsaufgaben gemäß IfSG, wird der Fachbereich Gesundheit 
schon in der Planungsphase einer medizinischen Einrichtung 
involviert. Der Präventionsmedizin kommt im Rahmen der Um-
welthygiene und Umweltmedizin eine immer größer werdende 
Bedeutung zu. Vor diesem Hintergrund werden einzelne Bauvor-
haben, aber auch städtebauliche Planungen überprüft und beur-
teilt. Die Anzahl der Kundenberatungen sowie gesundheitliche 
Bewertung der erhobenen Messdaten nehmen stetig zu. 

Der umfassende Schutz der natürlichen Wasservorkommen 
sowie die Überwachung der Wasseraufbereitung zählen zu 
den wichtigsten Aufgaben der Umwelthygiene und der Trink-
wasserversorgung. Die Kriterien zur qualitativen Bewertung des 
wichtigsten Lebensmittels sowie die Anforderungen an dessen 
Aufbereitung wurden in der Trinkwasserverordnung vom 21. Mai 
2001 neu geregelt. Hierdurch ergaben sich gravierende Ände-
rungen im Bereich der Qualitätssicherung und bei den Über-
wachungsaufgaben durch den Fachbereich Gesundheit. Neue 
Strategien zur Probenahme sowie zum Untersuchungsumfang 
erfolgen in Abstimmung auf die jeweilige Versorgungs situation.
In Krefeld beziehen 99 Prozent der Haushalte das Trinkwasser 
(circa 15,3 Millionen Kubikmeter pro Jahr) aus dem öffentlichen 
Versorgungsnetz. Die übrigen Haushalte verfügen über Haus-
brunnen (Kleinanlagen). So stehen circa 650 Kleinanlagen, circa 
20 Großanlagen, zwei Wasserwerke und etwa 1 500 Hausins-
tallationen, aus denen Wasser für die Öffentlichkeit (insbeson-
dere Schulen, Kindergärten, Kranken häusern, Gaststätten und 
sonstige Gemeinschaftseinrichtungen) abgeben wird, unter der 
Überwachungspfl icht des Fachbereichs Gesundheit. Liegen Grenz-
wert überscheitungen oder verfahrenstechnische Missstände vor, 
so werden entsprechende Maßnahmen in Zusammenarbeit mit 
der zuständigen Ordnungsbehörde veranlasst.
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Die 23 Hallen-/Frei- beziehungsweise Bewegungsbäder und vier 
Naturbäder im Stadtgebiet unterliegen auch der hygienischen 
Kontrolle durch den Fachbereich Gesundheit.

Aids-Beratung
Seit Einrichtung einer Fachstelle für Aidskoordination im Jahre 
2001 kann neben der regelmäßigen Beratungstätigkeit verstärkt 
auch Präventionsarbeit und Projektorganisation geleistet wer-
den. Durchschnittlich nehmen 400 Personen pro Jahr das 
Angebot der Aids-Beratung wahr. Trotz der intensiven Präven-
tionsarbeit ist im Berichtszeitraum die Zahl der HIV-Infi zierten 
und AIDS-Erkrankten wieder leicht angestiegen.

Seit 2002 gehen die Aidskoordinatorin und die Youthworkerin 
der Aidshilfe Krefeld e.V. mit der Aktion „Pausenhof“ an die 
Krefelder Berufskollegs. Über die Grenzen der Seidenstadt be-
kannt wurde die Aktion www.robert-hilft.de, die in Zusammen-
arbeit mit der Aidshilfe Krefeld e.V. und den Krefeld Pinguinen 
entstand. Über den Eishockey-Nationaltorhüter Robert Müller 
gelang es, das sensible Thema ansprechend aufzubereiten. Am 
Welt-Aids-Tag am 1. Dezember 2002 wurde die erfolgreiche 
Aktion in der Rheinlandhalle gefeiert.

Im Jahr 2003 bildete sich der Arbeitskreis „Sexualpädagogische 
Prävention in Krefeld“. Der Arbeitskreis entwickelte noch im 
selben Jahr einen Flyer, der auf die speziellen Angebote der 
einzelnen Organisationen eingeht und sich an Jugendliche, 
Eltern und Pädagogen richtet.

Im Dezember 2003 fanden zum ersten Mal die JugendFilm-
Tage in Krefeld statt. Es war eine Kooperation zwischen dem 
Fachbereich Gesundheit, der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung, dem CinemaxX Krefeld und verschiedenen 
Beratungsstellen. 2 400 Schüler zwischen elf und 19 Jahren 
sahen verschiedene Filme, die sich mit den Themen Liebe, 
Freundschaft und Sexualität beschäftigten. Darüber hinaus 
engagierten sich die Jugendlichen bei diversen „Mach’s mit“ 
Aktionen. Lehrer-Workshops boten außerdem Gelegenheit, 
sich gemeinsam mit den Beratungsstellen mit dem Thema 
auseinander zu setzen. 

Der Zahnärztliche Dienst
Seit 1985 fördert die „Arbeitsgemeinschaft Zahngesundheit“ 
in der Stadt Krefeld, ein Zusammenschluss der gesetzlichen 
Krankenkassen mit dem zahnärztlichen Dienst des Fachbereichs 
Gesundheit, fl ächendeckend die Zahngesundheit der Kinder und 
Jugendlichen. Im Rahmen der gesetzlich verankerten Gruppen-
vorsorge leitet der Zahnärztliche Dienst das zahnmedizinische 
Vorsorgeprogramm in Kindergärten und Schulen. 

Im Mittelpunkt des zahnmedizinischen Programms stehen die 
jährlichen Vorsorgeuntersuchungen von rund 22 000 Kindern, die 
Maßnahmen zur Motivation zu richtiger Zahnpfl ege, gesundem 

Die ersten „JugendFilmTage“ besuchten im Dezember 
2003 insgesamt rund 2400 Krefelder Schüler

Die richtige Zahnpfl ege: Etwa 22 000 Kinder kommen Jahr 
für Jahr zur Vorsorgeuntersuchung

Mit Freude zum Zahnarzt: Das Zahnputz-Maskottchen 
begrüßt die Kinder zur Untersuchung
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Ernährungsverhalten, regelmäßiger Fluoridzufuhr, Zahnschmelz-
härtung und zu regelmäßigen Besuchen beim Hauszahnarzt. 

Die Untersuchungsergebnisse des zahnärztlichen Dienstes zeigen, 
wie sinnvoll es ist, bereits im frühen Kindesalter mit der Vorsor-
ge zu beginnen. Bereits Dreiviertel unserer Kinder in den rund 
100 Krefelder Kindergärten haben völlig gesunde Zähne – ohne 
Karies und Füllungen.  Der zahnärztliche Dienst erstellt außerdem 
für Ämter und Behörden zahnmedizinische Gutachten. 

Gesunde Städte-Netzwerk
Seit 1993 ist Krefeld Mitglied im Gesunde Städte-Netzwerk, 
das 1989 von elf Kommunen gegründet wurde und mittlerweile 
auf 54 Städte und Landkreise angewachsen ist. Übergeordnetes 
Leitbild aller Mitglieder ist die Schaffung gesundheitsfördern-
der Lebensbedingungen. Ziel ist eine ressortübergreifende 
Umsetzung gesundheitsfördernder Planungen und Projekte 
auf kommunaler Ebene und ein strukturierter Erfahrungsaus-
tausch auf interkommunaler Ebene. Verschiedene Partner des 
Gesundheitswesens, insbesondere Selbsthilfegruppen, Kran-
kenkassen, Ärzte, Apothekerschaft und andere Fachbereiche 
der Stadt Krefeld, treten in Kooperation mit dem Fachbereich 
Gesundheit als Initiatoren vielfältiger Aktivitäten auf.

Am 1. Januar 2001 konnte unter dem Dach des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes unter Beteiligung des „Forum Selbsthil-
fe“, bei dem mehr als 100 Selbsthilfegruppen vertreten sind, 
eine Kontakt- und Informationsstelle für Selbsthilfe in Krefeld 
eröffnet werden.  Am 19. Juli 2003 veranstaltete der Paritätische 
Wohlfahrtsverband den „Tag der Begegnung“ von Menschen 
mit und ohne Behinderung.

Heimaufsicht
Die Zuständigkeit für die Überwachung der unter das Heimge-
setz fallenden Einrichtungen wurde im Jahre 2000 vom Fach-
bereich Soziales zum Fachbereich Gesundheit übertragen. Zum 
1. Januar 2002 wurde das Heimgesetz umfassend novelliert. 

Ziel dieser Gesetzesänderung war insbesondere, den Schutz 
der Heimbewohner vor Beeinträchtigung ihrer Interessen und 
Bedürfnisse zu erhöhen und ihre Mitwirkungsrechte zu stärken. 
Zur Durchsetzung dieses Ziels hat der Gesetzgeber jährliche 
Kontrollen durch die Heimaufsicht in allen Einrichtungen vorge-
schrieben. Auch Heimbewohner und ihre Angehörigen werden 
in allen Heimangelegenheiten beraten. Der Heimaufsicht in 
Krefeld unterliegen zur Zeit 22 Heime für alte Menschen, elf 
Wohnheime für behinderte Volljährige und zwei Einrichtungen 
der Kurzzeit- beziehungsweise Tagespfl ege.

Kommunale 
Gesundheitskonferenz
Im Anschluss an das Modellprojekt „Ortsnahe Koordinierung der 
gesundheitlichen und sozialen Versorgung“ des Landes wurde 
per Ratsbeschluss vom 3. Februar 2000 die kommunale Gesund-
heitskonferenz für die Stadt Krefeld installiert. Gegenstand der 
Krefelder Gesundheitskonferenz sind potentiell alle Themen mit 
Bezug zur gesundheitlichen Lage der Krefelder Bevölkerung, die 
darauf ausgerichtet sind, Lücken, Defi zite und Schnittstellenpro-
bleme im kommunalen Versorgungssystem auszugleichen.

Die Krefelder Gesundheitskonferenz tagt halbjährig und besteht 
aus 20 Mitgliedern, die sich aus hochrangigen Vertretern der 
an der Gesundheitsförderung und Gesundheitsversorgung be-
teiligten Institutionen sowie Mitgliedern des für Gesundheit 
zuständigen Ausschusses des Rates zusammen setzt. Bereits 
in der ersten Sitzung der Gesundheitskonferenz wurden die 
Lücken im System der Notfallhilfe thematisiert. 

Nach Einrichtung themenorientierter Arbeitsgruppen, Verab-
schiedung von Handlungsempfehlungen konnte im Juli 2003 
mit Unterstützung der Psychosozialen Arbeitsgemeinschaft die 
Krisenhilfe Krefeld eröffnet werden. Mit diesem Modellprojekt 
wird die psychosoziale Versorgungslandschaft um einen wich-
tigen Baustein erweitert.

Die Thematisierung eines niedrig schwelligen, medizinischen 
Angebots für wohnungslose beziehungsweise verwahrloste Per-
sonen hatte die Einrichtung des Medi-Mobils zur Folge. Dabei 
handelt es sich um eine aufsuchende, ehrenamtliche, ärztli-
che Betreuung, die mit einem entsprechend ausgestattetem 
Krankentransportfahrzeug einmal wöchentlich zu festgelegten 
Zeiten bestimmte Plätze in der Innenstadtstadt anfährt, um dort 
dem betroffenen Personenkreis medizinische Hilfe zu bieten.

Auch die Zuständigkeit für die Fortschreibung des Drogenhilfe-
konzeptes wurde der Gesundheitskonferenz übertragen. Durch 
die Arbeitsgruppe Sucht der Gesundheitskonferenz konnte dem 
Sozial- und Gesundheitsausschuss eine entsprechende Aktu-
alisierung im Juni 2003 vorgelegt werden. Die Fortschreibung 
des Psychiatrieberichtes wurde veröffentlicht. Dabei fi el auf, 
dass insbesondere Veränderungen bei den therapeutischen 
Hilfsangeboten zu verzeichnen sind. 

Auch hat die Geschäftsstelle der Gesundheitskonferenz fach-
bereichsübergreifend mit der Gleichstellungsstelle der Stadt 

Im Juli 2003 veranstaltete der Paritätische Wohlfahrts-
verband den „Tag der Begegnung“
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Krefeld die Fachkonferenz „Gesundheit hat ein Geschlecht“ 
entwickelt und gestaltet. Regional ist die Geschäftsstelle in 
das Netzwerk „Gesunder Niederrhein“ eingebunden und nimmt 
an dem Projekt „Schlaganfall – ein Notfall“ teil.         

Fachbereich Soziales –
neue Aufgaben
Die Entwicklung und Bewertung der Sozialsituation der Bür-
ger im Stadtbezirk Krefeld im Berichtszeitraum ist weithin 
verknüpft mit einer intensiven Arbeitslosenproblematik, aber 
auch gekennzeichnet durch vielfältige persönliche Problem-
lagen. Gesellschaftliche Grundprobleme wurden und werden 
infolge des Leistungsabbaues von Bundes- beziehungsweise 
Landeszuweisungen auf die kommunale Ebene verschoben. 
Die Kommunen sehen sich mit einer explodierenden Zahl von 
Aufgaben und Ausgaben konfrontiert. 

Den gewachsenen Anforderungen begegnet der Fachbereich 
Soziales vermehrt durch die Optimierung der eigenen Organi-
sationsstruktur und der Arbeitsabläufe. Hierzu gehört auch die 
Einführung der Elemente der Neuen Steuerung im Fachbereich 
Soziales. Entwickelte Soll-Produktpläne und Leistungsverzeich-
nisse stellen die Grundlage für eine sukzessive aufzubauende 
Kosten- und Leistungsrechnung dar.

Organisatorisch wurde in diesem Zusammenhang die bisher vom 
Fachbereich Soziales wahrgenommene Aufgabe der „Aufsicht 
über Altenheime, Altenwohn- und Pfl egeheime und sonstige 
Einrichtungen in der Trägerschaft von Verbänden der freien 
Wohlfahrtspfl ege und in privater Trägerschaft“ im Zuge der 
weiteren Optimierung von Arbeitsabläufen und Geschäftspro-
zessen dem Fachbereich Gesundheit zugeschlagen.

Die Krankenhaussozialdienste wurden in die jeweiligen Kran-
kenhäuser integriert, während die bisherigen Abteilungen 
50/4 – Ambulante Pfl ege und Hilfe in Einrichtungen – und 
50/5 – Altenhilfe/Krankenhaussozialdienst – in eine Abtei-
lung „Seniorenangelegenheiten/Pfl ege- und Wohnberatung, 
ambulante Pfl ege und stationäre Hilfen“ einmündeten.

Die aus der Einführung der Elemente der neuen Steuerung 
resultierenden Aufgaben (zentrale Budgetplanung und -koor-
dination, Kosten- und Leistungsrechnung/Rechnungswesen, 
Berichtswesen und Controlling) wurden abschließend als 
Steuerungsunterstützungsaufgabe im zur Fachbereichsleitere-
bene zugehörigen Zentralbereich angesiedelt.

Ein weiterer Hauptakteur bei der Aufgabe, Personengruppen mit 
zum Teil erheblichen Wettbewerbsnachteilen (wieder) in das 
Beschäftigungssystem zu integrieren, ist die Zentralstelle für 
Beschäftigungsförderung (ZFB), die dem Fachbereich Jugend-
hilfe und Beschäftigungsförderung angegliedert wurde.

Die Seniorenheime der Stadt Krefeld als Organisationseinheit 
besonderer Art wurden im Hinblick auf ihre Sonderrechtsform 
mit der Bezeichnung „50/Seniorenheime der Stadt Krefeld“ 

ausgewiesen. Die Seniorenheime der Stadt Krefeld werden 
nunmehr unter dem Dach einer gGmbH geführt. Damit erfolg-
te eine gänzliche Loslösung aus der Organisationsstruktur des 
Fachbereiches Soziales.

Ausblick 
Das Jahr 2004 wird für den Fachbereich Soziales der Stadt 
Krefeld ein Jahr mit vielen Veränderungen sein. Durch die 
politischen Entscheidungen hinsichtlich einer Modernisierung 
des Arbeitsmarktes ist es insbesondere das unter „Hartz IV“ 
fi rmierende vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt, das diese Veränderungen mit sich bringen wird.

Die Zusammenlegung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe zu einer 
mit „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ titulierten und in einem 
neuen SGB II festgelegten einheitlichen Transferleistung bringt im 
Sinne von Kunden- und Marktorientierung Vorteile, da die bisher 
bestehende duale Trägerschaft zwar de facto weiter besteht, eine 
Leistungserbringung aber gemeinschaftlich durch die Agentur 
für Arbeit und die Kommunen in eigens hierfür zu gründenden 
Arbeitsgemeinschaften, die in die JobCenter der Agentur für 
Arbeit integriert werden, erfolgen soll. Grundsicherung für Ar-
beitsuchende sollen grundsätzlich alle Erwerbsfähigen zwischen 
15 und 65 erhalten, wobei sich die Defi nition der Erwerbsfähigkeit 
an den rentenrechtlichen Grundlagen orientieren wird.

Gerade die Trägerschaft der neuen Leistung weist auf die Ver-
änderungen hier im Fachbereich hin, so dass die nachfolgenden 
Ausführungen zur Zeit noch als spekulativ bezeichnet werden 
können. Bei einer gemeinsamen Trägerschaft der Bundesa-
gentur für Arbeit und der Kommune in einer im JobCenter der 
Agentur für Arbeit integrierten Arbeitsgemeinschaft würden für 
den originären Fachbereich Soziales der Stadt Krefeld lediglich 
das Klientel der Asylbewerber, der Personen, die Leistungen im 
Rahmen der Grundsicherung für über 65-Jährige oder dauerhaft 
Erwerbsgeminderte erhalten sowie der Personen, die in den 
Leistungsbereich des dann neu formulierten SGB XII, ehemals 
BSHG (Bundessozialhilfegesetzbuch), verbleiben. Sämtliche 
Erwerbsfähigen im Sinne der festgelegten Defi nition würden 
von der Arbeitsgemeinschaft betreut.

Soziale Hilfen
Sozialhilfe wird nach den Bestimmungen des Bundessozialhilfe-
gesetzes (BSHG) in der zur Zeit gültigen Fassung gewährt. Die So-
zialhilfe ist vom Grundsatz des Nachrangs (Subsidiaritätsprinzip) 
bestimmt. Sozialhilfe erhält daher nicht, wer sich selbst helfen 
kann oder die Hilfe von anderen, besonders von Angehörigen 
oder Trägern anderer Sozialleistungen, erhält. Die Stadt Krefeld 
hat als örtlicher Träger der Sozialhilfe grundsätzlich jedem Hilfs-
bedürftigen Sozialleistungen zu gewähren. Die Bedürftigkeit ist 
dabei von jedem Hilfe Suchenden glaubhaft zu belegen.

Durch innovative Maßnahmen in allen Bereichen/Abteilungen 
des Fachbereiches ist es gelungen, die Ausgaben im Berichts-
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zeitraum zu drosseln. Von 87,7 Millionen Euro im Jahr 1996 
reduzierte sich der Etat im Jahr 2002 auf circa 66 Millionen Euro. 
Das vorläufi ge Rechnungsergebnis für 2003 weist zwar einen 
Anstieg auf etwa 70,6 Millionen Euro aus, der jedoch ursächlich 
auf die Einführung der Grundsicherung zurückzuführen ist. 

Gerade aufgrund stetig steigender Fall- und Personenzahlen war 
der Fachbereich Soziales bemüht, die Ausgaben zu begrenzen be-
ziehungsweise Einsparungen zu erzielen. Diesem Grundsatz fol-
gend, wurde zunächst in den Personalsektor investiert. So konnte 
gewährleistet werden, dass die Fallzahlen pro Sachbearbeiter auf 
ein Niveau gesenkt wurden, das eine korrekte, den Bedürfnissen 
des einzelnen Hilfe Suchenden entsprechende Sachbearbeitung 
ermöglicht. Eine Optimierung der Arbeitsabläufe brachte im 
Herbst 1999 eine für das Stadtgebiet Krefeld fl ächendeckende 
einheitliche Erstantragsaufnahme. Dieses Erstantragsverfahren 
hat seine Stärken in der Terminvergabe für Erstberatungsge-
spräche außerhalb der allgemeinen Sprechzeiten, die zu einer 
strukturierten Antragsaufnahme und Gesprächsführung von bis 
zu zwei Stunden Dauer führt, in der Intensivierung der Zugangs-
prüfung, mit der Maßgabe auch dem Sozialhilfemissbrauch zu 
begegnen, in der Dokumentation nach einheitlichem Muster 
unter Verwendung eines standardisierten Antragsformulars 
mit anhängigem Gesprächsleitfaden, im Abschluss von Hilfe-
vereinbarungen zwischen Klienten und dem Fachbereich sowie 
in wiederholten Beratungsterminen, die zielgerichtet zu einer 
Verselbständigung aus der Hilfe führen sollen.

Zudem wurde der Aufgabenkatalog der Sozialhilfeabteilung 
vielfältiger. Der Bereich des Unterhaltsvorschusswesen, zuvor 
dem Fachbereich 51 – Jugendhilfe und Beschäftigungsförde-
rung – anhängig, wurde dem Fachbereich 50 angegliedert. Mit 
Wirkung vom 1. Januar 2003 ist das Grundsicherungsgesetz 
(GSiG) in Kraft getreten. Das im Rahmen der Rentenreform 
2000 beschlossene Gesetz sieht vor, dass über 65-jährige und 
vollerwerbsgeminderte 18- bis 65-jährige ab dem 1. Januar 
2003 bedürftigkeitsabhängig Grundsicherungsleistungen erhal-
ten, die der Höhe nach der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
Bundessozialhilfegesetz entsprechen. Die Stadt Krefeld trägt 
im Fachbereich Soziales der neuen Aufgabe Rechnung, in dem 
sie in der Abteilung „Sozialhilfe und Unterhaltsvorschuss“ eine 
12. Arbeitsgruppe installiert hat, die sich ausschließlich mit den 
Bestimmungen des Grundsicherungsgesetzes befasst.

Sozialhilfebericht 1997 bis 2002
Im Jahr 2003 ist in Zusammenarbeit mit dem Fachbereich 
Bürgerservice, Abteilung Statistik, und dem Fachbereich Sozi-
ales der Sozialhilfebericht 1997 bis 2002 entstanden. Ziel des 
Berichtes ist es, die Entwicklung der Sozialhilfebedürftigkeit 
in der Stadt Krefeld für den Zeitraum von 1997 bis 2002 dar-
zustellen und zugleich Einblick in Struktur und Ursachen von 
Sozialhilfebedürftigkeit zu gewinnen. Von 1997 bis 2001 ist 
die Zahl der Sozialhilfeempfänger in Krefeld von 15 694 auf 12 
127 zurückgegangen. Für den Stichtag 31. Dezember 2002 ist 
eine weitere Abnahme auf 11 535 zu verzeichnen, die allerdings 
zum Teil auf den Einfl uss des Grundsicherungsgesetzes (GSiG) 
zurückzuführen ist.

Einige weitere, schlaglichtartig dargestellte Ergebnisse der 
amtlichen Sozialhilfestatistik für das Jahr 2002:

• circa 46 Prozent der Hilfeempfänger waren nicht im erwerbs-
fähigen Alter

• circa 39 Prozent der Hilfeempfänger waren unter 18 Jahre alt
• 126 von 1000 Kindern im Alter von unter sechs Jahren waren 

auf Sozialhilfe angewiesen
• 96 von 1000 Kindern und Jugendlichen im Alter zwischen sechs 

und unter 18 Jahren waren auf Sozialhilfe angewiesen
• bereits die zweitgrößte Gruppe unter den Bedarfsgemein-

schaften in der Sozialhilfe waren mit circa 31 Prozent die 
Alleinerziehenden

• circa 70 Prozent aller Kinder und Jugendlichen unter 18 Jah-
ren in der Sozialhilfe lebten in einem Alleinerziehendenhaus-
halt

• circa 41 Prozent der Hilfeempfänger zwischen 15 und 
65 Jahren waren als arbeitslos (mit oder ohne Leistungen 
des Arbeitsamtes) eingestuft

• circa 54 Prozent der Hilfeempfänger zwischen 15 und 
65 Jahren hatten keinen Schulabschluss beziehungsweise 
höchstens einen Volks- oder Hauptschulabschluss

• circa 50 Prozent der Hilfeempfänger zwischen 15 und 65 Jah-
ren hatten keine Berufsausbildung und befanden sich auch 
nicht in Ausbildung

Wichtigstes Ergebnis der Untersuchungen ist, dass Sozial-
hilfebedürftigkeit unterschiedliche Ursachen hat: Die in der 
öffentlichen Diskussion im Vordergrund stehende Arbeits-
losigkeit ist eine wichtige, aber nicht die einzige Ursache 
für den Sozialhilfebezug. Daneben und zum Teil unabhängig 
davon spielen besondere Lebenssituationen wie zum Beispiel 
Krankheit, Trennung, Scheidung oder Geburt eines Kindes als Ur-
sachen eine Rolle. Besonders hervorgehoben werden muss die 
Bedeutung der Gruppe der Alleinerziehenden und ihrer Kinder in 
der Sozialhilfe. Deutlich wird, dass die große Hilfebedürftigkeit 
von Kindern in vielen Fällen im Zusammenhang mit der Situation 
Alleinerziehender betrachtet werden muss.

Kennzahlenvergleich
Der interkommunale Kennzahlenvergleich der mittleren Groß-
städte in Nordrhein-Westfalen für den Bereich der offenen 
Sozialhilfe wurde in 2003 zum sechsten Male seit 1997 durch-
geführt. An diesem Vergleich waren 17 beziehungsweise sind 
seit dem Jahr 2000 18 nordrhein-westfälische Großstädte mit 
einer Einwohnerzahl zwischen 100 000 und 500 000 beteiligt. 
Die Stadt Krefeld hat nunmehr zum fünften Mal an diesem 
Kennzahlenvergleich mitgewirkt. In den Jahren 2000 bis 2002 
am Vergleichsring beteiligt waren neben Krefeld folgende 
Städte: Aachen, Bielefeld, Bonn, Bochum, Bottrop, Gelsenkir-
chen, Hagen, Hamm, Herne, Leverkusen, Mönchengladbach, 
Mülheim/Ruhr, Moers, Münster, Remscheid, Solingen und 
Wuppertal. 

Bisherige interkommunale Vergleiche und Erfahrungsberichte 
haben gezeigt, dass eine wirksame Reduzierung der Sozialhilf-
eausgaben den gezielten Einsatz von qualifi ziertem Personal 
erfordert. Dabei sind jedoch unterschiedliche Schwerpunkt-
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setzungen – Steuerung des Zugangs in die Sozialhilfe oder 
Steuerung des Austritts aus der Sozialhilfe – möglich. Ein 
wesentliches Ergebnis aus dem Kennzahlenvergleich 1998 
– also dem ersten Teilnahmejahr der Stadt Krefeld – war die 
Erkenntnis, dass die Sozialhilfedichte in Krefeld mit 70 Hilfe-
empfängern auf 1 000 Einwohner zum Stichtag 31. Dezember 
1998 relativ hoch gelegen hat. Der durchschnittliche Wert aller 
Vergleichsstädte betrug 52. 

Im interkommunalen Vergleich ist für Krefeld eine kontinuierlich, 
zum Teil auch deutlich positivere Tendenz festzustellen. Der 
Wert der Sozialhilfedichte sank von 70 im Jahr 1998 auf 63 im 
Jahr 1999, dann auf 59 im Jahr 2000 und schließlich auf 57 zum 
31. Deze 2001. Für das Jahr 2002 beträgt er ebenfalls 57. 

Nach weiterer Auswertung des Kennzahlenvergleiches macht 
sich die in Krefeld zu verzeichnende Entwicklung in der Sozial-
hilfe offenbar besonders bei den „arbeitsmarktnahen“ Alters-
gruppen zwischen 18 und 34 Jahren bemerkbar: Die altersspe-
zifi schen Sozialhilfedichten haben sich in dieser Altersgruppe 
bereits 1999 am deutlichsten von allen Altersgruppen verringert. 
Der Städtevergleich weist für Krefeld stets einen deutlich unter 
dem Durchschnitt liegenden Anteil an Neufällen (Fälle mit einer 
Bezugsdauer von unter einem Jahr) aus. Die schon für 1998 
niedrige Zugangsquote ist in 1999 auf den niedrigsten Wert 
unter allen 18 Vergleichsstädten gesunken. Für das Jahr 2000 
weisen lediglich die Städte Bonn und Aachen einen günstigeren 
Wert auf, im Jahr 2001 lediglich die Stadt Bochum, im Jahr 
2002 nur Bonn und Bottrop.

Auf Krefeld bezogen lässt sich als wichtigstes Ergebnis fest-
halten, dass die Sozialhilfeabhängigkeit im Vergleich zu der 
Gesamtheit der 18 Städte sich hier in fünf Jahren hintereinander 
deutlich günstiger entwickelt hat als der Durchschnittstrend. 
Dazu beigetragen hat neben der weit entwickelten kommunalen 
Beschäftigungsförderung offensichtlich auch in hohem Maße 
die Intensivierung der Erstberatung von Hilfesuchenden durch 
den Fachbereich Soziales. Die zusammengefassten Ergebnisse 
des Kennzahlenvergleiches wurden im Rahmen des Sozialhilfe-
berichtes 1997 bis 2002 veröffentlicht.

Soziale Hilfen außerhalb des BSHG
Zum 1. Juli 2001 ist das Sozialgesetzbuch – Neuntes Buch – 
(SGB IX) zur Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 
in Kraft getreten. Hierdurch sollen die Selbstbestimmung und 
die gleichberechtigte Teilhabe behinderter Menschen und von 
Behinderung bedrohter Menschen am Leben in der Gesellschaft, 
insbesondere am Arbeitsleben, gefördert und Benachteiligun-
gen beseitigt werden. Die Träger der Sozialhilfe wurden in den 
Kreis der Rehabilitationsträger einbezogen. Die Leistungen zur 
Rehabilitation und Teilhabe behinderter und von Behinderung 
bedrohter Menschen (einschließlich Suchtkranke), die von der 
Stadt Krefeld in ihrer Zuständigkeit als Träger der Sozialhilfe 
oder als örtliche Fürsorgestelle zu erbringen sind, wurden in der 
Abteilung 502 – Sonstige soziale Hilfen außerhalb des BSHG 
– ab 1. Januar 2002 gebündelt.

Nach Paragraph 2 der Verordnung zur Ausführung des Bun-
dessozialhilfegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (AG-

BSHG NRW) sind den überörtlichen Trägern der Sozialhilfe die 
Zuständigkeit für ambulante Leistungen der Eingliederungshilfe 
für volljährige Menschen mit Behinderungen zum selbständigen 
Wohnen („Betreutes Wohnen“) übertragen worden. Mit Wir-
kung vom 1. Januar 2004 wurden die Landschaftsverbände in 
Nordrhein-Westfalen auch zuständig für die Hilfe zum Lebens-
unterhalt für den oben genannten Personenkreis.

Die Gewährung der Hilfe zum Lebensunterhalt für den genann-
ten Personenkreis wurde durch die Neufassung der Sozialhilfe-
satzung des Landschaftsverbandes Rheinland auf die örtlichen 
Träger delegiert. 

Spätaussiedler: Durch das Haushaltssanierungsgesetz wurde 
das Bundesvertriebenengesetz im Jahre 1999 geändert. Dies 
hatte zur Folge, dass die Quote der Spätaussiedler auf der Basis 
des Jahres 1998 festgelegt wurde. Für Krefeld bedeutet dies 
gerade ab 2001 einen Rückgang der Spätaussiedlerzuweisun-
gen. Die Quote der aufgenommenen Spätaussiedler lag bereits 
im Mai 2001 bei 143 Prozent und war mithin mehr als erfüllt. 
Im Hinblick auf die für diesen Personenkreis erheblichen Sozi-
alhilfekosten war eine Aufnahme über die Freistellungsgrenze 
hinaus nicht vertretbar. Krefeld belegte mit diesem Wert einen 
Spitzenplatz unter den kreisfreien Städten der Bezirksregierung 
Düsseldorf. Lediglich Härtefälle (Familienzusammenführung und 
ähnliches) können zur Zeit noch in Ausnahmefällen mit einer 
Zuweisung nach Krefeld rechnen.

Auch das Zuwanderungsgesetz zielt auf die Sprachproblematik 
ab, ohne sich der historischen Verantwortung gegenüber den 
Russlanddeutschen zu entziehen. Dennoch soll der Mitzug von 
Familienangehörigen künftig vom Bestehen einer Sprachprüfung 
abhängig gemacht werden.

Schwerbehinderte und Kriegsopferfürsorge: Die örtliche 
Fürsorgestelle der Stadt Krefeld hat, wie in den Jahren zu-

Durch das Sozialgesetzbuch – Neuntes Buch – soll die Be-
nachteiligung behinderter Menschen verhindert werden
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vor, aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Arbeitsverhältnisse 
für Schwerbehinderte ermöglicht. Hilfestellungen erfolgten 
durch technische Arbeitshilfen, durch Hilfe zum Erreichen des 
Arbeitsplatzes, Hilfen zur wirtschaftlichen Selbständigkeit, 
Wohnungshilfen, Fortbildung, Hilfen in besonderen behinde-
rungsbedingten Lebenslagen, Ausstattung von Arbeitsplätzen, 
Betreuungsaufwand und durch Sicherungsmaßnahmen.

Die örtliche Fürsorgestelle führt zudem im Rahmen des beson-
deren Kündigungsschutzes für Schwerbehinderte Kündigungs-
schutzmaßnahmen durch. Die Zahlen im Berichtszeitraum liegen 
nahezu konstant bei jährlich etwa 100 Verfahren, wobei etwa 
80 Prozent der Fälle in eine ordentliche Kündigung mündeten. 
Den restlichen 20 Prozent der betroffenen Schwerbehinderten 
wurde außerordentlich gekündigt.

Laut Beschluss des SGA wurde von Oktober 1999 bis Dezember 
2001 vom Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. (ISS 
e.V.) in Frankfurt/Main der „Plan für Menschen mit Behinderung 
in Krefeld“ unter Begleitung einer Arbeitsgruppe erstellt. Mit 
diesem Plan wurde ein weiterer Baustein einer integrierten So-
zialplanung abgeschlossen. Der Plan ist eine Bestandsaufnahme 
und umfasst insbesondere umfangreiche Informationen über 
Defi nitionen, fachliche Standards, professionelle Erfahrung, er-
folgreiche Entwicklungen, erreichte Ausstattungen, erkennbare 
Mängel und rechtliche Rahmenbedingungen.

Bei der Kriegsopferfürsorge lag zu Beginn des Berichtzeitrau-
mes die Zahl der Hilfefälle bei 160. Die Zahl hat sich seitdem 
unwesentlich auf 140 verringert. Ebenfalls altersbedingt ist die 
Zahl der Erholungssuchenden leicht zurückgegangen. Waren es 
zunächst noch etwa 200 Bewilligungen jährlich, so ist diese Zahl 
auf etwa 150 Bewilligungen pro Jahr zurückgegangen.

Förderung der 
Wohlfahrtspfl ege
Auch in den Jahren 1999 bis 2003 konnten Mittel in nahezu 
unveränderter Höhe zur Unterstützung und Förderung der freien 
Trägerarbeit in der Wohlfahrtspfl ege bereitgestellt werden. In 
den Jahren 2002 und 2003 konnten wegen der äußerst schwie-
rigen Finanzlage der Stadt Krefeld einige Zuschüsse nicht mehr 
in vollem Umfang, sondern lediglich in Höhe von 90 Prozent der 
Haushaltsansätze ausgezahlt werden. Die betroffenen Träger 
haben jedoch ausnahmslos Wege gefunden, diese Einnah-
meausfälle aufzufangen und ihre Arbeit auch in den von den 
Kürzungen betroffenen Bereichen fortzusetzen.

Zu den laufenden Zuschüssen im Einzelnen:

• Seit Jahren erhalten Caritasverband e.V., Diakonisches Werk, 
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband, Deutsches Ro-
tes Kreuz und Arbeiterwohlfahrt jeweils in gleicher Höhe 
Pauschal-Zuschüsse als Erstattung der Kosten, die ihnen in 
Ausübung ihrer Tätigkeiten entstehen. Seit dem Jahr 2000 
ist auch die jüdische Gemeinde an diesen Fördermitteln be-

teiligt, wobei die Gesamt-Zuschusssumme mit 49 090 Euro 
unverändert blieb. Im Jahr 2003 wurden von dieser Summe 
lediglich 90 Prozent zur Auszahlung freigegeben.

• Der Behindertenfahrdienst in der Stadt Krefeld wird ebenfalls 
bereits seit Jahren gefördert (im Jahr 2003 mit circa 115 000 
Euro). Träger des Fahrdienstes sind PariMobil gGmbH, Mal-
teser Hilfsdienst und Deutsches Rotes Kreuz.

• Der jährliche Zuschuss an den Verband der Kriegs- und Wehr-
dienstopfer, Behinderten und Sozialrentner Deutschlands 
(VdK) lag bei circa 5 100 Euro (2003 lediglich 90 Prozent).

• Die Stadt Krefeld hat auch weiterhin die Inanspruchnahme 
von mobilen Mahlzeitendiensten bezuschusst. Die Mittel 
lagen bei jährlich etwa 10 000 Euro. Vorwiegend wird die 
Versorgung durch den Caritasverband e.V. und den Verein 
für Haus- und Krankenpfl ege sichergestellt.

• Die Förderung der Altenclubs lag bei jährlich insgesamt circa 
150 000 Euro (2003 lediglich 90 Prozent).

• Dem Heilpädagogischen Zentrum gGmbH wurden aufgrund 
gesetzlicher Verpfl ichtung die für die Früherfassung und -be-
treuung von behinderten Kindern entstehenden Personal- und 
Sachkosten erstattet (Summe 2003: circa 175 000 Euro).

• Maßnahmen ausländischer Mitbürger wurden jährlich mit 
172 00 Euro gefördert (2002 und 2003 jeweils 90 Prozent).

• Der Zuschuss für die Schuldnerberatung des Diakonischen 
Werkes lag unverändert bei jährlich circa 150 000 Euro, im 
Jahr 2003 bei 166 000 Euro. 

• Der Zuschuss an das Arbeitslosenzentrum Krefeld/Meer-
busch e.V. betrug jährlich circa 10 230 Euro (2002 nur 90 Pro-
zent). Da das Arbeitslosenzentrum seit 2002 kostendeckend 
arbeiten kann, wurde erstmals 2003 ein städtischer Zuschuss 
nicht mehr ausgezahlt.

• Die Krefelder Familienhilfe e.V. erhält seit Jahren einen 
Personalkostenzuschuss von zuletzt 27 100 Euro.

• Die Arbeiterwohlfahrt erhält einen Zuschuss zu ihren Perso-
nalkosten für einen Sozialbetreuer für türkische Mitbürger in 
Höhe von jährlich circa 38 350 Euro (2002 und 2003 lediglich 
90 Prozent).

• Die Aufwendungen für die Nichtsesshaftenbetreuung, 
welche das Diakonische Werk im Auftrag der Stadt Krefeld 
durchführt, betragen etwa 180 000 Euro jährlich.

• Seit 1997 führt das Diakonische Werk auch das Projekt 
„Betreutes Wohnen“ durch. Die Stadt Krefeld hat diese 
Arbeit noch 2001 mit 14 343 Euro unterstützt (2002 und 
2003 lediglich 90 Prozent).

• Bis einschließlich 2001 wurde dem Sozialdienst katholischer 
Frauen ein Personalkostenzuschuss in Höhe von circa 17 400 
Euro gewährt.

• Seit 1999 erhält der Sozialdienst katholischer Frauen e.V. 
einen Zuschuss von jährlich 14 020 Euro zu seinen Zins- und 
Tilgungsaufwendungen für ein Darlehen zur Sanierung des 
Frauenhauses.

• Weitere Zuschüsse, wie an den Nachbarschaftsladen Fischeln, 
die Bahnhofsmission und andere, konnten ebenfalls, teilweise 
ab 2002 nur zu 90 Prozent, weitergewährt werden. 

• Ab 2004 wird das Projekt „Medimobil“, welches sich ambu-
lant um die medizinische Versorgung von wohnungslosen und 
suchtkranken Menschen kümmert, durch einen städtischen 
Zuschuss von circa 1 600 Euro unterstützt.
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Seniorenangelegenheiten
Im Rahmen der Umsetzung der neuen Steuerung wurde mit 
Wirkung vom 1. Oktober 2000 der Aufgabengliederungsplan 
neu festgelegt. Die bisherige Abteilung 50/4 „Ambulante Pfl ege 
und Stationäre Hilfen“ sowie die Abteilung 50/5 „Altenhilfe/
Krankenhaussozialdienst“ wurden Abteilung 50/3. Durch Per-
sonalgestellungsverträge wurde der Krankenhaussozialdienst 
aus dieser Abteilung ausgegliedert und den Krankenhäusern 
überstellt.

Als Nachfolger des Sonderdienstes Altenhilfe in Heimen nimmt 
der Pfl egeinformationsdienst jetzt mit erweitertem Aufgaben-
kreis die Beratung nach § 4 Landespfl egegesetz wahr. Nach wie 
vor wird die Heimplatzvermittlung koordiniert und die nachge-
hende Beratung und Hilfe für Heimbewohner als aufsuchende 
Einzelfallbetreuung durchgeführt. Für die Betreuungsbehörden 
werden die Sozialberichte für Heimbewohner und in Kurzzeit-
pfl egeeinrichtungen erstellt.

Im Bereich „Stationäre Hilfen“ ergaben sich vielfältige Ände-
rungen für die Sachbearbeitung durch das Inkrafttreten des 
Pfl egeversicherungsgesetzes. Hinzu kommt das zweite Gesetz 
zur Modernisierung von Regierung und Verwaltung in Nordrhein-
Westfalen. Zudem ist ab 2004 die gesamte Zahlbarmachung 
der stationären Hilfe zur Pfl ege vom Landschaftsverband auf 
die Kommunen übertragen.

Die Krefelder Pfl egekonferenz behandelte verschiedene Aspekte 
der Schnittstellenproblematik bei der Entlassung pfl egebedürfti-
ger Menschen aus einer Krankenhausbehandlung. Das Ziel war 
die Verbesserung der Anschlussversorgung durch Verschreibung 
beziehungsweise Beschaffung der notwendigen Medikamente 
und Einleitung der indizierten therapeutischen Maßnahmen. 
Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Versorgung von Bewoh-
nern stationärer Pfl egeeinrichtungen mit Pfl egehilfsmitteln.

Die Pfl egekonferenz verabschiedete im November 2000 eine 
Entschließung an den Landespfl egeausschuss, in der die 
Vereinbarung verbindlicher Rahmenvereinbarungen zwischen 

Kosten- und Leistungsträgern im Hinblick auf die Gewährung 
von Pfl ege-/Hilfsmitteln angeregt wurde. Ziel war es außerdem, 
durch ein standardisiertes Bearbeitungsverfahren seitens der 
Kostenträger die Bearbeitungsdauer zu reduzieren. Die zwi-
schenzeitliche Entwicklung zeigt auf, dass die Probleme der 
Pfl egeeinrichtungen in der Tat auf besondere Streitfälle be-
schränkt bleiben und die Krankenkassen überwiegend tragbare 
Entscheidungs- und Bearbeitungszeiträume anbieten können.

Mitte 2001 wurde daher auf Initiative der Pfl egekonferenz eine 
Arbeitsgruppe ins Leben gerufen, die verschiedene Aspekte 
der Altenpfl egeausbildung behandelte. Möglichkeiten zur Ver-
besserung des Arbeitsumfeldes sollen ausgelotet werden. 
Relevante Jahrgänge der weiterführenden Schulen in Krefeld 
sollen mittels Wettbewerb für das Berufsfeld der Altenpfl ege 
interessiert werden. Als weitere Initiative der Arbeitsgruppe 
wurde die Hochschule Niederrhein mit einer Untersuchung zum 
Thema „Verbesserung der aktuellen Ausbildungs- und Personal-
situation in ambulanten und stationären Pfl egeeinrichtungen“ 
beauftragt. Der Bericht wurde im Herbst 2003 im Sozial- und 
Gesundheitsausschuss des Rates der Stadt Krefeld vorgestellt. 
Als eine Konsequenz der Untersuchungsaussagen bemühte sich 
die Stadt Krefeld mit Erfolg um die Übernahme des Fachsemi-
nars für Altenpfl ege, das der VDAK zum 1. Juni 2003 aufgegeben 
hatte. Mit Hilfe der zusätzlich ausgebildeten Altenpfl eger soll 
die Pfl egeinfrastruktur in Krefeld gestärkt werden.

Mit Wirkung vom 1. August 2003 wurde das Landespfl egegesetz 
NRW novelliert. Hieraus ergaben sich zum Teil einschneidende 
Änderungen der Rahmenbedingungen des Pfl egemarktes. So 
wurde die für die Investitionskostenförderung bis dahin üb-
liche Objektförderung stationärer Pfl egeeinrichtungen mittels 
zinsloser Darlehen vollständig in eine Subjektförderung (Pfl ege-
wohngeld) überführt. Auf diese Weise verloren die Städte und 
Gemeinden ihre Steuerungsmöglichkeit, so dass sich nach dem 
ambulanten nun auch der stationäre Pfl egemarkt weitgehend 
unreglementiert darstellt. Als Folge dessen steht mittelfristig 
ein Ausbau der Pfl egeplatzkapazitäten mit entsprechend nega-
tiven Auswirkungen für die Sozialhilfeträger zu erwarten. Au-
ßerdem wurde auch die Investitionskostenförderung für Tages-, 
Nacht- und Kurzzeitpfl egeeinrichtungen von einer pauschalen 
Vergütung von 80 Prozent der angefallenen Kosten (unabhängig 

Tanz und Unterhaltung: Die Betreuung der Senioren in 
den Krefelder Altenheimen

Die Wohnberatung präsentierte sich 2000 am Stand des 
Seniorenbeirats auf der Rheinischen Landesausstellung
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von der Belegung) auf eine Vergütung von 100 Prozent, jedoch 
bezogen auf tatsächliche Belegungstage, umgestellt. Die Bear-
beitungszuständigkeit wechselte dabei vom überörtlichen auf 
den örtlichen Träger der Sozialhilfe.

Ziel der Wohnberatung ist, das Leben in der eigenen Wohnung 
bei Behinderungen und Pfl egebedürftigkeit möglichst lange zu 
gewährleisten. Eine rechtzeitige Wohnungsanpassung ermög-
licht dieses „wohnen bleiben können“ im vertrauten Umfeld.

Inzwischen hat der Bereich der wohnlichen Umgestaltungen 
größere Wichtigkeit erlangt. Die Beratung zu Hilfsmitteln wird 
dabei von den Krankenkassen durchgeführt. Lediglich die zum 
Umbau dazugehörenden Hilfsmittel werden in Abstimmung mit 
der Wohnberatung angepasst.

Öffentlichkeitsarbeit wird in der Wohnberatung groß geschrie-
ben. Stellvertretend für eine Vielzahl von Außendarstellungen 
sei an dieser Stelle die Beteiligung der Wohnberatung am Stand 
des Seniorenbeirats auf der Rheinischen Landesausstellung im 
Jahr 2000 erwähnt. 

Fachbereich 
Wohnungswesen
Wohnungsbauförderung
Die Wohnungsbauförderung unterteilt sich in die Förderung 
von Mietwohnungsbau, Eigenheimbau und Modernisierung. 
Ziel der Wohnungsbauförderung ist es, Haushalte, die sich am 
Markt nicht angemessen versorgen können, zu unterstützen. Das 
Zweite Wohnungsbaugesetz wurde im September 2001 durch 
das Gesetz über die soziale Wohnraumförderung abgelöst. Durch 
die neuen Bestimmungen soll mehr die Förderung im Bestand 
gestärkt werden. Die Umsetzung der neuen Bestimmungen des 
Bundes durch das Land Nordrhein-Westfalen erfolgte mit dem 
Inkrafttreten der Wohnraumförderungsbestimmungen des Landes 
vom 5. Februar 2003.

Mit öffentlicher Wohnbauförderung errichtet, Häuserzeile 
im Wohngebiet Schicksbaum

... bei der Sanierung der Häuser an der Melanchthon-
straße am Krefelder Klinikum

Alte Bausubstanz in neuem Glanz: Die Devise für den 
Fachbereich Wohnungswesen der Stadt ...

Anzahl der geförderten Wohnungseinheiten:

1999 2000 2001 2002 2003
_______________________________________________________

344 62 16 24 8

Eigenheimbau: Zur Bildung von Eigentum zu tragbaren Be-
lastungen werden der Bau beziehungsweise Kauf von neuen 
oder bereits bestehenden Immobilien mit Hilfe verschiedener 
Fördertypen des Landes gefördert.  Die Fördertypen sind auf 
bestimmte Zielgruppen, die abhängig sind vom Einkommen und 
Familienstand, zugeschnitten.

Anzahl der geförderten Eigenheime/Eigentumswohnungen:

1999 2000 2001 2002 2003
_______________________________________________________

   55 113 204 274 192

Modernisierung: Mit Mitteln des Landes wird die Modernisie-
rung von Familienheimen, Eigentumswohnungen und Mietwoh-
nungen gefördert. Förderzweck ist die nachhaltige Verbesserung 
des Gebrauchswertes der Wohnungen, die Verbesserung der 
allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer, die nachhaltige Ein-
sparung von Heizenergie und Wasser und die Erhaltung von 
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Wohnungen mit sozial tragbaren Mieten. Zuletzt wurden aber 
nur noch im Jahr 1999 zwei Wohnungen gefördert.

Wohnraumvermittlung und 
Wohnberechtigungsscheine
Seit Ende April 1994 gibt es im Fachbereich Wohnungswe-
sen die Wohnraumvermittlung. Obwohl die Hauseigentümer 
bis auf das Besetzungsrecht grundsätzlich nach eigenem 
Ermessen über die Wohnungsvergabe entscheiden, konnte in 
vielen Fällen hilfreich zwischen Bürgern und Hauseigentümern 
vermittelt werden. Inzwischen ist festzustellen, dass eine echte 
Wohnungsnot nicht mehr besteht. Lediglich bei Großfamilien 
sind noch Wohnungsengpässe zu verzeichnen. Durch die verän-
derte Situation gestaltet sich die Vermittlung vieler Wohnungen 
zunehmend schwieriger, da sowohl die Wohnungssuchenden 
als auch die Eigentümer immer höhere Anforderungen stellen. 
Darüber hinaus ist durch die freiwillige vorzeitige Rückzahlung 
der seinerzeit bewilligten öffentlichen Darlehen der Bestand der 
sozialgebundenen Wohnungen rückläufi g:

Sozialwohnungsbestand jeweils am 31. Dezember:

1998 1999 2000 2001 2002
_______________________________________________________

17 680 17 464 16 649 16 614 16 528

Zum Bezug der Wohnungen ist ein Wohnberechtigungsschein 
erforderlich. In den vergangenen fünf Jahren wurden folgende 
Wohnberechtigungsscheine ausgestellt:

1999 2000 2001 2002 2003
_______________________________________________________

3230 3141 3060 2876 2940

Im Bereich der Ausgleichszahlung (früher Fehlbelegerabgabe) 
werden nach wie vor alle drei Jahre die sozialgebundenen 
Wohnungen auf ihre ordnungsgemäße Nutzung überprüft. 

Obdachlosenfürsorge
Die Hauptursache für das Entstehen von Obdachlosigkeit ist 
in erster Linie die unpünktliche Mietzahlung. Soweit Familien 
oder Einzelpersonen durch Räumungsklagen obdachlos werden, 
sorgt die Obdachlosenhilfe dafür, dass sie in freie Obdachlo-
senunterkünfte eingewiesen werden. Insgesamt 108 Haushalte 
mit 301 Personen sind in städtischen Obdachlosenunterkünf-
ten untergebracht. Durch die erfolgreiche Arbeit der Zentralen 
Fachstelle, die jährlich bis zu 920 Fälle bearbeitet sowie die 
gezielte Betreuung der Untergebrachten, konnte die Zahl der 
Obdachlosen seit 1999 um 42 Prozent reduziert werden.  Die 
entspannte Situation auf dem Wohnungsmarkt war für diesen 
Erfolg hilfreich. Nichtsesshafte werden im Obdachlosenasyl 
Lutherstraße untergebracht, das im Auftrag der Stadt durch 

das Diakonische Werk betrieben wird. Hier stehen insgesamt 
40 Übernachtungsplätze zur Verfügung. Der Fachbereich Woh-
nungswesen hält für den Winter weitere Übernachtungsplätze 
an der George-C-Marshall-Straße bereit.

Aussiedler
Der Zustrom von Aussiedlern nach Krefeld hat sich in den letzten 
Jahren weiter reduziert. Durch die drei Übergangswohnheime 
– 1999 waren es noch vier – ist für die ankommenden Aussied-
ler eine vorübergehende Unterbringung gesichert. Derzeit sind 
noch 251 Aussiedler und jüdische Flüchtlinge aus dem Osten 
Europas untergebracht.

Asylbewerber
Die Stadt Krefeld unterhält zur Zeit noch fünf Übergangsheime 
für die Unterbringung von asylbegehrenden Ausländern. Derzeit 
sind in den Übergangswohnheimen 370 Asylbewerber aus mehr 
als 40 Nationen untergebracht. Die Zahl der Asylbewerber ist 
damit seit 1999 um über 60 Prozent zurückgegangen. Aufgrund 
der derzeitigen Rechtslage stagniert die Zuweisung weiterer 
Asylbewerber und Flüchtlinge.

Wohngeld
Wohngeld wird in Form von Miet- und Lastenzuschüssen bereits 
seit Ende der 60er Jahre gewährt und ist seitdem zum festen 
Bestandteil der sozialen Wohnungsmarktwirtschaft geworden. 
Durch die Wohngeldgesetzesänderung zum 1. Januar 2001 hat 
sich für viele Wohngeldempfänger der Wohngeldanspruch deut-
lich erhöht. Der Unterschied zu den Vorjahren ist an der Höhe des 
ausgezahlten Wohngeldes klar erkennbar. Zum 1. Januar 2003 
trat das Gesetz über die Grundsicherung im Alter in Kraft. Die 
Einführung dieser Sozialleistung wirkte sich auch nachhaltig auf 
den Kreis der Wohngeldempfänger aus, da im Regelfall auch für 
den Personenkreis der Grundsicherungsempfänger Wohngeld 
gewährt wird. So wurde im Jahr 2003 insgesamt die höchste 
Wohngeldsumme der letzten zehn Jahre ausgezahlt.

 1999 2000 2001 2002 2003
_______________________________________________________

Bearbeitete Anträge 9 618 9 145 11 548 11 559 13 374
Ablehnungen 730 721  725 741 726
Wohngeldempfänger 4 780 4 519 4 799 4 112 5 462
Ausgezahltes Wohngeld 
in Millionen EUR 5.3 5.0 7.8 8.6 11.6
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Kultur

Die Initiative „Kultur macht Reich“ schafft ein Netzwerk der kulturellen Einrichtungen der Stadt Krefeld. Eine Plakatserie 
zeigt für jedes Institut ein ungewöhnliches Motiv – hier das Motiv des Krefelder Kulturbüros
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Zentralbereich Kultur  –
Serviceleistungen für 
die Kulturinstitute
Der Zentralbereich Kultur nahm zum 1. Dezember 2000 als neue 
Organisationseinheit offi ziell seine Arbeit auf und ist unmittelbar 
dem Geschäftsbereichsleiter für Soziales, Jugend und Kultur zu-
geordnet. Hintergrund für die Einrichtung dieser Organisations-
einheit waren die Auswirkungen des Neuen Steuerungsmodells, 
welches den Grundgedanken einer dezentra len Fach- und auch 
Ressourcenverantwortung beinhaltet. Während die Krefelder 
Kulturinstitute, gleichsam mit dem ebenfalls neu gegründeten 
Kulturbüro, nun zur Durchführung ihrer originären kulturellen 
Aufgaben einen Zuwachs an Eigenständigkeit erfuhren, galt es, 
die vom ehemaligen Kulturamt wahrgenommenen Serviceleis-
tungen effektiv und kompetent einer neuen Organisationseinheit 
zu übertragen. Weg von der bisherigen Vorgesetztenstruktur des 
Kulturamtes ist es nun eine der Hauptaufgaben des Zentral-
bereichs, die Kulturinstitute bei der Umsetzung des Leitbildes 
und der Zielvereinbarungen bestmöglich zu unterstützen und zu 
beraten. Das Spektrum reicht dabei von Beratungen in Belangen 
des Haushalts- und Kassenrechts bis zu Angelegenheiten von 
institutsübergreifender Bedeutung, wie beispielsweise der 
Geschäftsführung des Kulturausschusses der Stadt Krefeld. 

Neben der Aufstellung des klassischen kameralen Haushalts 
sowie der dazugehörigen Haushaltsabwicklung ist der Zentral-
bereich innerhalb des Geschäftsbereichs Kultur federführend 
mit der Einführung und Weiterentwicklung der produktorien-
tierten Institutshaushalte betraut. Dies beinhaltet neben dem 
Berichtswesen auch die regelmäßige Abwicklung von Produkt-
berichten. Hier ist bereits erkennbar, dass zukünftig immer mehr 
betriebswirtschaftliche Instrumente, wie die bereits eingeführte 
Kosten- und Leistungsrechnung, zur Steuerungsunterstützung 
eingeführt werden. Dem Zentralbereich als Controlling-Stelle 
und damit den Kulturinstituten sowie dem Geschäftsbereichs-
leiter stehen auf diese Weise wichtige Werkzeuge für die 
operative und strategische Arbeit zur Verfügung. 

Gemeinsame Initiative 
„Kultur macht Reich“
Unter dem Motto „Kultur macht Reich“ starteten die städtischen 
Kultureinrichtungen Krefelds Ende 2002 ihre „Offensive Krefel-
der Kulturinstitute“. Die Institute trafen sich in der Vergangen-
heit nur im Rahmen regelmäßiger Verwaltungskonferenzen. Mit 
Begründung der Initiative „Kultur macht Reich“ soll nun auch 
inhaltlich ein Netzwerk der kulturellen Einrichtungen der Stadt 
Krefeld geschaffen werden. 

Beteiligt sind das Museum Burg Linn, der Krefelder Zoo, das 
Kulturbüro, die städtische Musikschule, das Stadtarchiv, das 
Deutsche Textilmuseum, das Kinder- und Jugendtheaterzentrum 
KREScH, die Stadtbücherei und die Krefelder Kunstmuseen, die 
Villa Merländer und das Theater Krefeld sowie seit Ende des 
Jahres 2003 auch die Volkshochschule.

Den offi ziellen Auftakt bildete am 9. Februar 2003 eine gemein-
same Eröffnungsveranstaltung im Theater Krefeld, bei der die 
einzelnen Institute sich mit Beiträgen auf der Bühne darstellten 
und an Informationsständen im Foyer des Theaters, gemeinsam 
mit ihren jeweiligen Fördervereinen, den interessierten Besu-
chern Einblick in ihre Arbeit boten. „Wir mögen zwar arm an 
Finanzen sein“, so Generalintendant Jens Pesel bei seiner Begrü-
ßung, „doch an kultureller Attraktivität fehlt es der Seidenstadt 
keineswegs. Wir müssen deutlicher als zuvor dem lähmenden 
Trend der Resignation neue Impulse entgegensetzen und zeigen, 
dass wir da sind und was wir zu bieten haben“.

Damit traf er genau den Kern der Bemühungen, denn mit ihrer 
Initiative wollen die genannten Einrichtungen auf das reiche 
kulturelle Angebot der Seidenstadt aufmerksam machen und in 
Zeiten kommunalen Geldmangels ein Zeichen für die Unverzicht-
barkeit einer kulturellen Vielfalt in Krefeld setzen. Ein offenes 
Zusammenspiel der Einrichtungen soll bei der Bevölkerung 
und den politisch Verantwortlichen das Bewusstsein für Kunst 
und Kultur schärfen. Kunst und Kultur sollen als existentielle 
Bestandteile städtischen Lebens, die sich als „weiche Stand-
ortfaktoren“ positiv auf die Wirtschaft, den Einzelhandel und 
die Lebensqualität auswirken, begriffen werden. Doch nicht nur 
in der Darstellung nach außen, sondern auch im Verhältnis der 
Institute untereinander soll die gemeinsame Initiative Früchte 
tragen. Gerade in fi nanziell schwierigen Zeiten wird die neue 
Solidarität dazu beitragen, die knapperen Ressourcen optimal 
zu nutzen. 

Da eine solche Zusammenarbeit unter allen kulturellen Ein-
richtungen einer Kommune in Deutschland bisher beispiellos 
war, erregte die Initiative alsbald überregionales Aufsehen. 
Zahlreiche Nachfragen aus anderen Kommunen und die ersten 
Nachahmer in Kiel und Hildesheim belegen das breite Interesse 
an der Aktion.

Innerhalb Krefelds hat sich 
das Motto „Kultur macht 
reich“ bereits etabliert, 
ziert das eigens entworfene 
Logo fast alle Drucksachen 

Eric Fischl präsentiert seine Ausstellung „Krefeld Project“ 
im Haus Esters
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der beteiligten Institute. Darüber hinaus wurde die Initiative 
durch eine vom Stadtmarketing initiierte und fi nanzierte Kam-
pagne auch bei den Krefelder Nachbarn bekannt gemacht. 
Eine eigens entworfene Plakatserie zeigt für jedes Institut 
ein ungewöhnliches Motiv sowie in einer Randleiste die neue 
Zusammengehörigkeit aller beteiligten Einrichtungen unter 
dem Dach von „Kultur macht Reich“. 1 400 Exemplare dieser 
Plakate warben im Herbst 2003 am gesamten Niederrhein für 
das Krefelder Kulturangebot.

Ein ganz praktischer Schwerpunkt der Kulturoffensive liegt in 
gemeinsamen Aktionen. Beispiele hierfür waren im Jahr 2003 
das gemeinsame Open-air-Konzert von Musikschule und Nie-
derrheinischen Sinfonikern im Innenhof von Haus Sollbrüggen, 
Lesungen von Schauspielern in der Museumsscheune, Auftritte 
von KREScH im Textilmuseum, musikalische Unterstützung von 
Veranstaltungen der Kunstmuseen durch die Musikschule so-
wie die Beteiligung gleich mehrerer Institute am „Literarischen 
Sommer“, dem Galerientag sowie dem Kulturmarkt auf dem 
Theaterplatz.

Angesichts dieses produktiven Schulterschlusses staunte die 
Presse: „Das hat es seit mindestens 30 Jahren in Krefeld nicht 
mehr gegeben“. Dieser Satz soll so nicht noch einmal geschrie-
ben werden müssen. Daran werden alle an „Kultur macht Reich“ 
beteiligten Institute auch in Zukunft kräftig arbeiten.

Kulturbüro: Initiativen für 
kulturelles Leben
Für das Kulturamt bedeutete die Ratsperiode von 1999 bis 2004 
eine Phase tiefgreifenden strukturellen, inhaltlichen und nicht 
zuletzt personellen Wandels. Der Verwaltungsmodernisierungs-
prozess „Neues Steuerungsmodell Kultur“ (NSM), der von einem 
Mitarbeiter des Kulturamtes geschäftsführend betreut wurde, 
führte insbesondere für das Kulturamt zu gravierenden Struk-
turveränderungen. Gehörten bislang Kulturarbeit und -förderung 

sowie die zentrale Kulturverwaltung für die Stadtbücherei, die 
Musikschule, das Stadtarchiv, den Zoo, das Deutsche Textil-
museum, das Museum Burg Linn und die Kunstmuseen zum 
Aufgabenspektrum, so wurden mit der Umsetzung des Neuen 
Steuerungsmodells Kultur die zentralen Verwaltungsaufgaben 
mit dazugehörigem Personal an den neugegründeten und direkt 
beim Kulturdezernenten angesiedelten Zentralbereich Kultur 
abgegeben. Zum 1. Dezember 2000 wurde das Kulturbüro der 
Stadt Krefeld als selbstständiges Institut eingerichtet und führt 
seither die bis dahin vom Kulturamt wahrgenommenen kultu-
rellen Aufgaben fort. Zeitgleich ging Stadtverwaltungsdirektor 
Helmut Kauert, der das Kulturamt jahrzehntelang erfolgreich 
geleitet hatte, in den Ruhestand, nachdem bereits ein Jahr 
zuvor der ebenfalls viele Jahre als stellvertretender Leiter tätige 
Mitarbeiter Helmut Drefels ausgeschieden war. Das Kulturbüro 
führt unter der neuen Leitung von Jürgen Sauerland-Freer und 
der im Herbst 2001 vom Presseamt übergewechselten neuen 
stellvertretenden Leiterin Anette Puhl die bewährten kulturellen 
Aktivitäten des Kulturamtes fort und will zugleich neue Auf-
gabenfelder, die sich verstärkt über Kooperationen herstellen, 
nachhaltig erschließen. 

Zu den Hauptaufgaben des Kulturbüros, das seinen Hauptsitz in 
der Villa Merländer hat, zählen in erster Linie die Arbeitsfelder 
Allgemeine Kulturplanung, eigene Kulturveranstaltungen und 
Kulturförderung. Eine Reihe kultureller Serviceaufgaben, insbe-
sondere der Betrieb und die Verwaltung von im wesentlichen kul-
turell genutzten Gebäuden sowie die Vermietung eigener Räume 
für Veranstaltungen Dritter, schließt sich an. Insbesondere sind 
hier das Kulturzentrum Fabrik Heeder und das Haus Greiffenhorst 
zu nennen sowie der Bunker Löschenhofweg, der der Krefelder 
Musikerinitiative als Probenstätte für Rockmusik überlassen ist. 
Bei der alljährlichen Verleihung des Niederrheinischen Litera-
turpreises der Stadt Krefeld wirkt das Kulturbüro federführend 
mit. Weiterhin berät und informiert das Kulturbüro über das 
kulturelle Leben Krefelds. Als besondere Einrichtung gehört zum 
Kulturbüro ebenfalls das Kinder- und Jugendtheaterzentrum der 
Stadt Krefeld – KREScH mit Sitz in der Fabrik Heeder.

Vor dem Hintergrund weiterer reduzierter fi nanzieller und per-
soneller Ressourcen sind die Möglichkeiten leider auch für das 

Unter dem Motto „Kultur macht Reich“ läuft die „Offensive Krefelder Kulturinstitute“ der städtischen Kultureinrichtungen
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Team des Kulturbüros begrenzt, fehlende Mittel allein durch 
Arbeitsverdichtung, Synergieeffekte und verstärkte Einwerbung 
von Drittmitteln zu kompensieren. Gleichwohl wird tagtäglich 
mit hohem Engagement versucht, drohende Abstriche im Leis-
tungsangebot des Kulturbüros zu vermeiden.  

Allgemeine Kulturplanung
Der Kulturausschuss hat im Juni 2002 das Kulturbüro einstimmig 
beauftragt, eine Studie „Kunst und Kultur in Krefeld – Vorausset-
zungen und Perspektiven“ zu erstellen. Über eine ausführliche 
Erhebung mit Fragebögen und sich anschließenden diskursiven 
Erörterungen der gewonnenen Ergebnisse mit der Kulturszene 
und der Kulturpolitik soll eine Bestandsaufnahme von Kunst 
und Kultur in Krefeld mit ihren nachhaltigen Entwicklungsper-
spektiven verfasst werden. Die Ergebnisse sollen im Laufe des 
Jahres 2004 dem Kulturausschuss vorgelegt werden.

Serenaden
Am 30. Juni 1959 fand die erste Serenade im Rittersaal der 
Burg Linn statt. Somit sind die „Serenaden im Rittersaal der 
Burg Linn“ die traditionsreichste Kammermusikreihe Krefelds. 
Der Publikumszuspruch hat sich in den Jahren 1999 bis 2003 
auf hohem Niveau gehalten; die Auslastung liegt zwischen 80 
und 90 Prozent. Eine wesentliche Aufwertung erfuhr und erfährt 
die Reihe mit dem Engagement der Bayer AG seit der Saison 
2001/2002: Künstlerinnen und Künstler, die im Kammermusi-
kring der Bayer AG in Leverkusen gastieren, werden auch im 
Rittersaal der Burg Linn präsentiert. Somit können dem Krefelder 
Publikum Konzerte mit Ensembles geboten werden, die ohne 
die Mitwirkung der Bayer AG nicht fi nanziert werden könnten. 
Weitere Neuerungen sind seit 2002/2003 die Präsentation der 
Konzerte in einem Saisonheft und die gleichzeitige Einführung 
von zwei Abonnementreihen, die vom Publikum außergewöhn-
lich gut angenommen werden.

Bandoneon-Festival
Alle zwei Jahre, und damit im Berichtszeitraum in den Jahren 
2000 und 2002, lässt das Bandoneon-Festival Krefeld für jeweils 
einen Monat zum Mekka der Bandoneon- und Tangofreunde 
werden. Waren es im Jahre 2000 nur vier Konzerte, konnte zwei 
Jahre später mit fi nanzieller Hilfe der Rheinischen Sparkassen-
stiftung das Festival auf acht Konzerte mit zusätzlichem Be-
gleitprogramm aufgestockt werden. Über 1 200 Zuhörer wurden 
gezählt, viele Interessierte bekamen leider keine Karten mehr. 
Vor dem Hintergrund dieses Erfolges soll das Festival selbstver-
ständlich 2004 fortgesetzt und langfristig zu einem wichtigen 
kulturellen Markenzeichen Krefelds entwickelt werden.

Open-Air-Kino
Seit 1993 zeigt das Kulturbüro im Sommer Filme unter freiem 
Himmel im Hof des Hauses Sollbrüggen. Bei der Programmaus-

wahl liegt das Augenmerk auf außergewöhnlichen Filmen fern 
ab des Mainstream. In dieser besonderen Atmosphäre wird so 
auch seit 1999 jeweils vor dem Hauptfi lm ein Kurzfi lm aus dem 
Archiv der Internationalen Kurzfi lmtage Oberhausen gezeigt.

Literarischer Sommer
Einen festen Platz im Krefelder Kulturleben konnte sich in der 
zu Ende gehenden Ratsperiode der „Literarische Sommer“ 
sichern. Seit 2001 richtet das städtische Kulturbüro in Koo-
peration mit den Stadtbüchereien Krefeld, Mönchengladbach 
und Neuss das beim Publikum beliebte und im wesentlichen 
vom Landschaftsverband Rheinland fi nanzierte Literaturfestival 
aus. Erstmals mit „Hotels, Hotels“ führte die sommerliche Le-
sereihe an ungewöhnliche Orte und Plätze im Stadtgebiet, die 
den Eindruck des Gehörten durch das Erlebte unterstreichen. 
Bereits im Folgejahr überschritt der Literarische Sommer die 
Grenze zum niederländischen Nachbarn und trägt seither auch 
den „Literaire zomer“ im Titel. Für „Metropolen und Provinzen“  
– das Thema des Jahres 2002 – konnte mit der Literair Station 
Venlo ein weiterer kompetenter Kooperationspartner hinzuge-
wonnen und das Festival in Krefelds Partnerstadt ausgedehnt 
werden. Mit „Übers Meer“ holten die Projektpartner 2003 die 
niederländische Stadt Roermond ins literarische Boot. In den 
Sommerferien 2004 wird der durch Werkvertrag verpfl ichtete 
Projektleiter, der Krefelder Literaturwissenschaftler Dr. Thomas 
Hoeps, Schriftstellerinnen und Schriftsteller unter dem gemein-
samen Thema „Wüsten und Oasen“ vorstellen.

Puppentheatertage
Nach den 1. Krefelder Puppentheatertagen 1978 konnte vor 
kurzem das „silberne“ Jubiläum der so beliebten Veranstal-
tungsreihe gefeiert werden. Äußeres Kennzeichen war der neue 
visuelle Auftritt des Programmfaltblatts, ansonsten konnten sich 

wie bisher alle kleinen und großen Besucherinnen und Besucher 
auf das Frühjahr und den Herbst freuen, wenn es wieder hieß 
„Vorhang auf!“ Im Herbst 2003 wurde erstmals für das „Klös-
ke“ in Uerdingen die dortige Zweigstelle der Stadtbücherei als 

Zahlreiche Puppentheater präsentierte das Kulturbüro zu 
den Krefelder Puppentheatertagen
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Vorstellungsort genutzt. Ansonsten waren die bewährten Auf-
führungsorte wie die Fabrik Heeder, das Heinrich-Joeppen-Haus 
in Hüls und die Museumsscheune in Linn im Angebot. 

Wandelkonzerte
Die Wandelkonzerte wurden wie gewohnt weiter angeboten. 
Damit setzte sich die seit gut 100 Jahren bestehende Tradition 
der sonntäglichen Wandelkonzerte fort, obwohl in den letzten 
Jahren traditionelle Auftrittsorte wie der Stadtgarten und das 
Stadtwaldhaus weggefallen sind. Dafür ist jedoch der Botani-
sche Garten als der beliebteste Konzertort bei Akteuren wie 
Publikum in die Bresche gesprungen. Im Einzelnen wurden 
zwischen 1999 und 2003 im Durchschnitt jährlich 24 Auftritte 
unter freiem Himmel realisiert. Leider ist auch weiterhin zu 
konstatieren, dass viele der schon seit Jahren bestehenden 
Chöre mit großen Nachwuchsproblemen zu kämpfen haben. 
Hoffnung machen jedoch die eine oder andere Neugründung 
durch jüngere Sängerinnen und Sänger sowie der Generatio-
nenwechsel in manch anderem Chor.

Künstleraustausch mit britischer Partner-
stadt Leicester
Zur Intensivierung des Kunst- und Kulturaustausches zwischen 
der Stadt Krefeld und ihrer britischen Partnerstadt Leicester 
fand im New Walk Museum in Leicester vom 13. Februar bis 
2. April 2000 eine Ausstellung statt, bei der 14 bildende Künstler 
unserer Stadt ihre Werke ausstellten. Für die Exponate, die 
Anfang Februar durch den Krefelder Kulturamtsleiter vorab per 
Kleinbus nach Leicester transportiert worden waren, wurden im 
Museum zwei Ausstellungssäle komplett zur Verfügung gestellt. 
Eine Krefelder Delegation, bestehend aus Künstlern, Verwal-
tungsmitarbeitern, Galeristen, Mitgliedern der Gemeinschaft 
Krefelder Künstler und des Krefelder Kunstvereins, machte sich 
vom 11. bis 14. Februar 2000 auf den Weg nach Leicester, um an 
der Ausstellungseröffnung am 13. Februar neben 130 englischen 
Vernissage-Gästen selbst teilnehmen zu können.

Im März 2000 traten dann vier Künstler aus Leicester ihren 
Gegenbesuch in Krefeld an und stellten ihre Exponate in den 
Galerien Fochem und Weber, im Kunstverein und im Kunst-
Spektrum GKK aus. Der Kunstbesuch wurde später noch um 
eine Künstlerin und einen Künstler aus Bradford ergänzt, die im 
Haus Greiffenhorst ihre Werke zeigten. Fortgesetzt wurde der 
Künstleraustausch mit einem Auftritt des Krefelder Saxophon-
Quartetts Saxemble am 29. März 2001 in Leicester. In Krefeld 
zu Gast war das Schidlof-Streichquartett aus Leicester am 4. 
Mai 2001 mit einem Konzertauftritt in der Burg Linn.

Kultur aus der Partnerstadt Uljanowsk
Zum ersten Mal seit Unterzeichnung der Partnerschaftsurkunde 
1993 gelang es im September 2002 durch den Besuch der 
Kindertanzgruppe „Exiton“, die kulturellen Beziehungen zu 
Uljanowsk lebendig zu gestalten. Hatte es bis dahin Besuche 

und Gegenbesuche offi zieller, städtischer Vertreter gegeben, 
so waren es erstmals 33 russische Kinder und Jugendliche, 
die ihre deutsche Partnerstadt acht Tage lang kennenlernen 
durften. Unter Federführung des Kulturbüros, in hervorragender 
Zusammenarbeit mit anderen städtischen Ämtern, Vereinen 
und Organisationen wurde die Besuchswoche realisiert. 
Ebenfalls kurzfristig vom Kulturbüro organisiert war ein 
zweitägiger Aufenthalt des fünfköpfi gen Ensembles „Russi-
sche Seele“ im Mai 2003. Die Musiker aus der Geburtsstadt 
Lenins präsentierten in der Fabrik Heeder zeitgenössische 
Vertonungen internationaler Komponisten auf historischen 
Instrumenten. Federführend vom Kulturbüro vorbereitet wird 
auch der Besuch von 83 Uljanowskern vom 24. bis 30. Mai 
2004. Angeführt von Oberbürgermeister Pavel Romanenko 
werden Tanzgruppen und Chöre in Krefeld erwartet, die im 
Stadttheater einen „Russischen Abend“ bestreiten werden. 
Der Uljanowsker Oberbürgermeister wird zudem als Schirmherr 
am Pfi ngstsamstag den traditionellen Flachsmarkt rund um 
Burg Linn eröffnen.

Jüdische Kulturtage
Zusammen mit der Stadtbücherei, der Gesellschaft für christ-
lich-jüdische Zusammenarbeit, der Jüdischen Gemeinde und 
der Volkshochschule beteiligte sich das Kulturbüro vom 2. Mai 
bis 16. Juni 2002 an den Jüdischen Kulturtagen im Rheinland. 
Die Zusammenarbeit mit anderen Städten ermöglichte es, re-
nommierte Schriftstellerinnen und Schriftsteller mit jüdischem 
Hintergrund in der „heimlichen Literaturhauptstadt am Linken 
Niederrhein“ mit großem Erfolg zu präsentieren.

Rheinisches Chorfest
Erstmalig konnte das Kulturbüro im Berichtszeitraum das 
„Rheinische Chorfest“ auf Burg Linn ausrichten. Mit hohem fi -
nanziellen Engagement des Landschaftsverbands Rheinland und 
in Zusammenarbeit mit dem Landesmusikrat NRW wurde das 
Fest des Chorgesangs ins Leben gerufen. Kinder-, Jugend- und 
Erwachsenenchöre zogen am 14. Juli 2002 in vier Einzelkonzert-

Die Kindertanzgruppe „Exiton“ aus Uljanowsk wurde im 
Krefelder Rathaus empfangen
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blöcken und mit der Möglichkeit des Mitsingens insgesamt 
3 200 Gäste aus Stadt und Umland an. Seine zweite Aufl age 
erfährt das Rheinische Chorfest am 27. Juni 2004.

Vielfalt im Westen
Ebenfalls vom Landschaftsverband Rheinland fi nanziert war das 
Literaturwochenende „Vielfalt im Westen“, das vom 19. bis 
21. April 2002 mit Hörspielabend, Kritikerrunde sowie Autoren-
lesungen und -gesprächen eine gute Ergänzung des literarischen 
Angebots Krefelds bedeutete und die hervorragende Eignung 
des Kulturzentrums Fabrik Heeder für Literaturveranstaltungen 
unterstrich.

Beispielhaft für viele weitere Einzelaktivitäten des Kulturamtes/
Kulturbüros stehen das Gastspiel des Nederlands Dans Thea-
ter 2 am 9. April 1999 als Beitrag zum Rahmenprogramm der 
Ausstellung „Onder de Oranje Boom“, die Mitwirkung beim 
Gastaufenthalt und -konzert eines japanischen Jugendchores 
aus Hamamatsu im März 2000 sowie die organisatorische Un-
terstützung des Benefi zkonzertes „Gemeinsam gegen Kälte“ 
am 28. März 2000.

Kulturmarkt
Im Jahr 2001 präsentierte sich das Kulturbüro erstmalig mit 
einem eigenen Stand auf dem Krefelder Kulturmarkt. Durch den 
hohen Zuspruch von den Besuchern bestärkt, wurde diese Prä-
sentation nicht nur in den Folgejahren wiederholt, sondern das 
Kulturbüro trägt seitdem gemeinsam mit der Stadtbücherei, dem 
Stadttheater und der Krefelder Kulturfabrik e.V. dieses wichtige 
Forum für die Krefelder Kulturschaffenden mit und unterstützt 
dieses Unternehmen organisatorisch und fi nanziell. 

En Mönke voll Platt
Für die alle zwei Jahre stattfi ndende Gemeinschaftsveranstal-
tung niederrheinischer Mundartfreunde „En Mönke voll Platt“ 
hat das Kulturbüro 2000 und 2002 wie in den Vorjahren die Ko-
ordination und die Herausgabe von Werbematerialien übernom-

men. Zuletzt wurde die Anregung von teilnehmenden Gruppen 
aufgegriffen und die Werbung umgestellt: Die Gesamtübersicht 
wurde in einem Faltblatt dargestellt, den Teilnehmenden wurde 
ein DIN A3 Eindruckplakat zur Verfügung gestellt.

Literarische Abende im Haus Greiffenhorst
Weiterhin veranstaltete das Kulturbüro im Haus Greiffenhorst 
die traditionsreichen Vortragsabende mit dem Schauspieler Fritz 
Kahle, unterstützt durch seine Schauspielkollegin Rosemarie 
Weber und durch musikalische Begleitung. Es wurden unter-
schiedlichste literarische Themen vom Epos des Gilgamesch 
bis zu Kriminalgeschichten von Fritz Kahle vorbereitet und 
vorgestellt. 

Ausstellung „Licht des Stahls“ von Bild-
hauer Ludger Hinse
Oberbürgermeister Dieter Pützhofen eröffnete am 12. Januar 
2003 die Ausstellung „Licht des Stahls“ mit Werken des Bild-
hauers Ludger Hinse. Das Krefelder Unternehmen Thyssen-
Krupp-Nirosta hatte das 80-jährige Jubiläum der Eintragung 
des Warenzeichens Nirosta zum Anlass genommen, gemeinsam 
mit dem Kulturbüro den künstlerischen Umgang mit diesem 
Werkstoff der Öffentlichkeit im Haus Greiffenhorst zu präsen-
tieren, private-public-partnership im besten Sinne. Im Anschluss 
an die Ausstellung in Krefeld wurde die Schau vom 19. Juni bis 
11. Juli 2003 in Paris in der Galerie Condé gezeigt.

EUROGA 2002plus
Im Rahmen der EUROGA 2002plus mit fi nanziellen Sondermit-
teln ausgestattet, konnte das Kulturbüro in den Jahren 2002 und 
2003 eine Reihe von zusätzlichen Veranstaltungen anbieten: Das 
Thema „Im Hochgebirge“, erzählerisch und literarisch von Ranga 
Yogeshwar und Brigitte Kronauer dargestellt, lockte über 200 
Interessierte zu der vom Literaturbüro Düsseldorf organisierten 
und vom Kulturbüro am 19. Juni 2003 präsentierten Lesung in 
die Linner Museumsscheune. 

In den Jahren 2002 und 2003 wurde jeweils eine Figuren-
theateraufführung für Erwachsene im Innenhof des Hauses 
Sollbrüggen open air präsentiert. Bei Presse und Publikum 
kamen die Vorstellungen „Beggar’s Opera“ und „Don Carlos“ 
gleichermaßen gut an.

Für die Ausstellung „Am Fluss“ hatte der Krefelder Designer und 
Künstler Ralph Matthis 16 Künstlerinnen und Künstler zu einem 
im Frühsommer 2003 in Haus Greiffenhorst präsentierten Projekt 
zusammengeführt, bei dem mit künstlerischen Mitteln auf die 
alten Krefelder Rheinarme aufmerksam gemacht wurde.

Garten-Landschaft: Aus einem Seminar der Professorin Gudrun 
Kemsa vom Fachbereich Design der Hochschule Niederrhein 
hervorgegangene thematische Videoarbeiten von Studierenden 
wurden als Video-Installation im Juni 2003 eindrucksvoll in Haus 
Greiffenhorst eingerichtet.

Sangesfreudig zeigten sich die Chöre aus Nordrhein-
Westfalen beim Chorfestival auf Burg Linn
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Kindertheater in den Ferien: Das Kulturbüro hatte angesichts 
der fi nanziellen Sondermittel erstmalig seit vielen Jahren in 
den Sommerferien 2003 wieder die Möglichkeit, sich an der 
Reihe „Kindertheater in den Ferien“ des Kultursekretariates 
Nordrhein-Westfalen zu beteiligen. Drei Vorstellungen renom-
mierter Gruppen fanden im Innenhof der Burg Linn und des 
Hauses Sollbrüggen ein begeistertes junges Publikum. 

Fotoausstellung „Feldstecher“ von Philip Lethen: Der Krefelder 
Fotograf konnte für ein Ausstellungsprojekt im Herbst 2003 
gewonnen werden. Über 400 Personen fanden den Weg in 
das Haus Greiffenhorst. Gezeigt wurden Landschaftsfotos im 
typischen „Lethen-Stil“, dem Ambiente des Ausstellungsortes 
angepasst. 

Naturwissenschaftliche Sammlungen
Die seit Jahren bekannte erdrückende Raumnot für die immen-
sen Werte der naturwissenschaftlichen Sammlungen der Stadt 
Krefeld, bislang im Brempter Hof in Uerdingen untergebracht, 
zwang 2002 zum Handeln. In einem ersten Schritt wurde die 
Botanische Sammlung zum Haus Schönwasser verlagert und 
organisatorisch dem Botanischen Garten des Fachbereichs 
Grünfl ächen zugeordnet. Durch die unbürokratische Hilfe-
leistung des Studienseminars für die Sekundarstufe II konnte 
so zusammengefügt werden, was zusammen gehört: Die von 
Ehrenamtlern des naturwissenschaftlichen Vereins liebevoll 
gepfl egte Sammlung des Kulturbüros und das in der Regie des 
Botanischen Gartens geführte Höppner-Herbar.

Für die von dem Naturwissenschaftler Dr. Martin Sorg betreu-
te Entomologische Sammlung mit über 2 000 Präparatekästen 
wird nach einer angemessenen Unterbringung gesucht, die 
die gegenwärtig kaum noch herzustellende konservierende 
Betreuung sowie eine wissenschaftliche Bearbeitung wieder 
in einem Maße ermöglicht, wie sie der Bedeutung der Samm-
lung zukommt. 

Folklore international
Als am 25. August 2001 die Band „Le Clou“ gegen 22 Uhr die 
Bühne am Platz an der Alten Kirche verließ, konnte noch nie-
mand ahnen, dass dies nach der Premiere 1978 der letzte Abend 
mit „Folklore international“ unter der Regie des Kulturamtes/
Kulturbüros war. Die Finanzlage der Stadt machte es dem Kultur-
büro unmöglich, in den Folgejahren sein sommerliches Festival 
zu veranstalten. Dank einer privaten Initiative unterschiedlicher 
Personen und Gruppierungen mussten die Krefelder Bürger je-
doch auch 2002 und 2003 nicht auf das multikulturelle Treiben 
auf dem Platz an der Alten Kirche verzichten. 

Kulturförderung
Das Kulturbüro unterstützt die nicht-städtische Krefelder Kul-
turszene durch Beratung und/oder fi nanzielle Zuwendung im 
Bereich von institutioneller und projektbezogener Förderung, 
durch das Atelierförderprogramm für Bildende Künstler und 

Zuschüsse für die Heimatpfl ege. Während die Finanzmittel für 
die institutionelle und projektbezogene Kulturförderung in der 
vorangegangenen Ratsperiode schmerzliche Reduzierungen 
erfahren mussten, blieben die Mittel im Berichtszeitraum auf 
niedrigem Niveau konstant. Für die zum Teil in ihrer Existenz 
bedrohte nicht-städtische Kulturszene brachten die Jahre 2001 
und 2002 eine leichte Entspannung, als jeweils 27 000 DM 
(13 800 Euro) zusätzlich für die freie Szene in den Etat einge-
stellt wurden. In der zu Ende gehenden Ratsperiode mussten die 
Organisationen der Heimatpfl ege deutliche fi nanzielle Einbußen 
verkraften. Standen für diesen Zweck 1999 noch 71 460 DM 
(36 537 Euro) zur Verfügung und erfuhren die Fördermittel hierfür 
erstmals 2002 eine deutliche Reduzierung auf 15 280 Euro , so 
sind aktuell 14  510 Euro eingeplant. Ebenfalls deutliche Ein-
schnitte erfuhr das Atelierförderprogramm. Ursprünglich vom 
Rat initiiert, um Bildende Künstler bei der Suche und Herrichtung 
von Atelierraum zu unterstützen und so künstlerisches Potential 
nach Krefeld zu holen und an die Stadt zu binden, wurden die 
Finanzmittel im Berichtszeitraum von 20 000 DM (10 226 Euro) 
auf ein Fünftel, also 2 000 Euro, reduziert.

Niederrheinischer Literaturpreis
Auch in der zu Ende gehenden Ratsperiode wurde jährlich der 
Niederrheinische Literaturpreis der Stadt Krefeld vergeben, den 
der Stadtrat 1992 zur Förderung des literarischen Schaffens ins 
Leben rief. Der Preis ist mit 10 000 DM beziehungsweise 5 100 
Euro dotiert. Achter Preisträger wurde 1999 Christoph Peters. 
Der in Kalkar geborene Schriftsteller erhielt den Preis für seinen 
Erstlingsroman „Stadt, Land, Fluß“. Ebenfalls für ihren ersten Ro-
man „Frau Sartorius“ wurde 2000 Elke Schmitter ausgezeichnet. 
Die in Krefeld geborene Schriftstellerin, die heute in Freiburg 
lebt, wurde von der Presse als „eine der überzeugendsten De-
bütantinnen des Frühjahrs“ gelobt. Um sein bisheriges Werk 
auszuzeichnen und seine weitere Arbeit zu fördern, wurde der 
Niederrheinische Literaturpreis 2001 Ulrich Peltzer zuteil. Der 
gebürtige Krefelder lebt heute in Berlin. Ihm folgte 2002 Profes-
sor Dieter Wellershoff, dem der Preis für sein Gesamtwerk als 
Literaturwissenschaftler, Schriftsteller und Essayist zugespro-
chen wurde. Erstmals in der Geschichte des Niederrheinischen 
Literaturpreises wurde der Preis 2003 geteilt. Als herausragende 

Professor Dieter Wellershoff nahm den Niederrheinischen 
Literaturpreis für sein Gesamtwerk entgegen
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Repräsentanten einer zunehmend anerkannten „Erinnerungslite-
ratur“ wurden Anja Lundholm und Reinhard Kaiser ausgezeich-
net. Der Jury des Niederrheinischen Literaturpreises gehörten 
an: Literaturwissenschaftler und Jury-Vorsitzender Dr. Theodor 
Pelster, Schriftsteller Herbert Sleegers, Verleger Hans K. Ma-
tussek und Kulturdezernent Roland Schneider. Die nach den 
Richtlinien zu besetzende Funktion des Literaturkritikers ging 
2000 von Sofi a Willems auf Jens Dirksen über.

Tagung „Kultur der Zukunft – Zukunft der 
Kultur“ in Heeder
Das Kulturbüro veranstaltete gemeinsam mit dem Kulturamt und 
dem Umweltamt des Landschaftsverbandes Rheinland sowie 
dem Agenda-21-Büro Krefeld am 7. Dezember 2001 in der Fabrik 
Heeder für Mitarbeiter aus den Bereichen Kulturarbeit, Kultur-
politik und Lokale Agenda 21 die Tagung „Kultur der Zukunft 
– Zukunft der Kultur / Agenda 21 und kommunale Kulturarbeit“. 
Die Arbeitsergebnisse wurden in einer Tagungsdokumentation 
veröffentlicht.

„Schlaraffi a Crefeldensis“ im Klöske
Bis zum 31. August 2003 stand dem Kulturbüro das „Klöske“ 
in der Uerdinger Oberstraße für Vermietungen und eigene 
Veranstaltungen zur Verfügung. Die Nutzung erstreckte sich 
vor allem auf Sitzungen der Bezirksvertretung Uerdingen, 
Brauchtumsveranstaltungen und Vorstellungen im Rahmen 
der Krefelder Puppentheatertage. Zum 1. September 2003 
wurde das Gebäude per Erbbaurechtsvertrag der Gesellschaft 
„Schlaraffi a Crefeldensis“ für vorerst 25 Jahre übergeben.

Krefelder Südbahnhof
Der vermögensrechtlich dem Kulturbüro zugeordnete „Süd-
bahnhof“ wurde bis zum 31. Dezember 2003 von der Inter-
essengemeinschaft Südbahnhof e.V. betrieben, zuletzt unter 
Vorsitz des Filmemachers Heinz Ladage. Nach fristgerechter 
Kündigung durch die Stadt Krefeld wird das 1995 eröffnete kultu-
relle Begegnungszentrum an der Saumstraße ab 1. Januar 2004 
vorübergehend vom Kulturbüro selber bewirtschaftet. Ebenfalls 
zum 31. Dezember 2003 hatte der dort ansässige Spanische 
Verein „Circulo Cultural Recreativo e.V.“ auf eigenen Wunsch 
das Pachtverhältnis beendet. Auf Dauer ist beabsichtigt, dass 
ein zur Zeit in der Gründung befi ndlicher Verein als potentieller 
neuer Nutzer den „Südbahnhof“ betreibt.

Niederrheinisches Literaturhaus der 
Stadt Krefeld – Brües-Haus
Dr. Eva Brües, die Tochter des 1897 in Krefeld geborenen Dich-
ters, Schriftstellers und Journalisten Otto Brües, schenkte 1998 
der Stadt Krefeld das Haus ihres Vaters mit einer rund 10 000 
Bände umfassenden Privatbibliothek. Das „Niederrheinische 

Literaturhaus der Stadt Krefeld – Brües-Haus“ dient For-
schungs- und Studienzwecken zum schriftstellerischen Werk 
Otto Brües, seines Umkreises und der rheinischen Literatur 
des 20. Jahrhunderts und der Folgezeit. Das Haus soll auch 
als literarische Begegnungs- und Veranstaltungsstätte zur För-
derung der lokalen und regionalen Literaturszene beitragen. 
Es wird von Dr. Eva Brües bewohnt. Vor dem Hintergrund der 
fi nanziell angespannten Haushaltslage der Stadt Krefeld fi nden 
dort derzeit vornehmlich durch den Otto-Brües-Freundeskreis 
organisierte Veranstaltungen statt.

Theater am Marienplatz – TAM
Insbesondere Mängel in der Hauselektrik zwangen dazu, dass 
der Spielbetrieb des für sein Engagement um „Neue Musik und 
Avantgardetheater“ international renommierten Theaters am 
Marienplatz im März 2001 aus Sicherheitsgründen eingestellt 
werden musste. In einem außergewöhnlichen Zusammenspiel 
von Stadt und Land, von Verwaltung und Politik sowie einem 
neugegründeten Förderverein gelang es, mit einem Finanzauf-
wand in Höhe von 415 000 Euro das Gebäude durch den Fachbe-
reich Gebäudeservice zu sanieren. Am 14. Februar 2003 konnte 
das unter der Leitung von Pit Therre stehende, vom Kulturbüro 
fi nanziell unterstützte Privattheater den Betrieb wieder aufneh-
men. Zu den zahlreichen Gästen des Eröffnungsabends zählte 
auch der Komponist Mauricio Kagel, dessen Stück „Bestiarium“ 
zur Aufführung kam. 

Lokale und überregionale Zusammenarbeit
Das Kulturbüro erfüllt zahlreiche Aufgaben, die sich nicht sofort 
und unmittelbar im städtischen Veranstaltungsprogramm nieder-
schlagen. Hierzu gehört insbesondere die lokale und überregio-
nale Zusammenarbeit. Auf lokaler Ebene sind hier die Mitarbeit 
im Arbeitskreis „Design in Krefeld“ und in der AG „EUROGA 
2002plus“ sowie die Leitung des im Frühjahr 2003 neu einberufe-
nen „Arbeitskreises Kreativ/Kultur“ als Unterarbeitsgruppe des 
„Initiativkreises Zentrenmanagement“ zu nennen. Hier wurde 
das Konzept „Krefeld PlatzT“ für die erfolgreiche Beteiligung 
am Städtewettbewerb „Ab in die Mitte“ entwickelt, dessen 

Nach notwendigen Reparaturarbeiten wurde die neue 
Bühne des Theaters am Marienplatz freigegeben
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Ausrichtung im Juli 2004 mit einer fi nanziellen Förderung in 
Höhe von 80 000 Euro verbunden ist. Im Kontext dieses Arbeits-
kreises angesiedelt ist auch die Beteiligung des Kulturbüros am 
landesweiten „Diskurs Kunst“, einem Kooperationsprojekt des 
Kultursekretariats Nordrhein-Westfalen. Weiterhin arbeitet das 
Kulturbüro in der Arbeitsgruppe „Wohnen-Infrastruktur-Stadt-
qualität“ im Rahmen des Kommunalen Handlungskonzeptes 
Krefeld-Süd sowie in der Internet-Redaktion mit.

Überregional ist noch die Mitarbeit des Kulturbüroleiters 
als stellvertretender Vorsitzender in dem beim Kulturraum 
Niederrhein e.V. angesiedelten Arbeitskreis Regionalkultur zu 
erwähnen, mit der eine Einbeziehung in regionale Zusammen-
hänge gesichert und Gestaltungsmöglichkeiten für die regionale 
Kulturförderung verknüpft sind. Zur Konferenz der Kulturamts-
leiter NRW treffen sich zweimal jährlich die Leiterinnen und 
Leiter der kommunalen Kulturämter und Kulturbüros sowie der 
Kultur ämter der beiden Landschaftsverbände.

Kultur macht reich
Das Kulturbüro ist Mitbegründer der „Offensive Krefelder Kul-
turinstitute – Kultur macht reich“. Bei der ersten öffentlichen 
gemeinsamen Veranstaltung am 9. Februar 2003 im Stadtthe-
ater Krefeld präsentierte das Kulturbüro auf der Bühne einen 
Ausschnitt aus der zeitgenössischen Tanzproduktion „Sofya“ 
der Choreographin und Tänzerin Suna Göncü. Hervorragendes 
Beispiel für eine „Kultur macht reich“-Aktion ist die vom Kul-
turbüro initiierte und vorbereitete Internet-Seite „Kultur für 
Kids“ mit spezifi schen Veranstaltungshinweisen für Kinder 
und Jugendliche. Auch die im Herbst 2003 erstmalig gemein-
sam von Kulturbüro und Stadtbücherei für Kinder präsentierte 
Reihe „Ohren aufgeklappt“ mit Autorenlesungen für Menschen 
ab neun Jahre macht reicher.  

Am 10. Juli 2002 wurde der gemeinnützige „Förderverein für 
das Kulturbüro der Stadt Krefeld e.V.“ mit dem Ziel gegründet, 
die Arbeit des Kulturbüros und deren Verankerung im Bewusst-
sein der Bevölkerung zu fördern. Sein besonderes Anliegen ist, 
Kunst und Kultur zu fördern, ein vielgestaltiges kulturelles und 
künstlerisches Programmangebot sicherzustellen und damit 
jeweils einhergehende Öffentlichkeitsarbeit zu unterstützen. 
Zur Vorsitzenden wurde die Musikwissenschaftlerin und Mu-
sikpädagogin Dr. Ute Büchter-Römer gewählt.

Fabrik Heeder: 
Kultur im Südbezirk
Das Kulturzentrum Fabrik Heeder an der Virchowstraße, 1906 
als Tapetenfabrik errichtet, ist dem Kulturbüro zugeordnet und 
behauptet lokal, regional und überregional seinen Platz in der 
kulturellen Landschaft. Im April 1999 wurden so die ersten zehn 
Jahre erfolgreicher Arbeit mit einem besonderen Veranstaltungs-
programm angemessen gefeiert. Mit zeitgenössischem Tanz, 

Theateraufführungen, einem Konzert, verschiedenen Ausstel-
lungen und einem Filmprogramm konnte das über die Jahre 
gewachsene kulturelle Angebot der Fabrik Heeder komprimiert 
widergespiegelt werden. Unter einem Dach vereint die Fabrik 
Heeder in einem guten Zusammenspiel eine ganze Reihe von 
Einzelbereichen.

Institutionen in der Fabrik Heeder
Das Kinder- und Jugendtheaterzentrum der Stadt Krefeld – 
KREScH, das auch zum Kulturbüro gehört, hat hier seinen Sitz 
mit der erforderlichen Büronutzung und nimmt den Kleinen und 
Großen Saal sowie die Studiobühne für Proben, Aufführungen 
und theaterpädagogische Aktivitäten in Anspruch. Auch die 
Vereinigten Städtischen Bühnen Krefeld und Mönchengladbach 
nutzen die Studiobühne für Aufführungen und halten neben zwei 
Probebühnen ihren zentralen Kostümfundus in der Fabrik Heeder 
vor. In der Jugenkulturwerkstatt JUKS führt der Fachbereich 
Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung Jugendkulturarbeit 
durch. Die Stadtverwaltung Krefeld ist für die Krefelder mit 
einem Bürgerservice-Büro in der Fabrik Heeder präsent. Au-
ßerdem hat hier das Frauenkulturbüro NRW e.V. als landesweit 
wirkende und von der Stadt Krefeld mitfi nanzierte Einrichtung 
sein Domizil. Mit eigenen Veranstaltungen ergänzt die „Kulisse“ 
als verpachtete städtische Gaststätte punktuell das Veranstal-
tungsangebot des Hauses und steht für die gastronomische 
Betreuung von Veranstaltungen zur Verfügung.

Das Frauenkulturbüro NRW 
Das vom Land NRW und von der Stadt Krefeld geförderte Frau-
enkulturbüro NRW in der Fabrik Heeder setzt sich landesweit für 
die Arbeit von Künstlerinnen ein. Preise, Stipendien, Messen, 
Ausstellungen und spartenübergreifende Kulturprojekte in vie-
len Städten des Landes zeichnen die Arbeit aus. 2001 feierte 
das Frauenkulturbüro NRW sein zehnjähriges Bestehen in der 
Fabrik Heeder im Rahmen einer Künstlerinnen-Preisverleihung. 
Neben der praktischen Arbeit repräsentiert das Frauenkultur-
büro NRW auch kulturpolitisch die Künstlerinnen dort, wo sie 
selbst nicht vertreten sind, unter anderem im Kulturrat NRW, 
in dessen Vorstand die Leiterin des Frauenkulturbüros Ursula 
Theißen aktiv mitarbeitet.

Das Kulturbüro in der Fabrik Heeder: 
Verwaltung und Vermietung
Das Kulturbüro verwaltet die Fabrik Heeder und ist verantwortlich 
für die Betreuung der Haustechnik, für die Gestellung des Haus-
meisterdienstes sowie alle sonstigen betrieblichen Belange. Es 
vermietet den Kleinen und den Großen Saal sowie die Studio-
bühne an Dritte. Die Bandbreite dieser Vermietungen reicht von 
Aufführungen der semiprofessionellen Theaterszene, sonstigen 
kulturellen Nutzungen und Angeboten über Vereinstreffen und 
Ausschusssitzungen sowie Fortbildungs- und Informationsver-
anstaltungen bis hin zu Kursangeboten. Darüber hinaus nutzt 
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das Kulturbüro das Haus für ein eigenes Programmangebot, für 
Gastspiele und für die Durchführung themenbezogener Reihen.

Zeitgenössischer Tanz
Durch ein kontinuierliches Angebot zeitgenössischen Tanzthea-
ters sowie die Beteiligung am Festival Meeting Neuer Tanz NRW 
in den Jahren 1999 (Krefeld als Hauptaustragungsort) und 2001 
gehört die Fabrik Heeder zu den anerkannten Tanzspielstätten 
dieses Landes. Seit 1994 führt das Kulturbüro die eigene Reihe 
„MOVE! – Krefelder Tage für modernen Tanz“ erfolgreich durch. 
Sie fi ndet in 2004 bereits zum achten Mal statt. Diese Reihe wird 
auch immer wieder dazu genutzt, den Tanz in besonderer Weise 
zu fördern, indem Auftragsproduktionen vergeben werden. So 
wurde beispielsweise in 2002 der Tänzer und Choreograph 
Mitsuru Sasaki beauftragt, eigens für die Reihe „MOVE!“ eine 

neue Produktion zu entwickeln. In 2003 haben die Choreographin 
und Tänzerin Sabine Seume und der Regisseur Franz Mestre 
im Auftrag des Kulturbüros mit tanz- und bewegungsbegeis-
terten Jugendlichen für „MOVE!“ ein Stück zeitgenössischen 
Tanztheaters erarbeitet. Seit 2001 – und damit in 2004 schon 
zum vierten Mal – beteiligt sich das Kulturbüro mit der Fabrik 
Heeder außerdem an der Reihe „tanzstrasse“, ein Projekt zur 
Abspielförderung für den zeitgenössischen Tanz. Ausgewählte 
Tanzproduktionen touren durch die beteiligten Städte: Krefeld, 
Düsseldorf, Bonn, Köln und seit 2003 auch Bielefeld. Daneben 
runden einzelne Tanzgastspiele das Angebot zeitgenössischen 
Tanztheaters in der Fabrik Heeder ab.

Kommunale Filmarbeit
Alljährlich präsentiert das Kulturbüro nach den Internationalen 
Kurzfi lmtagen Oberhausen eine Auswahl des dort preisgekrön-
ten Programms. Dieses Programm wird regelmäßig durch weite-
re Kurzfi lmabende ergänzt. Beispielhaft sei an dieser Stelle das 
Tourprogramm des European Media Art Festivals, Osnabrück, 
erwähnt. Kinderfi lme werden kontinuierlich im Rahmen der 1992 
ins Leben gerufenen Reihe „spunk – Kino für Kinder“ gezeigt.

Fotogalerie 
In inhaltlicher Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Design der 
Hochschule Niederrhein, mit den Professoren Dr. Rolf Sachsse 
und Gudrun Kemsa, betreibt das Kulturbüro in der Fabrik Heeder 
erfolgreich eine Fotogalerie. Mit der Fotogalerie beteiligte sich 
das Kulturbüro in 2003 erstmals an dem Krefelder Galeriensonn-
tag „Kunst in Krefeld“.

Säulenkunst
Im Rahmen des Projektes „Säulenkunst“ haben in den Jahren 
1999 bis 2004 neun Krefelder Künstlerinnen und Künstler nach-
einander die Säulen im Foyer der Fabrik Heeder künstlerisch 
gestaltet und ihnen jeweils ein neues Gesicht verliehen.

Tag des offenen Denkmals
Erstmalig beteiligte sich die Fabrik Heeder im Jahr 2000 am 
landesweiten „Tag des offenen Denkmals“. Mit Vorträgen und 
Führungen wurde über die Geschichte des Hauses berichtet und 
ein Blick hinter die Kulissen ermöglicht. Der Erfolg begründete eine 
Beteiligung am Denkmaltag auch in den Jahren 2001 und 2002.

Ausbau Heeder II
Der lokalen und überregionalen Positionierung des Kulturzent-
rums Fabrik Heeder wird mit dem in 2003 begonnenen Ausbau 
und der Sanierung des Gebäudeteils Heeder II für kulturelle 
Zwecke Rechnung getragen. Insgesamt 6 500 000 Euro von 
Stadt, Land und Europäischer Union stehen hierfür und für 
den Neubau eines Gebäudetraktes Heeder IIa für eine Sozial-, 
Jugend- und Bildungsagentur zur Verfügung. Die Fabrik Heeder 
als wichtigster Kulturstandort im Krefelder Süden erfährt durch 
diese vom Rat der Stadt Krefeld beschlossene Maßnahme eine 
deutliche Stärkung. 

KREScH: Erfolge spre-
chen für sich
Der Erfolg des 1991 in kommunale Trägerschaft übernommenen 
Kinder- und Jugendtheaterzentrums KREScH, hervorgegangen aus 
einem Modellversuch „Schultheater“ des Landes Nordrhein-West-
falen, hat sich in den Jahren 1999 bis 2004 fortgesetzt. Die Struktur 
dieser Einrichtung, das heißt, die Aufteilung in die Schwerpunkte 
professionelles Theater für ein vorwiegend junges Publikum, The-
aterpädagogik mit Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen sowie 
die kritische Refl exion in Form von Arbeitsgesprächen über Theater 
und ästhetische Bildung, bewährte sich weiter.

In der Regel fi nden pro Spielzeit ungefähr 160 bis 180 Vorstellun-
gen einschließlich vieler Gastspiele bei einer Platzausnutzung 

Tanztheater „MOVE“ wurde in den letzten Jahren eine 
feste Institution des zeitgenössischen Tanzes
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von 95 bis 98 Prozent statt. Angesprochen werden die Alters-
gruppen von zwei bis drei Jahren (Theater für die Allerkleinsten) 
bis hin zu 14 Jahren (Jugendliche) und auch Erwachsene. Der 
Spielbetrieb gliedert sich in Schulvorstellungen, die in der Regel 
um 10.30 Uhr beginnen und den größten Anteil ausmachen, und 
in freie Nachmittags- und Abendvorstellungen. Das KREScH 
erfreut sich nicht nur großer Beliebtheit bei den Krefelder 
Schulen, sondern auch bei solchen aus dem Umland. Besuche 
aus Kerken, Neuss, Moers, Wachtendonk, Mönchengladbach, 
Aldekerk, Kamp-Lintfort, auch aus Großstädten wie Köln, Düs-
seldorf und Duisburg sind zu verzeichnen.

Besonders intensiv entwickelte sich die Zusammenarbeit der 
Theaterpädagogik mit den Krefelder Schulen in Form von kon-
tinuierlichen Projekten. Der ohnehin schon sehr enge Kontakt 
wurde noch einmal intensiviert, nachdem die Ergebnisse der Pisa-
Studie bekannt wurden, denn Unterstützung bei der Behebung 
der Bildungsmisere wird verstärkt auch außerschulisch gesucht. 
Zahlreiche theaterpädagogische Angebote fi nden zudem in der 
Fabrik Heeder, dem Sitz des KREScH, statt. Zu nennen sind die 
Jahresausbildung „Theaterpädagogik in der Schule“, das Stadt-
jugendtheater, das Stadtkindertheater, das Lehrertheater und die 
Improvisationstheaterwerkstatt. Fast jährlich wurden Kinder- und 
Jugendtheaterfestivals von überregionaler Bedeutung, oft auch 
mit internationalen Gästen organisiert. Auf die Durchführung von 
interkulturellen Projekten wird vermehrt Wert gelegt.

Im Anschluss ein paar der herausragenden Ereignisse:

In der zweiten Hälfte der Spielzeit 1998/1999 sind zwei 
unge wöhnliche Theaterprojekte hervorzuheben. Nach mehr-
monatigen Proben kam es zu einer Aufführung von „Parzival 
– arbeitslos“, erarbeitet von zwölf jungen Arbeitslosen unter-
schiedlicher Nationalitäten. Beteiligt waren Afrikaner, Italie-
ner, Deutsche, Türken und Kurden, teilweise mit nur geringen 
Deutschkenntnissen. Mit Themenkreisen der Parzivaldichtung 
wurde dokumentarisches und biografi sches Material verknüpft. 
Jeder Teilnehmer suchte gewissermaßen seinen eigenen Gral 
und fand ihn ein bisschen in dem umjubelten Ergebnis. Das 
Projekt wurde ermöglicht durch eine großzügige Spende der 
damaligen Landtagsabgeordneten Sigrid Klösges. Die Mit-
spielaktion über das „Wohl und Wehe“ im 17. Jahrhundert 
in und um Krefeld herum anlässlich der Ausstellung „Onder 
de Oranje Boom“ im Kaiser Wilhem Museum wurde von den 
beteiligten Grundschulen begeistert aufgenommen und vom 
Fachbereich Schule fi nanziell unterstützt. 

Mit Beginn der Spielzeit 1999/2000 veranstaltete das KREScH 
im Rahmen des Niederrheinischen Herbstes eine Jugendthe-
aterwoche mit dem Titel „Macht (kein) Theater“. Einerseits 
verstärkten Aufführungen von professionellen Theaterkünstlern 
das Interesse am zeitgenössischen Jugendtheater, andererseits 
wurde jugendlichen Laien, die in der Theaterarbeit ihre Lebens-
wirklichkeit refl ektiert hatten, die Gelegenheit gegeben, auf 
die Bühne und damit an die Öffentlichkeit zu treten. Beteiligt 
waren das Internationale Jugend- und Kulturzentrum Kiebitz 
(Duisburg) mit „Antigone“ in griechischer und türkischer Spra-
che, das KREScH-Stadtjugendtheater mit „Das 3Groschen-
spektakel“ sowie das Romatheater Pralipe (Mülheim/Ruhr) 
mit „Klassenfeind“.

Das KREScH hatte bereits 1996 zum ersten Mal das Landestref-
fen der Kinder- und Jugendtheater ausgerichtet. Aufgrund dieser 
positiven Erfahrung wurde dem KREScH im Mai 2000 von der 
NRW-Intendantenkonferenz auch die Ausrichtung des zwölften 
Kinder- und Jugendtheatertreffens NRW übertragen. Zehn 
Theaterensembles gastierten in der Fabrik Heeder und zeigten 
einen Querschnitt der zeitgenössischen Kinder- und Jugendthe-
aterszene. Dazu kamen zehn Gastspiele aus der Schweiz, Italien, 
Frankreich und Belgien, wobei hier überwiegend Theaterformen 
für die Allerkleinsten präsentiert wurden.  Die Produktion „Das 
3Groschenspektakel“ wurde vom KREScH-Stadtjugendtheater mit 
21 Jugendlichen zur Aufführung gebracht. Die Arbeit fand große 
Beachtung und wurde zum elften Bundestreffen der Jugendclubs 
an Theatern nach Esslingen eingeladen. 

Mit dem Schuljahr 2000/2001 startete das vom Ministerium für 
Schule, Wissenschaft und Forschung NRW fi nanzierte unge-
wöhnliche Modellprojekt „Sprachförderung von Grundschülern 
mit den Mitteln des Theaters“ an drei Krefelder Grundschulen. 
Das Konzept wurde gemeinsam mit dem Fachbereich Schule 
im KREScH entwickelt, das Projekt war dem KREScH-Theater 
angegliedert und wurde dort intensiv begleitet.

In der Spielzeit 2000/2001 bildeten Theaterstücke und -projekte 
den Schwerpunkt, die sich mit den Mechanismen der Gewalt 
auseinandersetzten. Außerdem widmete sich das KREScH 
dem Abenteuer Theater für die Allerkleinsten, mit Theaterauf-
führungen für Kinder ab zwei und drei Jahren vor höchstens 
60 Besuchern. Ebenfalls großer Beliebtheit erfreute sich das 
Improvisationstheater „Freispiel 38 ü. NN.“ und wurde vom 
Goethe-Institut in Schweden im Dezember 2000 nach Göteborg 
und Stockholm eingeladen.

Juroren wählten die Aufführung der Spielzeiteröffnung „Fa-
miliengeschichten Belgrad“ von Biljana Srbljanovic für die 

Teilnahme am 17. Kinder- und Jugendtheatertreffen NRW 
in Münster aus. Aus Anlass des 50-jährigen Bestehens der 
Vereinigten Städtischen Bühnen Krefeld Mönchengladbach 
(VSB) und des zehnjährigen Bestehens des KREScH veranstal-
tete man gemeinsam das Schultheaterfestival „aufwachen! 
weiterträumen!“ Innerhalb einer Woche kam es in der Fabrik 
Heeder und im Stadttheater zu 18 Aufführungen und Workshops 

KREScH ist mit bis zu 180 Vorstellungen im Jahr fast 
immer ausgebucht
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zu unterschiedlichen Themen: HipHop, Improvisationstheater, 
Requisite, Dramaturgie und Maskenspiel. Insgesamt 14 Schulen 
aus Krefeld, Mönchengladbach, Kempen, Meerbusch, Straelen 
und Kaarst (alle Schulformen außer der Hauptschule waren 
vertreten) stellten ihre Theaterprojekte vor. Die VSB und das 
KREScH ergänzten das Programm durch Auftritte des Jugend-
clubs und des KREScH-Stadtjugendtheaters.
Die ereignisreiche Spielzeit 2001/2002 begann mit dem Fest 
„Krefeld hebt ab“ zum zehnten Geburtstag des KREScH als 
kommunale Einrichtung, das sich über drei Tage erstreckte. 
Es begann am Freitag, 31. August, mit der Jubiläumsinszenie-
rung „Peter Pan oder das Märchen vom Jungen, der nicht groß 
werden wollte“ und einem anschließendem Kulturspektakel 
im Innenhof der Fabrik Heeder. Am Samstag zog das KREScH 
dann in die Innenstadt. Hier wurde internationales Straßen-
theater geboten und ein attraktives Bühnenprogramm für die 
ganze Familie. Das dreitägige Fest endete am Sonntag mit 
einem „Kindertheatermarathon auf dem Neumarkt“ und in der 
Stadtbücherei im Rahmen des Kulturmarktes sowie der großen 
Trommelparade „Take a Walk“.
Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Inszenierung von „An-
dorra“ (Max Frisch) mit 36 ausverkauften Aufführungen in dieser 
Spielzeit. Eine ähnlich große Aufführungszahl erlebte „Peter 
Pan“. Das Theaterstück „norway.today“ von Igor Bauersima 
über die Verabredung zweier Jugendlicher zum gemeinsamen 
Selbstmord über das Internet wurde als eine von zehn bemer-
kenswerten Produktionen der Spielzeit und des Landes zum 18. 
Kinder- und Jugendtheatertreffen NRW nach Bonn und zum Fes-
tival „Starke Stücke“ nach Frankfurt eingeladen. Begleitet wurde 
die Inszenierung durch eine theaterpädagogische Nachbereitung 
in Kooperation mit der Telefonseelsorge Krefeld, Mönchenglad-
bach, Rheydt, Viersen. Zusammen mit der Abfallberatung im 
Fachbereich Umwelt entstand im Januar 2002 das einwöchige 
„Kleine Krefelder Umwelttheaterfestival“. Im Rahmen des 
„kommunalen Projektes gegen rechte Gewalt“ ging das KREScH 
mit den Stücken „Mit einem Boss geht alles besser?“ für die 
Primarstufe und „Schulhofgeschichten“ für die Sekundarstufen 
I und II zu 29 Aufführungen in die Krefelder Schulen. 
Der Spielplan 2002/2003 umfasste elf Inszenierungen. Mit der 
umjubelten Aufführung der Spielzeiteröffnung „Besuch bei Katt 
und Fredda“ begann der Versuch, generationsübergreifendes 
Theater zu machen. Sehr junge und sehr alte Menschen saßen 
in den Vorstellungen zusammen, um sich vergnüglich mit Grund-
fragen des Lebens auseinanderzusetzen. Ein weiterer Schwer-
punkt lag in der Begegnung mit fremden Kulturen. So wurde 
das KREScH einige Tage von einer russischen Kindertanzgruppe 
aus Uljanowsk besucht. Das KREScH-Lehrertheater erarbeitete 
zusammen mit zwei afghanischen Musikern die Veranstaltung 
„Afghanistan – Versuch einer Annäherung“. 
Über viele Monate traf sich der türkische Schauspieler, Regis-
seur und Theaterpädagoge Macit Sonkan vom Staatstheater 
Istanbul mit zwölf türkischen Jugendlichen aus Krefeld, um 
das Projekt „Ich möchte eine Rolle“ („Bir Rol Istiyorum“) zu 
entwickeln. Das Theaterstück berichtete von der Schwierigkeit, 
zwischen traditionellen Ansprüchen und eigenen Wünschen, 
einen Platz zu fi nden. Die bilderreiche Inszenierung fand an zwei 
Abenden großes Interesse bei 220 Zuschauern.

Im Frühjahr 2003 war das KREScH zum dritten Mal Mitausrichter 
des Kinder-Musik-Theater-Festivals „Traumspiele“. Das Festival, 
eine Leistungsschau des professionellen Kindertheaters, brach-
te neun ausverkaufte Theateraufführungen in die Fabrik Heeder, 
darunter auch solche aus Norwegen und den Niederlanden. Eine 
Diskussion zum Thema „Ästhetische Erziehung als Programm: 
das Theater für Kinder“ und eine Lehrerfortbildung zur Theater-
pädagogik im Musiktheater rundeten das Programm ab.

Ein weiterer Höhepunkt fand im Juli 2003 im Krefelder 
Schönwasserpark statt. Vier Topteams der deutschen Im-
provisationstheaterszene stritten unter freiem Himmel um 
den EUROGA-Green-Cup. KREScH hatte für zwei Abende ein 
Theatersportfest unter der Beteiligung der eigenen Mannschaft 
Freispiel 38 ü. NN. ausgerichtet. Bei herrlichem Wetter fanden 
sich über 1 000 Besucher zu diesem begeistert aufgenommenem 
Spektakel ein. 

Mit der Spielzeit 2002/2003 endete das Modellprojekt „Sprach-
förderung von Grundschülern mit den Mitteln des Theaters“ 
des KREScH und des Fachbereichs Schule. Das auf drei Jahre 
angelegte Projekt war an drei Grundschulen der südlichen 
Innenstadt durchgeführt worden. Als Ergebnis kristallisierte 
sich heraus, dass – wie angenommen – gezielte Theaterpä-
dagogik von positivem Einfl uss auf die Sprachkompetenz von 
Grundschülern, besonders auch aus anderen Kulturkreisen, 
ist. Die außerordentlich erfolgreiche Realisierung wurde do-
kumentiert. Die Dokumentation ist im Internet abrufbar unter: 
www.raakr.krefeld.schulen.net. (Auf dieser Seite den Link 
„Service“ benutzen.)

Die Spielzeit 2003/2004 begann mit der Überreichung des 
Jugend-Kulturpreises 2003 der Sparkassen-Kulturstiftung 
Rheinland des Rheinischen Sparkassen- und Giroverbandes. 
Der Preis ist mit 5 000 Euro dotiert und zeichnet „Personen und 
Institutionen aus, die in herausragender, Beispiel gebender Wei-
se Kindern und Jugendlichen Wege zeigen und öffnen, Kultur 
durch eigenes Handeln zu erleben und zu erfahren.“

Die Unerbittlichkeit der modernen Arbeitswelt und die Lebens-
situation der Jungen und Männer war Thema in der zweiten 
Hälfte des Jahres 2003. Für Besucher ab 14 Jahren wurde der 
Klassiker „Tod eines Handlungsreisenden“ von Arthur Miller 

Das Kinder- und Jugendtheaterzentrum KREScH gewann 
2003 den Jugend-Kulturpreis 
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aufgeführt. Die Inszenierung konzentrierte sich besonders auf 
die Weitergabe von vorgegebenen Lebenslügen zwischen den 
Generationen. Für diese Produktion zeigten die Schulen in den 
morgendlichen Vorstellungen besonderes Interesse. In der 
deutschsprachigen Erstaufführung von „Das Maschinenhaus“ 
der niederländischen Autorin Heleen Verburg wird die Absurdität 
der Arbeitswelt besonders angesprochen, aber so witzig und 
kindgerecht beleuchtet, dass dieses Theaterstück für Menschen 
ab acht Jahren geeignet ist. 

In Kooperation mit den VSB und dem Bundesverband Thea-
terpädagogik e.V. veranstaltete das KREScH im Oktober die 
18. Bundestagung Theaterpädagogik unter dem Titel „Kom-
munikative Kunst – Theaterpädagogik an Theatern“ mit 150 
Teilnehmern. Ihnen standen sieben Workshops zu verschiede-
nen theaterpädagogischen Arbeitsfeldern zur Auswahl und die 
Möglichkeit, jeweils eine Theateraufführung im KREScH oder 
im Theater Mönchengladbach zu besuchen. Den Abschluss 
bildete die Podiumsdiskussion „Visionen praktiziert – Struk-
turen für eine zukünftige Theaterpädagogik an Theatern“ mit 
engagierten Beiträgen zur Situation der Theaterpädagogen im 
Stadttheater Krefeld.

Im Frühjahr 2004 werden die Vorbereitungen für das städti-
sche Projekt „Ab in die Mitte“ mit dem Titel „Krefeld PlatzT 
– Perspektiven Deiner Stadt“ beginnen. Das Fest zielt auf eine 
kind- und familiengerechte Innenstadtentwicklung, wobei die 
Innenstadtplätze und die Krefelder Kulturinstitute ins Bewusst-
sein der kleinen und großen Bürger gerückt werden sollen. Das 
KREScH ist maßgeblich beteiligt und wird zusammen mit den 
VSB einen Platz in der Innenstadt bespielen.

50 Jahre: Großes Thea-
ter trotz leerer Kassen
Die Vereinigten Städtischen Bühnen Krefeld und Mönchenglad-
bach (VSB) konnten während der Spielzeit 2001/2002 ihr 50-jäh-
riges Bestehen feiern. Die in die Jahre gekommene Theaterehe 
erweist sich dabei nach wie vor so frisch und aufgeweckt wie 
vor 50 Jahren. Erfolgreiche Inszenierungen in allen Sparten 
locken jährlich zahlreiche Besucher aller Altersstufen in die 
Bühnenhäuser.

Schauspiel
Blickt man auf die Schauspielsparte des Gemeinschaftstheaters 
in den vergangenen fünf Jahren zurück, so lässt sich von einem 
durchaus erfolgreichen halben Jahrzehnt kreativen Theater 
Spielens sprechen. Stücke aus allen Epochen und allen Genres 
spiegelten die Komplexität menschlichen Zusammenlebens auf 
der Bühne wider. So konnten höchst bemerkenswerte Inszenie-
rungen antiker Tragödien gezeigt werden: Euripides‘ „Medea“ 
kam 2002 in einer viel beachteten Fassung der Hamburger Re-
gisseurin Nora Somaini heraus. Mit „Antigone“ von Sophokles 

(Inszenierung: Esther Hattenbach) in der Spielzeit 2003/2004 
haben sich die Vereinigten Städtischen Bühnen – nach Wolfgang 
Rihms Musiktheater „Oedipus“ in der Opern-Sparte –  weiter 
der griechischen Antike gewidmet. Einen anderen Schwerpunkt 

legte die Spartenleitung neben dem Elisabethanischen Theater 
– Shakespeares „Was ihr wollt“ (1999/2000), „Maß für Maß“ 
(2002/2003) und „Romeo und Julia“ (2003/2004) sowie Chris-
topher Marlowes „Edward II.“ – auf die Auseinandersetzung 
mit der Deutschen Klassik. Friedrich Schillers „Maria Stuart“ 
(1998/1999), Heinrich von Kleists „Die Familie Schroffenstein“ 
(2001/2002) und Johann Wolfgang Goethes Jugendwerk „Cla-
vigo“ (2002/2003) seien hier nur exemplarisch genannt.

Die Dramatik des 19. und 20. Jahrhunderts hat einen bedeu-
tenden Raum in den Spielplänen der vergangenen fünf Jahre 
eingenommen: Zu nennen sind hier die herausragenden Insze-
nierungen von Kay Neumann, der 1999/2000 Anton Tschechows 
„Die Möwe“ und 2000/2001 „Der Architekt“ von David Greig in 
Szene setzte, Thilo Voggenreiters „Sommergäste“ (2001/2002) 
und nicht zuletzt Jens Pesels überregional viel beachtete und 
zum NRW-Theatertreffen 2003 in Aachen eingeladene Insze-
nierung von Bertolt Brechts „Leben des Galilei“. 

Trotz eingeschränkter fi nanzieller Mittel war es der Theater-
leitung immer ein großes Anliegen, dem hiesigen Publikum in 
Studio-Produktionen auch Uraufführungen und Deutsche Erst-
aufführungen zugänglich zu machen. Folgende Werke wurden 
beispielsweise uraufgeführt: „Der Weichselzopf“ von Simone 
Werle  (1999/2000), „Cross Disolve“ von Jan Pusch (2000/2001), 
„Du sollst nicht stottern“ von Malte Jelden (2000/2001), „Jean-
ne d’Arc“ von Tim Staffel (2001/2002), „Trutz“ von Katharina 
Schlender (2001/2002). Als Deutsche Erstaufführungen kamen 

Große Gefühle in der Inszenierung von „Romeo und Julia“ 
im Stadttheater Krefeld
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heraus: „Ich war in meinem Haus und wartete, dass der Regen 
kommt“ von Jean-Luc Lagarce (2000/2001) und „Vergessen“ 
von Marie Laberge (2002/2003).

Auch dem Kinder- und Jugendtheater fühlen sich die VSB beson-
ders verpfl ichtet. So wird regelmäßig ein Schauspiel für Kinder, 
das vornehmlich rund um Weihnachten gespielt wird, produziert. 
(Genannt seien hier das hinreißende Kindermusical „Der Lebku-
chenmann“ von David Wood in einer Inszenierung von Reinhard 
Friese, „Wie Dilldapp nach dem Riesen ging“ von Tankred Dorst 
und „Pippi Langstrumpf“ nach Astrid Lindgren. Viele der Stücke, 
die im Studio oder in der Fabrik Heeder gezeigt werden, richten 
sich speziell an ein jugendliches Publikum. Mit „Jordan“ von 
Anna Reynolds/Moira Buffi ni entwickelte das Gemeinschafts-
theater in der Spielzeit 2003/2004 nach längerer Unterbrechung 
wieder eine mobile Theaterproduktion, die in zahlreichen Schulen 
gezeigt wurde. Außerdem gibt es sowohl in Mönchengladbach 
als auch in Krefeld einen Jugendclub, der von Theaterpädagogin 
Verena Meyer betreut wird. Hier entstehen projektorientierte 
Theaterproduktionen, die zumeist von den Jugendlichen selbst 
entwickelt und realisiert werden. Diese außergewöhnliche Ar-
beit, die auch Zusammenschlüsse mit anderen städtischen und 
sozialen Institutionen beinhaltet, wurde sowohl vom Publikum 
(Theater-Oscar der Rheinischen Post) als auch von politischer 
Seite (Fraktionspreis der Krefelder SPD) ausgezeichnet.

Personell veränderte sich die Zusammensetzung der Schau-
spielsparte im Bereich der Schauspieler in der üblichen Form. 
Im Bereich der Spartenleitung kam 1999 der Vertrag mit Peter 
Hathazy als Oberspielleiter nicht zustande. Stattdessen wurde 
Thilo Voggenreiter auf diese Position verpfl ichtet. Thilo Vog-
genreiter verließ das Haus in der Spielzeit 2001/2002 und mit 
seinem Weggang übernahm Generalintendant Jens Pesel auch 
die Leitung der Schauspielsparte. Als Leitende Schauspieldra-
maturgin war Christine Schmücker bis Ende der Spielzeit 2002/
2003 engagiert. Ihr folgte mit Beginn der Spielzeit 2003/2004 
Jörg Huwer als Leitender Dramaturg des Schauspiels.

Musiktheater und Konzerte
Der Spielplan des Musiktheaters stützt sich auf zwei Säulen: 
den Kulturauftrag der Städte Krefeld und Mönchengladbach 
versteht das Theater als die Aufgabe, dem Publikum bisher 
Unbekanntes, Wieder zu Entdeckendes und Neues, sprich 
modernes Musiktheater anzu bie ten. Zum Zweiten gilt für jede 
Oper im Spielplan, dass Geschichten erlebbar, nachvoll ziehbar 
erzählt werden, sowohl in Bezug auf die Stückauswahl selbst, 
als auch im Hinblick auf die Regiearbeit. 

Aus dieser grundsätzlichen Konstituierung des Opernspielplans, 
der darüber hinaus ganz selbstverständlich die gesamte Band-
breite des Opern- und Operettenrepertoires über die Jahre 
hinweg präsentieren muss, ergaben sich Kontinuitäten, die 
Generalintendant Jens Pesel seit Beginn seiner Intendanz 
wieder wach rief: das Theater Krefeld Mönchengladbach hat-
te stets als zweites Theater nach der Uraufführung Werke des 
zeitgenössischen Musiktheaters auf die Bühne gebracht. Und 
gerade mit der zweiten Aufführung zeigt sich erst, ob ein Werk 
im Repertoire Bestand hat. Dies waren nach dem Aufsehen 

erregenden Erfolg in der Spielzeit 1999/2000 von „Le Grand 
Macabre” in der letztgültigen Fassung von György Ligeti in 
den dar auffolgenden Spielzeiten 2001/2002 „Scherz, Satire, 
Ironie und tiefere Bedeutung” (bereits nach „Der Spiegel des 
großen Kaisers” zum zweiten Mal ein Werk von Detlev Glanert), 
2002/2003 Wolfgang Rihms „Oedipus” und Friedrich Cerhas 
„Der Riese vom Steinfeld” als Deutsche Erstaufführung in der 
Spielzeit 2003/2004. 

Außerdem ermöglichte die Theaterleitung aufgrund der überaus 
positiven Publikumsresonanz mit zeitgenössischem Musikthe-
ater auch jungen Komponisten über die Vergabe von Auftrags-
kompositionen Uraufführungen, die ebenfalls hohe Beachtung 
fanden. So kam es zur Urauf führung von Thomas Beimels „Idyl-
len” sowie Ralf Hoyers und Susanne Stelzenbachs „Zau berfl öte 
2. 2” als Studioproduktion in der Spielzeit 1999/2000 und zur 
Uraufführung der Oper „Der Idiot” von Thomas Blomenkamp in 
der Spielzeit 2000/2001. Sowohl die Uraufführungen, als auch 
die Zweitaufführungen zeitgenössischer Musiktheaterwerke 
verlangen eine enorme künstlerische Auseinandersetzung, 
einen hohen logistischen und fi nanziellen Auf wand, der nicht 
ausschließlich aus eigenen Kräften des Theaters geleistet 
werden kann. Auf grund des wichtigen „Fonds Neues Musik-

theater” des Kultursekretariats NRW konnten die Vereinigten 
Städtischen Bühnen jedesmal mit einer Förderung rechnen. 
Darüber hinaus haben sich bei der Uraufführung auch die Kul-
turstiftung der Deutschen Bank sowie die Brügmann-Stiftung 
Mönchengladbach als großzügige Sponsoren gezeigt.

In Bezug auf die Regiearbeiten haben sich Kontinuitäten her-
ausgeschält, die unter anderem auch mit dem Theater-Oskar 
der Rheinischen Post honoriert wurden: So inszenierte Reto 
Nickler nach Monteverdis „Die Krönung der Poppea” (1999/
2000) auch Bizets „Carmen” (2002/2003), Thomas Krupa 
„Der Idiot” und „Don Giovanni” (2001/2002), Jörg Fallheier 
nach dem „Vogelhändler” (2000/2001) auch „Die Nacht in 
Venedig” (2001/2002), „Hänsel und Gretel” (2002/2003) und 
„Gräfi n Mariza” (2002/2003). Alexander Schulin wurde für das 
ita lienische Repertoire mit „Madama Butterfl y” (1999/2000), 
„Luisa Miller” (2000/2001), „Maria Stuarda”(2001/2002) und 
„La traviata”(2003/2004) verpfl ichtet. Schließlich wurde Gregor 

„Scherz, Satire und tiefere Bedeutung“ im Musiktheater 
der Städtischen Bühnen Krefeld
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Horres nach dem großen Erfolg mit seiner Inszenierung von Rih-
ms „Oedipus”, auch in der überregionalen Presse (die Produktion 
wurde in der Kritikerumfrage der Opernwelt mehrmals als beste 
Produktion des zeitgenössischen Musiktheaters genannt), die 
deutsche Erstaufführung von Cerhas „Der Riese vom Steinfeld” 
anvertraut. Und immer wieder setzte Generalintendant Jens 
Pesel in jedem Bereich des Opernrepertoires mit eigenen Ins-
zenierungen Akzente, sei es mit dem „Fliegenden Holländer” 
(1999/2000), „Scherz, Satire, Ironie und tiefere Bedeutung” oder 
zuletzt mit Verdis „Macbeth”. 

Zur Kontinuität des Theaters gehört auch ein intaktes Sänger-
Ensemble. So konnten sich seit 1999 auch die neuengagier ten 
Sänger vom Barock bis zur Moderne als versierte Künstler etab-
lieren. Seien es die Mezzo sopranistinnen Carola Guber und Uta 
Christina Georg, der Tenor Kairschan Scholdybajew (er erhielt 
mehrmals den Theater-Oskar der Rheinischen Post), der Bariton 
Christoph Erpenbeck als Holländer, Idiot, Macbeth oder Riese 
vom Steinfeld oder der Bass Hayk Dèinyan, um nur einige des 
rund 22 Mitglieder umfassenden Ensembles zu nennen. Frank 
Valentin, ursprünglich Bariton, erhielt die Gelegenheit, sich als 
Countertenor in der modernen Oper zu erproben. 

In der Sparte Ballett konnte Ballettdirektorin Heidrun Schwaarz 
die hohe Qualität ihres En sembles weiter ausbauen und dadurch 
auch renommierte Gastchoreographen wie Hans van Manen 
verpfl ichten. Der Erfolg und die internationale Anerkennung 
des Ballettensembles führte auch zu einer besonderen Art 
der Förderung: In jeder Spielzeit seit 2002/2003 stellt die 
Sparkassen-Stiftung Krefeld für eine Produktion des Balletts 
Fördergelder zur Verfügung, die es ermöglichen, Choreographen 
wie Hans van Manen, Renato Zanella oder Christopher Bruce 
zu engagieren. Durch diese Förderung wurde auch in der Sparte 
Ballett mit „Sergeants Earlys Dream” eine Deutsche Erstauf-
führung ermöglicht. Und Heidrun Schwaarz kann sich als Cho-
reographin in diese erste Reihe der international anerkannten 
Künstler eingegliedert wissen, wie die Kritik mehrmals in der 
Spiel zeit 2003/2004 feststellte, beispielsweise in Bezug auf 
ihre Arbeit „Orbits”.

Die Niederrheinischen Sinfoniker stellten ihr Können über das 
Musiktheater hinaus in den Konzertreihen unter Beweis, die 
einerseits von der kontinuierlichen Arbeit ihres Generalmu-
sikdirektors geprägt waren und andererseits ihre Flexibilität 
durch Gastdirigenten herausstell ten. Unter Generalmusikdirek-
tor Anthony Bramall wurden in den Chorkonzerten in Krefeld 
wie in Mönchengladbach Kirchen als angemessene Räume für 
Programme mit geistlicher Musik genutzt. In der Spielzeit 2002/
2003 folgte Anthony Bramall einem Ruf als Generalmusikdirek-
tor an das Badische Staatstheater Karlsruhe. Um die Wahl eines 
neuen Generalmusikdirektors in Ruhe und Gewissenhaftigkeit 
vorzuberei ten, entschied man sich für das Engagement eines 
kommissarischen Generalmusikdirektors. Othmar Maga nahm 
sich dieser Aufgabe an, wagte die Aufführung zeitgenössischer 
Werke ebenso wie die gewissenhafte Pfl ege des klas sischen 
Konzertrepertoires.

In der Spielzeit 2003/2004 trat der 37-jährige Generalmusikdi-
rektor Graham Jackson an, der schon auf eine steile Karriere 
als Kapellmeister am Welsh national opera in Cardiff und am 

Theater Bremen zurückblicken kann. Bereits in kurzer Zeit 
wusste Graham Jackson sowohl in der Oper wie im Konzert 
fulminante Akzente zu setzen wie beispielsweise bei seinem 
Eröff nungskonzert mit Gustav Mahlers 6. Symphonie oder mit 
Verdis „La traviata”.

Betriebsführung
Weitere Maßnahmen zur Sanierung des Hauses, darunter die 
Erneuerung der Bestuhlung mußten wegen der schwierigen 
technischen Zusammenhänge und wegen der abzuwartenden 
Auswirkungen eines vom TÜV geforderten Brandschutzkonzep-
tes noch aufgeschoben werden, obwohl bereits ein Teil der 
notwendigen Haushaltsmittel im Etat enthalten sind.

Im übrigen ist es der Geschäftsführung wiederum gelungen, 
auch unter den engen fi nanziel len Vorgaben der Städte ge-
meinsam mit der Stadt Mönchengladbach ein Theater mit allen 
Sparten zu erhalten, dessen Qualität unbestritten ist und das 
von Mitte 1998 bis Mitte 2003 allein in Krefeld rund 700 000 
Zuschauer angezogen hat.

Kunstmuseen: 
Präsenz und Ausblick
Ein wichtiges Moment aus dem vorausgegangenen Zustandsbe-
richt der Kunstmuseen aus dem Zeitraum 1994 bis 1999 ist leider 
unverändert beklagenswert: Die bereits viele Jahre anhaltenden 
Kürzungen im Kulturhaushalt haben dazu geführt, dass das Leis-
tungsangebot der Kunstmuseen weit unter ihrem gewachsenen 
Renommee als internationales Institut für Sammlungen und 
Ausstellungen liegt. So wurde das angesehene Mies van der 
Rohe-Stipendium der Stadt Krefeld seit 1997 aus Geldmangel 
ausgesetzt. Bedingt durch den Mangel an Personal konnte die 
lang geplante wissenschaftliche Aufarbeitung der Sammlungs-
bestände bisher nur bruchstückhaft verwirklicht werden. Auch 
ist der Ankaufetat nach wie vor auf Null gesetzt, was eine 

Die Ferienkurse im Kaiser-Wilhelm-Museum sind stets 
gut besucht
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dem Museum angemessene Fortschreibung der Sammlungs-
tätigkeit unmöglich macht. Der städtische Kunstbesitz konnte 
seit etlichen Jahren nicht mehr vermehrt werden. Dabei haben 
neben den Ausstellungen gerade die Sammlungstätigkeiten aus 
früheren Jahren den herausragenden Ruf der Kunstmuseen erst 
begründet. Das lässt sich nicht zuletzt anhand von etwa 100 
Leihanfragen pro Jahr ablesen, welche die Kunstmuseen aus 
aller Welt erreichen. Im Bereich der Ausstellungen mussten 
durchschnittlich etwa 30 Prozent der Finanzmittel als Drittmittel 
(Stiftungen und private Sponsoren) angeworben werden, um 
die Durchführung von etwa sechs bis sieben Ausstellungen 
pro Jahr sicherzustellen. Die schon im Jahr 2001 skizzierte 
Umwandlung der Kunstmuseen in eine Stiftung zeigt inzwi-
schen erste Früchte: Die Möglichkeiten eines Stiftungsmodells 
sollen im Jahr 2004 zusammen mit der Hochschule Niederrhein 
untersucht werden.

Sammlungen
Aufgrund des fehlenden Sammlungsetats blieben namhafte 
Ausstellungen wie beispielsweise Robert Longo, Bridget Riley 
oder Eric Fischl für den Standort Krefeld ohne jene nachhaltige 
Wirkung, die sich eben in möglichen Ankäufen niederschlägt. 
Eine gewisse Milderung dieses Zustandes kam einerseits von 
Seiten des Fördererkreises Krefelder Kunstmuseen e.V., der sein 
seit 1983 bestehendes Engagement auch in den vergangenen 
Jahren kontinuierlich fortgesetzt und mit seinem Jubiläum 2003 
nachdrücklich dokumentiert hat. Andererseits kam Hilfe von 
Seiten der Heinz und Marianne Ebers-Stiftung, die sich seit 
1997 mit Ankäufen für die Kunstmuseen einsetzt. Schließlich 
wurde auch die seit 1968 bestehende, besonders renommierte 
Sammlung Walther und Helga Lauffs fortgeschrieben. Alle diese 
von privater Seite getätigten Ankäufe stehen dem Museum 
allerdings lediglich als Dauerleihgaben zur Verfügung.

Die Strategie der Ankäufe zielte einerseits darauf, die bestehen-
de Sammlung zu ergänzen, das heißt, ihre Schwerpunkte weiter 
auszubauen und Lücken zu schließen. Andererseits wurden Ar-
beiten junger zeitgenössischer Künstler erworben, deren Werk 
zuvor meist im Ausstellungsprogramm des Museums vorgestellt 
wurde. Von verschiedenen Künstlern, die schon seit längerer Zeit 
mit wichtigen Werken in der Sammlung vertreten sind, wurden 
zusätzliche Arbeiten angekauft. So erwarb die Sammlung Lauffs 
14 Radierungen von Arnulf Rainer, die das Motiv des überarbei-
teten Kreuzes variieren und eine wunderbare Ergänzung zu der 
großen Kreuzübermalung aus dem Besitz der Krefelder Kulturstif-
tung bilden. Der Ankauf eines Gemäldes von Norbert Prangenberg 
aus dem Jahre 2001 erweitert das bereits bestehende Konvolut 
älterer Zeichnungen und Aquarelle des Künstlers aus dem Besitz 
der Sammlung Lauffs in den Bereich der Malerei. 

Der Fördererkreis wiederum knüpfte an seine Ankaufspolitik der 
letzten Jahre an und erwarb weitere elf Grafi ken des Malers Sig-
mar Polke, dessen grafi sches Werk nun in einer beeindruckenden 
Auswahl in der Sammlung vertreten ist. Das Raumensemble 
„L’Après-Paysage“ des belgischen Künstlers Thierry de Cordier 
konnte mit Hilfe der Ebers-Stiftung durch die beiden skulptura-
len Bilder „Nuit Verticale“ (2000) vervollständigt werden. Die 

Ebers-Stiftung ermöglichte auch den spektakulärsten Ankauf der 
letzten Jahre, die große Bronzeskulptur „Frau (2)“ von Thomas 
Schütte, welche im Hof von Haus Esters installiert wurde. 

Zusätzlich konnten mehrere Werke von zeitgenössischen 
Künstlern erworben werden, die zuvor nicht in der Sammlung 
präsent waren. So kaufte die Ebers-Stiftung sechs Aquarelle und 
Zeichnungen sowie die fragile Skulptur „Boat“ der walisischen 
Künstlerin Bethan Huws. Hinzu kamen die Skulptur „Proposal 
for a Monument for the Unknown Political Prisoner“ von Paul 
McCarthy und das Bild „Two Point Perspective“ von Richard 
Artschwager. Die Sammlung Lauffs erwarb 2001 zwei Skulpturen 
und drei Zeichnungen aus der Ausstellung von Stephen Craig in 
Haus Lange. Durch das Engagement des Fördererkreises folgten 
im Jahr darauf die Skulptur „Lichtprobe (physisch)“ von Hermann 
Pitz und drei Gemälde von Stefan Ettlinger. Beide Künstler wur-
den zuvor in Einzelausstellungen in Haus Lange vorgestellt. 

Der Sammlungsschwerpunkt der künstlerischen Fotografi e 
konnte mit Hilfe des Fördererkreises und der Ebers-Stiftung 
um die Fotoserie „Model: 1964 Renault“. von Christopher 
Williams, zwei Arbeiten der Kölner Künstlerin Candida Höfer 
und fünf Farbfotografi en von Stephen Shore erweitert werden. 
Durch den Ankauf des Filmes „Eight“ von Teresa Hubbard und 
Alexander Birchler wurde ein neuer Sammlungsbereich mit 
Film- und Videoarbeiten eröffnet, der in Zukunft stärkeres 
Gewicht erhalten soll.

Auch in Bezug auf die Präsentation der Sammlung wurden 2003 
unter dem Motto „Freuden des Sehens“ neue Wege beschritten 
und eine komplette Neuordnung vorgenommen, wobei in den 
Parcours der Gegenwart auch Werke der klassischen Moderne 
integriert wurden. Die Sammlungskomplexe sind eher assoziativ 
als kunsthistorisch chronologisch geordnet, um spannende Dia-
loge zwischen einzelnen Werken und Werkgruppen herzustellen. 
Diese inhaltlich-ästhetisch orientierte Form der Präsentation 
besitzt auch für die Zukunft Modellcharakter.

Ausstellungen 
Zwischen 1999 und 2004 fanden in den drei Häusern der Kre-
felder Kunstmuseen neben wechselnden Präsentationen der 
Schausammlung insgesamt 32 Ausstellungen mit traditions-

In Haus Esters wurden nach der Restaurierung wieder 
kontinuierlich Ausstellungen gezeigt
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gemäß vor allem jungen und internationalen Künstlern statt. 
Bis auf wenige Ausnahmen wurden sie in Krefeld konzipiert, 
in Kooperation mit anderen Museen realisiert und von einem 
meist zweisprachigen Katalog begleitet.

Auf Grund der Generalsanierung der Villen Lange und Esters in 
den Jahren 1998 bis 2000 verlegte sich die gesamte Ausstel-
lungstätigkeit der Krefelder Kunstmuseen bis Juni 2000 aus-
schließlich auf das Kaiser Wilhelm Museum. War es in früheren 
Jahren üblich, dort überwiegend Ausstellungen einzurichten, 
die sich aus Beständen der hauseigenen Sammlungen zusam-
mensetzten oder auf diese bezogen waren, so öffnete sich das 
Haus nun für eine breitere Präsentation aktueller Kunst. 1999 
etwa zeigte der junge Düsseldorfer Künstler Ralf Berger hier 
Skulpturen und Videos. In der Ausstellung „am horizont“ wurden 
so wichtige Gegenwartskünstler wie Eija-Liisa Athila, Katharina 
Fritsch, Jason Rhoades, Gregor Schneider, Thomas Schütte und 
Luc Tuymans einander gegenüber gestellt. Im Jahr 2000 folgte 
eine umfangreiche, retrospektive Ausstellung mit Zeichnungen, 
Aquarellen und neuen Bildern von Gerhard Richter, der auch in 
der Sammlung prominent vertreten und den Museen seit langer 
Zeit in vielfältiger Weise eng verbunden ist. Ein Sonderprojekt 
von Stadtarchiv und Kulturamt stellte 1999 die Ausstellung „On-
der den Oranje boom“ dar. Sie wurde von der Stiftung Preußische 
Schlösser und Gärten in Potsdam organisiert und gab einen 
Einblick in die Blütezeit niederländischer Kunst und Kultur im 
17. und 18. Jahrhundert an deutschen Fürstenhöfen.

Anlässlich der feierlichen Wiedereröffnung der Museen Haus 
Lange und Haus Esters am 17. Juni 2000 wurden dort gleich drei 
Ausstellungen gezeigt, die sich aus verschiedenen Blickwinkeln 
auf die Einmaligkeit des Villenensembles bezogen. Eine Hom-
mage an Mies van der Rohe stellte die fotografi sche Werkserie 
„l.m.v.d.r.“ von Thomas Ruff dar. Parallel dazu gab eine Aus-
stellung, die die Sanierung der Häuser dokumentierte, überaus 
interessante Einblicke in architektonische Zusammenhänge. Zur 
selben Zeit verwandelte Hannelore Reuen alias Gregor Schnei-
der, dessen „Totes Haus ur“ auf der 49. Biennale von Venedig 
mit dem Goldenen Löwen ausgezeichnet wurde, das Garten-
häuschen von Haus Esters unter dem Titel „Alte Hausschlampe“ 
in ein bedrohlich wirkendes, gruseliges Ambiente.

2001 folgten in Haus Lange Ausstellungen von Hermann Pitz 
und Matt Mullican, die jeweils von einer Auswahl an Werken 
aus der Sammlung Lauffs – einer der wichtigsten Angelpunkte 
der modernen Sammlungen der Krefelder Kunstmuseen – in 
Haus Esters begleitet wurden. Mit diesen Gegenüberstellungen 
setzte der neue Direktor Dr. Martin Hentschel den Akzent auf 
eine noch dichtere Verzahnung von Ausstellungstätigkeit und 
Sammlung. Erstmals wurde mit Mullican einem Künstler im 
Kaiser Wilhelm Museum eine zusätzliche Spielstätte einge-
richtet, eine Praxis, die mit Bridget Riley im Jahr darauf ihre 
Fortsetzung fand. Ebenfalls im Kaiser Wilhelm Museum wurde 
die erste Museumspräsentation des schwedischen Bildhauers 
Truls Melin in Deutschland gezeigt. Mit Roger F. Ballen und 
Andrè Lützen folgten zwei Fotografen, deren Werke in Korres-
pondenz zu hauseigenen Fotografi ebeständen gesetzt wurden. 
Im Jahr 2002 knüpften die Ausstellungen Sand in der Vaseli-
ne: Künstlerbücher II: 1980–2000 und Leseräume von Candida 
Höfer an die 1993 erfolgte Präsentation von Künstlerbüchern 
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der 1960er Jahre an. Mit der Einrichtung der Projektreihe „Di-
gital Spaces“ im Kaiser Wilhelm Museum, in der bislang das 
schwedische Künstlerduo Bigert & Bergström und der Schweizer 
Yves Netzhammer ihre Videowerke vorstellten, richtet sich der 
Fokus verstärkt auf den Kunstzweig der neuen Medien. Einen 
Grundstein dazu legte bereits 2001 die umfangreiche Video- und 
Fotoschau von Teresa Hubbard und Alexander Birchler in den 
Häusern Lange und Esters.

2001 wurde dort für den Maler Bruno Goller zum 100. Geburtstag 
eine Retrospektive ausgerichtet. Diese stellte zugleich den er-

folgreichen Auftakt für eine kontinuierliche Auseinandersetzung 
mit Malerei dar. Das Spektrum der folgenden Ausstellungen 
umfasste sowohl abstrakte Malerei wie sie von der Britin 
Bridget Riley repräsentiert wurde, als auch fi gurative Malerei 
wie die des Düsseldorfers Stefan Ettlinger, dessen Bildmotive 
dem Fernsehen entnommen sind. Der monumentale Male-
reizyklus „The Krefeld Project“ von Eric Fischl bildete ohne 
Zweifel das Highlight des Ausstellungsjahres 2003. Die elf 
Bilder des amerikanischen Malers wurden nicht nur in Haus 
Esters ausgestellt, sie nahmen auch dort ihren Ausgang und 
ließen die Mies-Villa so selbst zum Ort eines Beziehungsdramas 
werden. Unter dem ironisierenden Titel „Die Neue Düsseldorfer 
Malerschule“ wurden parallel dazu jüngste Absolventen der 
Düsseldorfer Kunstakademie vorgestellt. Schon im Jahr zuvor 
gab es einen ähnlichen Publikumsmagneten wie Fischl, die 
Ausstellung „The Freud Drawings“ seines Landsmannes Robert 
Longo. Diese Ausstellung fand nicht nur breite überregionale 
Beachtung, sie wurde in einer Kritikerbefragung der Welt am 
Sonntag sogar zur besten Ausstellung des Jahres 2003 in 
Nordrhein-Westfalen gekürt. 

Die Bildhauerei, bislang für die Krefelder Kunstmuseen das cha-
rakteristische künstlerische Medium, kam in den letzten Jahren 
im Ausstellungsprogramm nicht zu kurz. Zu nennen wären hier 
der mit dem Preis der Adolf Luther Stiftung ausgezeichnete 
nordirische Künstler Stephen Craig und der Altmeister Richard 
Artschwager, der trotz seiner in den 60er Jahren wegweisenden 
Position zwischen Pop- und Minimal-Art in Krefeld bisher nur 
mit Editionen gezeigt wurde.

Regelmäßige Ausstellungen haben das Haus Lange zu ei-
nem wichtigen Teil des Krefelder Kulturlebens gemacht
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Restaurierung Haus Lange/Haus Esters
Die 1998 begonnene Generalsanierung der Museen Haus Lange 
und Haus Esters unter der Bauleitung des Architekten-Büros 
Reymann konnte im Sommer 2000 erfolgreich abgeschlossen 
werden. Die Restaurierungsarbeiten betrafen die Häuser in ihrer 
Substanz: Sie reichten von der Erneuerung der Gartenmauern, 
der Terrassenbeläge, Zufahrtswege und Hausfassaden über 
zahlreiche Innenraumarbeiten bis hin zur Erneuerung der 
Stahlkonstruktion. Dabei orientierten sich die Sanierungs- und 
Renovierungsarbeiten am ursprünglichen Zustand der Häuser, 
soweit dieser durch teils aufwändige Recherchen rekonstruiert 
werden konnte. So wurden beispielsweise ursprünglich verwen-
dete Ziegelsteine und Fliesen originalgetreu nachgebrannt oder 
später hinzugekommene Wände wieder entfernt. Die angefalle-
nen Kosten in Höhe von rund 4,5 Millionen Mark wurden durch 
das Land Nordrhein-Westfalen, die Krefelder Baudenkmalstif-
tung, die Deutsche Stiftung Denkmalschutz, den Fördererkreis 
Krefelder Kunstmuseen e.V., weitere private Spender und durch 
die Stadt Krefeld getragen. Im Juni 2000 wurden die Häuser 
als Dependancen der Krefelder Kunstmuseen wieder in Betrieb 
genommen. Die Generalsanierung markiert in der Rückschau 
die damals zwingend notwendig gewordene Grundlage zur 
weiteren Erhaltung eines der international bedeutendsten 
bauhistorischen Denkmäler aus der Bauhaus-Zeit. Nach Be-
endigung der Bauarbeiten wurde durch das Architektenbüro 

Reymann ein detailliertes Instandhaltungskonzept erarbeitet, 
das allerdings aufgrund fehlender fi nanzieller Mittel bisher nur 
in unzureichendem Maße umgesetzt werden konnte.

Eine überaus positive Fortsetzung fand die Restaurierung der 
Villen Lange und Esters bereits im Jahr 2000 mit der Restau-
rierung der ihnen zugehörigen, ebenfalls von Ludwig Mies van 
der Rohe entworfenen Gartenanlagen. Die gartendenkmalpfl e-
gerische Wiederherstellung der historischen Parkanlagen, bei 
der unter anderem die Vorfahrt vor Haus Lange und die strenge 
Anordnung der Wege und Beete in den Gärten nach historischen 
Luftaufnahmen rekonstruiert wurde, war Projekt der EUROGA 
2002plus unter Federführung des Fachbereichs Grünfl ächen. 

Sanierung Kaiser Wilhelm Museum
Sorgen bereitet nach wie vor der ungenügende bauliche und 
technische Zustand des Kaiser Wilhelm Museums. In Hinblick 
auf den im letzten Verwaltungsbericht monierten Erhaltungszu-
stand ist es daher sehr erfreulich, dass auf Initiative der Politik 
nunmehr für die Jahre 2004/05 ein Sanierungsetat von sechs 
Millionen Euro aus der Ausschüttung der SWK bereitgestellt 
wurde. Damit sind die Kunstmuseen in die Lage versetzt, immer-
hin den größten Teil des ursprünglich mit etwa acht Millionen 
Euro geschätzten Sanierungsbedarfs in die Tat umzusetzen. Das 
mit dem Fachbereich Gebäudeservice ausgearbeitete Konzept 
sieht eine europaweite Ausschreibung vor, wie sie bei derartigen 
Bausummen üblich ist. Dabei soll das Gebäude gleichermaßen 
technisch, klimatisch und ästhetisch in die Lage versetzt werden, 
den gesteigerten Anforderungen und dem internationalen Wett-
bewerb der Museumsbetriebe im ersten Drittel des 21. Jahrhun-
derts gerecht zu werden. Leider wird die Sanierung nicht dazu 
beitragen, dem anhaltenden Raummangel Abhilfe zu schaffen. 
Große Teile der Sammlungen können aufgrund dieses Mangels 
weder sachgerecht magaziniert noch präsentiert werden. Dies 
würde erst ein Anbau an das Kaiser Wilhelm Museum leisten, 
der in einer ersten Planskizze des Hochbauamtes mit weiteren 
sieben Millionen Euro beziffert wurde. Eine solche Erweiterung 
würde eine parallele Präsentation aller Sammlungsbereiche 
ermöglichen. Erst im Zusammenhang mit einem Anbau könnte 
auch der über zehn Jahre ruhende Beschluss einer Neugestal-
tung des Karlsplatzes realisiert werden.

Museum Burg Linn: 
Neue Restauratorin
Von besonderer Bedeutung für das Museum war die Wieder-
einrichtung der Restauratorenstelle. Dank eines Zuschusses 
seitens des Fördervereins konnte die Stelle im April 2003 mit 
Eileen Lewald besetzt werden. Damit wurde es möglich, unver-
züglich in die Restaurierung des 1973 im Hafen ausgegrabenen 
karolingischen Lastkahnes einzusteigen. Nachdem die von den 
Bayerwerken gesponserte Konservierung des Holzes schon län-

Die Gartenanlagen von Haus Esters wurden in ihrem 
ursprünglichen Stil wieder aufgebaut

Eine Ausstellung in Haus Esters zeigte ab März 2001 
Objekte des Künstlers Hermann Pitz
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ger abgeschlossen war, konnte 2002 auch der entsprechende 
Ausstellungsort, die Schiffshalle im Innenhof des Museums, 
mit Geldern des Landes sowie des Vereins für Heimatkunde 
und des Vereins der Museumsfreunde durch den Fachbereich 
Gebäudeservice (vormals Hochbauamt) fertiggestellt werden. 
Die Bayerwerke übernahmen den Transport der Schiffsteile 
vom Uerdinger Werksgelände nach Linn und das THW die 
Überführung in das Innere der Halle.

Im Dezember 2000 wechselte der damalige stellvertretende 
Museumsleiter Dr. Wilhelm Stratmann zum Museum Schloss 
Rheydt. Sein Nachfolger Dr. Christoph Dautermann betreut als 
Volkskundler und Historiker insbesondere die Sammlungen zur 
neueren Stadtgeschichte, für die demnächst in der sanierten 
Vorburg-Remise feste Ausstellungsräume geschaffen werden 
sollen. 

Dank des umfangreichen Sanierungsprogrammes im Rahmen 
der EUROGA 2002plus zogen nicht nur die Parkanlagen sondern 
auch Burg,  Museum und Sonderausstellungen (EUROGA-Projekt 
„Krieg und Frieden“, darunter eine Ausstellung zur Geschichte 
von Burg und Park in den Räumen der Burg) in den Jahren 2002 
und 2003 wesentlich mehr Besucher an als in den Vorjahren. 
Die Steigerungsrate übertraf mit 50 Prozent  alle Erwartungen 
bei Weitem. Zu den erfolgreichsten Sonderausstellungen der 
letzten vier Jahre zählten darüber hinaus: „Die Spur des Dra-
chen“ – die chineschische Mauer (25. Juli bis 19. September 
1999),  „Marke Eigenbau“ – Selbstgebasteltes aus der ehema-
ligen DDR (3. Oktober 1999 bis 6. Februar 2000), „Iatrus – Ein 
spätantikes Grenzkastell an der Donau“ (19. März bis 28. Mai 
2000), „Die ritterliche Rüstung im späten Mittelalter“ (25. Juni 
bis 13. August 2000), „Carnuntum – Römische Metropole an der 

Eileen Lewald ist seit April 2003 die neue Restauratorin 
des Museums Burg Linn
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Bernsteinstraße“ (9. Juli bis 22. Oktober 2000), „Und wer die Zei-
tung nicht leset ...  350 Jahre Tageszeitung“ (19. November 2000 
bis 18. März 2001), „Opferplatz und Heiligtum – Kult der Vorzeit 
in Norddeutschland“ (22. April bis 8. Juli 2001), „Ein teufl isches 
Instrument – Dudelsäcke aus Europa und dem Orient“ (12. Au-
gust bis  7. Oktober 2001), „Gelduba um 200 n. Chr.“ (28. Oktober 
2001 bis 24. Februar 2002), „Von Diokletian bis Konstantin – Eine 
Epoche im Spiegel zeitgenössischer Münzprägung“ (17. März 
bis 26. Mai 2002), „Spuren vom Großen Krieg“ – Kriegsspuren 
in Krefeld zusammengestellt  von G. Opdenberg (9. Juni 2002 
bis 19. Januar 2003), „Bismarcks Reichtstag“ (1. Februar bis 
9. März 2003), Damals am Niederrhein – Eine Fotoausstellung 
von Clemens Reinders (13. April bis 22. Juni 2003), „Mensch 
– Bürger – Bruder. 215 Jahre Freimaurer in Krefeld. 150 Jahre 
Johannis-Loge – Eos“ (6. Juli bis 28. September 2003), „Bier 
– Geschichte der Krefelder Bierbrauereien“ (19. Oktober  2003 
bis 15. Februar 2004), „Reisen des Friedrich Christoph Müller“ 
(7. März bis 23. Mai 2004). 

Im September 2002 gingen die Sonderausstellungen (Schau-
fenster) des Rheinischen Landesmuseums im Museum Burg 
Linn nach über vierjähriger Dauer zu Ende. Im Raum des „Herren 
von Morken“ wurde anschließend eine neue Frankenabteilung 
eingerichtet. Erstmals gezeigt werden dabei Funde aus einem 
fränkischen Töpferofen von Gellep. Ein weiteres Thema ist der 
Grabraub im frühen Mittelalter sowie die Veränderung der Grab-
sitte unter dem Einfl uss des Christentums. Im dritten Oberge-
schoss tritt an die Stelle der Niederungsburg von Haus Meer 
eine erneuerte und erweiterte Ausstellung zur niederrheinischen 
Festtagskeramik, den sogenannten Hülser Schüsseln. Nachdem 
die Bestände des Kaiser Wilhelm Museums schon vor einigen 
Jahren mit denen des Museums Burg Linn vereinigt worden 
sind und zur Einweihung der neuen Sonderausstellungshalle 
1998 zusammen gezeigt wurden, erhalten sie nun auch einen 
angemessenen Platz in der ständigen Präsentation.

Schließlich stellte der Architekt Heinz Hambloch dem Museum  
in dem vom ihm sehr anschaulich als Baudenkmal restaurierten 
Diebershof (Hees 17) in Fischeln kostenfrei Präsentationsfl äche 

„Niederrheinische Bauernhäuser und Bauernhöfe im 
Modell“ zeigt die Ausstellung im Diebershof in Fischeln



130

Kultur

zur Verfügung. Im Herbst 2002 konnte hier die Ausstellung „Nie-
derrheinische Bauernhäuser und Bauernhöfe im Modell“ einge-
richtet werden. Die wertvollen Modelle aus der Vorkriegszeit 
lagerten bislang aus Platzgründen im Magazin des Museums. 
Nach Voranmeldung und regelmäßig an jedem letzten Montag 
im Monat fi nden hier Führungen statt, die auch die Baugeschich-
te des Diebershofes selbst mit einbeziehen.

In den letzten Jahren ist ein stetiges Anwachsen der Bewerbun-
gen um einen Praktikumplatz festzustellen. Neben Schülerprak-
tikanten, die an einem Einblick in den allgemeinen Museumsbe-
trieb interessiert sind, gibt es auch zunehmend Studenten und 
Berufsanfänger in den Bereichen Restaurierung, Ausgrabung, 
Kulturmanagement und Ausstellungsaufbau. Während in frü-
heren Jahren das Jahrespensum bei drei bis fünf Praktikanten 
lag, stieg die Zahl 2001 auf acht, 2002 auf elf und 2003 bereits 
auf 15 Praktikanten, obwohl wegen zeitlicher Überschneidun-
gen und beschränkter Betreuungskapazitäten längst nicht alle 
Bewerbungen angenommen werden konnten. 

Ausgrabungen und Forschungen
Die in früheren Jahren meist im Vordergrund stehenden Aus-
grabungen in Gellep mussten in den vergangenen vier Jahren 
deutlich zurückgefahren werden. Die dafür vor allem verant-
wortlichen Änderungen der Förderrichtlinien von Land und Bund 
sowie in den Denkmalschutzbestimmungen wurden im letzten 
Bericht ausführlicher dargelegt. Immerhin konnte aber noch im 
Jahre 2003 am Rande des großen Gräberfeldes eine isolierte 
Grabgruppe mit interessanten Beigaben freigelegt werden. Ne-
ben vielen keramischen Gefäßen und Gläsern enthielt eines der 
Gräber eine römische Saufeder (Jagdspieß) – die erste dieser 
Art in Gellep und auch sonst im Rheinland ein ungewöhnlicher 
Fund – sowie Reste eines Brettspiels. Von der Ausstattung eines 
Metallhandwerkes zeugten mit konzentrischen Kreisen verzierte 
Kistenbeschläge aus Bronzeblech sowie ein Stechzirkel in einem 
anderen Grab. Zwar förderte die Deutsche Forschungsgemein-
schaft die unmittelbaren Ausgrabungen nicht mehr, doch unter-

stützte sie weiterhin die Aufarbeitung im Rahmen des Projektes 
„Römisch-fränkische Gräberfelder Krefeld-Gellep“ mit jährlich 
rund 63 000 Euro. So konnten im Jahre 2000 der sechste und 2003 
der siebte Band der wissenschaftlichen Publikation erscheinen: 
Renate Pirling und Margarete Siepen, Die römisch-fränkischen 
Gräberfelder von Krefeld-Gellep 1983 bis 1988 sowie 1989 bis 
2000 (Fr. Steiner Verlag Stuttgart). 

Die wissenschaftliche Vorlage der Gelleper Gräber (letzte Num-
mer 6347) ist damit bis auf wenige Nachträge abgeschlossen. 
Bis zum endgültigen Abschluss des Projektes im Jahre 2005 
sollen aber noch einige zusammenfassende Bewertungen 
erarbeitet sowie ein Formenhandbuch vorgelegt werden. 

Die Fördermittel des Landes NRW (35 000 Euro in 2002 und 
25 000 in 2003) wurden meist zusammen mit Verursachermitteln 
im Rahmen von Bauplanungen in anderen Stadtteilen ausgege-
ben. Im Vordergrund stand dabei der Raum Fischeln. Hier wurden 
mehrere Fundplätze untersucht, darunter am Hanninxweg auch 
eine sehr interessante mittelalterliche Hofstelle. Es handelt sich 
um einen ungewöhnlich reichen Hof aus ottonisch-salischer 
Zeit (10./11. Jh.). Das Haupthaus besaß mit einer Spannweite 
von 10,50 Metern die größte freitragende Halle, die bislang im 
Rheinland ausgegraben werden konnte. 

Ohne Parallele ist auch der Einbau einer nach römischem Vorbild 
gestalteten Fußbodenheizung. Vergleichbares kennt man sonst 
nur aus großen Klöstern und Burgen und dies meist auch erst 
aus späterer Zeit. Der Fund bildet einen wichtigen Beleg dafür, 
dass die Heiztechnik nicht in jedem Falle später aus dem Süden 
reimportiert worden ist, sondern vereinzelt auch im Lande selbst 
überleben konnte.

Kleinere Untersuchungen fanden an verschiedenen Orten 
statt: Im Jahr 1999 mittelalterliche und frühneuzeitliche 
Siedlungs- und Befestigungsspuren in Linn, römische Gräber 
und Befestigungsspuren in Gellep; in 2000 dann römische 
Gräber in Oppum, römische Straßenspuren und Gräber sowie 
mittelalterliche Landwehr in Gellep, römische Siedlungsspuren 
in Fischeln; im Jahr 2001 die mittelalterliche Flureinteilung in 
Hüls, mittelalterliche Siedlungsspuren in Fischeln, mittelal-
terliche und neuzeitliche Siedlungsreste sowie die Synagoge 
in Linn; in 2002 bronze- und eisenzeitliche sowie römische 
Siedlungsspuren in Hüls, eisenzeitliche Siedlungsspuren in 
Schicksbaum; und schließlich im Jahr 2003 die römische Straße 
in Fischeln (Fichtenhain) sowie mittelalterliche Siedlungsspuren 
in Krefeld-Oppum. 

Eine wichtige, vom Land geförderte Maßnahme ist schließlich 
ein ausführliches Begehungsprogramm im ganzen Stadtgebiet. 
Im Hinblick auf die Ausweisungen von Bauland im neuen Flä-
chennutzungsplan wurden bislang vor allem die Ackerfl ächen 
in Hüls und Fischeln bearbeitet. 

Vorrangiges Ziel des Programms ist die Gewinnung von Daten 
zum vor- und frühgeschichtlichen Nutzland. Da die praktisch 
in jedem Ackerboden vorhandenen Spuren älterer Bearbeitun-
gen verloren gehen, wenn der Acker der landwirtschaftlichen 
Nutzung entzogen wird, erscheint es dringend geboten eine 
systematische Datensammlung über die noch vorhandenen 
Ackerfl ächen anzulegen. 

Die Bonner Römergruppe FRAGMENTA ANTIQUA führte 
durch den „Tag des offenen Kastells“
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Unerwartet großen Zuspruch beim Publikum fand der „Tag des 
offenen Kastells“ in Gellep am 20. und 21. Juli 2002. Geboten 
wurden Führungen durch die Grabungen, Erläuterung zu Spuren 
der sogenannten Bataverschlacht im Jahre 69 nach Christus so-
wie experimentelle Archäologie und andere Vorführungen durch 
die Bonner Römergruppe FRAGMENTA ANTIQUA. Wegen des 
großen Erfolges ist im Herbst 2004 eine zweite Veranstaltung 
vorgesehen. Maßgeblichen Anteil an Planung und Durchführung 
hatte der Kölner Doktorand Robert Fahr. In seiner Dissertation 
bearbeitet er das römische Kastell Gelduba von den Anfängen 
bis zur Mitte des zweiten Jahrhunderts nach Christus. 

Textilmuseum: Edle 
Gewebe, antike Stoffe
Mit Ablauf des Jahres 1999 fand ein Wechsel in der Leitung des 
DTM statt. Der langjährige, verdienstvolle Leiter des Museums, 
Dr. Carl-Wolfgang Schümann, beendete seine zwanzigjährige 
Tätigkeit in Krefeld. In dieser Zeit hat er zahlreiche interessante 
Ausstellungen durchgeführt und viele Ehrengäste empfangen 
– darunter 1983 die damalige Prinzessin, heutige Königin Paola 
von Belgien, sowie 1984 den Botschafter von Indonesien. Sein 
größtes Verdienst lag aber sicher in einer kontinuierlichen 
Erweiterung des Sammlungsbestands. Immerhin belief sich 
der Zuwachs der während seiner Amtszeit angeschafften 
Textilien auf annähernd 10 000 Objekte, darunter mehrere 
sehr bedeutende Sammlungszusammenhänge, so die wunder-
schönen Kaschmirs, die in der letzten unter ihm ausgerichteten 

Ausstellung 1999 zu sehen waren, oder auch eine Sammlung 
von indonesischen Textilien aus dem Besitz des holländischen 
Privatsammlers Harmen Veldhuisen.

Im letzten Jahr seiner Amtszeit konnte Dr. Schümann mit der 
Ausstellung „Duftbouquet und Spiegel“ dem Krefelder Publikum 
die außergewöhnliche Garderobe einer adeligen japanischen 
Dame vorführen, während er in „Textile Welten“ einen Aus-
schnitt seiner Erwerbungen für das Museum aus zwanzig Jahren 
zeigte. Leider verstarb Carl-Wolfgang Schümann sehr plötzlich 
am 12. Juni 2001.

Ab Januar 2000 übernahm Dr. Brigitte Tietzel die Leitung des 
Museums. Sie war bereits in den Jahren 1986 bis 1993 als wis-
senschaftliche Mitarbeiterin am DTM tätig. Am 23. Oktober 2000 
erhielt sie die Ernennung zur Honorarprofessorin der Universität 
Köln. Im Mai 2002 konnte die Stelle der wissenschaftlichen Mit-
arbeiterin mit Dr. Isa Fleischmann-Heck besetzt werden.

Seit dem Frühjahr 2002 ist Dr. Ute-Christiane Bergemann mit 
einem Stipendium der Gerda Henkel Stiftung Düsseldorf für 
die Bearbeitung des Stickereibestands des DTM beschäftigt. 
Die Arbeiten sollen 2005 im Jahr des 125-jährigen Bestehens 
des Textilmuseums in einem Bestandskatalog publiziert und in 
einer begleitenden Ausstellung der Öffentlichkeit vorgestellt 
werden.

Im Jahr 2000 eröffnete die neue Direktorin ihre erste Aus-
stellung mit „Biedermeierstoffen“ aus Wien. Die unerhört 
reiche Sammlung des dortigen Österreichischen Museums für 
angewandte Kunst geht auf Kaiser Franz I. und seinen Sohn 
Ferdinand zurück, die schon am Anfang des 19. Jahrhunderts 
große Beispielsammlungen österreichischer Textilproduktionen 
anlegten. Im Vergleich wurden Rückschlüsse auf die Krefelder 
Textilindustrie derselben Zeit möglich.

Dr. Carl-Wolfgang Schümann gab nach 20 Jahren die 
Leitung des Deutschen Textilmuseums ab

Biedermeierstoffe waren Thema der ersten Ausstellung 
der neuen Leiterin des DTM, Dr. Brigitte Tietzel
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Im August desselben Jahres zeigte die Ausstellung „Zarte 
Bande aus Marokko“ zwei marokkanische Privatsammlungen 
mit textilen Objekten aus sehr unterschiedlichen Bereichen der 
marokkanischen Kultur. Webereien der noch heute halbnoma-
disch lebenden Berbervölker des Atlasgebirges gaben Auskunft 
über Traditionen und Lebensweisen dieser faszinierenden alten 
Volksstämme, während andererseits feine und elegante Sticke-
reien in die Welt der arabischen Städterinnen führten.

Mit „Der gutbeTUCHte Klerus. Paramente und Gerät aus Kre-
felder Kirchen“ wurde in Gegenwart des Oberbürgermeisters 
und des Weihbischofs von Aachen, Gerd Dicke, die letzte 
Ausstellung des Jahres eröffnet. Die Vorbereitungen zu dieser 
Ausstellung, mit der das Museum einen von vielen Krefeldern 
lange gehegten Wunsch erfüllte, waren noch von Dr. Schümann 
in die Wege geleitet worden. Mit der Durchführung war Dr. Karin 
Thönnissen beauftragt, die heute das „Haus der Seidenkultur“, 
die historische Paramentenweberei Hubert Gotzes, als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin betreut.

Mit der Übernahme der Ausstellung „Filz“ im Jahr 2001, die 
zunächst im Landesmuseum Karlsruhe gezeigt worden war, 
hat das Museum einen guten Griff getan. Die Verbindung 
von uralter, traditioneller Technik mit geläufi gen Objekten wie 
Wandbehängen und Raumteilern einerseits und andererseits 
sehr modernen Dingen, die heutzutage aus Filz entstehen, wie 
Sitzmöbel und Kleidung, hat viele Besucher fasziniert. 

Von ganz anderer Art war die Ausstellung „Shibori“, die Ober-
bürgermeister Dieter Pützhofen im Juli 2001 im Beisein der 
Künstlerin Hiroko Ando und des japanischen Generalkonsuls 
in Düsseldorf, Tatsuo Toda, eröffnete. Shibori ist eine sehr alte 
japanische Färbetechnik, bei der die Muster durch Abbinden her-
vorgerufen werden. Dies konnte an etwa zwanzig prachtvollen 
Kimonos aus dem 19. Jahrhundert und zahlreichen weiteren 
Stoffen demonstriert werden.

Mit der Ausstellung „Tafelfreuden“ (Oktober 2001) öffnete das 
Museum sein Archiv und holte 80 schöne Damaste ans Tages-
licht. Gleichzeitig wurden im wieder zugänglichen Vortragssaal 

des Museums als schöner, farbenfroher Kontrast zu den eher 
kühlen Damasten „Perlstickereien der Agnes van Megen“ 
gezeigt. Die ausgebildete Geigenlehrerin lernte in den 50er 
Jahren bei Gerhard Kadow Malerei. Erst in den späten 60er 
Jahren kam sie zur Perlstickerei. 

Mit „Quilts – textile Unikate“ zeigte das Museum im Jahr 
2002 zunächst von einer Jury ausgewählte Arbeiten von elf 
modernen Künstlerinnen. Ein ganz anderes Publikum sprach 
die Ausstellung „Nach Rang und Stand – Deutsche Zivilunifor-
men im 19. Jahrhundert“ an. Bei der glanzvollen Eröffnung im 
März 2002, auf der ein Schauspieler des hiesigen Theaters in 
Ziviluniform Texte zum Thema aus dem 19. Jahrhundert verlas, 
waren einige illustre Gäste gekommen, wie der Herzog von 
Württemberg und der Freiherr von Eltz-Rübenach, der Haupt-
leihgeber. Die unterschiedlichsten Zusammenhänge, die sich um 
Berufsuniformen, Uniformen zur Charakterisierung nach Rang 
und Stand im höfi schen Bereich und solchen zur Kennzeichnung 
von Dienern durch Livreen drehen, konnten in einem schönen 
Katalog zusammengefasst werden.

Im Sommer richtete das Düsseldorfer Künstlerpaar Barbara 
Esser und Wolfgang Horn die Installation „Blumenwiese“ auf 
dem Andreasmarkt aus, die in Zusammenhang mit der EUROGA 
2002plus stattfand. Gleichzeitig wurden Arbeiten der ausgebil-
deten Textildesignerin und des Architekten unter dem bezeich-
nenden Titel „Grenzgänger“ im Museum ausgestellt.

Wiederum im Beisein des Oberbürgermeisters und des türki-
schen Generalkonsuls in Düsseldorf, Ates Öktem, wurde die 
Ausstellung „Kelim – textile Kunst aus Anatolien“ eröffnet. Hier 
waren Kelims aus dem Besitz eines Sammlerpaares zu sehen, 
das seit 30 Jahren das anatolische Hochland bereist und sich 
intensiv mit der Kultur der dort lebenden Nomaden auseinander 
gesetzt hat. Eindringlich wurde in der Ausstellung die Schönheit 
der Schlitzwebereien deutlich, deren Muster über Jahrtausende 
tradiert worden sind.

Am 28. April 2002 erhielt die Textilkünstlerin und Professorin 
für Textilgestaltung an der Universität Paderborn, Dorothea 

Generalkonsul Tatsuo Toda (2.v.l.)eröffnete mit Oberbür-
germeister Pützhofen die Ausstellung „Shibori“

Die Kinderworkshops im Deutschen Textilmuseum sind 
fast immer ausgebucht
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Reese-Heim, in der Linner Museumsscheune den Lotte-Hof-
mann-Gedächtnis Preis 2002. Es ist der einzige deutsche Preis 
für Textilkunst.

Das Jahr 2003 widmete sich einem besonderen textilen Thema, 
der Wirkerei. Mit der Ausstellung „Scherrebek – Wandbehänge 
des Jugendstils“ wurde ein Rückblick auf eine kleine Manufak-
tur und Schule gegeben, die Scherrebeker Webschule, die in 
den Jahren 1897 bis 1903 versuchte, mit Entwürfen namhafter 
Jugendstilkünstler eine alte Webtradition wieder zu beleben. 
Der erste Direktor des Kaiser Wilhelm Museums, Friedrich De-
neken, hatte seine Unterstützung angeboten und auch einige 
der schönsten Stücke um die damalige Jahrhundertwende in 
Krefeld ausgestellt.

Koptische Textilien aus der bedeutenden Sammlung des DTM 
zeigte die Ausstellung „Aus Gräbern geborgen“. Nach über 
40 Jahren konnten die teilweise über 1 500 Jahre alten Stücke 
für kurze Zeit dem dunklen Archiv entnommen werden, in das sie 
nun auf unbestimmte Zeit wieder zurückgekehrt sind: Ein neues 
„Grab“, damit sie auch weiterhin überleben können.

Mit „Licht und Farbe“ ging das Jahr 2003 zu Ende. Großforma-
tige Tapisserien von Artemis, einer in Griechenland lebenden 
Liechtensteiner Künstlerin verarbeiten ein großartiges Thema, 
die Odyssee, in adäquater Weise in glühenden Farben und sehr 
emotional. Dagegen standen die eher kleineren Formate der 
deutschen Weberin Martha Kreutzer-Temming. Sanfte Farben 
und sehr feine, nuancenreiche Schattierungen, fangen hier die 
ruhigen Themen einer wenig spektakulären Alltagswelt ein. 
Beide Künstlerinnen ähneln sich in ihrer abstrakten Formen-
sprache, mit der sie konkrete Inhalte bewältigen.

Von den sehr zahlreichen Erwerbungen des Textilmuseums, 
die im Berichtszeitraum gestiftet wurden oder durch Ankäufe 
an das Museum kamen, seien hier nur die bedeutendsten he-
rausgegriffen. Im Jahr 2003 wurde mit Mitteln verschiedener 
Spender eine wundervolle, umfangreiche Modesammlung er-
worben, die die Sammlung des DTM, wie sie in den letzten 20 
Jahren kontinuierlich aufgebaut worden war, mit einem Schlag 
vor allem für die 1. Hälfte des 20. Jahrhunderts komplettiert. 
Den größten Teil der Kaufsumme von 90 000 Euro stellte die 
Sparkassenkulturstiftung Rheinland zur Verfügung. Ein beson-
derer Schwerpunkt im Ausstellungsbetrieb des Museums wird 
in den Folgejahren auf dem Bereich Mode liegen. 

Ein Krefelder Ehepaar, Günther und Ingeborg Frantzen, das sich 
aus Altersgründen aus der Stadt zurückgezogen hat, bereicherte 
die Sammlung des Museums mit einer Schenkung von 26 gut 
erhaltenen indonesischen Textilien, darunter Batiken aus Java, 
Kett-Ikats aus Sumba und Borneo, Brokate aus Bali sowie indi-
schen Saris im Wert von annähernd 45 000 Euro.

Auch aus dem Atelier der Kölner Modedesignerin Gugu Ernesto, 
die schon 1992 ihre Arbeit als Modeschöpferin aufgegeben hat-
te, erhielt das Museum eine umfangreiche Schenkung aus einem 
Zeitraum der letzten zehn Schaffensjahre der Künstlerin.

Daneben konnten einige prachtvolle, zum Teil sehr seltene und 
ungewöhnliche Einzelstücke erworben werden. Auch hier sei 
nur eine kleine Auswahl genannt: Im Jahr 2000 kam ein Bie-
dermeierkleid von 1850/60 durch den Krefelder Maler Eberhard 

Goellner ans Haus, zu dem eine seltene Krinoline geschenkt 
wurde, ein „celèbre jupe cage“ (berühmter Käfi grock) wie eine 
Aufschrift vermerkt. Außerdem erhielt das Museum einen 
türkischen Frisierumhang sowie ein türkisches Kinderkleid, 
beides aus der Zeit um 1800, eine chinesische Seide des 14. 
Jahrhunderts sowie einen chinesischen Samt der Ming-Zeit, 
einen indischen Lampas des frühen 18. Jahrhunderts, einen pe-
ruanischen Umhang aus farbiger Wolle aus der frühen Inka-Zeit. 
Sehr selten ist auch die ungewöhnlich schöne und vollständig 
erhaltene italienische Bettumrandung, eine Seidenstickerei auf 
Leinen aus der Zeit um 1600, die mit Mitteln der Sparkasse 
Krefeld angekauft werden konnte.

Bedauerlicherweise muss die Arbeit der einstmals in Deutsch-
land führenden Restaurierungswerkstatt des Deutschen Textil-
museums für Dritte immer weiter zurückgefahren werden. Dies 
liegt einmal an der personellen Situation, andererseits an der 
zunehmenden Arbeit bei den intensiven Vorbereitungen von 
Ausstellungen, die nur durch die Restauratorinnen geleistet 
werden können.

Dennoch konnten einige bedeutende auswärtige Restaurierun-
gen abgeschlossen werden, darunter im Jahr 2000 eine große 

Abendmahlsdarstellung aus dem Besitz der katholischen Kir-
chengemeinde St. Evermarus in Rheinberg-Borth, eine Malerei, 
deren Trägergrund aus Baumwollgewebe restauriert werden 
musste. In den Jahren 2000 und 2001 stellte die Restaurie-
rungswerkstatt des Textilmuseums ihre Hilfe bei der Einrichtung 
eines Paramentenschranks im städtischen Kramer-Museum in 
Kempen zur Verfügung. Einige Paramente wurden in derselben 
Zeit auch restauriert. Im Anschluss konnte in der Probstpfarre 
St. Mariae Geburt in Kempen ebenfalls mit Hilfe der Krefelder 

Ein gutes Auge ist in der Restaurierungswerkstatt des 
Deutschen Textilmuseums gefragt
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Textilrestaurierungswerkstatt die Neugestaltung der dortigen 
Paramentenschränke in Angriff genommen werden, eine Auf-
gabe, die sich in das Jahr 2002 hinzog.

Begonnen wurde in derselben Zeit die Restaurierung textiler 
Gewebefragmente aus dem fränkischen Gräberfeld von Wesel-
Bislich im Auftrag des Rheinischen Landesmuseums in Bonn. 
Im Jahr 2002/2003 erfolgte die Restaurierung eines hoch be-
deutenden peruanischen Textils aus einer sehr frühen Zeit, der 
Nazca-Periode (2. Jh. vor Christus bis 6. Jh. nach Christus) für 
einen Privatmann. Seit dem Jahr 2003 arbeitet die Werkstatt 
für das Niedersächsische Landesmuseum Hannover an einem 
Moorfund aus der Eisenzeit, einem erstaunlich gut erhaltenen 
mantelartigen Umhang, sowie für das Ruhrlandmuseum Essen 
an einem jungsteinzeitlichen Netzfragment, einem Bodensee-
fund aus der Zeit um 3500 vor Christus.

Immer wieder kamen wichtige Persönlichkeiten zu einem Be-
such ins Textilmuseum, die häufi g von Oberbürgermeister Dieter 
Pützhofen begrüßt wurden, darunter Vertreter verschiedener 
Länder wie Marokko, China, Türkei, Japan. 

Im Jahr 2000 fand eine internationale Tagung von Textilfachleu-
ten im DTM statt, die an der Einstellung textiler europäischer 
Sammlungen, Industriemuseen und Monumenten ins Internet 
(Virtual European Textile Heritage Sites‘ Itinerarius) arbeiteten, 
ein Projekt, das mit EU-Geldern gefördert wurde. Außerdem 
trafen sich die Turkmenenfreunde und die Freunde zentralasi-
atischer Kunst mehrfach in der Museumsscheune.

In den letzten Jahren wurde ein ehrenamtlicher Arbeitskreis 
aufgebaut, mit dessen Hilfe regelmäßig öffentliche Führungen 
(mittwochs und sonntags) angeboten werden, das allgemeine Füh-
rungsangebot erweitert wurde, sowie Workshops und Führungen 
für Kinder und Schulklassen abgehalten werden. Außerdem gibt 

Ein Pfl anzenführer gibt Informationen zu den tropischen 
Gewächsen im Regenwaldhaus
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es inzwischen einen Museumsshop, der durch zwei ebenfalls eh-
renamtlich tätige Mitarbeiterinnen geführt wird, die sich sowohl 
um das Angebot kümmern, als auch um die gesamte geschäftliche 
Abwicklung. Vorträge, Lesungen, Feste fi nden regelmäßig statt, 
nicht nur als Angebot für die Mitglieder des Freundeskreises, 
sondern allgemein für die interessierte Bevölkerung.

Für das Jahr 2004 sind drei interessante Ausstellungen vorge-
sehen: Zum einen fand in Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Liturgischen Institut in Trier ein Gestaltungswettbewerb für 
liturgische Gewänder statt. Die Eröffnung einer Ausstellung 
mit ausgewählten Werken der Wettbewerbsteilnehmer am 1. 
Februar im DTM wurde vom Trierer Bischof, Dr. Marx, vorgenom-
men, der vorher in der Kirche St. Margareten in Linn eine Messe 
las. Darüber hinaus gibt es die bereits erwähnte Ausstellung 
japanischer Textilien aus der eigenen Sammlung unter dem Titel 
„Aus dem Land der aufgehenden Sonne“. Den Ausklang des 
Jahres soll eine fulminante Modeausstellung bieten: „Féraud 
Couture – Pariser Flair in Krefeld“.

Zoo: Naturkunde und 
Artenschutz
Der Krefelder Zoo verbindet eine den modernen Standards der 
Tiergartenbiologie entsprechende Haltung und Präsentation von 
Wildtieren mit der Erholung und naturkundlichen Bildung seiner 
Besucher. Als publikumsstärkste Freizeit- und Kultureinrichtung 
der Stadt zog er jährlich durchschnittlich 340 000 bis 350 000 
Besucher an. Seit Fertigstellung des Regenwaldhauses im Jahr 
1998 verfügt der Zoo mit Affentropenhaus, Vogeltropenhalle 
und Großtierhaus über insgesamt vier große Warmhäuser und 
konnte damit seine Attraktivität auch in der kalten Jahreszeit 
oder bei unbeständigem Wetter steigern.

Dr. Brigitte Tietzel ist nicht nur im Deutschen Textilmuseum 
unterwegs – hier „wildert“ sie im Krefelder Zoo
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Der Krefelder Zoo ist auf deutscher Ebene Mitglied im „Ver-
band Deutscher Zoodirektoren“(VDZ), auf europäischer Ebene 
Mitglied des „Europäischen Verbandes der Zoos und Aquarien“ 
(EAZA) und weltweit der Dachorganisation „World Association 
of Zoos and Aquariums“ (WAZA) angeschlossen. Gemäß deren 
Statuten widmet der Zoo sein Potenzial zunehmend dem interna-
tionalen Natur- und Artenschutz und integriert seine Bemühun-
gen zur Erhaltung gefährdeter und vom Aussterben bedrohter 
Tierarten in die anderer Naturschutzorganisationen wie der 
Umweltstiftung WWF Deutschland oder des Naturschutzbundes 
NABU. Auf dem Weg zu einem Naturschutzzentrum wurden der 
Krefelder Zoo und die Zoofreunde im Jahr 2001 gemeinsam mit 
weiteren 40 Zoologischen Gärten und Tierparks Partner in der 
„Stiftung Artenschutz“, die sich für das Überleben bedrohter 
Arten in ihren angestammten Lebensräumen einsetzt. Beson-
ders steht die enge Zusammenarbeit mit den Zoos weltweit 
im Rahmen der internationalen Erhaltungszuchtprogramme im 
Vordergrund. So werden im Jahr 2004 von über 220 im Krefel-
der Zoo gehaltenen Spezies allein 45 Arten in Internationalen 
Zuchtprogrammen geführt.

Entwicklung des Tierbestandes
Der Tierbestand des Krefelder Zoos entwickelte sich in Anleh-
nung an den neuen Entwicklungsplan und förderte die beste-
henden Schwerpunkte wie die Haltung südamerikanischer Arten 

sowie die Haltung von Menschenaffen, katzenartigen Raubtie-
ren, tropischen Vögeln und afrikanischen Savannentieren.

In der Fachwelt sorgten insbesondere die Zuchterfolge im Vo-
gelbestand für Aufmerksamkeit: So fand 1999 die weltweite 
Erstzucht bei den Krokodilwächtern in der Vogeltropenhalle 
statt, 2002 die deutsche Erstzucht bei den Afrikanischen Zwerg-
gänsen. Beide Arten züchten mittlerweile regelmäßig und ihre 
Aufzuchten liefern wertvolle Informationen zur Brutbiologie 
dieser tropischen Arten. In der Zucht von Bienenfressern, auch 
Spinte genannt, ist der Krefelder Zoo weltweit führend. In der 
Vogeltropenhalle brütet der aus Afrika stammende Scharlach-
spint derart erfolgreich, dass in den vergangenen Jahren zahl-
reiche Jungvögel an verschiedene Zoos weltweit abgegeben 
werden konnten. So verließen in den vergangegen Jahren mehr 
als 30 junge Spinte den Krefelder Zoo, um eine neue Heimat im 
Vogelpark Walsrode, in den Zoos von Münster, Frankfurt und 
Basel sowie im New Yorker Bronx-Zoo zu fi nden. 

Nicht weniger spektakulär war die erste Krefelder Naturbrut 
bei den südafrikanischen Straußen auf der Afrikawiese. Natur-
bruten fi nden in Zoologischen Gärten selten statt, in der Regel 
werden die Eier dieser Art – wie es auch in Straußenfarmen 
geschieht – von Brutmaschinen ausgebrütet. Dagegen zog 
das Krefelder Straußentrio arbeitsteilig perfekt in den Jahren 
2001 und 2002 insgesamt zehn Junge auf. Während die bei-
den Hennen sich um das Bebrüten des Geleges kümmerten, 
huderte (wärmte und schützte) und führte der Hahn perfekt die 
geschlüpften Küken. 

Das Mähnenwolf-Paar, die der Krefelder Zoo im Hausenhof in 
Linn gehalten hat, brachte 2002 zum ersten Mal Sechslinge zur 
Welt. Bis auf einen wurden alle an europäische Zoos abgegeben. 
Der letzte trat im Oktober 2003 eine besonders lange Reise 
nach La Plata bei Buenos Aires in Argentinien an. Argentinien 
und Süd-Brasilien sind die ursprünglichen Heimatländer der 
Mähnenwölfe, auch deshalb war diese Transferaktion beson-
ders spektakulär. Gute Kontakte nach La Plata unterhält der 
Krefelder Zoo auch wegen der dort beheimateten Tamanduas, 
der kleinen Ameisenbären, für die der Zooleiter Dr. Wolfgang 
Dreßen seit 2002 das Zuchtbuch führt. Leider gab es bei dem 
im Regenwaldhaus lebenden Ameisenbären-Paar bisher nur 
einen Zuchterfolg. 
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Der heute pensionierte Raubtierpfl eger Christoph Schneider-
mann präsentiert Onegin, den jungen Schneeleoparden 

Zuchterfolg: Ratu und Raja, seltener Nachwuchs der 
Krefelder Sumatra tiger, beim Wiegen
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Ein Jubiläum feierte der Krefelder Zoo im Sommer 2002: 40 
Jahre Haltung von Schneeleoparden im Krefelder Zoo. Mit der 
Nachzucht von über 60 Jungtieren gehört der Krefelder Zoo 
weltweit zu den erfolgreichsten Haltern dieser sanften Groß-
katzenart. Im Juli 1962 traf „Nuschka“ als erster Schneeleopard 
im damaligen Krefelder Tierpark ein. Sie war ein Wildfang, lebte 
bis 1975 und wurde zur Stammmutter zahlreicher Nachwuch-
stiere. Da sie damals im Zoo keinen Partner hatte, wurde sie 
jeweils in den Wintermonaten bei möglichst kalter Witterung 
in den niederländischen Nachbar-Zoo nach Arnheim geschickt, 
wo der nächste Schneeleoparden-Kater ebenfalls alleine lebte. 
Der im Mai 1968 in Krefeld geborene Sohn „Ilka“ wurde in den 
folgenden Jahren zum Stammvater von 41 Jungtieren. Wie der 
Zuchtbuchführer für Schneeleoparden, Dr. Leif Blomqvist vom 
Zoo Helsinki, berichtet, stammen von „Nuschka“ in sieben Zoo-
Generationen weltweit 142 direkte Nachkommen ab.

Ein herausragendes Ereignis war die Geburt bei den Sumatra-
tigern in der Weihnachtsnacht 2003. Vier Junge, von denen ein 

Kater und ein Kätzchen überlebten, warf die mit dreieinhalb 
Jahren noch sehr junge Tigerin „Sutera“. Sumatratiger sind 
besonders stark vom Aussterben bedroht, weltweit gibt es nur 
noch etwa 170 Exemplare in den Zoos, die frei lebenden Tiere 
werden auf etwa 200 bis 300 geschätzt. Deshalb ist der Zuch-
terfolg in Krefeld ein wichtiger Beitrag zur Arterhaltung.

Der Krefelder Zoo ist europaweit bislang der einzige Zoo mit 
einem erfolgreichen Zuchtpaar der Goodfellow-Baumkängurus. 
Dieses als bedroht eingestufte und aus Neu-Guinea stammende 
Känguru ist ansonsten auf dem europäischen Kontinent mit nur 
sieben Tieren vertreten. Das Krefelder Zuchtpaar „Summer“und 
„Bud“, das 1997 aus dem Zoo San Diego gekommen war, hat 
bereits vier Mal Nachwuchs bekommen. Das kleine Baumkän-
guru „Yemmah“ wurde im März 2004 an den Frankfurter Zoo 
abgegeben, um mit dem dort verbliebenen Männchen ein neues 
Zuchtpaar zu bilden. Das Frankfurter Weibchen, mit dem dort 
keine Nachzucht gelang, wurde im Rahmen dieser Tausch-

aktion nach Walsrode abgegeben, wo einer der männlichen 
Nachkommen von Summer und Bud sein neues zu Hause hat. 
So wurden mit Krefelder Beteiligung nun drei Zuchtpaare in 
Deutschland gebildet, auf denen die zukünftigen Hoffnungen 
auf Zuchterfolge ruhen.

Die europäischen Zoos tauschen im Rahmen der internationalen 
Zuchtprogramme die Tiere untereinander aus, damit Inzucht 
vermieden wird und langfristig überlebensfähige Populationen 
in Menschenhand aufgebaut werden. Ein weiteres Beispiel für 
eine derartige Kooperation ist die neue, in den vergangenen 
Jahren aufgebaute Gruppe der Moschusochsen. So erhielt der 
Krefelder Zoo im Januar 2003 zwei neue Weibchen aus den 
Zoos von Helsinki und Kopenhagen, wo das Zuchtbuch für diese 
Tierart geführt wird. Im Gegenzug wurde das Krefelder Jungtier 
„Schneefl ocke“ nach Kopenhagen abgegeben. Mit drei poten-
tiell züchtenden Weibchen ist Krefeld nun nach Kopenhagen 
europaweit der wichtigste Nachzucht-Zoo für den ursprünglich 
aus Grönland stammenden Moschusochsen.

Ein schwerer Verlust für den Zoo war der Tod der handzahmen 
Gepardinnen „Makeba“ und „Otawi“, die Raubtierpfl eger 
Christoph Schneidermann von Hand aufgezogen hatte und die 
deshalb an Menschen gewöhnt waren. Vor allem Otawi war 
ein „Highlight“ bei zahlreichen Führungen im Zoo, insbesondere 
bei Führungen sehbehinderter Menschen. 

Einen weiteren herben Rückschritt verzeichnete die sehr erfolg-
reiche Zucht der Grauen Riesenkängurus im November 2001. 
Unbekannte waren nachts in das Zoogelände eingedrungen und 
hatten zwei Geparden aus ihren Schlafboxen befreit. Gepardin 
„Cathrin“ war daraufhin durch das Zoogelände gestreift und 
erreichte so das Gehege der Kängurus, das nur durch einen Tro-
ckengraben und eine Böschung begrenzt wird. Angezogen durch 
aufgeregtes Hüpfen der Kängurus erwachte in der Raubkatze der 
Jagdtrieb, sie tötete neun der insgesamt 13 Riesenkängurus, 
ein weiteres wurde schwer verletzt. Die Tierpfl eger hatten am 
Morgen keine Probleme, die total erschöpfte Gepardin und 
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Yvonne Wicht mit der winzigen Leonora, die leider später 
starb. Das zweite Jungtier Lismore überlebte

Hanki, der kleine Panda, freut sich über jeden Besuch 
an seinem Gehege
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ihren Artgenossen, der sich in einem Gebüsch versteckt hatte, 
wieder einzufangen. Bei den toten Kängurus fanden sie noch 
zwei Jungtiere in den Beuteln. Der Versuch, sie als Flaschen-
kinder großzuziehen, erwies sich als äußerst schwierig, das 
jüngere Tier starb nach einem Monat. Erst mit aus Australien 
importierter Kängurumilch konnte das auf den Namen „Lismo-
re“ getaufte zweite Jungtier gerettet werden. Die Ereignisse 
erregten großes Aufsehen in der Öffentlichkeit, so dass der 
Zoo zahlreiche Spenden zur Ergänzung seiner Zucht erhielt. Im 
Frühjahr 2004 sollen nun mindestens vier neue Kängurus aus 
anderen Zoos nach Krefeld kommen, um mit dem Neuaufbau 
der Zucht zu beginnen.
Die Bedrohung durch Tierseuchen, die in der Regel mit einem 
Rückgang der Besucherzahlen verbunden ist, gab es im Berichts-
zeitraum gleich mehrmals. Um das Risiko der Ansteckung mit 
Maul- und Klauenseuche zu reduzieren, mussten im Jahr 2001 
zeitweilig zwei Wege in unmittelbarer Nähe des Zoos gesperrt 
werden. Vorübergehend nicht begehbar waren der sogenannte 
„Schwarze Weg“ zwischen Grotenburgstadion und Zoo, in des-
sen Verlauf eine Brücke über das Zoogelände führt sowie der 
Weg, der östlich des Affenhauses am Kängurugehege vorbei 
führt. Für Besucher blieb der Zoo aber jederzeit geöffnet. Im Jahr 
2003 stand die Gefl ügelpest, eine für bestimmte Vogelarten hoch 
ansteckende Viruskrankheit, vor den Toren der Stadt. Nach dem 
Ausbruch der Seuche auf einem Hof im Kreis Viersen wurden 
Mitte Mai ungefähr 350 Tiere vom Zoopersonal eingefangen. Im 
Gegensatz zum Ausbruch der MKS reagierten die Landesbehör-
den schnell mit einem Impferlass für die Zoologischen Gärten. 
Innerhalb von drei Tagen Tagen mussten alle Hühner-, Enten-, 
Gänse- und Straußenvögel aufgestallt und geimpft werden. 
Insgesamt waren davon 266 Vögel im Krefelder Zoo betroffen, 
nur die Haushühner erhielten keine Impfung. Die Vögel wurden 
dann bis zur zweiten Schutzimpfung in den Ställen gehalten, 
damit ihnen der Stress einer weiteren Fangaktion erspart blieb. 
Leider gab es Verluste unter den empfi ndlichen Arten wie Eider-, 
Tafel- und Schellente.
Der Hausenhof dient weiterhin als Außenstation des Zoos. Der 
größere Teil der Innenräume das ehemaligen Bauernhofs ist 
beheizt und wird für die Haltung von Insekten wie Blattschnei-
derameisen, Vögeln, Reptilien und kleinen Säugetieren genutzt. 
Die Unterkünfte, zu denen auch kleinere Außenvolieren zählen, 
dienen als Quarantäneräume und zur Eingewöhnung und Zucht 
von Tierarten, deren Haltung neu für den Krefelder Zoo ist. Die 
Möglichkeit einer Quarantäne, das heißt einer Absonderung 
importierter Tiere, beispielsweise für Affen gewährt eine 
wesentliche Voraussetzung dafür, dass der Krefelder Zoo die 
Zulassung für Im- und Exporte von Affen überhaupt erhielt. Dies 
wiederum stellt eine unerlässliche Bedingung für die Teilnahme 
an internationalen Zuchtprogrammen dar. Ein Teil der zum Hof 
gehörigen Obstwiese wurde als Stelzvogel-Gehege genutzt, des 
weiteren konnte dort die Zucht der bedrohten Mähnenwölfe in 
einer Freianlage fortgesetzt werden.
Im Rahmen der Umsetzung des „Entwicklungsplanes 2003+“ 
werden einige Arten im Krefelder Zoo in Zukunft nicht mehr 
zu sehen sein. So wird auf die Haltung von Dorkasgazellen, 
Hulmanaffen und Präriehunden verzichtet, da deren Anlagen 
der notwendigen Erweiterung der Gehege von Schwerpunkt-

Arten dienen. Ebenso beendete der Zoo in 2004 mit dem Tod 
von Elchkuh „Lisa“die über 40-jährige Haltungsgeschichte dieser 
nordischen Hirschart. Langfristig soll deren Gehege ebenso wie 
das der Barasinghas zu einer neuen Anlage für die Spitzmaul-
nashörner umgebaut werden. 

Bei den im Freiland hochbedrohten Spitzmaulnashörnern ist die 
Zucht unter Gehegebedingungen immer noch eine Besonderheit. 
Im Krefelder Zoo zeigte das seit 1994 gehaltenes Paar „Nane“ und 
„Jakob“ kein Fortpfl anzungsverhalten, so dass die Zoos im Rah-
men des internationalen  Zuchtprogramms einen Partnertausch 
durchführten: „Jakob“ wurde Ende 2002 an den französischen Zoo 
von Pont Scorff abgegeben und nach Umbauarbeiten im Außen- 
wie Innengehege wurde im Herbst 2003 der Nashornbulle „Usoni“ 
aus dem Zoo von Dortmund nach Krefeld transportiert. Nach den 
ersten Paarungen zwischen Usoni und Nane im Frühjahr 2004 ist 
bei einer Tragzeit von 450 Tagen nun Abwarten angesagt. 

Besucherservice und Veranstaltungen
Eine vollkommen neue Attraktion bietet der Zoo seit August 
2002 einmal jährlich seinen Besuchern mit der Veranstaltung 
einer „Sommernacht im Zoo“. Nicht nur das Nachtleben der 
Zootiere, die den Besuchern um die abendliche Zeit deutlich 
mehr Beachtung schenken, und wegen der abendlichen kühleren 
Temperaturen deutlich aktiver sind als am Tag, sondern auch 
ein buntes Programm mit Gauklern, Märchenerzählern, kuli-
narischen Genüssen, Informationsständen, Tierbegegnungen, 
Fütterungen und Live-Musik warten dabei auf die Besucher. 
Die Nachfrage bei der ersten Veranstaltung war so überragend, 
dass das Zoogelände mit rund 9 400 Besuchern hoffnungslos 
überlaufen war. Die Zooführung begrenzte daraufhin bei der 
zweiten Sommernacht im Jahr 2003 die Besucherzahl auf 
4 500. Diese war für den Zoo gut zu verkraften und die Warte-
schlangen an der Kasse waren nicht zu lang. So gelang es, die 
Sommernacht im Zoo zu einer gelungenen Großveranstaltung 
zu etablieren, auf deren Fortsetzung zahlreiche Tierliebhaber 
schon ungeduldig warten.
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Jakob, das Spitzmaulnashorn frisst seiner Pfl egerin aus 
der Hand
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Zu besonderer Beliebtheit entwickelten sich die Zooführungen. 
Waren es in den 90er Jahre etwa 40 bis 50 Führungen pro 
Jahr – dazu gehörten die regelmäßigen Sonntagsführungen 
und die Abendführungen im Regenwaldhaus –, so sind es 
derzeit weit über 400 Führungen. Die große Nachfrage wird 
mittlerweile durch ein ehrenamtliches Zooführer-Team von zwölf 
Mitarbeitern gedeckt. Zoofans und Interessierte können aus 25 
unterschiedlichen Themen wählen, das Angebot richtet sich an 
Erwachsene und Kinder, Firmen, Kindergärten, Jugendgruppen 
und Vereine, für die auch spezielle Führungen zusammengestellt 
werden können. Dabei reicht die Palette von allgemeinen Füh-
rungen, Führungen mit speziellen Themen wie „Nachtsafari“, 
„Spurensuche“, „Rund ums Ei“ oder „Irrtümer im Zoo“ bis hin 
zu Kindergeburtstagen oder historischen Führungen.

Ein weiterer wichtiger Besuchermagnet sind die zahlreichen 
Ausstellungen. Insbesondere die alle zwei Jahre stattfi nden-
de Orchideenschau bleibt weiterhin ein fester Bestandteil des 
Bildungsangebotes im Zoo. Nach rückläufi gen Zahlen bei den 
Ausstellungen in 2000 und 2002 bedingt durch schlechtes Wet-
ter, kamen 2004 wieder etwa 10 000 Orchideenfreunde in den 
Zoo. Ebenfalls beliebt sind die Ausstellungen in der Zooscheune 
zu den Themen Naturschutz, Verhaltensforschung, Tier & Kunst 
sowie Ethnologie. Insgesamt wurden von 1999 bis 2004 zwölf 
derartige Ausstellungen gezeigt. 

Personal und Entwicklung
Zoodirektor Dr. Paul Vogt schied im Juni 2003 aus dem Dienst 
aus. Vogt war schon seit fast 25 Jahren mit dem Krefelder 
Zoo vertraut als er im Januar 1996 neuer Zoo-Direktor wurde. 
Gemeinsam mit seinem Stellvertreter und Nachfolger in der Zoo-
leitung Dr. Wolfgang Dreßen stellte er den „Entwicklungsplan 
2003+“ auf, der als Wegweiser für die Zukunft und Zielvorstel-
lungen des Krefelder Zoos dient. Dreßen ist Diplom-Biologe und 
schon seit 1992 als wissenschaftlicher Mitarbeiter und Stellver-
tretender Leiter im Krefelder Zoo tätig. Fünf weitere langjährige 
und auch in der Öffentlichkeit geschätzte Mitarbeiter verließen 

im Berichtszeitraum den Zoo: Aus Altersgründen schieden der 
Raubtierpfl eger Christoph Schneidermann, der Futtermeister 
Karl Groß und die Affenpfl egerin Margret Wacker aus dem 
Dienst. Besonders schmerzhaft war für die Belegschaft der 
Tod zweier Kollegen: Der langjährige Elefantenpfl eger Werner 
Bausch und der Handwerksmeister Franz-Josef Knodt starben 
nach langer schwerer Krankheit. 

Ein wichtiges Aufgabenfeld 
des Zoos ist die Tierpfl egeraus-
bildung und die Betreuung von 
Schüler-Praktika. Dabei sind die 
drei jährlich angebotenen Aus-
bildungsplätze für den Beruf 
des Tierpfl egers – Fachrichtung 
Zootierpfl ege – im Krefelder 
Zoo besonders begehrt. In ganz 
NRW gehören seit Jahren die 
Krefelder Nachwuchskräfte 
zu den Jahrgangsbesten und 
setzen damit die erfolgreiche 
Tradition fort. Grund ist die 
hervorragende Vorbereitung 
und Motivation der Azubis 
durch die beiden Ausbilder und Tierpfl egemeister Andreas 
Pricken und Wolfgang Giebels.

Im Bereich der Zooentwicklung führte der Fachbereich Bürger-
service auf Veranlassung der Zooleitung im Herbst 2000 eine 
repräsentative Besucherbefragung durch. In einer Fragebogen-
aktion gaben 1 251 Besucher ihr Urteil zu den Leistungen der 
Einrichtung ab. Dabei stand die Zufriedenheit der Besucher mit 
dem Tierangebot, der Gestaltung der vorhandenen Anlagen, 
mit dem Service und dem Informationsangebot ebenso im 
Mittelpunkt wie die Wünsche für die weitere Entwicklung des 
Zoos. Der Zoo wurde insgesamt als äußerst positiv bewertet, 
insbesondere gefi elen den Besuchern die drei Tropenhäuser 
und die großfl ächigen Anlagen wie die Afrikawiese. Deutlich 
entschieden sich die Besucher gegen eine reine Erlebnisein-
richtung („Event-Zoo“) und für einen Ausbau des Bildungs- und 
Informationsangebotes. Besonders der Bau von dem natürlichen 
Lebensraum der Tiere nachempfundenen, großzügigen Anlagen, 
attraktive Kinderangebote sowie mehr Sonderveranstaltungen 
und Führungen standen auf der Wunschliste.   

Der Rat der Stadt Krefeld beauftragte daraufhin die Zoolei-
tung mit der Erstellung eines neuen Entwicklungsplanes, der 
Politik und Verwaltung im Januar 2003 vorgelegt wurde. Ziel 
dieses „Entwicklungsplans 2003+“ist es, inhaltliche wie auch 
fi nanzielle Rahmenbedingungen für eine Zukunftsgestaltung 
zu liefern, wobei sowohl die Bedürfnisse der Besucher als 
auch die Standards des modernen Zootier-Managements und 
die Erkenntnisse der Tiergartenbiologie berücksichtigt werden 
müssen. Der Plan umfasst Maßnahmen über einen Zeitraum von 
zehn Jahren und geht dabei von dem bisherigen Flächenange-
bot des Zoos von 13 Hektar aus. Die vorhandene Arten-Vielfalt 
beleibt im Wesentlichen bestehen, allerdings wird gemäß der 
tiergartenbiologischen Maxime „weniger Arten auf mehr Flä-
che“ der Bestand, wie schon oben angedeutet, reduziert. Der 
Plan zeigt auch auf, dass dem Zoo jetzt – angefangen mit dem 

Kultur

Ein engagiertes Team: Insgesamt 13 Zooführer veranstal-
ten Führungen aller Art für das Zoopublikum

Im Ruhestand: Zoodirektor 
Dr. Paul Vogt
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Großkatzenanlage und 
Bautätigkeiten im Zoo
Nach der Fertigstellung des Regenwaldhauses, das die Flora 
und Fauna des südamerikanischen Regenwaldes beherbergt 
und aus dem Erbe des großen Zooförderers Walter Gehlen 
fi nanziert wurde, nahmen die Zooleitung und der Verein der 
„Zoofreunde Krefeld“ das nächste Projekt in Angriff. Eine neue 
Großkatzenanlage soll die nach knapp 40 Jahren total veraltete 
Käfi ganlage der Jaguare und Tiger ersetzen. Mit einer großen 
Spendenaktion unter dem Motto „Mäuse für Katzen“sammelten 
die Zoofreunde eifrig Spenden, die zur Verwirklichung der neuen 
Anlage beitragen. Schließlich entspricht die bisherige Gesamt-
anlage – insbesondere die Gehegegröße und -ausgestaltung 
– nicht mehr den geltenden Mindestnormen für eine artgerechte 
Haltung von Großkatzen.

Der erste Spatenstich von Bürgermeisterin Karin Meincke im 
September 2001 setzte den Neubau in Gang. Zu den Gesamt-
kosten der neuen Großkatzenanlage in Höhe von 1,2 Millionen 
Mark spendet der Verein der Zoofreunde insgesamt 400 000 
Mark. Da der Zoo selbst mit vielen Eigenleistungen an diesem 
Projekt mitarbeitet, die mit ungefähr 600 000 Mark anzusetzen 
und nicht in der Kostenberechnung enthalten sind, wird der 
Wert der Anlage auf mehr als 1,8 Millionen Mark geschätzt. 
Das neu gebaute und für den Besucher nicht begehbare Warm-
haus beherbergt die Stallungen und Wurfboxen für die Tiger 
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Ersatz für die veraltete Käfi ganlage: Das neue Großkatzengehege für Tiger und Jaguare hat 2 000 Quadratmeter Fläche 
und wird in Kürze fertig gestellt

Neu- und Umbau des Wirtschaftshofes und der Restaurierung 
des Abwasser-Kanalnetzes – eine Phase dringend erforderlicher 
Erhaltungsarbeiten aber auch Neubauten bevorsteht, die an-
gesichts der angespannten städtischen Finanzlage bisher stets 
zurückgestellt wurden. Freianlagen für die Menschenaffen, neue 
Stallungen für Huftiere und Nashörner sowie die Lösung für 
die weitere Elefantenhaltung gehören zu den dringendsten 
Maßnahmen in der nahen Zukunft.

Im Zuge der Haushaltskonsolidierung werden alle freiwilligen 
Leistungen der Stadt Krefeld, darunter auch der Zoo, in Bezug 
auf Wirtschaftlichkeit und zukünftigen Zuschussbedarf auf einen 
Prüfstand gesetzt. Beim Zoo sollte der jährliche Betriebskos-
tenzuschuss der Stadt stabilisiert oder gar gesenkt werden. 
Dies konnte jedoch laut Feststellung eines Gutachtens der nach 
einem Ratsbeschluss mit dieser Frage im Jahr 2003 betrauten 
Firma CULTURPLAN nur dann gelingen, wenn der Betrieb aus-
gegliedert wird. Die zukünftige Neuausrichtung des Zoos sollte 
in einer anderen Rechtsform stattfi nden, wobei laut Gutachten 
empfohlen wird, die Zoofreunde zu beteiligen. In dem im Februar 
2004 vorgelegten Bericht der Unternehmensberatung wird die 
gGmbH als neue Rechtsform empfohlen, in der die Stadt den 
Hauptgesellschafter darstellt und die Zoofreunde mit etwa 26 
Prozent am Stammkapital beteiligt sein sollen. Sollte diese 
Umwandlung stattfi nden, werden der Rat und die Verwaltung 
der Stadt Krefeld auch weiterhin in der Hauptverantwortung für 
das regional wie überregional bedeutende Kulturinstitut bleiben 
und gemeinsam mit der Belegschaft und den Zoofreunden für 
eine gedeihliche Weiterentwicklung des Zoos sorgen.
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und Jaguare sowie eine Futterküche. Die Außenanlagen mit 
einer Gesamtfl äche von circa 2 000 Quadratmetern werden im 
Vergleich zu den alten Gehegen um das Fünffache vergrößert. 
Dabei handelt es sich um ein großräumiges Freigehege für Ja-
guare mit etwa 410 Quadratmeter, ein weiteres für die Tiger 
mit etwa 1000 Quadratmetern sowie vier zusätzliche kleinere 
Abtrenngehege. Während das Tigergehege von einem etwa vier 
Meter hohen Gitterzaun umgeben sein wird, musste das Jaguar-
gehege aufgrund der enormen Kletterfähigkeit und Sprungkraft 
dieser Tiere eine aufwändige Stahlnetzüberdachung erhalten. 
Die Außengehege sollen durch entsprechende Bepfl anzung und 
Gestaltung sowohl für die Tiere einen vielseitigen Lebensraum 
bieten als auch dem Besucher einen besseren Eindruck vom 
Leben dieser Katzenarten ermöglichen. Auch der Besucherweg 
wird abwechslungsreicher gestaltet und bietet Ruheplätze und 
Einblicksbereiche, von denen aus die Tiere ohne optische Stö-
rung beobachtet werden können. 

Das Herrichten des Grundstückes sowie diverse Bauleistungen 
und die Außenanlagen werden und wurden in Eigenleistung 
durch die Zoo-Handwerker durchgeführt, unter Zuhilfenahme 
von ABM-Kräften. Die Fertigstellung der Jaguaranlage ist nach 
einigen Verzögerungen während der Bauzeit für den Sommer 
2004 anvisiert. Von den Maurer- und Betonarbeiten, über die 
Gestaltung der Gehege einschließlich der Bepfl anzung gehören 
zu den Aufgaben der Zoo-Gärtner und -Handwerker. Nur die 
Einrichtung der Stahlnetzkonstruktionen für die Außengehege 
wurde als großer Auftrag an eine Fremdfi rma vergeben. 

Bedingt durch die vielen Arbeitsstunden der Zoohandwerker 
bei dem Großprojekt mussten zahlreiche andere wünschens-
werte Erneuerungs- und Instandhaltungsmaßnahmen im Zoo 
zurückstehen. Trotzdem wurden eine Reihe von kleineren 
Baumaßnahmen verwirklicht, wie der Bau von Vorgehegen 
bei den Nashörnern und Straußen, die Erneuerung zahlreicher 
Gehegeabgrenzungen, beispielsweise bei den Riesenkängurus, 
Barasinghas, Pinselohrschweinen, Hirschebern, Alpakas, Zie-
gen, Zwergeseln und Ponys, sowie die Erneuerung von Teilen der 
Besucherwege. In Zusammenarbeit mit dem Bildungszentrum 
des Bauhandwerks erfolgte die Errichtung eines behindertenge-
rechten Karussells für Rollstuhlfahrer sowie die Neugestaltung 
des Zoo-Vorplatzes.

Stadtbücherei:
Geprüfte Informationen
Die Stadtbücherei versteht sich als Dienstleister für die Grund-
versorgung mit Informationen, sie tut dies für ihre Kunden mög-
lichst kostenfrei oder kostengünstig (Ausleihe statt Kauf) und 
erzielt damit im Kanon der Kultur- und Bildungseinrichtungen 
eine außerordentlich große Breitenwirkung. Ihre Sammlungen 
unterliegen keinerlei Form von ideologischer, politischer oder 
religiöser Zensur sowie kommerziellem Druck. Die Stadtbücherei 
liefert ihren Kunden „geprüfte“ Informationen, indem sie diese 
bewertet, selektiert, strukturiert und wieder auffi ndbar macht. 

Hierdurch grenzt sie sich vom Internet als Informationsquelle 
ab. Die Stadtbücherei versteht sich als Service-Einrichtung, die 
ihren Kunden eine Vielzahl von Unterstützungs- und Beratungs-
leistungen anbietet.

Leistungskennzahlen
Die Zahl der Ausleihen in der Stadtbücherei stieg im Berichts-
zeitraum von 903 016 im Jahr 1999 um nahezu 150 000 auf 
1 049 709 im Jahre 2003 (14 Prozent). 

Der durchschnittliche Umsatz eines Mediums (wie oft pro 
Jahr ausgeliehen) liegt mittlerweile bei 4,6 Ausleihen, in der 
Hauptstelle sogar bei über fünf. So erfreulich dies einerseits 
ist, umso sicherer ist aber damit auch ein schnellerer Ver-
schleiß des Bestands gegeben, was wiederum einen höheren 
fi nanziellen Aufwand für Ersatzkäufe bedeutet. Legt man die 
von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsver-

einfachung (KGSt) empfohlene jährliche Erneuerungsquote von 
zwölf Prozent des Bestandes bei einem Durchschnittspreis von 
20 Euro zugrunde, so müsste der Anschaffungsetat alleine für 
Ersatzkäufe rund 540 000 Euro jährlich betragen. Tatsächlich 
liegt er bei rund 208 000 Euro.

Gemessen an der Gesamtzahl der Öffnungsstunden gingen 
im Jahr 2003 in jeder Öffnungsstunde rund 321 Medien „über 
die Theke“. Die hiermit verbundene Belastung der Mitarbeiter 
liegt eindeutig im Grenzbereich des Machbaren, stieg doch die 
Zahl der zu bewältigenden Ausleihen pro Mitarbeiter damit von 
30 100 auf 33 861 jährlich.

Betriebswirtschaftliche Situation
Die Stadtbücherei Krefeld erzielte in den letzten Jahren 
bemerkenswerte betriebswirtschaftliche Ergebnisse. Der Kos-
tendeckungsgrad (Anteil der selbst erwirtschafteten Einnahmen 
an den Gesamtkosten) stieg stetig an und erreichte im Jahr 
2003 bei Gesamtkosten von 2 022 492 Euro und gleichzeitigen 
Einnahmen von 374 534 Euro einen Anteil von 18,5 Prozent. 
Der Deutsche Städtetag benennt den durchschnittlichen Kos-
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Bürgermeister Gregor Kathstede empfi ng die millionste 
Besucherin der Stadtbücherei
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tendeckungsgrad für öffentliche Bibliotheken in kommunaler 
Trägerschaft mit vier Prozent. Somit kostet die Stadtbücherei 
Krefeld den Steuerzahler jährlich rund 6,90 Euro pro Kopf der 
Bevölkerung, also soviel wie eine Kinokarte.

Am 31. Januar 2000 feierte die Stadtbücherei ihr einhun-
dertjähriges Bestehen. Gegründet wurde sie am 1. Februar 
1900 und war zunächst auf der heutigen Carl-Wilhelm-Straße 
untergebracht, wo der geneigte Leser in einem Lesezimmer im 
Erdgeschoss eine „kleine Handbibliothek“ vorfand. Aus diesen 
bescheidenen Anfängen entwickelte sich die Stadtbücherei zu 
einer der bestbesuchten Einrichtungen der Stadt Krefeld.

Auch personelle Veränderungen in der Leitung der Stadtbücherei 
gab es innerhalb der letzten fünf Jahre zu verzeichnen. Zum 
Beginn des Jahres 2000 ging der langjährige Leiter der Stadt-
bücherei, Lutz Neidenberg, in den vorzeitigen Ruhestand. Als 
Nachfolger wurde Helmut Schroers gewählt, der bis dahin als 
stellvertretender Leiter fungierte. Ihm wurde im März 2001 als 
neue Stellvertreterin Evelyn Buchholtz zur Seite gestellt. 

Zielgruppenorientierte Bestandspräsentation ist weiterhin ein 
wichtiger Faktor in der erfolgreichen Arbeit der Stadtbücherei 
Krefeld. Die bereits länger bestehende „Teenage Library“ sowie 
die speziellen Angebote „Für Eltern“, „Fit und gesund“, „Beruf 
und Ausbildung“,  „Bauen und Wohnen“ und das in 2002 ein-
geführte „55plus“-Angebot  wurden weiter ausgebaut, treffen 
offenbar genau die Interessen der Kunden und erfreuen sich  
überdurchschnittlicher Resonanz.

Audiovisuelle Medien und Internet-An-
gebot in der Stadtbücherei
Die „Non-Book-Medien“ spielen in Bestand und Ausleihe der 
Stadtbücherei eine immer wichtigere Rolle. Insbesondere 
junge Nutzer werden mit dem weiteren Ausbau der Audio-
CD-Bestände in Richtung auf Rock- und Popangebote sowie 
durch die „Top-Charts“ angesprochen. Neben der Ausleihe der 
Audio-CDs nimmt vor allem die Nutzung von Datenträgern in 
Form von CD-Roms sowie der Software für Spiele-Konsolen 
(Playstation und X-Box) rasant zu. Beispiellos ist aber der 
Siegeszug der DVDs, die es seit Ende 2000 im Angebot der 

Stadtbücherei gibt. Infolge stark gefallener Gerätepreise ist 
die Verbreitung dieser Technik in den Haushalten und damit 
die Nachfrage auch in der Stadtbücherei rasant gestiegen. Bei 
einem Bestand von jetzt 1 200 Stück wurden im Jahr 2003 rund 
25 000 Ausleihen erzielt! 

Auch das stark erweiterte Angebot öffentlicher Internet-Termi-
nals für die Kunden der Stadtbücherei (in der Hauptstelle stehen 
insgesamt fünf, in der Zweigstelle Uerdingen zwei Plätze zum 
Surfen zur Verfügung) erfreut sich weiterhin reger Nachfrage 
aus allen Altersgruppen. Trotz immer größerer Verbreitung des 
Mediums Internet in Privathaushalten lockte das attraktive 
Preis-Leistungsverhältnis (30 Minuten kosten 1,25 Euro und 
beinhalten den Ausdruck von maximal 20 Seiten) in Kombination 
mit der neu installierten superschnellen T-DSL-1500-Verbindung 
ständig mehr Kunden an und erreichte im Jahr 2003 insgesamt 
6 375 Nutzer.

Projekte
1999 Sachliteratur-Standing-Order: Auf der Grundlage eines 
gemeinsam erarbeiteten Bestands profi ls wurde aufgezeigt, 
dass ein Bestandsaufbau durch Outsourcing an einen externen 
Dienstleister (ekz Bibliotheksservice GmbH) auch für großstäd-
tische Bibliotheken möglich ist. Durch diese Zentralisierung 
von Lektorierung und Erwerbung wurden die Bibliotheken in 
die Lage versetzt, Personalkapazitäten in den direkten Publi-
kumsdienst zu verlagern (Landeszuschuss 60 000 Mark).

2000: Fortführung der Evaluierung der Möglichkeit des Out-
sourcing von Teilen des Bestandsaufbaus (Landeszuschuss 
50 000 Mark).

2000 Multimediale Pakete für Schüler und Lehrer an weiterfüh-
renden Schulen mit zielgerichteten Angeboten zu den per Cur-
riculum festgelegten Lektüren, zum Beispiel Text, Kommentar, 
Hörspiel und Verfi lmung zu Effi  Briest (Zuschuss 15 000 Mark).

Kultur

Kreativ zeigten sich die Sieger des Gewinnspiels im Rah-
men der Aktion „Wir freuen uns aufs Lesen“

Elefantendame Rhena fand die Kooperation von Zoo und 
Bücherei „tierisch gut“
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2001 Kindermedieninitiative mit dem Fokus auf dem Kinder-
garten- und Primarbereich: Beschaffung von 30 Medienkisten 
zu beliebten Themen (wie zum Beispiel Römer, Ritter, Frühling, 
Halloween, Bauernhof), Aufbau eines Grundbestandes an Klas-
sensätzen für den Einsatz als Schullektüre, Erweiterung des 
Angebotes an Kinder- und Jugendzeitschriften. Die Zielgruppe 
wurde mit kostenlosen „Schnupperausweisen“ und Klassenfüh-
rungen beworben (Landeszuschuss 60 000 Mark).

2002 Kompetenz im Alter: Ausbau der Medienbestände zu 
altersspezifi schen Themen wie Gesundheit, Freizeit, Bildung 
im dritten Lebensabschnitt, lebenspraktische Hilfen; Hörbücher 
(Literaturcassetten und -CDs), Großdruckbücher, Bücherkisten 
für Seniorenwohnheime und Altentreffs. Begleitet wurde dies 

durch ein spezielles Veranstaltungsprogramm mit Einführungen 
in das Internet für Senioren sowie mundartlichen Lesungen und 
Gesprächskreisen (Landeszuschuss 15 000 Euro).

2003 „Wir freuen uns aufs Lesen“ – Leseförderung im Vorschul-
alter: Ziel war die Sensibilisierung der Eltern für das Thema Le-
sen, um ihren Kindern den natürlichen Umgang mit dem Medium 
Buch zu ermöglichen. Deshalb wurden alle Kinderarztpraxen mit 
Bilderbuchkisten ausgestattet, ein Wettbewerb durchgeführt, 
bei dem Kindergartenkinder ein eigenes Bilderbuch zum Thema 
„Träume“ malten und es wurden kostenlose „Schnupperaus-
weise“ als Werbemaßnahme ausgegeben (Landeszuschuss 
25 000 Euro).

Konzeption, Antragstellung und Durchführung des weitaus 
überwiegenden Teils dieser Projekte erfolgte im Rahmen des 
„Bibliotheksnetzwerks Niederrhein (BNN)“, das 2002 von den 
Städten Krefeld, Mönchengladbach und Neuss mit folgenden 
Zielen gegründet wurde: Bessere Positionierung der Dienstleis-
tungen der Stadtbibliotheken in der Öffentlichkeit, Know-How-
Transfer zwischen den beteiligten Bibliotheken, regelmäßige 
Treffen, um Lösungsstrategien für die oftmals ähnlich gelagerten 
Probleme zu fi nden, Hospitation einzelner Bibliotheksmitarbeiter 
in den jeweils anderen Bibliotheken und Stärkung der kulturellen 
Identität am Niederrhein.

Zu den Höhepunkten der Veranstaltungsarbeit in der Stadtbü-
cherei gehört der jährlich veranstaltete Kulturmarkt, der 2003 
bereits zum neunten Mal auf dem Theaterplatz stattfand. Seit 

2002 organisieren diese Großveranstaltung Stadtbücherei, Kul-
turbüro, Theater und Kulturfabrik gemeinsam. Nach bewährtem 
Konzept präsentieren sich Krefelder Buchhandlungen, Galerien, 
Kulturinstitute und freie Träger, eingerahmt in ein buntes Pro-
gramm aus Musik, Tanz, Theater und Variete. Der Reiz dieser 
festen Größe im Krefelder Veranstaltungskalender liegt darin, 
dass an einem Tag an einem Ort mit einem Querschnitt durch 
die gesamte Krefelder Kulturlandschaft ein wirklich abwechs-
lungsreiches, buntes Angebot gemacht wird. 

Seit der ersten Veranstaltung im Jahr 2000 hat sich der „Li-
terarische Sommer“, eine deutsch-niederländische Koopera-
tion zum größten Literaturfestival am Niederrhein entwickelt. 
Mittlerweile fi nden in Krefeld, Mönchengladbach, Neuss, Venlo 
und Roermond jeweils einen Monat lang im Sommer über 20 
Veranstaltungen zu einem jährlich wechselnden Thema statt: 
„Reisen“ (2000), „Hotels“ (2001), „Metropolen und Provinzen“ 
(2002), sowie „Übers Meer“ (2003) waren die bisherigen The-
mengebiete. 

Blick in die Zukunft
Bei allem Erfolg der Büchereiarbeit in den letzten Jahren ist nicht 
zu übersehen, dass die Grenzen des Machbaren im alten Haus 
am Theaterplatz nicht nur erreicht sondern schon überschrit-
ten sind. Drangvolle Enge, marode Bausubstanz und  teilweise 
hoffnungslos veraltete Technik lassen den Leidensdruck von 
Kunden und Mitarbeitern immer größer werden. Gleichermaßen 
steigt die Hoffnung, die mit den Entwicklungen zur Neugestal-
tung des Theaterplatzes verknüpft ist, auf einen Neubau der 
Stadtbücherei als „Mediothek“ an gleicher Stelle. Nach einem 
Gestaltungswettbewerb scheint die Entscheidung für einen 
Entwurf gefallen, und so soll nach Vertragsunterzeichnung im 
Winter 2004 mit dem Bau begonnen werden. Eine vorüberge-
hende Unterbringung in einem Ausweichquartier während der 
Bauphase für knapp zwei Jahre nehmen alle Beteiligten unter 
diesen Umständen gerne in Kauf.

Das Stadtarchiv als 
lebendiges Element
Der vergangene Zeitraum ist durch eine Veränderung der Aufga-
benstellung und Funktionen einmal durch die Digitalisierung im 
Archiv selbst, aber auch durch die „Archivalisierung“ in Krefeld 
oder durch eine schnellere „Historisierung“ (Hermann Lübbe) 
anhand der Benutzeranfragen geprägt worden. Die durch das 
Archivgesetz NRW umschriebenen Aufgaben der Rechtssiche-
rung für die Bürger und die Stadtverwaltung bestehen fort in der 
Erfassung aller bei der Stadt entstehenden und entstandenen 
Daten und Informationen, deren Verarbeitung im Zwischenarchiv 
sowie deren Weiterleitung in das Endarchiv. Die Stadtverwal-
tung selbst ist der Faktor der Tätigkeit, dabei trifft der Archivar 
die bewusste oder unbewusste Entscheidung, etwas für die 
Endarchivierung in Betracht kommen zu lassen. Welches Infor-
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Der Bücherbus verfügt jetzt auch über das elektronische 
Verleihsystem
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mationsmaterial mit der Erschließung der Akten und Dateien 
für alle Zeit aufzubewahren ist, entscheidet der Archivar nach 
fachwissenschaftlichen Regeln, damit verbunden ist auch die 
Sorge um die Erhaltung und Konservierung des Materials. Diese 
an Verwaltungsprozesse und Vorgaben gebundenen Informati-
onen machen das Archiv zum Teil des Kulturmanagements auf 
die Zukunft hin. 

Zur Zeit befi nden sich im Zwischenarchiv rund 1 550 laufende 
Meter Akten, von denen 600 Akten im Jahr angefordert werden, 
sowie 2 900 Meter im Endarchiv. Rund 13 000 Akten werden 
davon jährlich von Besuchern genutzt. Aus dem Zwischenarchiv 
wurden im Jahr 2002 insgesamt 700 Meter ausgesondert und 
kassiert sowie im Jahre 2003 450 Meter, das entspricht insge-
samt einem Gewicht von 34 Tonnen oder 46 Mittelklasseautos. 
Die Aufnahmekapazität der jetzigen Regallagerfl äche ist er-
schöpft, die Erweiterung ist durch einen Einbau von Kapazitäts-
anlagen um ein Drittel Lagerfl äche möglich. Der Dokumentati-
onsbestand in Form von Zeitungen wächst in jedem Jahr um drei 
Meter, hinzu kommen Nachlässe von Wirtschaftsunternehmen, 
von Literaten und von Fotografen, wie beispielsweise Annema-
rie In der Au, Otto Brües, Dr. Besouw, Krefelder Schachklub Turm 
1851 e.V., Verein der Textilunternehmer Mönchengladbach und 
Krefeld, Tivoli Brauerei und Verseidag.

Die Benutzerberatung zeigt ein enormes Wachstum der Dienst-
leistungen. Inzwischen sind nahezu 95 Prozent der Informatio-
nen, Findbücher und Fotos digital erfasst worden. Die Benutzer 
können nun über e-mail auf das Archiv zugehen. Dabei zeigt 
sich, dass die Internetgeneration mehr und mehr den leichten 
Zugriff oder Zugang zu den Informationen sucht. Damit die Infor-
mationsverwaltung, die bisher die Authentizität der Dokumente 
garantierte und die Zugänglichkeit und Dauerhaftigkeit der In-
formationen gewährleistete, erhalten bleibt, ist die Qualität der 
Archiverschließung eine wesentliche Voraussetzung.

Das Archiv nimmt als historisches Zentrum in der Erlebnis-
wirtschaft schon einen bemerkenswerten Platz ein, es wird 
als Lernort der Schulen für Facharbeiten, Projekttage und -wo-
chen verstärkt angenommen, insbesondere unter zur Hilfenahme 
der Digitalisierung. Die konkreten Auskünfte, per e-mail und per 

Telefon sind vom Jahre 2000 mit jährlich rund 600 auf 1 100 im 
Jahre 2003 gestiegen.

Die Öffentlichkeitsarbeit, mit Vorträgen und Publikationen so-
wie Ausstellungen weist, eine eindrucksvolle Statistik nach. 
Die rege Beteiligung zeigt das Bürgerinteresse; die genannte 
„Archivalisierung“ und „Historisierung“ kommt in dem Willen 
der Bürger zum Ausdruck, die eigene Vergangenheit mit der 
Lebenswelt zu verbinden. In den letzten Jahren bewegten sich 
die Benutzerzahlen über 1 000, im Schnitt fünf Personen pro 
Öffnungstag besuchten das Stadtarchiv.

Zu den Veröffentlichungen der Stadtarchiv-Mitarbeiter über 
Krefelder Themen in Bildbänden, in Zeitschriften wie „Die 
Heimat“ und „Der Niederrhein“ oder in der Festschrift „Wasser 
für Krefeld“ erschienen in den Krefelder Studien als Band 11 
Michael Brocke, Aubrey Pomerance – „Steine wie Seelen“. Der 
alte jüdische Friedhof Krefeld. Steine und Inschriften, 2003 und 
als Band 12: Joachim Lilla – Krefelder Abgeordnete, 2000. In 
Vorbereitung für 2004 ist der Band 13: Johannes Werner, Paula 
Coerper-Berker – Lexikon des alten Krefelder Platt.

Dieter Hangebruch betreute die vom Verein für Heimatkunde 
e.V. herausgegebene Reihe „Krefelder Archiv“, in der 2002 der 
Band Nr. 5 „Das Tagebuch der Brüder Claes und Abraham ter 
Meer 1732–1756“ erschienen ist. 

Die Herausgeber der Geschichte der Stadt Krefeld, Reinhard 
Feinendegen und Hans Vogt, konnten 2000 den Band 2 „Von 
der Reformationszeit bis 1794“ und 2003 den Band 4 „Kirchen-, 
Kultur-, Baugeschichte (1600–1900)“ vorstellen.

Redaktionell begleitet wurden die Krefelder Hefte Band 3 und 4 zur 
Deutsch-Amerikanischen Geschichte: Hartmut Lehmann, Hermann 
Wellenreuther „Nationalismus in den USA und in Deutschland“ 
im Jahr 1999 und Norbert Finzsch, Hartmut Lehmann „Zukunfts-
visionen: Politische und Soziale Utopien in Deutschland und den 
Vereinigten Staaten im 20. Jahrhundert“ im Jahr 2001.

Zu den Ausstellungen ist noch mal auf die Oranierausstellung 
„Onder den Oranje boom“ hinzuweisen, die in Krefeld 29 017 
Besucher, in Oranienburg rund 80 000 und in Apeldoorn Het Loo 
rund 40 000 Besucher bis zum Jahre 2001 zählen konnte. Das 
Stadtarchiv Krefeld organisierte zum Galeriensonntag jeweils 
eine Ausstellung mit folgenden Künstlern: Im Jahre 2000 Jan 
Kalff und Rudi Löhr, in 2001 Hubertus Gojowczy „Arbeiten im 

Massen an Informationen werden im Stadtarchiv an der 
Girmesgath verwaltet

Die gelagerten Informationen sind für jeden Besucher 
einzusehen
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Archiv“, im darauffolgenden Jahr 2002 Bart Konings „Krefelder 
Kammerspiele“ und 2003 André Schweers „Schichten“. Hinzu 
kamen die Ausstellungen von Norbert Prusko „Bild/Dokumente“ 
und Hermann Josef Gotzen „Metamorphosen“. Das Stadtarchiv 
richtete zur 60. Wiederkehr des Bombenangriffes auf Krefeld 
(22. Juni 1943) eine Ausstellung aus, die von einem Bildband 
begleitet wurde. Ebenso beteiligte sich das Stadtarchiv an dem 
Projekt EUROGA 2002plus mit fünf Ausstellungen und einem 
Begleitband von Elisabeth Kremers unter dem Titel „Vom Bou-
levard zum Biotop“. 

Im Jahre 2002 zur hundersten Wiederkehr der Uraufführung 
von Gustav Mahlers 3. Sinfonie richtete das Stadtarchiv eine 
Ausstellung, eine Vortragsreihe und eine Uraufführung von Uri 
Caine „Was spricht die tiefe Mitternacht“ in Zusammenarbeit 
mit der VHS, dem Kulturbüro und dem Kulturpunkt in der Frie-
denskirche aus. Die Jahrestagung der Deutschen Dante Gesell-
schaft fand im Jahre 2001 unter Federführung des Stadtarchivs 
in Krefeld statt. Im Jahre 2003 unterstützte das Stadtarchiv die 
Ausstellung „Staatssicherheit – Garant der SED-Diktatur“ im 
Verwaltungshaus der Stadt Krefeld. 

Die verstärkte Zusammenarbeit der Krefelder Kulturinstitute 
unter dem Namen „Kultur macht Reich“ gab gute Impulse, ver-
besserte die Effi zienz der in der Öffentlichkeitsarbeit durchge-
führten Projekte und verspricht für die geplante Zusammenarbeit 
in der Zukunft gute Erfolge. 

An zwei Orten: die NS-
Dokumentationsstelle
In den Jahren 1999 und 2004 wurde die Arbeit der NS-Doku-
mentationsstelle der Stadt Krefeld an zwei Orten fortgesetzt: im 
Stadtarchiv befi ndet sich die Verwaltung, Sammlung und Bibli-
othek der NS-Dokumentationsstelle und in der Villa Merländer 
gibt es die Ausstellungen, Führungen und Veranstaltungen. Eine 
monatliche Öffnungszeit – jeden 4. Sonntag von 14 bis 17 Uhr 

– konnte beibehalten werden. Die Einrichtung wurde weiterhin 
von Dr. Ingrid Schupetta geleitet. Als neuen Vorsitzenden des 
Villa Merländer e.V. wählten die Mitglieder des Fördervereins 
1999 Dr. Eugen Gerritz. Seit 2000 wird die Arbeit der NS-Doku-
mentationsstelle zusätzlich durch ein Kuratorium unterstützt. 

Für die Aufgaben der NS-Dokumentationsstelle in Forschung, 
Dokumentation und Bildungsarbeit standen eine ganze (wis-
senschaftliche Leitung) und eine halbe Stelle (Verwaltung und 
Dokumentation) zur Verfügung. Damit konnte insbesondere das 
pädagogische Angebot der Einrichtung nicht aufrecht erhalten 
werden. Deswegen erklärte sich der Villa Merländer e.V. be-
reit, für eine Gedenkstättenpädagogin zu sorgen. Ermöglicht 
wurde das unter anderem durch Erlöse aus dem Verkauf des 
„Krefelder Seidentuchs 2001“ des Verkehrsvereins (Motiv: 
Campendonk-Katzen). Mit dieser Hilfe gelang es, für die 
Jahre 2002 und 2003 eine Pädagogin zu bezahlen. Annegret 
Hols organisierte die pädagogische Arbeit neu und stand den 
Besuchern der Villa Merländer nun auch wieder vor Ort mit 
Rat und Tat zur Seite. 

Von 1999 bis 2004 wurden folgenden Ausstellungen vorbereitet, 
aufgebaut und inhaltlich betreut: „Lichter in der Finsternis - Raoul 
Wallenberg“, „Zeitenbruch – Jüdisches Leben im Rheinland und 
Westfalen“, „Die deutsche Besatzung Amsterdams 1940 – 45“ 
in illegalen Fotos, „Fremdarbeiter und Fremdarbeiterinnen in 
Krefeld“, „Unter Vorbehalt – Rückkehr aus der Emigration“, „Ge-
dankengebäude“ – Fotos von Bruni Encke aus dem Jüdischen 
Museum Berlin, „Der Davidstern“, „Die Emslandlager“, „Monroe 
& Molly“, sowie „Steinerne Zeugen – neu betrachtet“. 

Ein Veranstaltungsprogramm konnte durch die Unterstützung 
der Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit, der 
Geschichtswerkstatt und des Villa Merländer e.V. angeboten 
werden. Schwerpunkt lag in der Einladung von Überlebenden 
des Judenmords wie Thomas Blatt (Sobibór) und Paul Schaffer 
(Auschwitz). An den Krefelder Ehrenbürger Aurel Billstein wurde 
mit einem Symposion erinnert, zu dem Teilnehmer aus ganz 
NRW nach Krefeld reisten. Eine Festveranstaltung wert war 
dem Förderverein das Jubiläum „10 Jahre Villa Merländer“ im 

„Fluchthelfer“ Isetta bei der Ausstellung „Staatssicher-
heit – Garant der SED-Diktatur“

Dr. Ingrid Schupetta hier bei der Eröffnung einer der zahl-
reichen Ausstellungen in der NS-Dokumentationsstelle

Kultur
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Dezember 2001. Ein weiterer Höhepunkt für die NS-Dokumen-
tationsstelle und andere Unterstützer des Projekts wurde im 
Jahre 2003 die Erinnerung an die Einweihung der Synagoge 
an der Petersstraße am 17. Juni 1853. Unter dem Motto „150 
Jahre Synagoge Petersstraße“ fanden vielfältige Veranstaltun-
gen statt, wobei das neu entstandene Netzwerk „Kultur macht 
reich“ genutzt werden konnte. 

Die wissenschaftliche Arbeit schlug sich in einem Beitrag des 
Mitarbeiters der NS-Dokumentationsstelle Burkhard Ostrowski 
in der Stadtgeschichte und in einer ganzen Reihe von Artikeln 
in Zeitschriften wie „Die Heimat“, „Der Niederrhein“ und „Au-
genblick“ nieder. Intensive Recherchen fanden zur Verfolgungs-
geschichte der Zeugen Jehovas, zur Biografi e Aurel Billsteins, 
zu den Zielorten der Deportationen der Krefelder Juden und zu 
den Krankenmorden (NS-Euthanasie) statt. 

In einem Katalog zu der Ausstellung des Spätwerkes Heinrich 
Campendonk im Museum Schloss Moyland erschienen gleich 
zwei Beträge von Dr. Schupetta. Die Darstellung der NS-Doku-
mentationsstelle im gemeinsamen Internet-Auftritt der Gedenk-
stätten Nordrhein-Westfalens (www.ns-gedenkstaetten.nrw/
de) konnte mit Unterstützung der Landeszentrale für politische 
Bildung ausgeweitet werden.  Besonders erwähnt werden soll-
te noch ein Ereignis von internationaler Bedeutung: Aufgrund 
einer Initiative aus dem Umfeld der Villa Merländer wurde die 
Krefelderin Anna Tervoort vom Staat Israel als „Gerechte unter 
den Völkern“ geehrt.

Klangvolle Töne 
aus der Musikschule
Gekennzeichnet war die Entwicklung der Musikschule durch die 
Vorgaben der nicht auskömmlichen öffentlichen Haushalte. Die 
Bemühungen, bisherige Unterrichtsangebote in ihrer Quantität 
zu erhalten und zeitgemäße neue Angebote durch zusätzliche 
Musikschullehrer zu entwickeln, wurden durch die damit ver-
bundenen Sparvorgaben gebremst. Eine mehrmalige Erhöhung 
der Unterrichtsentgelte führte die Krefelder Musikschule auf die 
vorderen Plätze im Vergleich zu den umliegenden öffentlichen 
Musikschulen.

Dass trotz rückläufi ger Lehrerstunden die Gesamtschülerzahl 
dennoch konstant gehalten wurde, ist in erster Linie dem Einsatz 
des Musikschulkollegiums zu danken, das durch Intensivierung 
des Gruppenunterrichtes dazu beitrug, den Stundenmangel zu 
kompensieren. Im Frühjahr 2004 besuchten 1 640 Kinder, Ju-
gendliche und Erwachsene die Musikschule, weitere 500 Inte-
ressenten warteten auf einen Ausbildungsplatz. Dazu kommen 
noch etwa 130 Teilnehmer im Projektbereich, wie Musikfl öhe, 
E-Gitarre, Schlagzeug, Grundausbildung für Erwachsene. 

Nach wie vor bedeutet das große Interesse an musisch-kul-
tureller Betätigung und der damit verbundene Zuspruch zur 
städtischen Musikschule einen großen Vertrauensbeweis für 

Das Blechbläserensemble der Musikschule „German Brass“ hat weltweite Erfolge zu verbuchen

Kultur
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die Qualität des Musikschulangebots und eine Anerkennung 
des Engagement des Musikschulkollegiums. Das Orchester- und 
Ensemblemusizieren ist neben einer qualitätsvollen individu-
ellen Ausbildung, die durch zahlreiche Preise bei nationalen 
Musikwettbewerben wie „Jugend musiziert“ oder durch den 
Zugang der Krefelder Musikschüler zu Studienplätzen an 
Ausbildungsstätten für Musikberufe dokumentiert werden, 
ein wesentliches Standbein der Musikschularbeit. Nahezu 
wöchentlich sind Musikschüler in der Öffentlichkeit präsent. 
Musikschulkonzerte, Umrahmung von Festveranstaltungen, 
Gemeinschaftskonzerte mit Chören und Kirchen, Orchester- 
und Sommerfest demonstrieren die Leistungsbereitschaft und 
Fähigkeit der Musikschule.

Ein besonderes herausragendes Ereignis war das Gemein-
schaftskonzert der Musikschule mit den Niederrheinischen 
Sinfonikern im Juni 2003. Unter dem Thema „Musikalische 
Mittsommernacht“ konnten sich über 2 000 Besucher beim Open 
Air Konzert im Innenhof des Hauses Sollbrüggen und in den 
anschließenden Kinderkonzerten in den Theatern Krefeld und 
Mönchengladbach davon überzeugen, dass auch Musikschüler 
adäquate Partner für professionelle Musiker sein können.

Als Nebenaktivitäten sollte aber auch der Einsatz der Mu-
sikschule für den professionellen Blechbläsernachwuchs 
durch Ausrichtung der GERMAN BRASS ACADEMY genannt 
werden. 

Das Musiktheater für Kinder und Jugendliche ist über die Grenzen Krefelds hinaus erfolgreich

Die bisher veranstalteten 15 ACADEMY-Phasen in Folge 
haben die Krefelder Musikschule auch international bekannt 
gemacht.

Neben der instrumentalen und vokalen Ausbildung, der Ele-
mentarerziehung für Kinder im Vorschul- und Grundschulalter, 
verfügt die Musikschule über ein weiteres Aushängeschild, das 
über Krefelds Grenzen Anerkennung fi ndet: Das Musiktheater 
für Kinder und Jugendliche. 

Insgesamt 958 Kinder und Jugendliche wirkten bisher bei 
316 Aufführungen vor 27 700 Zuschauern mit. Zu wünschen 
wäre es, dass diese Einrichtung möglichst bald ein adäquates 
Zuhause bekommt.

Ein Paradigmenwechsel wird sich zukünftig als Folge der 
PISA-Studie in der bisherigen Musikschularbeit vollziehen. So 
befasst sich schon jetzt die Musikschule mit Vorbereitung und 
Entwicklung entsprechender Angebote für öffentliche Ganz-
tagsschulen, Kindergärten und Kindertageseinrichtungen, um 
auch noch in den nächsten Jahren dem öffentlichen Auftrag 
gerecht zu werden.

Kultur
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Das Kinder- und Jugendtheater KREScH bietet Kultur und Unterhaltung nicht nur für die jüngere Generation

Der Krefelder Zoo mit seinen Seelöwen ist die publikumsstärkste Freizeit- und Kultureinrichtung der Stadt
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Plakate: Für „Move“ in der Fabrik Heeder …

Kultur

Freiheitsstatue vor dem Rathaus: Das Freilichmuseum Kommern warb für die Ausstellung „Schöne neue Welt“ 

… und das Rheinische Chorfest auf Burg Linn
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Alle zwei Jahre fi ndet das Bandoneon-Festival statt Sumatratiger: Attraktion im Krefelder Zoo

Das Kinderstück „Unverpackt“ zog das junge Publikum in der Fabrik Heeder in seinen Bann

Kultur
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Überarbeitet: Die Luther-Spiegel auf dem Ostwall

Der „Südbahnhof“ wird vom Kulturbüro bewirtschaftet

„illumina“: Licht- und Klanginszenierung um Burg Linn

Kultur
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Eines der spektakulärsten Krefelder Bauvorhaben war die Konstruktion des City-Ring-Tunnels
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Fachbereich Stadtpla-
nung und Bauaufsicht
Mit Dienstantritt des neuen Fachbereichsleiters Wolfgang Grie-
sert zum 1. März 2001 wurden die Ämter 61 – Planungsamt 
und 63 – Bauordnungsamt zum „Fachbereich Stadtplanung und 
Bauaufsicht“ zusammengelegt.

Durch die Zusammenlegung der beiden Ämter wurde die 
ganzheitliche Begleitung des Baugeschehens von der Schaf-
fung des Planungsrechts bis zum Vollzug der Baugenehmigung 
ermöglicht. Die Koordinierung der Planungshoheit der Gemeinde 
mit den bauaufsichtlichen Belangen bündelt die Kernkompe-
tenzen Planen, Ordnen und Sichern. Die zentrale Bauberatung 
und kompetente Eingangsstelle führt dazu, dass der Bürger 
eine Anlaufstelle vorfi ndet, in der grundsätzliche Fragen be-
antwortet, einzelne Fälle bereits vorbesprochen und Auskünfte 
zum formellen Vorgehen im Baugenehmigungsverfahren erteilt 
werden können. Weiterhin konnte durch den Zusammenschluss 
der Ämter die Stellung des Denkmalbereichs gestärkt werden. 
Durch besondere „Kümmerer“ erfolgte die Förderung von  In-
nenstadt und Gewerbeprojekten.

Die mit dem Zusammenführen gesteckten Ziele, Stadtentwick-
lungsstrategien zu entwickeln, Baurecht zu schaffen sowie 
Großprojekte fristgerecht umzusetzen, konnten weitestgehend 
erreicht werden, obwohl aufgrund der schlechten Haushaltslage 
der Stadt Krefeld drei Planstellen in Verbindung mit der Zu-
sammenlegung eingespart wurden.  Dennoch wurden Projekte 
wie das Behnisch-Haus oder die neue Mehrzweckhalle an der 
Westparkstraße betreut und auch komplexe Bauleitplanverfah-
ren wie „Siemens TS“ und „Klinikum“ erfolgreich durchgeführt 
beziehungsweise mit dem Projekt „Rheinblick“ gestartet.

Internet
Der Internetauftritt des Fachbereiches ist im Berichtszeitraum 
erheblich erweitert worden. Der gesamte Fachbereich stellt 
sich im Internet mit seinen Zuständigkeiten vor, das Dienst-
leistungsangebot wird vorgestellt und die Ansprechpartner für 
die einzelnen Belange genannt. Alle Abteilungen präsentieren 
sich und machen vielfältige Angebote. So können zum Beispiel 
diverse Formulare heruntergeladen werden oder Einblick in die 
aktuelle Denkmalliste genommen werden. 

Auch auf aktuelle Veranstaltungen weist der Fachbereich 
regelmäßig hin. Das Programm zum „Tag der offenen Denk-
mals“ ist ebenso zu fi nden, wie Hinweise zu durchgeführten 
Wettbewerben und Verfahren. 

Im Jahr 2000 beschritt der Fachbereich Neuland mit einem 
Diskussionsforum zum Theaterplatz. Die zahlreichen Einträge 
und Zugriffe machten den Bedarf und das Interesse dieser Form 
der Bürgerbeteiligung deutlich. 

Seit 2001 werden die Bürgerbeteiligungen im Bebauungs-
planverfahren regelmäßig im Internet veröffentlicht. Neben 
erklärenden Texten und Terminen sind auch die Pläne in 

verschiedenen Vergrößerungsstufen einsehbar. Anregungen 
können mittels e-Mail eingebracht werden. Aus Zuschriften 
und Gesprächen mit Bürgern ist ersichtlich, dass dieses Angebot 
gerne genutzt wird. 

Das Verfahren zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplans 
war von Beginn an auch im Internet präsent. Die Niederschriften 
der einzelnen Bürgeranhörungen liegen zur Einsicht vor. 

Unter dem neuen Oberbegriff „Innenstadt“ wird in diesen Tagen 
ein besonderer, gemeinsam mit anderen Fachbereichen erar-
beiteter Zugang zur Stadt ermöglicht. In der Rubrik „Bauen und 
Architektur“ zeigt der Fachbereich den Bürgern einen speziellen 
Ausschnitt seiner Arbeit. Hier sind verschiedenste innenstadt-
relevante Themenkomplexe gebündelt. Das Spektrum geht von 
Visionen und aktuellen Bauprojekten über Bebauungsplanung 
und Satzungen bis zur Benennung der Ansprechpartner für den 
Kern der Stadt.

Gewerbekoordinator
Seit 2000 nimmt ein Mitarbeiter des Fachbereiches Stadtplanung 
und Bauaufsicht die Koordination von Verwaltungsverfahren ins-
besondere im bauaufsichtlichen Bereich für gewerbliche Objekte, 
die von der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Krefeld mbH be-
treut werden, wahr. Somit steht den Krefelder Gewerbetreiben-
den und deren Planern ein Ansprechpartner zur Verfügung, der 
deren Betreuung als „Lotse“ in der Bauverwaltung übernimmt.

Im Berichtszeitraum wurden vom Gewerbekoordinator unter 
anderem die Ansiedlung eines Unternehmens in der Elektro-
nikbranche im Europark Fichtenhain und die Erweiterung eines 
Bürogebäudes für ein Maschinenbauunternehmen im Bereich 
der Papierverarbeitung betreut. Weiterhin wurde bei bestehen-
den Unternehmen die notwendige Realisierung brandschutz-
technischer Maßnahmen zur Vermeidung einschneidender 
ordnungsbehördlicher Maßnahmen begleitet.

Ausbildungsbetreuung 
Die Ausbildungsbetreuung umfasst die studentischen Fachprak-
tika (Architektur und Raumplanung), die Abiturientenpraktika 
(vor dem Fachstudium), die weiterbildenden Fachpraktika (be-
zahlt durch das Arbeitsamt), Fachpraktika der Verwaltungs- und 
Vermessungsinspektoren sowie die zweijährige kommunale 
Referendarszeit (Städtebau) beziehungsweise die (kürzeren) 
Referendarzeiten anderer Fachrichtungen. 

Entsprechend den Studienordnungen dauern diese Fachpraktika 
in der Regel sechs Wochen, ausnahmsweise ein Semester sowie 
teilweise neun Monate und sind fast immer fachbereichsü-
bergreifend aufgrund der Komplexität der stadtplanerischen 
Themen. Inhalte dieser Fachpraktika sind neben den verschie-
denen fachlichen Einblicken auch das Verwaltungshandeln in 
seinen Zusammenhängen beziehungsweise die bestehenden 
verwaltungsinternen Abhängigkeiten kennen zu lernen. 

In der Zeit von 1999 bis 2003 wurden 13 studentische Fach-
praktika (zwei davon in der Denkmalpfl ege), fünf Inspektoren-
praktika, zwei Abiturientenpraktika, ein Diplomandenpraktikum 
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und jeweils ein Praktikum einer Architektin, einer Raumplanerin 
und eines Schülers absolviert. Des weiteren wurden in diesem 
Zeitrahmen eine zweijährige Betreuung einer Referendarin 
(Städtebau) bis zum vierten Quartal 2003 sowie eine viermo-
natige Betreuung einer Referendarin (Verkehrswesen) und eine 
einmonatige Begleitung von zwei Referendaren (Stadtbauwe-
sen) sichergestellt. 

Stadtgestaltung und 
Stadtentwicklung
Neuer Flächennutzungsplan
Im Dezember 1999 beauftragte der Rat der Stadt Krefeld die 
Verwaltung, den Entwurf eines neuen Flächennutzungsplanes zu 
erarbeiten. Der Ausschuss für Stadtplanung und Stadtsanierung 
(Planungsausschuss) fasste im November 2001 den Beschluss 
zur frühzeitigen Bürger- und Trägerbeteiligung und verabschie-
dete einen ersten Entwurf. Dabei fand im ersten Halbjahr 2002 
in jedem der neun Krefelder Stadtteile eine Anhörungsveranstal-
tung statt. Über die zahlreichen Pressehinweise hinaus wurde 
mit einer stadtweiten Plakataktion darauf hingewiesen, dass 
der Entwurf des Flächennutzungsplanes von Anfang April bis 
Anfang Mai 2002 im Stadthaus auslag und dabei zusätzlich 
für die Bürger die Gelegenheit bestand, Anregungen zu geben. 
Mit über 1 600 Anregungen nutzten die Krefelder ihre Mitwir-
kungsrechte. 

Nach der thematischen Sortierung beziehungsweise Aufberei-
tung der Anregungen erarbeitet die Verwaltung im Jahre 2004 
hierzu Stellungnahmen, in die die Ergebnisse verschiedener 
Gutachten (Klimagutachten, Ökologische Bewertung der Flä-
chen, Altlastenuntersuchung und so weiter) einfl ießen. Parallel 
dazu fi ndet die landesplanerische Abstimmung, insbesondere 
bezüglich des Bedarfs und der Lage von neuen Wohnbau- und 
Gewerbefl ächen, statt.

Änderung des Flächennutzungsplans
Seit 1999 befi nden sich bis heute 33 Änderungen des geltenden 
Flächennutzungsplanes (FNP) im Planungsverfahren. In diesem 
Zeitraum wurden 18 Änderungsverfahren (inklusive der vor 1999 
begonnenen) zur Rechtskraft geführt. Hierbei ist besonders die 
213. Änderung im Bereich „Schicksbaum“, die die Grundlage 
zur Schaffung von circa 900 neuen Wohneinheiten bildete, 
hervorzuheben.

Krefeld-Gartenstadt / Elfrath
Stadtteilkonzept, Workshop 1 
Zur Vorbereitung des Stadtteilkonzeptes für Gartenstadt und 
Elfrath fand im November 2003 der erste Workshop mit 50 Ver-
tretern aus Bürgerschaft, Politik und Verwaltung statt. 

In diesem ersten Workshop wurden gemeinsame Schwer-
punktthemen erarbeitet, für die nach dem Wunsch der Bewohner 
der Stadtteile von der Verwaltung Lösungs- und Verbesserungs-
vorschläge gefunden werden sollen. Als Schwerpunktthemen 
wurden defi niert: 

1. Verbesserung der Wohn- und Lebensqualität 
• Stärkere Bedarfsorientierung und Qualitätssteigerung 

des Wohnungsangebotes, Wohnungen den heutigen 
Ansprüchen anpassen 

• Wohnumfeld verbessern (Geräuschemissionen von B 509 
und A 57 eindämmen, Grünfl ächen festschreiben) 

2. Stärkung der Funktion und Steigerung der Attraktivität 
der Dienstleistungs- und Nahversorgungszentren (äußere 
Erscheinung, Angebot) 

3. Angebot an Schulen, Kindergärten, Jugendheimen erhalten; 
Ausbau der vorhandenen und Verbesserung der Sport- und 
Freizeitangebote für Jugendliche 

4. Stärkung der verkehrlichen Verbindung der beiden Stadtteile 
5. Probleme mit der Kanalisation beheben 

In einem zweiten Workshop Mitte 2004 sollen die Ergebnisse 
der bisherigen städtischen Planungen den Bürgern vorgestellt 
und diskutiert werden, um in einem weiteren Schritt bis Ende 
2004 das endgültige Stadtteilkonzept für Gartenstadt / Elfrath 
mit Planungsrichtlinien für die Zukunft zu erstellen.  

Stadtteilkonzept Fischeln 
Der Stadtteil FischeIn entwickelte sich dank großer Baulandfl ä-
chen in den letzten Jahrzehnten zu einem der einwohnerstärks-
ten Stadtteile Krefelds. Diese Entwicklung brachte dem Stadtteil 
großen Aufschwung, aber auch eine Reihe gravierender Proble-
me. Deshalb hat die Stadt Krefeld im Jahre 2001 beschlossen, 
ein Konzept für die Entwicklung Fischelns zu erarbeiten, um 
mit neuen Ideen auch neue Impulse für private wie öffentliche 
Aktivitäten anzuregen. 

In zwei Workshops wurden von den geladenen Vertretern des 
öffentlichen Lebens die Stadtteilprobleme benannt, diskutiert 
und als Entwicklungsziele formuliert. Detaillierte Auskünfte 
über die Ziele und Entwicklungsperspektiven, die in beiden 
Workshops erarbeitet wurden, sind in den Berichten zum 
Workshop I und II festgehalten. Aus den Workshopergebnissen 
wurden Planungen für den Stadtteil mit Schwerpunkt Ortskern 
entwickelt. Diese sind als Bausteine der Stadterneuerung und 
in Form eines Maßnahmenkataloges mit Prioritäten in dem Ab-
schlussbericht zum Stadtteilkonzept festgehalten. Der Maßnah-
menkatalog ist Handlungskonzept für das weitere Vorgehen. Er 
dient als Grundlage für die weitere Entwicklung des Stadtteiles 
und insbesondere des Ortskernes und liefert Vorgaben für die 
Bauleitplanung und die Verkehrsplanung. 

Konzeption Stadt- und Bahnperspektiven:
Moderationsverfahren / Workshops 
Nach ihrer Privatisierung versucht die Deutsche Bahn AG, mit 
ihren verschiedenen Tochtergesellschaften ihre nicht mehr 
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benötigten „Bahnfl ächen“ marktgerecht zu entwickeln. Dies 
geschieht häufi g ohne Erarbeitung eines städtebaulichen 
Gesamtkonzeptes, vielmehr steht der Veräußerungsgewinn im 
Vordergrund. Die Stadt Krefeld hat dieser einseitigen Vorge-
hensweise ein umfassendes städtebauliches Gesamtkonzept 
entgegengesetzt und in ihre Stadtteilkonzepte integriert. 

Die drei tragenden Aspekte dieser Konzeption mit dem Titel 
„Stadt- und Bahnperspektiven“, welche dem Ausschuss für 
Stadtplanung und Stadtsanierung am 21. April 1999 vorgelegt 
und mit großer Zustimmung bedacht wurde, sind die Krefelder 
Promenade, die Bahnhöfe und die Entwicklungsareale. 

Aufbauend auf dieser Konzeption führte die Stadt Krefeld unter 
Begleitung des Büros für Stadtplanung und Stadtentwicklung 
Hamerla, Gruss-Rinck & Partner und mit fi nanzieller Beteiligung 
des Ministeriums für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport 
des Landes NRW (MSWKS) für die Krefelder Promenade und 
die Entwicklungsareale der Bahn ein Moderationsverfahren zur 
Aktivierung von Bahnfl ächen in Krefeld durch. 

Ziel dieses Moderationsverfahrens war es, die teilweise kon-
kurrierenden Zielvorstellung von Deutsche Bahn AG, den ver-
schiedenen eigenständigen Tochterfi rmen und der Stadt Krefeld 
zu einem Konsens zu bringen, der einerseits eine qualitätvolle 
Stadtentwicklung, andererseits eine befriedigende Verwertung 
der un- beziehungsweise untergenutzten Bahnfl ächen ermöglicht. 
In zahlreichen Gesprächsrunden wurden zunächst die Ziele für 
die Entwicklung dieser Bahnfl ächen – zu denen auch die Linea-
mente für die Promenade gehört – erarbeitet, danach konkrete 
Nutzungen für die einzelnen Flächen formuliert und je nach Stand 
des Verfahrens in zwei Workshops am 14. März 2001 und am 
10. Dezember 2002 einem größeren Kreis an Beteiligten, unter 
anderem auch den Vertretern der Kommunalpolitik, vorgestellt. 

Im letzten Workshop konnte dargelegt werden, dass wirtschaft-
lich vertretbare Lösungen zwar nicht für jede Einzelfl äche, aber 
für die Summe aller Flächen im Konsens mit einer zukunftsorien-
tierten Stadtentwicklung in Einklang gebracht werden können. 
Dazu gehört auch, dass durch die Eröffnung neuer Nutzungen 
auf den Bahnarealen (Wohnen, Gewerbe, Dienstleistungen) 
auch Teile der Promenade aus den zu erwartenden Erlösen 
realisiert werden können. 

Die Ergebnisse des Moderationsverfahrens münden in einen 
Kooperationsvertrag zwischen DB AG und Stadt Krefeld, der 
noch erarbeitet wird. In dieser Vereinbarung werden die gegen-
seitigen Rechte und Pfl ichten geregelt. Dazu gehören:

• Schaffung von Planrecht
• Erarbeitung von Fachgutachten 
• Erstellung von städtebaulichen Verträgen 
• Vereinbarung von Gestattungsrechten. 

Mit Abschluss der Kooperationsvereinbarung im Jahre 2004 
soll auch die Voraussetzung geschaffen werden, dass die Stadt 
Krefeld über die Grundstücke der Promenade verfügen kann. 
Die Grundstücke sollen kostenlos zu Eigentum übertragen oder 
gegen geringe Pacht überlassen werden. 

Die Verwaltung hat in einer detaillierten Kostenschätzung 
Strukturen und Merkmale der Krefelder Promenade fest-
gelegt, die Streckenabschnitte defi niert und die Baukosten 

geschätzt. Die gesamten Baukosten (Streckenabschnitte 1 
bis 16) wurden mit 13 Millionen Euro ermittelt. In einem Ge-
spräch beim Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kultur 
und Sport des Landes NRW (MSWKS) unter Beteiligung der 
Bezirksregierung Düsseldorf wurde für den Bau der Krefelder 
Promenade eine Förderung nach dem GVFG und ergänzend dazu 
Städtebaufördermittel in Aussicht gestellt. Voraussetzung für 
einen Förderzugang ist, dass 

1. durch die Krefelder Promenade eine lückenlose Verbindung 
von Forstwald bis Uerdingen als „Hauptverkehrsradweg“ 
geschaffen wird, 

2. die Stadt durch Genehmigung seitens des Eisenbahnbundes-
amtes für einen Zeitraum von mindestens 25 Jahren nach 
Schlussverwendung der Baumaßnahme die Verfügungsge-
walt über die benötigten Flächen erhält und 

3. die benötigten Eigenanteile zur Finanzierung beisteuert. 

Der Planungsprozeß zur Promenade wird auch über das Jahr 
2004 fortgesetzt. 

2002 Modernisierungsoffensive 
Uerdingen und Oppum 

Bahnhof Uerdingen: Mit der Initiative „Bahnhofsentwicklung 
NRW“ ist eine ganzheitliche Entwicklung der Bahnhofsbereiche 
beabsichtigt. Durch eine ausgewogene konzeptionelle Aufwer-
tung können positive Entwicklungsimpulse erzielt werden: 

• für den Bahnhof, die Bahn und die Verknüpfung der Verkehrs-
träger 

• für das Bahnhofsumfeld, die Stadt und die städtebauliche 
Entwicklung. 

Grundlage ist unter anderem die zwischen dem Land Nordrhein-
Westfalen und der DB Station & Service AG abgeschlossene 
„Rahmenvereinbarung über die Förderung von Maßnahmen zur 
Qualitätssteigerung der verkehrlichen Infrastruktur an Verkehrs-
stationen in Nordrhein-Westfalen“, in der Praxis auch Moderni-
sierungsoffensive NRW, oder kurz „MOF“ genannt. Dieses mit 
insgesamt circa 340 Millionen Mark dotierte Programm sollte, so 
der ehrgeizige Ansatz, bis 2006 umgesetzt werden. Als ein stre-
ckenbezogenes Modernisierungsprogramm sollte es nunmehr 
auch als die „förderpolitische Heimat“ der S-Bahn 21 fungieren, 
wobei von Anfang an klar war, dass die Maßnahmen zur S21 
nicht in Gänze bis 2004 realisierbar sind. Insofern sollten hier 
nur die schnell umsetzbaren Maßnahmen oder Maßnahmenteile 
abgewickelt werden. Die aufwendigeren und langwierigeren 
Projektelemente sollten separat, beziehungsweise im Anschluss 
an das MOF-Programm umgesetzt werden. 

Im Rahmen der „Modernisierungsoffensive NRW (MOF)“  
wer den zunächst alle kurzfristig umsetzbaren Maßnahmen 
dargestellt. Das sind in der Regel Arbeiten zur Anpassung der 
Bahnsteighöhen (auf 76 Zentimeter über Schienenoberkante) 
und Maßnahmen zur Herstellung einer optimalen, behinderten-
freundlichen Zugänglichkeit. Darüber hinaus stehen in der Regel 
noch kleinere Arbeiten zur Anpassung des Ausstattungsniveaus 
an den S-Bahn-Standard an. 



155

Planen und Bauen

Das bei weitem wichtigste Anliegen der Stadt Krefeld im 
Rahmen der Gesamtkonzeption zum Standort Uerdingen, 
nämlich die bereits seit vielen Jahren avisierte Verlängerung 
des Personentunnels zur Bahnhofs-Westseite, war seitens der 
Beteiligten frühzeitig als verkehrlich notwendiges und damit 
integrales Element der Umbauaktivitäten defi niert worden. 

So erfreulich diese klaren Absichtserklärungen waren, so 
schwierig gestalteten sich die entsprechenden Planungen, 
insbesondere was die Abstimmung mit den Anforderungen 
des Denkmalschutzes anbelangte. Verschiedene Probeentwürfe 
konnten zum einen städtebaulich nicht befriedigen, zum anderen 
zeigte sich, dass einige Teile des Denkmals wie der vorhandene 
Personentunnel, die Treppen und auch die Bahnsteigüberda-
chung aus technischen Gründen nicht zu erhalten waren.

Nachdem die Untere Denkmalbehörde in Absprache mit dem 
Rheinischen Amt für Denkmalpfl ege der Entlassung dieser Teile 
aus der Denkmalliste zugestimmt hatte, ergaben sich völlig neue 
Optionen für eine Überplanung: Basis dieser Konzeption wird 
eine völlig neue Tunnelanlage westlich des Empfangsgebäudes 
mit direkter Querung des Bahnkörpers von der Bahnhofstraße 
bis zur Lange Straße sein. Eine Reihe von Vorteilen wären 
hiermit verbunden: 

• Mit der gradlinigen, vom Empfangsgebäude unabhängigen 
Führung, würde der Wert als Stadtteil-Verbindung erhöht, 
und auch die Querung der zunächst auf der Westseite geführ-
ten Krefelder Promenade zur Ostseite und weiter Richtung 
Rhein wäre erleichtert. 

• Es würden sich eindeutige Lauf- und Blickrichtungen ein-
stellen, zum einen was die Bahnhofsquerung selbst, zum 
anderen was die Anbindung an die Innenstadt anbelangt. 
Der Personentunnel wäre zweifelsohne sicherer. 

• Kürzere Übergänge zur Straßenbahn und zum P+R-Platz 
wären eine weitere positive Folge. 

• Ebenso wäre eine bessere Platzgestaltung sowie eine 
günstigere Nutzung des Empfangsgebäudes ermöglicht. 

Zusätzliche Maßnahmen: 

Im Rahmen der Veräußerung von Bahnliegenschaften könnten 
nördlich und südlich des Bahnhofsgebäudes auf zwei Baufeldern 
Büros, Praxen und Ladeneinheiten entstehen. Das alte Emp-
fangsgebäude ist für Bahnnutzungen entbehrlich und könnte 
für gastronomische Zwecke privat genutzt werden. In der Nähe 
zum Geschäftsbereich Uerdingen und dem Haltepunkt Uer din gen 
ergibt sich hiermit ein Bauvolumen von circa 12 000 Quadrat-
metern Bruttogeschossfl äche. Unmittelbar am Zugangsbereich 
des neuen Tunnels soll weiter eine P+R-Palette in Kombination 
mit privaten Stellplätzen entstehen. 

Bahnhof Oppum: Leider hat sich zwischenzeitlich ergeben, dass 
die bislang von allen Seiten favorisierte Lösung des Oppumer 
Forums nicht als S-Bahn-Maßnahme darstellbar ist. Noch 
schwerwiegender als die Abstimmung mit den technischen 
und zeitlichen Erfordernissen der S-Bahn-Planung erwies 
sich die Tatsache, dass die Umsetzung des Forums wegen 
nicht verfügbarer Grundstücksfl ächen ad hoc nicht möglich 
ist; denn die relativ stark nach Osten (noch hinter die Achse 
Maybach-/Hochfelder Straße) verschobene Unterführung des 

Forums setzt eine weitgehende Verfügbarkeit der umliegenden 
Flächen voraus. 

Demgegenüber wurde zwar als Text-Entwurf durch die DB Sta-
tion & Service AG eine Modernisierung im Bestand, sprich mit 
der heute nach Westen versetzten Lage des Personentunnels 
entwickelt, aber dieser Entwurf ist nach Einschätzung aller 
Beteiligten städtebaulich sehr unbefriedigend. Vereinba-
rungsgemäß wurde daraufhin seitens der Verwaltung ein 
Konzeptentwurf für eine Kompromissvariante „modifi ziertes 
Forum“ entwickelt. Dieser Vorschlag mit einem Personentunnel 
in der stadtteilverbindenden Achse der Maybach-/Hochfelder 
Straße lässt eine bauliche Realisation mittelfristig zu, und er 
eröffnet zudem städtebauliche Perspektiven für die Zukunft, 
insofern auch auf der Bahnhofs-Südseite analog zur Nord-
seite mittelfristig eine erweiterte Treppenanlage möglich 
wäre. Die Verwaltung empfi ehlt von daher eine Verfolgung 
dieser Variante nicht zuletzt auch deswegen, weil damit die 
zurückliegende lange Phase des planerischen Moratoriums 
ein Ende haben könnte. 

Da allein mit dem „verkleinerten Forum“ keine städtebaulichen 
Akzente zu setzen sind, wird im Umfeld des Haltepunktes Op-
pum zurzeit an der Konzeption eines neuen Geschäftszentrums 
gearbeitet. Hierzu sind neue Grundstückszusammenlegungen, 
an denen auch die DB beteiligt ist, notwendig, um so zu einem 
wirtschaftlichen Bauvolumen zu kommen. Erste Lösungsansätze 
werden mit Investoren und der Stadt entwickelt und sollen den 
politischen Gremien vor Ort vorgestellt werden. Die rechtliche 
Grundlage für eine umfassende Ortskernentwicklung wurde 
mit dem einleitenden Beschluss zum Bebauungsplan Nr. 680 
geschaffen. 

Internationales Freizeit- und Enter-
tainment center, Krefeld (IEC Krefeld)
Der Stadt Krefeld wurde mit Datum vom 12. September 2002 
ein Antrag zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanverfahrens (VEP) für ein Internationales Freizeit- und 
Entertainmentcenter (IEC) von der Universal Studios Germany 
Development GmbH vorgelegt. Auf einer circa 88 Hektar großen 
Fläche im Süden der Stadt Krefeld, nördlich der BAB A 44,  zwi-
schen der Oberschlesienstraße im Osten, der Hückelsmaystraße 
im Westen und der Anrather Straße im Norden sollte dieses 
Vorhaben verwirklicht werden. Da das Projekt von herausragen-
der Bedeutung für die Stadt Krefeld und die Region ist, wurde 
unter Leitung des Geschäftsbereiches I, Beigeordneter Esser, 
eine Projektgruppe IEC ins Leben gerufen, die die Aufgabe 
hatte, das Projekt von der ersten Idee bis zur Umsetzung zu 
begleiten. Nach insgesamt elf Sitzungen dieser Projektgruppe 
sowie umfangreichen begleitenden Arbeiten innerhalb der 
Verwaltung (unter anderem wurde der einleitende Beschluss 
zum Bebauungsplan gefertigt, das notwendige Gebietsentwick-
lungsplanänderungsverfahren über den Regionalrat eingeleitet), 
wurde inverstorenseitig nicht zuletzt vor dem Hintergrund von 
Umstrukturierungen und Ausgliederungen im Mutterkonzern 
Vivendi Universal die Standortentscheidung für Deutschland 
und damit für die Stadt Krefeld nicht weiterbetrieben.
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Planen und Bauen – 
Bauleitplanung
Die Bauleitplanung befasst sich nach wie vor neben der 
Schaffung von Planrecht für Industrie- und Gewerbefl ächen 
schwerpunktmäßig mit der Bereitstellung von Wohnbaufl ä-
chen. Die Wohnraumnachfrage hat sich in den letzten Jahren in 
bestimmten Marktsegmenten verstärkt, da jüngere Altersgrup-
pen in der Haushaltsgründungs- und Eigentumsbildungsphase 
verstärkt auf den Wohnungsmarkt drängen und die Tendenz 
zur Erhöhung der Eigentumsquote zu erhöhten Wohnfl ächen-
ansprüchen führt. Der Wohnungsneubaubedarf insbesondere 
für den Einfamilienhausbau wird deshalb auch zukünftig die 
Mobilisierung von Wohnbaufl ächen erfordern. Dabei sollen 
auch Flächen in bereits bebauten Gebieten verstärkt auf ihre 
Eignung für eine Nachverdichtung geprüft werden. Insgesamt 
konnten im Berichtszeitraum 38 Bebauungspläne zur Rechtskraft 
gebracht werden. 

Durch diese Bebauungspläne wurden die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für rund 2 100 Wohneinheiten, insbesondere 
durch die Bauleitplanverfahren im Bereich Schicksbaum, im 
Bereich zwischen Flünnertzdyk und Schroersdyk sowie nörd-
lich des Kütterwegs mit zusammen rund 1 300 Wohneinheiten, 
geschaffen. 

Bei der Entwicklung von Industrie- und Gewerbefl ächen sind die 
Maßnahmen im südlichen Hafenbereich, südlich der Kempener 
Straße/Den Ham und an der Topsstraße/Duisburger Straße zu 
nennen. 

Derzeit befi nden sich etwa 45 Bebauungspläne in Aufstellung. 
Hierzu zählen unter anderem die gewerblich-industrielle Ent-
wicklung des Bereiches Europark Fichtenhain C einschließlich 
Campus Fichtenhain, verschiedene Pläne im Bereich Fischeln-
Süd-West und die Entwicklung der nördlichen Rheinuferprome-
nade in Uerdingen (Rheinblick).

Aufgrund bereits bestehender Gewerbe- und Industriegebiete 
und einer sehr günstigen Anbindung an das überörtliche Ver-
kehrsnetz ist der Krefelder Süden als Standort für eine weitere 
gewerblich/industrielle Entwicklung besonders geeignet. Die 
Schaffung von Arbeitsplätzen ist zugleich für Krefeld von be-
sonderer Bedeutung. 

Vor diesem Hintergrund ist beabsichtigt, im Bereich des Be-
bauungsplanes Nr. 653 – Europark Fichtenhain C und Campus 
Fichtenhain – einen weiteren hinsichtlich Gestaltung und Image 
hervorragenden Gewerbestandort zu schaffen. Der geplante 
hochwertige Gewerbe- und Industriepark soll insbesondere in 
Hinblick auf die gestalterische Qualität eine Fortsetzung des 
westlich angrenzenden Europarks Fichtenhain A darstellen. 

Eine der städtebaulich bedeutsamen Entwicklungsräume in 
Krefeld ist derzeit der Fischelner Südwesten. Hier ist neben 
der Planung einer Umgehungsstraße, die insbesondere den Fi-
schelner Ortskern auf der Kölner Straße von seiner verkehrlichen 
Überlastung befreien soll, auch die Planung zweier größerer 
Wohngebiete mit circa 450 bis 500 beziehungsweise knapp 200 

Wohneinheiten vorgesehen. Zur Umsetzung dieser Planungen 
sind mehrere Planverfahren eingeleitet worden. Hierzu zählen, 
neben den Änderungen des Flächennutzungsplanes und des 
Landschaftsplanes, der Bebauungsplan Nr. 652 – zwischen 
Hanninxweg, Willicher Straße und Westumgehung Fischeln 
–, der Bebauungsplan Nr. 660 – Westumgehung Fischeln; 
Teilabschnitt von der südlichen Kölner Straße bis zur Anrather 
Straße –, der Bebauungsplan Nr. 669 – Westumgehung Fischeln, 
Teilabschnitt von der Anrather Straße bis zum Mühlenfeld – und 
der Bebauungsplan Nr. 689 – südlich Kütterweg.

Die nördliche Rheinuferpromenade zwischen der Bayer AG 
und dem Ortskern von Uerdingen beziehungsweise dem weiter 
südlich gelegenen Rheinhafen ist ein geschichtsträchtiger Ort 
zwischen Vergangenheit und Zukunft. In Anknüpfung an das 
dichte Nebeneinander von städtischem Handel, Wohnen und 
Arbeiten in Uerdingen stand das Werkstattverfahren RheinBlick 
im September 2003 in der Verantwortung, den Strukturwandel 
Krefelds positiv zu gestalten und einzuleiten. Im Rahmen dieses 
Werkstattverfahrens mit vier eingeladenen Planerteams wurden 
städtebaulich-freiraumplanerische Gesamtkonzepte entwickelt. 
Auf der Grundlage der prämierten Konzeption des Teams Prof. 
Ulrich Coersmeier, Köln/Aachen mit Kipar Landschaftsarchitek-
ten, Mailand/Duisburg soll eine neue, urbane und gemischte 
Nutzungsqualität mit überregionaler Ausstrahlungskraft ent-
wickelt werden. Hierzu soll nun der Bebauungsplan Nr. 677 
– beiderseits Hohenbudberger Straße – weiter ausgearbeitet 
und fortgeführt werden.

Des weiteren werden unter anderem die Bauleitpläne für 
eine Bebauung der Bereiche Crön und Haberlandstraße/
Mauritzstraße mit Nachdruck vorangetrieben. 

Im Rahmen der Umsetzung eines Ratsbeschlusses aus dem 
Jahre 1992 wurde mit der Aufhebung mängelbehafteter Bebau-
ungspläne begonnen. Die Aufhebung weiterer Bebauungspläne 
wird in den nächsten Jahren ein weiteres Aufgabenfeld der 
Bauleitplanung darstellen.

Krefeld-Uerdingen: 
„Am Röttgen” – Haltestellenbereich 
Die Planungen für den Haltestellenbereich „Am Röttgen“ in 
Uerdingen sind weitestgehend abgeschlossen und sollen 2004 
realisiert werden. Ziel ist es, mit der Umgestaltung eine bessere 
Organisation des ÖPNV sowie ein gestalterisch und stadtplane-
risch gelungeneres Erscheinungsbild zu erreichen. 

Alle Bushaltestellen werden behindertengerecht und nieder-
fl urtauglich ausgebaut. Maßnahmen hierfür sind die Erhöhung 
der Bordsteine im Haltestellenbereich der Busse um sechs auf 
18 Zentimeter, das Anbringen von Profi lsteinen zur besseren 
Anfahrt der Haltestelle sowie die Verlegung von Blindenleit-
platten und kontrastierenden Bodenbelägen. Insgesamt wird 
die Umgestaltung neue Bodenbeläge, neue Leuchten und neue 
Stadtmöbel enthalten. Der gesamte Bereich wird in seinem 
Erscheinungsbild aufgewertet. Zusätzlich wird der vorhande-
ne Kiosk modernisiert, erweitert und mit einer Außenterrasse 
versehen. 
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Zentrale Idee des neuen Verkehrsknotenpunktes ist die ge-
zielte verbesserte Information der Fahrgäste mit dynamischen 
Fahrplananzeigen. Um das Straßenbild nicht durch weitere 
Aufbauten zu überladen, werden diese Displays auf dem 
Verkaufskiosk und im Bereich der Haltepunkte der Busse und 
Straßenbahnen installiert. So ergibt sich ein zentraler Informa-
tionspunkt am Kiosk sowie die linienspezifi schen Info-Punkte 
an den Haltestellen. 

Krefeld-Innenstadt: Evangelischer 
Kirchplatz / Schwanenmarkt 
Nach der erfolgreichen Umgestaltung des Platzes an der Alten 
Kirche ist auch für den Evangelischen Kirchplatz und im An-
schluss den Schwanenmarkt eine Planung erarbeitet worden, 
um diese ebenfalls gestalterisch aufzuwerten. 

Die Planung sieht einen neuen Bodenbelag mit den Materialien 
vor, die bereits auf dem Platz an der Alten Kirche verwendet 
wurden. So entsteht eine Folge von drei einheitlich gestalteten 
Plätzen und ein harmonischer Gesamteindruck. 

Des weiteren soll die Beleuchtung erneuert und der Platz mit 
neuen Stadtmöbeln versehen werden. Als Besonderheit ist eine 
Gruppe von hohen Stelen aus Stahl oder Beton nördlich des 
Kirchenportals geplant, die entweder temporär oder ständig eine 
Überdachung für den Platz tragen sollen. Die überspannte Fläche 
ermöglicht vielfältige Veranstaltungen, zum Beispiel Konzerte 
oder Gottesdienste im Freien.

Krefeld-Innenstadt: 
Dionysiusplatz / Poststraße 
Auch für den Dionysiusplatz liegt eine Gesamtplanung vor. 
Auf Grund der fi nanziellen Lage sind bisher Verbesserungen in 
kleinen Schritten vorgesehen. Anfang 2003 wurde das Hochbeet 
südlich des Hauptportals entrümpelt, der Zaun entfernt und 
eine neue Abdeckung für die Mauer installiert. Diese ist im 
45-Grad-Winkel geneigt, um nicht als Sitzbank und zum Klettern 
genutzt zu werden. Die weitere Planung sieht für Mitte 2004 eine 
Erneuerung und Aufwertung des Bereiches um die Mariensäule 
vor. Es soll das Hochbeet entlang der Breite Straße entfernt 
und die Fläche neu gepfl astert, die Baumreihe aufgefüllt und 
die Beleuchtung erneuert werden. 

Langfristig sieht der Entwurf eine Neugestaltung der gesamten 
Platzfl äche vor, mit neuem Bodenbelag, neuer Beleuchtung, Neu-
ordnung der Bepfl anzung, Entfernung der Beete und Bau einer 
Fläche für Veranstaltungen vor der Mariensäule. 

Die Poststraße sollte gemäß der Gestaltungsvorgaben für die 
Innenstadt mit heller Krefelder Platte und dunklem Reklapfl as-
ter neu gestaltet werden. Zur Kostenreduzierung wurde eine 
modifi zierte Planung erstellt, die weiterhin die Gestaltung im 
Hell-Dunkel-Muster vorsieht, als Material ist aber ein artglei-
ches Betonsteinpfl aster in hellgrau und anthrazit vorgesehen. 
In der Mitte der Poststraße sollen vier Bäume gepfl anzt wer-
den, welche die weiterhin bestehenden vier Parkplätze für 

Bestattungsunternehmen abgrenzen. Als Beleuchtung sind 
sechs Seidenweberleuchten (drei einfach und drei doppelt) 
vorgesehen. 

In einem ersten Schritt wurde Anfang 2003 der Bereich zwi-
schen Hochstraße und dem Platz auf der Poststraße in dieser 
vereinfachten Form neu gepfl astert. Das Hell-Dunkel-Muster 
besteht aus Kostengründen nur noch aus einem breiten hellen 
Mittelstreifen und dunkler Umrandung. Diese Variante steht al-
lerdings der weiteren Ausführung in der ursprünglich geplanten 
Fassung nicht entgegen. 

Maßnahmen im Stadtteil Hüls 
Was den Krefelder Stadtteil Hüls betrifft, fallen in den Be-
trachtungszeitraum 1999 bis 2004 eine ganze Reihe von Maß-
nahmen. Hier sind aus stadtgestalterischer Sicht vor allem die 
Umgestaltung der Straße Fette Henn zum verkehrsberuhigten 
Bereich und in Zusammenwirken mit der Sparkasse Krefeld die 
Neugestaltung des Christian-Roosen-Platzes zu nennen. Die 
Sparkasse, die ihr Gebäude unter Erhaltung der denkmalge-
schützten Fassade grundlegend sanierte, stiftete zur Verschö-
nerung des Platzes die Skulptur „wo Spheres“ des bekannten 
Künstlers Ingo Ronkholz. 

Von großer städtebaulicher Bedeutung ist für den Stadtteil 
Hüls die Neugestaltung des Bereiches Auf dem Graben. Hier 
wurden die beiden Abschnitte zwischen Schulstraße und Kre-
felder Straße einerseits, als auch zwischen Krefelder Straße 
und Kreuzstraße andererseits einer ansprechenden baulichen 
Nutzung zugeführt. Mit den Bauten konnte auch die gewünsch-
te „Torsituation“ zum Kernbereich von Hüls an der Krefelder 
Straße geschaffen werden. Bestandteil der Maßnahme ist die 
Aufweitung der Straße Auf dem Graben zwischen Krefelder 
Straße und Kreuzstraße. Sie verbessert die verkehrliche Situ-
ation durch die Schaffung von Parkplätzen und die Einrichtung 
des Beidrichtungsverkehrs erheblich. 

Darüber hinaus leisteten die Aufweitung der Schulstraße mit 
Abriss des Gebäudes Schulstraße 2 und die Anlage des ALDI-
Parkplatzes, der auch der Öffentlichkeit zur Verfügung steht, 
Beiträge zur verkehrlichen Verbesserung. 

Aus dem Dornröschenschlaf erwacht ist die Hülser Burg. 
Nach der Sanierung kann dort geheiratet werden
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Für das Jahr 2004 ist beabsichtigt, die Neugestaltung der Kre-
felder Straße zwischen Auf dem Graben und Josefstraße sowie 
der Klever Straße im Bereich des sogenannten „Bottermaates“ 
in Angriff zu nehmen. 

In den letzten Jahren ist es durch eine gemeinschaftliche Ak-
tion von Hülser Heimatverein, Hülser Sportverein, zahlreichen 
Hülser Firmen und der Stadtverwaltung nicht nur gelungen, die 
Hülser Burg vor dem weiteren Verfall zu retten. Die Hülser Burg 
wird künftig als kulturhistorisches Schmuckstück der Nutzung 
durch die Bevölkerung in viel stärkerem Maße als früher zur 
Verfügung stehen. Neben der schulischen Nutzung in Form 
des sogenannten „grünen Klassenzimmers“ werden hier die 
Durchführung von Ausstellungen, Festen und sogar Trauungen 
im Turmzimmer möglich sein. 

Erwähnenswert ist schließlich noch die Broschüre „Rundgang 
Hüls“. Sie vermittelt neben einem kurzen Einblick in die Hülser 
Geschichte Informationen zu 24 Bauobjekten im Ort. Die Ge-
schichte und Bedeutung wichtiger Hülser Straßen und Plätze 
fi ndet ebenso Erwähnung wie Sehenswertes in der Umgebung 
von Hüls. Es ist beabsichtigt, an den in der Broschüre aufgeführ-
ten Gebäuden Plexiglasschilder in DIN A 3 -Format anzubringen, 
die über deren Bau- und Nutzungsgeschichte informieren. Mit 
dem Hülser Rathaus, den Kirchen St. Cyriakus und St. Cäcilia, 
der Hülser Burg und dem Gasthof zur Rose ist bereits ein Anfang 
gemacht worden. 

Historischer Stadtkern Linn
Im Berichtszeitraum hat der Historische Stadtkern Linn vor al-
lem im Zusammenhang mit der EUROGA große Veränderungen 
erfahren. Doch nicht nur die großen Gartenanlagen Burgpark 
und Greiffenhorstpark  wurden in Angriff genommen. Auch die 
Wegeführung durch die nördlich gelegene Grünfl äche „Auf 
dem Wall“ wurde ausgebaut, so dass eine weitere direkte 
Fußwegverbindung vom Danziger Platz zum Ortseingang durch 
die historische Wallanlage entstanden ist. Auch die lang ge-
wünschte Verbindung von den Parkplätzen an der Hafenstraße 
zur Rheinbabenstraße wurde so realisiert. 

Zahlreiche Wohnungsbauprojekte sind umgesetzt worden, ei-
nige haben Baulücken geschlossen. Der Kindergarten St. Mar-
gareta hat sein neues Gebäude bezogen und der karolingische 
Lastkahn hat endlich ein Dach. Eine größere Baumaßnahme 
war der Ausbau des Danziger Platzes, bei der die heterogene 
Oberfl ächengestaltung unter Berücksichtigung des Denkmals 
Linner Burgschule und der begrenzten fi nanziellen Mittel, in 
eine einheitliche Gestaltung überführt wurde. Als ein schönes 
Beispiel von PPP (public private partnership) ist die Erneuerung 
der Beschilderung in Linn zu nennen. Finanziert von den Ge-
schäftsleuten und der DSM und konzipiert und gestaltet von den 
städtischen Dienststellen, konnten die überholten Hinweistafeln 
durch neue ersetzt werden. 

In mehreren Veröffentlichungen, die in Zusammenarbeit mit 
der Arbeitsgemeinschaft Historischer Stadtkerne NRW ent-
standen, konnte sich Linn von seinen schönsten Seiten zeigen. 
2001 nahm Linn im Kreise der Historischen Stadtkerne in NRW 
am „Touristischen Wettbewerb“ des ADAC teil. Im gleichen 

Jahr erschien eine Broschüre über die Historischen Stadt- und 
Ortskerne im Rheinland und Ruhrgebiet. 2003 folgte schließlich 
ein Reiseführer, der die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft 
Historischer Stadt- und Ortskerne in ganz Nordrhein-Westfalen 
präsentiert. Er war so begehrt, dass die erste Aufl age bereits 
nach wenigen Wochen restlos vergriffen war. 

Innenstadtkoordination
Seit dem Beschluss des Rates zum „Handlungskonzept Innen-
stadt“ ist dessen Umsetzen die Hauptaufgabe der Innenstadt-
koordination. Kernpunkte der Innenstadtkoordination sind 
neben der Umsetzung des Handlungskonzeptes die Betreuung 
von Großinvestitionen und Baumaßnahmen. Als Beispiele für 
solche Großprojekte seien hier die Errichtung des „Europa-
Ecks“ durch die Stuttgarter Versicherung mit Ansiedlung von 
Saturn im Süden der Stadt, die Errichtung des Behnisch-Hauses 
einschließlich des Umfeldes durch die Immobiliengesellschaft 
„BehnischHausKrefeld“ in der Stadtmitte und die Überdachung 
der Königstraße im Abschnitt Marktstraße bis Rheinstraße als 
Einkaufsstraße mit überregionaler Bedeutung genannt.

Die Betreuung der oben genannten Investoren bezieht sich auf 
die Standortentwicklung bis hin zur Betreuung der Großbau-
stelle und Leitung der jeweils eingesetzten Koordinationsar-
beitskreise. Hauptbestandteil neben der Betreuung der verfah-
rensrechtlichen Aspekte ist hierbei naturgemäß eine intensive 

Baubeginn für das neue Behnisch-Haus zwischen Peters- 
und Lohstraße in der Innenstadt
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Öffentlichkeitsarbeit, die durch zahlreiche Bürgergespräche 
sowie die Anfertigung von Flyern oder Marketingbroschüren 
geleistet wurde. Ebenso fällt das Einholen der entsprechenden 
politischen Abstimmungen in das Aufgabengebiet des Innen-
stadtkoordinators, sozusagen als Bindeglied zwischen den 
Wünschen der Investoren, der bautechnischen Machbarkeiten 
vor Ort und der politischen Zielvorgaben.

Großbaumaßnahmen haben notwendigerweise Anschlussmaß-
nahmen, die auf den Weg gebracht werden, zur Folge. Zum 
Beispiel die Vorplanung für die Neusser Straße im Zuge der 
Errichtung des „Europa-Ecks“, die Betreuung der Marketing-
maßnahmen im Bereich der Königstraße und die Betreuung 
des Behnisch-Haus-Umfeldes durch Studentenwettbewerbe mit 
großer Öffentlichkeitsarbeit und letztendlich dem Versuch, die 
Angrenzer um das Behnisch-Haus herum zu einer Gemeinschaft 
zusammen zu bringen, um weitere Investitionen anzustoßen 
(zum Beispiel durch Immobilien-Standortgemeinschaften), 
wofür jetzt ein entsprechender Förderantrag beim Land ge-
stellt wurde.

Ein Hauptprojekt der neueren Zeit in der Innenstadtkoordination 
ist sicherlich die Entwicklung des Theaterplatzes und seines 
Umfeldes, was durch ein Vergabeverfahren mit vorgeschaltetem 
Teilnahmewettbewerb, europaweit ausgeschrieben, eingeleitet 
wurde. Durch Betreuung einer eigens zur Abwicklung eingerich-

teten politischen Entscheidungsinstanz, dem sogenannten Un-
terausschuss Theaterplatz-Umfeld, gelang es in sehr kurzer Zeit, 
eine Planreife für eine erste Baustufe zu entwickeln, die einen 
ersten Ausblick auf die moderne Formensprache der zukünftigen 
Baustufen wirft. Die erste Baustufe eines Gesamtkonzeptes 
für einen zukünftigen „Kulturmarktplatz“ wird der Abriss der 
heutigen Bücherei und der Neubau einer modernen Mediothek 
an gleicher Stelle sein.

Neben der Teilnahme an zahlreichen Arbeitskreisen, die aus 
dem Baudezernat beziehungsweise aus dem Marketingbereich, 
dem sogenannten Aktivkreis Zentren-Management, heraus ent-
stehen, ist es auch die Aufgabe der Innenstadtkoordination, 
die in den verschiedensten Ebenen entstandenen Projekte zu 
dokumentieren. Hierzu wurde eine Plakatserie aufgelegt, die in 
einem einheitlichen Erscheinungsbild zurückhaltend, aber doch 
grafi sch ansprechend in einer sehr einfachen nachvollziehbaren 
Weise dem Bürger die Entwicklungsschritte der letzten Jahre 
nahe bringt. Es besteht die Möglichkeit, einzelne Blätter bei 
der Stadtverwaltung zu erwerben, beziehungsweise nach Fer-
tigstellung der Gesamtplakatserie ist hierzu eine Ausstellung 
geplant.

Als beispielhaft für eine große Anzahl von Einzelmaßnahmen 
im öffentlichen Raum sei auch das Projekt „Anstrahlung öf-
fentlicher Gebäude“ genannt, weil sich hieran in besonders 

 Die gläserne Überdachung der Königstraße hat sich für Geschäftswelt und Kunden gelohnt 
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deutlicher Form die Querschnitts- und Steuerungsfunktion einer 
Innenstadtkoordination innerhalb der bau- und marketingorien-
tierten Stadtentwicklung darstellen lässt. Hierbei galt es, eine 
Idee zu entwickeln, bei der städtebaulich-historische Aspekte 
mit Marketingaspekten (Gebäude, die dem Bürger und Besucher 
in besonderer Weise bekannt sind) zu verbinden waren und 
durch eine Anstrahlung im nächtlichen Erscheinungsbild der 
Stadt Krefeld hervorzuheben.

Bodenordnung durch Baulandumlegung
„Umlegung is, wenn du‘n paar alte klapprige Pfeifenstiel- und 
andere Grundstücke in einen Topf schmeißt und‘n paar mal rum-
rührst, hin- und herschüttelst, ordentlich durchknetest und den 
ganzen Teich ausrollst und dann kleine freundliche appetitliche 
Plätzchen draus machst....“

Diese Defi nition des Hamburger Bodenordners Heinz Witt ver-
anschaulicht den Vorgang der Baulandumlegung auf humorvolle 
Weise. Es ist festzustellen, dass die Baulandumlegung bundes-
weit als geeignetes und bewährtes Instrument zur Realisie-
rung von städtebaulichen Planungen herangezogen wird. Ziel 
einer Baulandumlegung ist eine Neuordnung des Grund und 
Bodens auf Grundlage eines Bebauungsplanes, so dass nach 
Lage, Form und Größe für die bauliche und sonstige Nutzung 
zweckmäßig gestaltete Grundstücke („Plätzchen“) entstehen. 
Die Umlegungsverfahren werden durch ein vom Rat unabhän-
giges, fünfköpfi ges Fachgremium, dem Umlegungsausschuss, 
besetzt mit Sachverständigen und Mitgliedern des Rates, durch-
geführt. Vorbereitet und abgewickelt werden die Beschlüsse 
durch eine Geschäftsstelle beim Fachbereich Vermessungs- und 
Katasterwesen.

In Krefeld konnte der Umlegungsausschuss im Jahr 2001 auf 
seine 50-jährige Tätigkeit zurück blicken. Dies war Anlass für 
eine Jubiläumsfeier im Beisein von Oberbürgermeister Dieter 
Pützhofen. Um den Bürgern das Thema Umlegung näher zu 
bringen, wurde eine Informationsbroschüre erstellt und ein 
umfangreiches Angebot im Internet bereitgestellt. 

Im Berichtszeitraum war der Umlegungsausschuss in 18 Ver-
fahren tätig. Es wurden zehn Verfahren mit einer Gesamtfl äche 
von circa 100 Hektar abgeschlossen. Sechs Verfahren mit ei-
ner Gesamtfl äche von circa 88 Hektar wurden neu eingeleitet. 
Entstanden sind Baugrundstücke für Wohnen und Gewerbe, 
Gemeinbedarfsfl ächen, ökologische Ausgleichsfl ächen sowie 
Grün- und Verkehrsfl ächen in einer Größenordnung von  ins-
gesamt 69 Hektar, sowohl für private, aber auch öffentliche 
Zwecke. 

Die Baulandumlegung schafft die Grundlagen für private und 
öffentliche Investitionen in Millionenhöhe. Sie sichert Arbeits-
plätze direkt im Baubereich und indirekt durch Neuansiedelung 
von Betrieben auf den zur Verfügung gestellten Gewerbegrund-
stücken. Sie ist die Grundlage für die Schaffung von Wohnraum 
und eine Voraussetzung für die Eigentumsbildung sowohl von 
Krefelder Bürgen als auch von solchen die sich in Krefeld nie-
derlassen möchten. 

Verkehrsplanung 
Während in den 90er Jahren vor allem neue konzeptionelle An-
sätze etwa zur Verkehrsentwicklungs- oder zur Nahverkehrspla-
nung die Arbeiten im Verkehrsbereich dominierten, haben sich 
in der zurückliegenden Phase die Aktivitäten deutlich stärker 
mit operativen, umsetzungsnahen Aufgaben beschäftigt. Drei 
große Schwerpunktbereiche sind hier zu nennen: 

Besonderer Blick bei Nacht: Das angestrahlte Kaiser-
Wilhelm-Museum am Westwall

Der Umlegungsausschuss feierte im Jahr 2001 bereits 
sein 50-jähriges Bestehen
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• Einzelvorhaben und Tätigkeiten aus der verkehrlichen Struk-
turplanung 

• Sektorale Sonderprojekte 
• Vertretung der Stadt Krefeld in regionalen und fachlichen 

Abstimmungsgremien. 

Einzelvorhaben und Tätigkeiten aus der 
verkehrlichen Strukturplanung 
In der ersten Kategorie sind zu nennen die Arbeiten zur Fort-
schreibung des Nahverkehrsplanes, der  anders als früher für die 
Zukunft des Öffentlichen Nahverkehrs in Krefeld über die rein 
infrastrukturelle Vorsorge hinaus auch wettbewerbsgerechte, 
durch den Europäischen Gerichtshof eingeforderte Rahmen-
bedingungen skizzieren soll, womit auch eine Neuausrichtung 
des recht komplexen Verhältnisses zwischen „Aufgabenträger-
schaft“ (durch die Stadt) und „Leistungserbringern“ (SWK und 
andere Verkehrsunternehmen) erforderlich sein wird. 

Noch während der Erstellungsphase sollen aber, wenn nötig, 
wichtige Vorhaben zur Entscheidung gebracht werden. In der 
Vergangenheit war das etwa die betriebliche Anpassung auf der 
Linie 051. In Kürze könnte das lang erhoffte Projekt einer neuen 
Flughafen-Busverbindung nach Düsseldorf aufgelegt werden. 
Wichtigstes Einzelprojekt für die Infrastrukturplanung des ÖPNV 
ist die Endabstimmung des in den wichtigsten Grundzügen be-
reits vorliegenden Schienenkonzeptes mit den entsprechenden 
Konsequenzen für die Fahrzeugbeschaffung und den Aus- und 
Umbau der Endhaltestellen. Als wichtiges Vorhaben auf der 
Vorplanungsebene wird eine im Vergleich zur „Professor-Hum-
pert-Version“ deutlich veränderte konzeptionelle Grundlage 
für den Umbau der zentralen Haltestelle Ostwall/Rheinstraße 
erarbeitet, die zu geeigneter Zeit vertieft und zur Entscheidung 
gebracht werden könnte. 

Im Bereich der verkehrlichen Strukturplanung wurde zwischen-
zeitlich das technische Know-how der rechnergestützten ver-
kehrlichen Analyse weiter vertieft. Die Computersimulation 
bestimmter verkehrlicher Planungsfälle gehört inzwischen zur 
Alltagsroutine, so dass das Team „Verkehrskonzepte“ auch be-
ratend tätig sein kann, bei entsprechenden Problemstellungen in 
der näheren Region. Darüber hinaus wurden die Strukturgrundla-
gen zur Fortschreibung des Verkehrsentwicklungsplans, welche 
von Relevanz für die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 
oder auch für die Aufstellung eines Lärmminderungskonzeptes 
sind, erarbeitet. Die Organisation von Verkehrszählungen, hier 
besonders zu erwähnen die turnusgemäß durchgeführten 
großen Bundeszählungen, war und ist ein weiterer Aspekt der 
verkehrswissenschaftlichen Aktivitäten. 

Sektorale Sonderprojekte 
Wie eingangs angedeutet, haben eine Vielzahl von zum Teil 
größeren Einzelprojekten einen Teil der Arbeiten bestimmt. 
Neben der schon erwähnten Mitarbeit bei der Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplanes sind aus dem Bereich der Konzept-
planung vor allem die Stadtteil-Rahmenplanungen zu nennen 
(etwa in Forstwald, Fischeln oder Elfrath/Gartenstadt). Die 

Planungen für die Nordanbindung des Hafens oder die Beglei-
tung des Verfahrens zur B9n (Krefelder Westumgehung) und 
die Anbindung des International Entertainment Centers (Uni-
versal Studios) sind weitere Einzelvorhaben aus der jüngeren 
Vergangenheit. Standardaufgabe hingegen ist die Erarbeitung 
von Erschließungskonzepten im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung sowie die verkehrliche Beurteilung von Bauvorhaben 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens. 

Das vergleichsweise neue Thema der Modernisierungsoffensive 
Nordrhein-Westfalen (MOF) zum Ausbau der Bahnhöfe hat sich 
zwischenzeitlich als im gleichen Maße schwierig wie langwierig 
erwiesen. Dennoch steht zu hoffen, dass alle avisierten, städ-
tebaulich zum Teil recht anspruchsvollen Vorhaben bis etwa 
2007 oder 2008 umgesetzt werden können. Mit den zukünftig 
umgestalteten Bahnhöfen sollte, wenn nötig und möglich, 
auch eine bessere Anbindung durch den straßengebundenen 
ÖPNV einher gehen, ebenso wie eine optimale Ausstattung mit 
Bike+Ride sowie Park+Ride-Plätzen. 

Seitens der Verwaltung wurden über das MOF-Programm hinaus 
Vorschläge für verschiedene neue Bahnhöfe gemacht, nämlich in 
Lindental, im Bereich Roßstraße/Alte Gladbacher Straße und in 
Oppum-Süd im Bereich der Hauptstraße. Dass diese Vorhaben, 
welche die Binnenverkehrsfunktion der Bahn und damit auch 
die Erreichbarkeit des Oberzentrums deutlich verbessern sollen, 
unter einem erheblichen Finanzierungsvorbehalt stehen, muss 
nicht betont werden. Dennoch steht zu hoffen, dass zumindest 
der neue Bahnhof Lindental langfristig umsetzbar sein wird. 

Derzeit beschäftigen die Verwaltung auch die Auswirkungen des 
„Lärmsanierungsprogramms Schiene“, eine freiwillige Leistung 
der DB, um die Wohnsituation an stark befahrenen Strecken zu 
verbessern. Es handelt sich um Maßnahmen des aktiven und 
passiven Lärmschutzes, welche in die Planungen zur Entwicklung 
der Flächen entlang der Bahn integriert werden müssen. 

Ein gänzlich anderer Arbeitsschwerpunkt wird sich in den 
kommenden Jahren vermutlich mit der Optimierung von wich-
tigen Knoten im Straßennetz beschäftigen. Dazu wurden in der 
Vergangenheit bereits einige wichtige Projekte umgesetzt oder 
zumindest geplant. Zu nennen sind hier die Knoten:

Oberschlesien-/Anrather Straße (Kapazitätserweiterung der 
Rechtsabbiegefunktion), Schicksbaum, Gladbacher Straße/
Ring, Birkschenweg/Hülser Straße oder Birkschenweg/Mevis-
senstraße. In Vorbereitung sind Blumentalstraße/Nassauer Ring 
und der „Wasserturmknoten“ (mit Neubau der Hard- und Soft-
ware für die Ampelsteuerung). Darüber hinaus sollen möglichst 
viele problematische Knoten überprüft und optimiert werden 
wie etwa Blumental-/Moerser Straße, Birkschenweg/Kempener 
Allee oder Anrather-/Oberschlesienstraße. 

Landesbauordnung 2000
Einhergehend mit den strukturellen Änderungen wurden die im 
Laufe des letzten Berichtszeitraumes eingeführte technikun-
terstützte Informationsverarbeitung auf immer mehr Einzelver-
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Denkmalschutz: 
Erhalten und Gestalten
Die zentrale Aufgabe der Denkmalpfl ege ist die Erhaltung 
des baulichen Erbes. Dazu wurden 921 Baudenkmäler (Stand 
9. September 2003) nach Beratung und Beschlussfassung in 
den Bezirksvertretungen und dem Denkmalausschuss in die 
Denkmalliste eingetragen. 

Von besonderer Bedeutung waren dabei in den letzten Jahren

• die Kirchen St. Hubertus (Hohen Dyk), Christus König 
(Zwingenbergstraße) und St. Josef mit der Kaplanei und 
Nebengebäuden (An der Elfrather Mühle), sowie drei Heili-
genhäuschen in Hüls,

• die städtischen Gebäude Stadtbad Uerdingen, Badezentrum 
und Stadthaus,

• das Gut Heyenbaum, die Gaststätte Wienges,
• die Kaserne Kempener Allee, Rheinhorst und Rheinschlöss-

chen, die Verwaltungs- und Produktionsgebäude der Ver-
seidag an der Girmesgath mit den Bauten Mies van der 
Rohes, das Hofgebäude Hees 17, die Villa Heusgen am 
Talring sowie das Produktionsgebäude der Firma Gebrüder 
Peltzer am Gahlingspfad.

Krefelder Denkmalpreis
Seit 1998 wird alljährlich der Krefelder Denkmalpreis für her-
ausragende Leistungen im Bereich der Denkmalpfl ege verliehen. 
Die dazu gegründete Jury besteht aus je einem Vertreter des 
Kunstvereins, des Vereins für Heimatkunde, der Fachhochschule 

Krefeld, des Bundes Deutscher Architekten, des Bundes Deut-
scher Baumeister, der Vereinigung freier Architekten, der Ge-
meinschaft Krefelder Künstler sowie (mit jeweils beratender 
Stimme) dem Fachbereichsleiter Stadtplanung und Bauaufsicht 
und einem Mitarbeiter aus dem Bereich des Denkmalschutzes, 
dem auch die Geschäftsführung obliegt.
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fahren ausgedehnt und ein neues, modernes bauaufsichtliches 
Verfahren (ProBauG) eingeführt.

Als weitere Neuerung ist die Bauordnung 2000 hervorzuheben, 
die am 1. Juni 2000 in Kraft getreten ist. Die mit der im Jahre 
1995 verabschiedeten Landesbauordnung begonnene Beschleu-
nigung bauaufsichtlicher Verfahren sollte hiermit konsequent 
fortgesetzt werden. Das „vereinfachte Baugenehmigungsver-
fahren“ wurde auf alle Bauvorhaben mit Ausnahme eines 
abgeschlossenen Kataloges von bedeutsamen Sonderbauten 
ausgedehnt. Es wurde in einem deutlich weitergehenden Um-
fang die Möglichkeit geschaffen, bauaufsichtliche Prüfungen 
durch Bescheinigungen staatlich anerkannter Sachverständiger 
zu ersetzen. Durch die Pfl icht, bei der Planung bedeutsamer Son-
derbauten ein „Brandschutzkonzept“ vorzulegen, können auch 
die Genehmigungsverfahren für diese Bauvorhaben beschleu-
nigt werden. Den Wohnbedürfnissen alter und behinderter 
Menschen wurde verstärkt dadurch Rechnung getragen, dass 
nunmehr in allen Gebäuden die Wohnungen eines Geschosses 
barrierefrei erreichbar und die wesentlichen Räumen mit dem 
Rollstuhl zugänglich sein müssen.

Den ständigen Wandel im bauaufsichtlichen Prozess mag der 
auch in Teilen der Öffentlichkeit mit immer größerer Sorge beob-
achtete rasante Ausbau des Mobilfunknetzes durch die neu ein-
geführte UMTS-Technik verdeutlichen. Aus einer ursprünglichen 
Freistellung solcher Anlagen bis zehn Meter Höhe wurden durch 
gerichtliche Entscheidungen zunächst genehmigungspfl ichtige 
Anlagen, die jedoch im weiteren Schritt durch eine Änderung der 
Landesbauordnung im Juli 2003 wieder als genehmigungsfreie 
Vorhaben einzustufen sind.

Im Berichtszeitraum wurden 6 831 Baugenehmigungen erteilt.

Vertretung der Stadt in regionalen und 
fachlichen Abstimmungsgremien 
Einen wesentlich stärkeren Raum als früher nehmen inzwi-
schen über rein fachliche Tätigkeiten hinaus die regionalen 
Abstimmungs- und Informationsgespräche im Rahmen des 
Aufgabenspektrums ein. So konnten in dem sehr erfolgreich 
tätigen Arbeitskreis Verkehr der Region Düsseldorf/Mittlerer 
Niederrhein Projekte wie das Bürgerforum „Pendlernetz“, die 
Organisation für ein regionales Analyse- und Prognosemodell 
oder auch ein Regionales Schienenkonzept mit intensiver Kre-
felder Beteiligung entwickelt oder umgesetzt werden. Auch 
Vorhaben wie die (ÖPNV-) Olympiabrücke oder der bereits 
genannte Flughafen-Bus wurden in enger Abstimmung mit 
den Partnern aus der Region vorangetrieben. 

Die seitens des Landes neu eingeführte Planungsebene der  
Integrierten Gesamtverkehrsplanung verlangte ebenso eine 
kontinuierliche Wahrnehmung der Krefelder Interessen wie 
etwa die Mitarbeit im Arbeitskreis der Verkehrsplaner beim 
Städtetag NRW oder die Teilnahme an den Regionalkonferenzen 
des VRR. Die Begleitung und gegebenenfalls Kommentierung 
der Sitzungsunterlagen des Regionalrates runden ein Tätigkeits-
feld ab, das sich insgesamt erheblich vielgestaltiger darstellt 
als früher. 

Ein Bau von Architekt Ludwig Mies van der Rohe: Die 
Heusgen-Villa am Hülser Berg
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Den Preis erhielten im Rahmen einer Feierstunde und übergeben 
durch den Oberbürgermeister in den Jahren 1998 bis 2003 die 
Eigentümer der Gebäude Kleverstraße 8, Ostwall 70-74, Hülser 

Straße 212, Uerdinger Straße 325 und Talring 153 sowie der 
Parkanlage des Heilmannshofes. Auf Vorschlag der städtischen 
Denkmalpfl ege erhielt Josef Palmen im Jahr 2000 den „Bun-
despreis für Handwerk in der Denkmalpfl ege“ aus der Hand 
des nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten für die an den 
Häusern Lange und Esters ausgeführten Metallarbeiten.

Abgeschlossen wurden die Arbeiten an den Mies van der 
Rohe-Villen Lange und Esters sowie an der Heusgen-Villa, 
der Hofanlage Gastendonk und an dem Gebäude Hees 17. Der 
Abschluss der Arbeiten an dem ehemaligen Schirrhof an der 
Blumentalstraße, in dem sich heute ein Autohaus, ein Callcenter 
sowie die Präsentation eines „Krawattiers“ befi ndet, wird in 
der nächsten Zeit erfolgen. Durch die Förderung der Krefelder 
Denkmalstiftung konnten die Wand- und Deckengemälde im 
Haus Sollbrüggen (Musikschule) freigelegt und restauriert 
werden. 

Alljährlich wird von Mitarbeitern der Denkmalpfl ege ein Pro-
gramm zu dem europaweit durchgeführten Tag des offenen 
Denkmals erstellt, was sich großer Beliebtheit in der Krefel-
der Bevölkerung erfreut. Nach dem in den vergangenen Jahren 
eine Beschilderung der Denkmäler in den Stadtteilen Hüls, Linn 
und Uerdingen erfolgt ist wird diese nun für den Stadtbezirk 
Krefeld-Ost realisiert.

Krefelder Arena heißt
„König Palast Krefeld“ 
Beim „ersten Spatenstich“ neun kräftiger Männer, angeführt 
von Oberbürgermeister Dieter Pützhofen, waren alle Betei-
ligten zuversichtlich: Am Nikolaustag 2004 soll die  Arena 
„KönigPalastKrefeld“ an der Westparkstraße gegenüber der 
Rheinlandhalle in Betrieb gehen. Das riesige Baufeld wurde 
eingerichtet, eine Reihe von Bäumen musste gefällt werden, 
mit dem Aushub wurde begonnen. Die Arena wird 116 Meter 
breit, 93 Meter tief und 19 Meter hoch und damit eines der 
größten Gebäude in Krefeld. Im Frühjahr 2004 war die Arena 
bereits beträchtlich in die Höhe gewachsen. Mit dem Rohbau 
war im Herbst 2003 begonnen werden, Fassade und Dach wer-
den im Frühjahr 2004 gebaut werden, parallel läuft dann der 
technische und Innenausbau. Die Gesamtinvestition wird von 
der Bau-GmbH mit 29,6 Millionen Euro beziffert.

Die Krefelder Baugesellschaft mbH ist Bauherr und Investor für 
die neue Mehrzweckhalle. Nach einer Ausschreibung ist die 
Hochtief-Construction-AG als Generalunternehmer tätig, als 
Architekten zeichnen RKW Rhode, Kellermann und Wawrosky 
aus Düsseldorf verantwortlich, für die Landschaftsplanung 
Rheims und Partner aus Krefeld. Primär wird die Halle für Eis-
hockey genutzt, darüber hinaus für Großveranstaltungen aller 
Art, Tagungen, Kongresse, Ausstellungen, andere Sportveran-
staltungen, Konzerte. Der Umbau der Halle ist innerhalb von 
zwölf Stunden möglich. Das Fassungsvermögen liegt bei 8 000 
Zuschauern, bei Einbeziehung des Innenraums, zum Beispiel bei 
Konzerten, kann es auf 9 000 erweitert werden. 

Insgesamt gibt es 2 500 Stehplätze, 24 Logen, einen Business-
Club für 440 Besucher und 5 500 Sitzplätze. Je nach Zugkraft 
einer Veranstaltung ist die Halle durch mobile Vorrichtungen 
auch abtrennbar. Ein Teil der Tribünen ist mobil, so dass für 
Veranstaltungen ein erhebliches Potential an multifunktional 
nutzbarer Fläche entstehen kann. Die Halle ist dreistöckig und 
hat eine Fassade aus Gussglas auf einem festen Sockel.

Die Haupterschließung der Halle erfolgt über die Westparkstra-
ße, die Andienung auch über die Kleinewefersstraße. Parkplätze 
werden sowohl im Vorfeld der Halle an der Westparkstraße als 

Am Hülser Burgturm wurde saniert

Der Spatenstich für den Bau der neuen Krefeld-Arena an 
der Westparkstraße
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auch im Zusammenhang mit der benachbarten Niederrheinhalle 
sowie an der Girmesgath hergerichtet. 

Im Erdgeschoss der Halle befi nden sich der Haupteingang und 
die Kassen, die Technik und Umkleiden. Im ersten Obergeschoss 
ist der Hallenumlauf, von dort werden die Tribünen erschlossen, 
befi nden sich Gastronomie und Toiletten und der Zugang zum 
Business-Club. Im zweiten Obergeschoss ist der Zugang zu 
den Logen. Die Arena wird auch die Geschäftstelle der KEV-
Pinguine-GmbH als Ausrichter der Eishockeyspiele und damit 
Hauptnutzer der Halle aufnehmen.

Eine Fan-Kneipe ist einer von vier gastronomischen Stützpunkten 
in der Halle, die jedoch nur bei Veranstaltungen geöffnet sind. 
Ein Beleuchtungskonzept setzt die Fassade entsprechend der 
anstehenden Veranstaltungen in Szene. Das kann von kaltem 
Blau (Eissport) bis hin zu warmen Brauntönen (Klassikkonzert) 
gehen. 

Das Finanzierungskonzept ruht auf vier Säulen. Die Banken ge-
ben einen durch eine Bürgschaft der Stadt für die Bau GmbH 
gedeckten Kredit von 14,5 Millionen, die Stadt selbst gibt einen 
Zuschuss von 6,1 Millionen und die Bau-GmbH investiert 3,3 
Millionen Euro. Betreiber und Pächter ist die Seidenweberhaus-
GmbH. Und die bringt über die Vergabe von Nutzungsrechten 
und das Marketing der Halle, den Verkauf der Logen und Busi-
ness-Seats den „Rest“ auf. 

Neugestaltung 
Theaterplatz
Die Stadt Krefeld wird anstelle des Investors Deutsche Anlagen 
Leasing (DAL), der mit seinen Plänen für die Umgestaltung des 
Theaterplatzes bisher bevorzugter Bieter war, in die entspre-
chenden Verträge, Rechte und Pfl ichten einsteigen. Einen ent-
sprechenden Beschluss fasste der Stadtrat nach einem Votum 
des Unterausschusses Theaterplatz.

Drei wesentliche Gründe sind für diese Entscheidung maß-
geblich. Zum einen erhält die Stadt mit der bisher geleisteten 
umfänglichen Vorplanung das bereits vorgestellte Gesamtkon-
zept für den Theaterplatz, mit den Eckpunkten Neubau einer 
Bücherei/Mediothek mit Anschluss ans Stadttheater, Sanierung 
oder Neubau des Seidenweberhauses, Hotelbau entlang der 
Ostwallseite, Neubau des Sparkassenkomplexes an der St.-
Anton-Straße und Regelung, Ertüchtigung und Erweiterung 
der Tiefgarage. 

Zweitens sieht sich die Stadt Krefeld bei der derzeitigen 
Haushaltslage nicht in der Lage, die Gesamtplanung des The-
aterplatzes „am Stück“ oder schneller Abfolge zu realisieren 
– auf der anderen Seite muss mit dem Bau der Mediothek aus 

Hauptmieter der neuen multifunktionalen Arena an der Westparkstraße werden die Krefeld Pinguine – Deutscher 
Eishockeymeister der Saison 2002/2003
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technischen Gründen begonnen werden. DAL und die ange-
schlossenen Planer hätten die geforderten Detailplanungen 
trotzdem für alle Objekte jetzt auf den Tisch legen müssen, 
obwohl durch die Zeitfenster im Bauablaufplan Änderungen im 
Stand der Technik und Risiken in der Baufi nanzierung entstehen 
könnten. Damit stünden hinter der Finanzierung der Mediothek 
und des Sparkassenneubaus Fragezeichen. 

Der dritte Grund für die Vertragsumwandlung ist die Tatsache, 
dass DAL bisher keinen Betreiber für den beabsichtigten Ho-
telneubau und die damit einhergehende Kombination mit dem 
Seidenweberhaus gefunden hat. Eine solche, fest abgesicherte 
Paketlösung hätte das Verfahren so beschleunigt, dass die Zeit-
fenster zwischen den einzelnen Bauabschnitten nicht sehr groß 
geworden wären, mit positiven Rückwirkungen auf die Kosten.

Mit der jetzt vorgeschlagenen Lösung kann sich die Stadt inner-
halb eines gegebenen Rahmens und bestehender Verträge nach 
dem Baukastenprinzip aus den Plänen bedienen. Und sie wird 
damit im Sommer 2004 anfangen, wenn nach den bisherigen 
Überlegungen die Bücherei aus ihrem technisch veralteten 
Gebäude für rund zweieinhalb Jahre ausziehen wird, das 
alte Gebäude abgerissen und ein neues errichtet wird. Für 
die vorübergehende Auslagerung der Bücherei gibt es einige 
innenstadtnahe Angebote, die zur Zeit hinsichtlich Mietkosten, 
Eignung, Brandschutz geprüft werden. 

Fachbereich Tiefbau
Trotz weiter anhaltender, gespannter Haushaltslage der Kom-
mune waren die Mitarbeiter des Fachbereichs Tiefbau auch 
in diesem Berichtszeitraum mit der Planung und Durchführung 
einer Reihe von Projekten beschäftigt, die prägenden Charak-
ter für die Stadt hatten. Dabei nahm sowohl bei der Planung 
wie bei der Ausführung der Umfang des Auftragsspektrums 
deutlich zu.

Herausragend ist dabei die in Europa bisher einzigartige Me-
thode des Schräg-Durchstichs eines Bahndammes für die neue 
Straßenverbindung des Ringes mit der Ritterstraße. Genannt 
seien als weitere Großprojekte aber auch der Hafenring mit sei-
ner Bedeutung für den Güterumschlag und -transport im Hafen, 
die Planungen für die Südumgehung des Stadtteils Fischeln mit 
seinen fast sprichwörtlichen Verkehrsproblemen, die Nordum-
gehung des Neubaugebietes Schicksbaum im Westen der Stadt 
sowie der Ausbau der Duisburger Straße in Uerdingen mit der 
Renovierung der Brücke über die Bahnanlagen. Mit dem Bau der 
Brücke über die Duisburger Straße wurde die Voraussetzung für 
die künftige Verlängerung der Nordtangente (L 473) Richtung 
Duisburg geschaffen. Ein weiteres Straßenverkehrs-Nadelöhr 
wurde mit dem Neubau der Brücke über die Bahn auf der Berliner 
Straße beseitigt. Mit der Erschließung des Neubaugebietes 
Schicksbaum wurde eines der größten Bauvorhaben der letzten 
Jahrzehnte in Angriff genommen. Unmittelbare Verbesserun-
gen der Umwelt- und Erlebnisqualität im Innenstadtbereich 
wurden durch die Begrünung zahlreicher Straßenzüge sowie 
im Umfeld und den Nebenstraßen des Behnisch-Gebäudes 

erreicht. Dasselbe gilt für die Überdachung der Königstraße. 
Eine deutliche Umwelt-Entlastung brachte den Bürgern in Elfrath 
die Verlängerung der Rather Straße über den Europaring bis zur 
Adolf-Dembach-Straße. In Planung beziehungsweise kurz vor 
Baubeginn sind die beiden Großprojekte Gladbacher- und Kölner 
Straße (2004/2005) sowie der Krefelder Straße (2004).

Deutlich höher als im Vergleichszeitraum des letzten Verwal-
tungsberichts lagen die Zahlen der einzelnen Straßenplanungen. 
Wurden zwischen 1994 bis 1998 70 Planungsprojekte realisiert, 
wurde im Berichtszeitraum an Bauentwürfen, Ausbauplänen 
und Vorplanungen die „Schallgrenze“ von fast 100 erreicht. 
Der Straßenneu- und -umbau erreichte mit 70 durchgeführten 
Maßnahmen ebenfalls ein Rekordhoch. Nicht zu vergessen: 271 
Haltestellen wurden zu Buskaps umgebaut und 301 Bordstein-
absenkungen führten zu nicht unerheblichen Erleichterungen 
unter anderem für Rollstuhlfahrer.

Im Zuge der Arbeit der Initiative „Krefelder Fairkehr“ für mehr 
Sicherheit für Kinder im Straßenverkehr rückten insbesondere 
in der zweiten Hälfte des Berichtszeitraumes die punktuellen 
baulichen Maßnahmen ins Blickfeld. Aufgrund der wissen-
schaftlichen Begleitung und der Hinweise der Ruhr-Universi-

tät Bochum wurde mit über 260 Maßnahmen wie „Krefelder 
Kissen“, „Kalotten“, Mini-Kreiseln, Einengungen und anderen 
Maßnahmen Einfl uss auf zu hohe Geschwindigkeiten oder 
schwierige Sichtverhältnisse für Kinder genommen. Verbun-
den waren diese Maßnahmen mit dem Abbau von insgesamt 
über 500 Stelen. Der Bestand von 934 Stelen im Jahr 1999 hat 
sich damit um über 55 Prozent verringert. Parallel dazu konnten 
mit über 30 Maßnahmen die Bedingungen für Radfahrer (auch 
hier sind Kinder zwischen 10 und 14 Jahren eine besondere 
Unfall-Problemgruppe) verbessert werden. An über 50 Stellen 
im Stadtgebiet konnten Unfallschwerpunkte beziehungsweise 
Gefahrenstellen im Radwegenetz beseitigt werden, weitere 
befi nden sich in Planung.

Die Länge des Radwegenetzes wuchs von 208 Kilometern 
(1998) auf 245 Kilometer (2003) an. Das ist fast ein Drittel 

In Sachen Verkehrssicherheit ziehen Politik, Verwaltung, 
Polizei und Wissenschaft an einem Strang
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unseres öffentlichen Straßennetzes  von 773 Kilometern. Oder 
um das anders zu verdeutlichen: Die Gesamtlänge ist etwa 
die Entfernung von Krefeld nach Frankfurt. Bei einer normalen 
Geschwindigkeit von 15 km/h wäre ein Radfahrer auf dem Kre-
felder Radwegenetz über 16 Stunden unterwegs. Ohne Pause! 
Aber auch die Autofahrer kamen nicht zu kurz. Die Parkfl ächen 
wuchsen von 566 000 Quadratmetern im Jahr 1998 auf 587 000 
Quadratmeter. Ein Plus von 2 000 Quadratmeter und eine Fläche, 
auf die fast zwölf Eishockey-Spielfl ächen passen würden.

Zwei weitere bemerkenswerte Zahlen: In der Erhaltung des 
Straßennetzes wurde einschließlich der Gehwege eine Fläche 
von 380 000 Quadratmeter instandgesetzt, das heißt Schäden 
beseitigt. Diese Fläche entspricht dem „Gegenwert“ von genau 
72 Fußballfeldern. Und: die Sondernutzungsanträge stiegen um 
rund 25 Prozent im Vergleich zum vorigen Berichtszeitraum. 
Insbesondere Außengastronomie und Straßenfeste trugen dazu 
bei. Auch die Gebühreneinnahmen daraus stiegen deutlich: Von 
3,9 Millionen Mark (1,99 Millionen Euro) auf 2,71 Millionen 
Euro. Eine Steigerung um 36,2 Prozent.

Im Rahmen eines Stufenplanes wurden im Berichtszeitraum an 
rund 50 Kreuzungen Ampelanlagen grundüberholt beziehungs-
weise die Vorplanung dafür erstellt.

Akzente konnten auch im Bereich Straßenbeleuchtung gesetzt 
werden. Die Anzahl der Leuchten im Stadtgebiet wuchs im 
Vergleich zum letzten Verwaltungsbericht zwar um mehr als 
1 000 an. Gleichzeitig aber sank durch den Einsatz moderner 
Technik der Strombedarf dafür um rund 306 000 Watt. Bei 
Zugrundelegung des Strompreises von 2003 ergibt dies eine 
Einsparung von rund 142 000 Euro pro Jahr.

Straße – Planung, Bau 
und Erhaltung
Straßenplanungen
Folgende Bauentwürfe beziehungsweise Ausbaupläne wurden 
von 1999 bis 2003 erstellt:

1 Adolf-Dembach-Str., Stichweg 2
2 Adolf-Dembach-Straße
3 Am Böttershof 
4 Am Hagelkreuz
5 Am Mariengraben, (Am Strathof) bis Tönisberger Str.
6 Am Marktplatz, Uerdingen
7 Am Schicksbaum, Erschließungsgebiet
8 Anrather Straße, südliche Seite, von Krützboomweg bis 

B-Plan 629
9 Anrather Straße/Krützboomweg, B-Plan 629, östl. Erschl.str.
10 Anrather Straße, Geh-/Radweg – Südseite – von Arnold-

Mock-Straße bis An de Welt
11 AS – Stelle Krefeld
12 Baakesweg
13 Bahnhofsvorplatz (Knoten Ostwall/Hansastr.)

14 Beginenweg
15 Berliner Straße – B288 – Brücke über DB
16 B-Plan 662, Bockum, Gemeinbedarfsfl äche
17 Breslauer Straße – Parken
18 Danziger Platz
19 Deutscher Ring; Rückbau
20 Dreikönigenstraße
21 Duisburger Straße, L137 von Friedensstraße bis Stadt-

grenze
22 Fette Henn
23 Friedrichstraße, Bäume
24 Gatzenstraße nördlicher 1.Teil
25 Gatzenstraße nördlicher 2. Teil
26 Gatzenstraße südlicher Teil
27 Girmesgath – Gehweg
28 Girmesgath, Parkplätze
29 Gladbacher Straße von Ritterstraße bis  Obergath
30 Hafenring, Verlängerung und Anschluß an Düsseldorfer 

Straße

31 Hannchensdyk
32 Hansastraße, Ostwall bis Mariannenstraße
33 Hansastraße/Ostwall, McDonald
34 Hauptbahnhof, Südeingang
35 Hochbendweg
36 Hochstraße, Nebenstraßen, Teil 1
37 Hochstraße, Nebenstraßen, Teil 2
38 Holterhöfe: Josef-Schümmer-Weg, An der Pappel, Am 

Rotdorn, Zu den Tannen
39 Innenstadtring Optimierung LSA
40 Joeppenstraße 
41 Josef-Brocker-Dyk
42 Josef-Heinrichs-Straße
43 Josef-Lenders-Dyk
44 Kemmerhofstraße, von Moerser Landstraße bis Trautstraße
45 Kimplerstraße
46 Kölner Straße – Marienstraße, Hallenbad
47 Königstraße
48 Krefelder Straße (Josefstraße – Auf dem Graben)
49 Legionstraße
50 Lichtsignalanlagen Ostwall bis Uerdingen

Der neugestaltete Platz an der Alten Kirche – eine attrak-
tive Fläche im Herzen der Stadt



167

Planen und Bauen

51 Lindenstraße
52 LSA 3. Baustufe (Tiefbauarbeiten)
53 Marktplatz Traar
54 Marktstraße Kreuzung Nauenweg / Gutenbergstraße
55 Marktstraße, von Ostwall bis Petersstraße
56 Moritzplatz
57 Niedieckstraße – Pestalozzistraße
58 Nordwall, Bäume
59 P+R Oppum  Kreisverkehr
60 Parkplatz  Zoo
61 Petersstraße – Lohstraße + Nebenstraßen
62 Platz an der Alten Kirche
63 Posener Straße
64 Rather Straße, Baumtor
65 Ritterstraße 2. BA; 
 Vergl. auch Deutscher Ring – Rückbau –
66 Römerstraße,  kleine Stichstraße
67 Schroersdyk/Inrather Straße
68 Südwall – Lindenstraße
69 Südwall, Gastronomie
70 Trift-Weiden BÜ-Sicherung
71 Uerdinger Straße 62
72 Virchowstraße/Billsteinstraße
73 Westwall – Lindenstraße, Container
74 Wiedstraße – Bäume
75 Willicher Straße/Dohmenstraße  Kreisverkehr

Folgende Vorplanungen wurden erstellt:
1 Adolf-Dembach-Straße/Friedensstraße/Kreisverkehr
2 Am Schicksbaum, Nordumgehung
3 Bahnhof Uerdingen/Tunneldurchstich
4 Berliner Straße, Düsseldorfer Straße Knoten
5 Breite Straße, Bäume
6 Dohmenstraße – Kreisel – (Rosenstraße/Saassenstraße/

Willicher Straße) Markierung und Bau
7 Fischeln Süd – West-Umgehung, von Kölner Straße bis 

Anrather Straße
8 Georg-C.-Marshall-Straße von Hafenstraße bis Düsseldor-

fer Straße, Rw-Bau
9 Hafenbrücke 
10 Hafenring, Weiterführung Fegeteschstraße bis Düsseldor-

fer Straße
11 Hausbend, Ebersteg bis Paul Hübner Straße
12 Hentrichstraße (Hafenbrücke)
13 Hückelsmay – Kreisverkehr
14 Kaiserswerther Straße
15 Kemmerhofstraße, von Trautstraße bis Hasenheide
16 Kölner Straße, Aufweitung von Kochstraße bis Ritterstraße
17 Krefelder Promenade
18 Krüllsdyk 
19 Moerser Landstraße, von Flünnerzdyk bis Stadtgrenze
20 Nieper Straße; Kreisverkehr
21 Nordtangente Verlängerung L473 n
22 Ostwall von Hansastraße bis Neue Linner Straße
23 Rheinstraße, Bäume
24 Ringlösung  Hülser Straße  44

Straßenneubau und Straßenumbau
1 271  Haltestellen zu Buskaps umgebaut
2 301  Bordsteinabsenkungen
3 Adolf-Dembach-Straße, Stichweg 2
4 Adolf-Dembach-Straße
5 Am Hagelkreuz
6 Am Mariengraben, (Am Strathof) bis Tönisberger Straße
7 Am Marktplatz, Uerdingen
8 Am Schicksbaum, Erschließungsgebiet
9 Anrather Straße, südliche Seite, von Krützboomweg bis 

B-Plan 629
10 Anrather Straße/Krützboomweg, B-Plan 629, östliche 

Erschließungsstraße
11 Anrather Straße, Geh-/Radweg – Südseite – von Arnold-

Mock-Straße bis An de Welt
12 AS-Stelle Krefeld
13 Baakesweg
14 Bahnhof Südausgang 
15 Bahnhofsvorplatz (Knoten Ostwall/Hansastraße)
16 Beginenweg
17 Berliner Straße – B288 – Brücke über DB

Service für die Kunden des ÖPNV: Die Fertigstellung des 
250. Buskaps wurde gefeiert

Das komplette Tunnelbauwerk am „Deutscher Ring“ ist 
unter die Bahntrasse gepresst



168

Planen und Bauen

18 Billsteinstraße/Virchowstraße 
19 B-Plan 662, Bockum, Gemeinbedarfsfl äche
20 Danziger Platz
21 Deutscher Ring; Rückbau
22 Dreikönigenstraße
23 Fette Henn
24 Friedrichstraße, Bäume
25 Gatzenstraße nördlicher 1. Teil
26 Girmesgath – Gehweg
27 Girmesgath, Parkplätze
28 Hafenring, Verlängerung und Anschluß an Düsseldorfer 

Straße
29 Hannchensdyk
30 Hansastr/Ostwall, McDonald
31 Hauptbahnhof Süd
32 Hochbendweg
33 Hochstraße, Nebenstraßen, Teil 1
34 Hochstraße, Nebenstraßen, Teil 2
35 Holterhöfe: Josef-Schümmer-Weg, An der Pappel, Am 

Rotdorn, Zu den Tannen
36 Innenstadtring Optimierung LSA
37 Joeppenstraße 
38 Josef-Brocker-Dyk
39 Josef-Heinrichs-Straße

40 Josef-Lenders-Dyk
41 Kemmerhofstraße, von Moerser Landstraße bis Trautstraße
42 Kölner Straße – Marienstraße, Hallenbad
43 Königstraße
44 Kornblumenweg 
45 Lärmschutzwall Oppum 
46 Legionstraße
47 Lichtsignalanlagen Ostwall bis Uerdingen
48 Lindenstraße
49 Lohstraße/Peterstraße und Nebenstraßen (Umgestaltung)
50 LSA 3. Baustufe (Tiefbauarbeiten)
51 Marktplatz Traar
52 Marktstraße, von Ostwall bis Petersstraße
53 Moritzplatz
54 Niedieckstraße – Pestalozzistraße
55 Nordwall, Bäume
56 Parkplatz  Zoo
57 Petersstraße – Lohstraße + Nebenstraßen
58 Platz an der Alten Kirche
59 Rather Straße, Baumtor
60 Ritterstraße 1. BA 
61 Ritterstraße 2. BA; Vergl. auch Deutscher Ring -Rückbau-
62 Römerstraße,  kleine Stichstraße
63 Sanierung der Brücke Duisburger Straße 
64 Siemesdyk 
65 Südwall – Lindenstraße
66 Südwall, Gastronomie
67 Virchowstraße/Billsteinstraße
68 Westwall – Lindenstraße, Container
69 Wiedstraße – Bäume

Geplante Straßenneubau- und 
Straßenumbaumaßnahmen (2004, 2005)
1 Am Böttershof 
2 Duisburger Straße, L137 von Friedensstraße bis Stadt-

grenze
3 Gladbacher Straße von Ritterstraße bis Obergath
4 Krefelder Straße (Josefstraße – Auf dem Graben)
5 Trift-Weiden BÜ-Sicherung

Verkehrsberuhigung 
   4 Aufpfl asterungen und Einengungen von T-30-Eingangsbe-

reichen
   9 Beidseitige Einengungen
 20 Einseitige Einengungen
 51 Krefelder Kalotten
114 Krefelder Kissen
 27 Mini-Kreisverkehre
 14 Mittelinseln/Querungshilfen/bepfl anzte Mittelinseln
   6 ÖPNV-Kissen
   2 Zebrastreifen mit Bordsteinabsenkungen
 13 Einseitige Einengungen von T-30-Eingangsbereichen (Geh-

wegnasen)
262 Insgesamt punktuelle bauliche Maßnahmen von 1999 bis 

Ende 2003 (bis 2004 310)
Der neue Kreisverkehr an der Ecke Dießemer Straße/
Schwertstraße sorgt für mehr Sicherheit

Die letzten Tage der alten Brücke Berliner Straße vor dem 
Neubau über die Bahntrasse
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Radverkehrsanlagen       
Die Länge des Radwegenetzes wuchs von 208 Kilometern (1998) 
auf 245 Kilometer (2003) an.
Das ist fast ein Drittel des öffentlichen Straßennetzes von 773 
Kilometern.
1 Am Hauptbahnhof / Hansastraße / Ostwall
2 Am Holderspfad
3 Anrather Straße
4 B+R-Eichhornstraße / Kölner Straße
5 B+R-Kölner Straße / Wilhelmstraße
6 Baugebiet Griesbacher Straße
7 Baugebiet Schicksbaum
8 Buschstraße
9 Elfrather See
10 En de Sipe
11 Forstwaldstraße – Teil 1 und 2
12 Frankenring / Am Westbahnhof
13 Gahlingspfad / Blumentalstraße / ALDI + LIDL 
14 Gatzenstraße
15 Golfplatz entlang des Lärmschutzwall (Weg „A“ und „B“)
16 Jerusalemstraße
17 Kemmerhofstraße – 1. BA
18 Kölner Straße / Hallenbad / Marienstraße
19 Kölner Straße / Neuburgshof / OD
20 Lindenstraße
21 Mariannenstraße
22 Marktstraße (Provisorium)
23 Oranierring / Geldernsche Straße
24 Rather Straße – Verlängerung
25 RW entlang A57

26 RW-Sonderprogramm Oppum
27 Siemesdyk / Untergath / Im Witschen
28 Steinstraße
29 Stephanstraße
30 Westparkstraße
31 Willicher Straße / OD / Kreisverkehr
32 Von-Bruck-Str.
33 Verbindungsweg Weyerhof
34  Kuhleshütte
35 Glockenspitz (Teilstück)
36  Alte Kemmerhofstraße (Teilstück)

Beseitigung von Unfallschwerpunkten 
und Gefahrenstellen
1 Alte Landstraße – teilweise
2 Am Hauptbahnhof / Neusser Straße
3 Bockumer Platz
4 Bonhoeffer Straße / Schule / Verbindungsweg
5 Breitendyk / Moerser Straße / Wilhelmshofallee
6 Breslauer Straße / Görlitzer Straße
7 Bruderschaftsweg / Verbindungsweg
8 Dießemer Straße / Bahnstraße / Oppumer Straße
9 Doeckelstraße
10 Dr.-Franz-Kloidt-Weg / Heyenbaumstraße
11 Europaring / Zwingenbergstraße / Hüttenallee
12 Forstwaldstraße (Provisorium)
13 Friedensstraße
14 Girmesgath / An der Pauluskirche
15 Gladbacher Straße / Deutscher Ring
16 Gutenbergstraße / Bauhaus / EKZ
17 Gutenbergstraße / Gabelsbergerstraße
18 Hausbend / DB-Brücke / Strab-Trasse
19 Hermann-Kresse-Weg / Flohbusch
20 Hermann-Kresse-Weg / Heyenbaumstraße
21 Heyenbaumstraße / Heidedyk
22 Heyenbaumstraße / Heyenfeldweg
23 Heyenbaumstraße 151
24 Kaiserstraße, gegenüber Hs.Nr. 198
25 Kölner Straße / Hafelsstraße
26 Königsberger Straße / Hammerstraße
27 Krefelder Straße – Steeger Dyk / Kreuzstraße
28 Mühlenfeld / Vulkanstraße
29 Nauenweg / Hagerweg / Am Baackeshof
30 Nauenweg, gegenüber ALDI
31 Niersweg / Verbindungsweg
32 Oberschlesienstraße – Kimplerstraße / Thyssenstraße
33 Oderstraße
34 Peter-Lauten-Straße / G+R inkl. landwirtschaftlicher Weg
35 Preußenring / Nordwall
36 St. Töniser Straße / Gutenbergstraße
37 St-Anton-Straße / Frankenring
38 Steeger Dyk (Holzbrücken etc.)
39 Tannenstraße / Lewerenzstraße
40 Traarer Straße / Bergstraße
41 Traarer Straße / Stettiner Straße
42 Uerdinger Straße – Philadelphiastraße / Violstraße

Ausbau des Radwegnetzes: Krefeld ist Mitglied der „Ar-
beitsgemeinschaft Fahrradfreundliche Städte NRW“
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43 Uerdinger Straße / gegenüber Hs. Nr. 640
44 Westparkstraße / Gutenbergstraße / Preußenring
45 Wilhelmshofallee / Buschstraße
46 Zur Alten Schmiede / Verbindungsweg
47 Zwingenbergstraße 116 / Parkplatz
48 Weg durch Süd I und Süd III
49 Kimplerstraße/Mühlenfeld
50 En et Bennert
51 Düsseldorfer Str. (Teilstück)

Planung
1 B+R Buschstraße / Schütenhofstraße
2 B+R St. Töniser Straße / Gatherhofstraße
3 B+R Westwall / Dionysiusstraße
4 Dießemer Straße
5 Flünnertzdyk
6 Horkesgath / Ortmannsheide „Brunnengalerie“ parallel 

der DB-Gleise
7 Marktstraße
8 Moerser Straße
9 RW – Sonderprogramm Krefeld-Uerdingen

Sonstiges
1 An der Elfrather Mühle, Enteignungsverfahren
2 DOLBI®-Spiegel an Lkws, Versuch der TÜV-Akademie, 

GSAK und Fahrschulen
3 NRWT von 1999 bis 2003
4 Pilotprojekt „TOWISPICK®-Spiegel“ an Lkws, zur Vermei-

dung der „Toten Winkel Unfälle“
5 Pilotprojekt „TRIXI®-Spiegel“ an LSA-Maste, zur Vermei-

dung der „Toten Winkel Unfälle“
6 Themenrouten = EUROGA2002plus, Rheinschiene, Nieder-

rhein, RVN-NRW und andere.

Straßenerhaltung
Ein Schwerpunkt im Bereich des Straßenwesens bildete im Be-
richtszeitraum weiterhin die Straßenerhaltung. Zur Optimierung 

des Ressourceneinsatzes wurde in Krefeld ein Managementsys-
tem eingeführt, welches sowohl eine solide Grundlage für die 
interne Zielfi ndung des Fachbereiches Tiefbau bildet als auch als 
Entscheidungshilfe für die politische Gremien dienen kann.

Zum einen wurde hierzu das Straßeninformationssystem VIA-VIS 
eingeführt zum anderen wurden die Straßenbegeher mit neuen 
Erfassungsgeräten ausgestattet. Ein Baustein des neu installierten 
Straßenkatasters ist ein zielgerichtetes Managementsystem zur 
Überwachung und Erhaltung des Straßenzustandes unserer Stadt. 
Der Fachbereich Tiefbau ist nunmehr in der Lage, den aktuellen 
Straßenzustand im Netzplan visuell darzustellen. So können In-
formationen aus den einzelnen Schadensmeldungen ausgewertet 
und dargestellt werden. Mit Einführung dieses zeitgemäßen mo-
bilen Erfassungssystems haben die Straßenbegeher und Techniker 
stets alle relevanten Daten zur Hand und können gezielt bereits 
erfasste Schäden überprüfen und neue einfach erfassen.

In der Straßenerhaltung wurde im Gehweg- und Straßenbereich 
eine Fläche von 380 000 Quadratmetern instandgesetzt, das 
heißt Schäden beseitigt. Diese Fläche entspricht dem Ausmaß 
von genau 72 Fußballfeldern.

Erschließungs- und Straßenbaubeiträge, 
Sondernutzungsgebühren
Erschließungs- und Straßenbaubeiträge

Im Berichtszeitraum wurden die Haushaltseinahmeansätze 
bei Erschließungs- und Straßenbaubeiträgen von insgesamt 
8 871 838,43 Euro erreicht und sogar überschritten.

Sondernutzungsgebühren 

In den Jahren 1999 bis 2003 wurden rund 7 500 Sondernut-
zungsanträge bearbeitet. Das sind 25 Prozent mehr als im 
Berichtszeitraum 1994 bis 1998. Gleichzeitig stiegen die Gebüh-
reneinnahmen von 3,9 Millionen Mark, jetzt 1,99 Millionen Euro, 
auf 2,71 Millionen Euro. Nicht zu verkennen ist aber, dass die 
Zahl der Anträge auf Sondernutzungserlaubnisse kontinuierlich 
steigt. Insbesondere sind folgende Bereiche betroffen:

1. Außengastronomie
2. Straßenfeste
3. Aufstellung von Blumenkübeln
4. Baustelleneinrichtungen
5. Informationsstände

Wildplakatierungen und das wilde Aufstellen von Gerüsten und 
Containern haben in wirtschaftlich zunehmend angespannter 
Lage zugenommen. Hier ist ein erheblicher Verwaltungsaufwand 
notwendig, um die jeweiligen Verursacher zu ermitteln.

Parkraumbewirtschaftung 
(Regelung des ruhenden Kfz-Verkehrs, „Anwohnerparkrege-
lung“)

1999 wurde die Regelung des ruhenden Kfz-Verkehrs in Berei-
chen Haus Blumental und CinemaxX in Angriff genommen.

Neue Verkehrsspiegel für die Lastwagen bringen mehr 
Verkehrssicherheit im Straßenraum
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Ampeln und 
Beleuch tungen
Die Straßenbeleuchtung war bis 2001 Bestandteil des Haus-
haltssicherungskonzeptes (HSK) mit gekürzten und festgeschrie-
benen Finanzmitteln für die Strom- und Unterhaltungskosten.

Diese Festschreibung der Finanzmittel hatte Auswirkungen auf 
die Betriebszeiten sowie den baulichen Zustand hinsichtlich 
Betriebs- und Verkehrssicherheit der Beleuchtungsanlage.

Betriebszeiten
Im Zeitraum 1. Januar 1999 bis 31. Dezember 2003 wurde die 
zweite Lampe je Leuchte morgens ab 7 Uhr bis zur Ausschaltung 
und abends ab Einschaltung der Straßenbeleuchtung bis 19 
Uhr eingeschaltet. 

Installierte Leistungen und Anzahl der 
Leuchten
Im Berichtszeitraum konnte die installierte Leistung (Addition 
der Watt-Zahlen aller Lampen der Straßenbeleuchtung und An-
strahlungen) trotz zusätzlicher Leuchten in Erschließungsgebie-
ten und Erweiterung der anstrahlten Gebäude wie zum Beispiel 
Hauptpost, Stadtpalais, Casino, Friedenskirche, Paulus kirche, 
Kaiser-Wilhelm-Museum und in Teilen der EUROGA-Gartenan-
lagen, gesenkt werden. Dies wurde durch Einsatz neuer Leuch-
ten und Lampentypen im Zusammenhang mit Erneuerungs- und 
Energiesparmaßnahmen erreicht.

Stand Anzahl der Installierte 
 Leuchten Leistung [Watt]
_______________________________________________________

01.01.1999 27 688 4 399 000
31.12.2003 28 694 4 080 153

Strompreis
Am 1. April 1999 wurde eine Energiesteuer von 0,02 Mark / 
Kilowattstunde (kwh) eingeführt. Sie erhöhte sich in den Jahren 
2000 bis 2003 um jeweils 0,005 Mark / kWh. Weiterhin gab es 
zum 1. Oktober 2000 eine Strompreiserhöhung um 0,0051 Mark 
/ kWh infolge des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes (KWK) und 
um 0,0057 Mark / kWh wegen des Gesetzes über den Vorrang 
erneuerbarer Energien (EEG).

Mit den Stadtwerken wurde zum 1. Januar 2000 ein neuer 
Energielieferungsvertrag abgeschlossen.

Datum Strompreis inkl. aller Steuern, brutto
_______________________________________________________

1.1.1999 0,1090 Euro/ kWh
1.1.2003 0,1061 Euro / kWh

Zustand der Beleuchtungsanlagen
Das Haushaltsicherungskonzept (HSK) sah seit 1993 eine 
Festschreibung der Haushaltsmittel auf 4,0 Millionen Mark 
beziehungsweise seit 1997 4,2 Millionen Mark (2,147 Millio-
nen Euro) pro Jahr vor. Seit 2003 stehen 2,15 Millionen Euro zur 
Verfügung. Der Bedarf für eine ordnungsgemäße Unterhaltung 
der Straßenbeleuchtungsanlagen beträgt in 2003 rund 3,52 
Millionen Euro.

Bedingt durch die reduzierten Haushaltsmittel kann die Wartung 
der Leuchten nach wie vor nur noch unzureichend durchgeführt 
werden. Das seit Einsetzen des HSK eingeleitete Sparprogramm 
zeigt folgende weitere Auswirkungen:

• Mehr Lampenausfälle durch weitere Verlängerung der 
Wartungsintervalle.

• Vorgesehene Mittel für Instandhaltungsmaßnahmen wie 
zum Beispiel Schutzmaßnahmen, Kontrolle der Abspan-
nungsanlagen, Korrosionsschutzmaßnahmen und Stand-
sicherheitsprüfungen für Maste werden durch Störungs-
beseitigungsmaßnahmen in großem Maße reduziert und 
stehen damit für substanzerhaltende Maßnahmen nicht 
zur Verfügung.

Die Stadt Krefeld verfügte am 30. Juni 2003 über 28 595 Leuchten 
und Maste, davon stehen gut 15 250 länger als 25 Jahre im Stadt-
gebiet; rund 400 Leuchten wurden im Berichtszeitraum ersetzt.

Umstellung von Freileitungsanlagen
An rund 500 Stellen im Stadtgebiet, das heisst auf rund 18 
Kilometern Straßenlänge, sind Straßenleuchten teilweise 
seit mehr als 35 Jahren an Freileitungsmasten montiert, die 
vom RWE (beziehungsweise jetzt SWK) ursprünglich nur zur 
Energieversorgung der Haushalte aufgestellt worden sind. Die 
Straßenbeleuchtung ist an diesen Masten Gast und hat hier 
seit der Installation durch sehr geringe Unterhaltungs- und 
Investitionskosten profi tiert. Die SWK als Energieversorger 
haben in 2003 die Umstellung auf Erdverkabelung beendet. 
Dies bedeutet, dass für die Bereiche in denen aus fi nanziellen 
Gründen bislang noch keine Umstellung der Straßenbeleuch-
tung erfolgen konnte, weiterhin Masten mit neuen Leuchten 
aufgestellt werden müssen. Im Berichtszeitraum wurden rund 
150 Freileitungsmaste auf Erdverkabelung umgestellt.

Lichtsignalanlagen (LSA)
Zur Beseitigung von Unfallschwerpunkten im Rahmen der Schul-
wegsicherung sowie zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
wurden im Berichtszeitraum weitere sieben Lichtsignalanlagen 
in Betrieb genommen. Eine Ampel wurde im Rahmen des Rad-
wegebaus neu errichtet. Vier Ampeln wurden durch Bund und 
Land bezuschusst. Drei Ampeln wurden von Erschließungsträ-
gern fi nanziert.

An 13 Signalanlagen wurden die alten Steuergeräte durch neue 
ersetzt beziehungsweise umgebaut. Am 31. Dezember 2003 
waren 234 LSA in Betrieb.
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Stadtentwässerung
Kanalnetz
Ein großer Teil des städtischen Kanalnetzes in Krefeld ist bereits 
vor 1930 entstanden. Ursprünglich wurde in der Stadt ein Misch-
wasserkanalnetz aufgebaut; hinzu kamen in den äußeren Stadtge-
bieten Bereiche mit Trennkanalisation. Das Schmutzwasser wird 
zur Kläranlage geleitet. Das Niederschlagswasser wird mit oder 
ohne Vorbehandlung in ein Gewässer eingeleitet. Weiterhin gibt 
es Gebiete, in denen nur Schmutzwasser abgeleitet wird. Da die 
Höhendifferenz im Stadtgebiet sehr gering ist, waren viele Gebie-
te nicht im freien Gefälle an die Kanalisation anzuschließen. Eine 
Entwässerung ist hier nur durch Zwischenschaltung von Pump-
stationen möglich, da hier das Abwasser gehoben und mittels 
einer Druckleitung ins weitere Netz fl ießt. Zur Vergrößerung des 
Stauvolumens, zur Verhinderung eines Überstaus im oberhalb 
liegenden Kanalnetz und zur Vergleichmäßigung des Abfl usses, 
ist die Anlage von Regenbecken oder Stauraumkanälen je nach 
örtlicher Situation mit oder ohne Entlastung notwendig.

Das Krefelder Kanalnetz umfaßt rund 773 Kilometer Kanäle. Da-
von sind 535 Kilometer Mischwasserkanäle, 117 Kilometer Re-
genwasserkanäle und 121 Kilometer Schmutzwasserkanäle.

Niederschlagswasser
Mit dem zum 1. Juli 1995 novellierten Landeswassergesetz 
haben sich für die Beseitigung von Niederschlagswasser 

Die Kanalsanierungen, wie hier am Mühlenfeld, gehen weiter. Das Krefelder Kanalnetz umfaßt rund 773 Kilometer

grund legende Änderungen ergeben. Bei neueren Gebieten 
besteht eine gesetzliche Grundpfl icht zur Versickerung vor 
Ort oder zur ortsnahen Einleitung in ein Gewässer. Voraus-
setzung für die Versickerung ist, dass es sich nicht um stark 
belastetes Niederschlagswasser handelt und die örtlichen und 
hydrogeologischen Bedingungen eine entsprechende Nieder-
schlagswasserbeseitigung auf Dauer ermöglichen. Die Stadt 
muss bereits im Rahmen der Bauleitplanung festlegen, wie die 
Niederschlagswasserentsorgung für die einzelnen Grundstücke 
erfolgen soll. Hierbei sind die gesetzlichen Vorgaben sowie die 
technischen Gegebenheiten zu berücksichtigen. Für die Versi-
ckerung von Niederschlagswasser ist eine wasserrechtliche 
Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde erforderlich. Es werden 
verschiedene Anlagen zur Versickerung eingesetzt: Flächen-, 
Mulden-, Rigolenversickerung. Bei der Planung der Anlagen wer-
den unter anderem die Bodenart, Durchlässigkeit des Bodens, 
Flurabstand und Mindestabstände zur Bebauung berücksichtigt. 
Aus gewässergütewirtschaftlichen Gründen wird möglichst über 
die belebte Bodenzone versickert.

Kanalinformationssystem, Kanalzustand
Im Kanalinformationssystem werden Daten vorgehalten über 
den Bestand sowie über den baulichen Zustand des Kanalnetzes. 
Die Schäden werden beurteilt, in Schadensklassen eingestuft 
und nach festgelegten Prioritäten behoben. Je nach Schadens-
bild werden die schadhaften Kanalabschnitte repariert, renoviert 
oder erneuert.
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Generalentwässerungsplan
Der Generalentwässerungsplan der Stadt zeigt die Maßnahmen, 
die durchzuführen sind, um hydraulische Engpässe im Netz zu 
beheben und damit unzulässige Überfl utungen im Stadtgebiet 
zu vermeiden. Die Basis zur Aufstellung des Generalentwässe-
rungsplans ist ein hydrodynamisches Berechnungsverfahren.

Abwasserbeseitigungskonzept
Auf der Grundlage des Generalentwässerungsplans in Verbin-
dung mit den Aussagen aus der Kanalzustandsbewertung und 
unter Berücksichtigung neuer Erschließungsgebiete sowie Ka-
nalerschließungen der Außenbereiche etc. wird alle fünf Jahre 
ein Abwasserbeseitigungskonzept aufgestellt, in welchem die 
Maßnahmen nach ihrer Priorität festgelegt werden. Das derzeit 
gültige Abwasserbeseitigungskonzept hat der Stadtrat im Jahre 
2001 beschlossen.

Kanalbaumaßnahmen
Entsprechend dem Abwasserbeseitigungskonzept wurden zahl-
reiche Baumaßnahmen von der Stadtentwässerung durchgeführt, 
zum Beispiel:

• Erneuerung des Pumpwerks Flohbusch
• Vergrößerung des Kanals in der Buschstraße
• Errichtung des Stau- und Spülelements Bergstraße
• Bau des Stauraumkanals am Rundweg
• Erneuerung des Kanals in der Forstwaldstraße
• Bau der Druckentwässerung in der Oberbenrader Straße
• Vergrößerung des Kanals in der Kemmerhofstraße
• Renovierung des gemauerten Kanals in der Uerdinger Straße
• Vergrößerung des Kanals Hammersteinstraße/Am Königshof
• Erneuerung des Kanals im Ostwall in Stollenbauweise.

Zur Zeit werden unter anderem folgende Kanalbaumaßnahmen 
durchgeführt:
• Bau des Kanals Boomdyk
• Erneuerung des Abschnitts Inrather Straße/Flünnertzdyk
• Kanalvergrößerung am Mühlenfeld, unterirdischer Rohrvor-

trieb
• Erneuerung in der Duisburger Straße
• Vergrößerung in der Kastanienstraße
• Neubau Hafenring
• Vergrößerung des Kanals am Fütingsweg/Voltastraße

Kanalbetrieb
Im Bereich des Kanalbetriebs bestehen seit dem 1. Januar 1996 
aufgrund der Selbstüberwachungsverordnung von Kanalisation 
erhöhte gesetzliche Anforderungen, die eine systematische und 
regelmäßige Überwachung aller Einrichtungen im Kanalnetz und 
die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des Netzes vorschrei-
ben. Es sind Anforderungen beziehungsweise Sollvorgaben für 
den Kanalbetrieb zu erfüllen, die den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik entsprechen. Hierzu gehört insbesondere 

die regelmäßige Kanalreinigung, die Kanalinspektion und die 
Unterhaltung der Sonderbauwerke im Kanalnetz, zum Beispiel 
Pumpwerke, Regenbecken und Düker.

Gräben und Hochwasserschutz
Die Stadt Krefeld unterhält neben einem umfangreichen 
Kanalnetz rund 103 Kilometer Gräben. Diese stellen in nieder-
schlagsreichen Zeiten oder bei hohen Grundwasserbeständen 
die Oberfl ächenentwässerung in den Außenbezirken sicher. 
Diese Gräben sind zum Teil Reste ehemals größerer Entwäs-
serungsrinnen in den Niederterrassenfl ächen. Das von ihnen 
abgeleitete Wasser gelangt zum Rhein oder zur Niers. Die 
Gewässerunterhaltung ist eine gesetzliche Aufgabe, der man 
sich nicht ohne weiteres entledigen kann. Wer aus fi nanziellen 
Gründen die Kürzung der Unterhaltungsaufwendungen fordert, 
muss auch bereit sein, Flächen zur Verfügung zu stellen, in 
denen das Gewässer „entfesselt“ werden kann und auch bei 
Bewuchs ein ausreichender Grabenquerschnitt für die schadlose 
Ableitung von Oberfl ächenwasser zur Verfügung steht.

Der Anstieg des Grundwassers in den zurückliegenden Jahren 
und die starken Niederschläge zeigen, dass in solchen Zeiten 
das gesamte Gewässerbett für den Abfl uss bereitstehen muß. 
In Zeiten niedriger Grundwasserstände sollte jedoch an gut 
zugänglichen Stellen Maßnahmen zur Wasserrückhaltung im 
Rahmen der gesetzlichen Regelungen und Zuständigkeiten er-
möglicht werden. Bei niedrigen Grundwasserständen fi ndet nur 
noch ein geringer Abfl uß statt. Das bei stärkeren Niederschlägen 
anfallende Wasser versickert über die Grabensohle und trägt 
zur Grundwasseranreicherung bei. Dieser Vorgang wird durch 
Grabenaufweitungen verstärkt, wie zum Beispiel am Oppumer 
Dorfgraben, im Schönwasserpark oder im Grüngürtel von Linn. 
Diese teichartigen Verbreiterungen dienen jedoch auch gleich-
zeitig als Ausgleichsbecken bei starken Niederschlägen.

In Zeiten fallender Grundwasserbestände und geringerer 
Niederschläge treten die Gewässerfunktionen in den Hinter-
grund. Die trockenen Grabensohlen in Parkanlagen werden im 
Landschaftsbild als störend empfunden. Die Forderung nach 
Wiederherstellung von Wasserfl ächen durch Einleitung von 
Grundwasser tritt dann immer wieder in den Vordergrund. 
Vergessen sind dann Ausuferungen und Überschwemmungs-
schäden. Neben ihrer Aufgabe als Vorfl uter haben die Gewässer 
im Naturhaushalt eine wichtige ökologische Funktion. Entspre-
chend wird seit Jahren dem veränderten Umweltbewußtsein 
folgend die Pfl egeintensität herabgesetzt. Verzichten kann 
man auf die Gewässerunterhaltung trotz lauter werdender 
Forderungen nicht.

Die Stadt Krefeld ist Teil eines Hochwasser gefährdeten Polders 
am Niederrhein. Für den Hochwasserschutz sind Deichverbände 
oder Kommunen zuständig. Im Süden und Norden obliegt der 
Hochwasserschutz den Deichverbänden Meerbusch-Lank und 
Friemersheim. Für einen Teilbereich (Rheinkilometer 764,4 bis 
764,9) liegt die Zuständigkeit bei der Stadt Krefeld. Weite Tei-
le im Osten der Stadt würden bei hohen Rheinwasserständen 
überfl utet, wenn nicht Deiche und befestigte Ufer die tiefl ie-
genden Bereiche schützen und Pumpwerke die Sicherung der 
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Vorfl ut im Graben- und Kanalsystem übernehmen würden. Die 
augenfälligste Hochwasserschutzeinrichtung ist zum Beispiel 
das Rheintor in Uerdingen. 

Um den Sicherheitsstandard der Deiche festzustellen, wurden in 
den letzten Jahren Stand- und Betriebssicherheitsuntersuchun-
gen auf Anordnung des Oberdeichinspektors durchgeführt. Im 
Bereich der Stadt Krefeld ist ein Sanierungsbedarf des Deiches 
aufgrund des vorhandenen Deichbaumaterials mit mangelnder 
Lagerungsdichte, teilweise nicht ausreichender Standsicherheit 
im oberen Bereich der wasserseitigen Böschung bei schnell 
sinkendem Wasserspiegel sowie vorhandenem alten Baum-
bewuchs auf dem Deichkörper vorhanden. Das historische 
Bauwerk Rheintor muss zur Gänze saniert und an den Stand 
der Technik angepasst werden.

Kanalanschlussbeiträge
Die Haushaltsansätze der Jahre 1999 bis 2003 von insgesamt 
487 081,34 Euro wurden erreicht und mit 2 147 612,25 Euro 
deutlich überschritten. Die Tendenz der Vorjahre, mehr Kanalsa-
nierungsmaßnahmen als Kanalneubaumaßnahmen, setzte sich 
auch in diesem Berichtszeitraum fort. Sie spiegelt sich auch bei 
den geringen Einnahmeansätzen wider.
 Haushaltsansatz Tatsächlich vereinnahmt
_______________________________________________________
1999 76.693,78 Euro 243.398,10 Euro

2000 76.693,78 Euro 184.275,81 Euro

2001 76.693,78 Euro 458.298,83 Euro

2002 77.000,00 Euro 117.962,14 Euro

2003 180.000,00 Euro 1.143.677,37 Euro
_______________________________________________________
 487.081,34 Euro 2.147.612,25 Euro

Abwassergebühren

 Gebühren DM und Euro Gebührensätze Abwassermenge_______________________________________________________
1998 98.551.234,09 DM 50.388.445,87 Euro 4,95 DM 2,53 Euro 16,1 Mio m³

1999 88.509.429,56 DM 45.254.152,74 Euro 4,95 DM 2,53 Euro 15,5 Mio m³

2000 95.949.088,81 DM 49.057.990,12 Euro 4,95 DM 2,53 Euro 15,6 Mio m³

2001 98.975.555,49 DM 50.605.397,96 Euro 5,30 DM 2,71 Euro 15,5 Mio m³

2002 0,00 DM 50.231.719,97 Euro 0,00 DM 2,71 Euro 15,2 Mio m³

Die Steigerung der Einnahmen aus Benutzungsgebühren 
resultiert überwiegend als Folge von Mehreinnahmen für die 
Einleitung von Grundwasser. Sieht man, bezogen auf den 
Berichtszeitraum die Entwicklung der Abwassergebühren, so 
ist aufgrund verringerter beziehungsweise gleichbleibender 
Einleitungsmengen erkennbar, dass auch die Einnahmen aus 
Benutzungsgebühren rückläufi g beziehungsweise konstant wa-
ren. Die Gebührensätze blieben zur Stärkung der einheimischen 
Wirtschaft, aber auch zur Entlastung der Bürger in den Jahren 
1997 bis 2000 unverändert. Lediglich im Jahre 2001 erfolgte eine 
Steigerung des Schmutzwassergebührensatzes von rund 7,11 
Prozent. Seit dem Jahre 2002 sind die Gebühren unverändert.

Ausblick
Von der Stadt Krefeld ist zum 1. Januar 2004 für den Bereich 
Abwasserbeseitigung, der bisher im städtischen Fachbereich 
Tiefbau geführt wurde, die „Stadtentwässerung Krefeld“ als 
Eigenbetrieb gegründet worden. Diesem Eigenbetrieb ist das 
Vermögen der Abwasserbeseitigung übertragen. Zugleich hat 
die Stadt Krefeld mit Betriebsführungsvertrag vom 18. De-
zember 2003 der SWK 
AQUA GmbH mit Wir-
kung ab dem 1. Januar 
2004 die technische und 
kaufmännische Betriebs-
führung der städtischen 
Abwasseranlagen und 
sonstigen Einrichtungen 
zur Abwasserbeseitigung 
übertragen.

Bauen und Instandhalten
Im Berichtszeitraum vollzogen sich für die Hochbauverwaltung 
grundsätzliche und einschneidende Veränderungen. Bereits im 
September 1998 war die Organisationsstruktur des Hochbauam-
tes den Grundsätzen des „Neuen Steuerungsmodells“ angepaßt 
worden. In einem weiteren Schritt erfolgte dann zum 1. Februar 
2002 die Umwandlung des Hochbauamtes in den Fachbereich 
Gebäudeservice.

Im Oktober/November 2000 wurden die Flügel der Wind-
mühle am Egelsberg in Traar instandgesetzt

 „Anni Aqua“ 
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Wesentlicher Kernpunkt der neuen Organisationseinheit ist die 
stärkere Berücksichtigung kaufmännischer Aspekte. Es werden 
vorrangig Serviceleistungen für die städtischen Fachbereiche, 
Institute und den Verwaltungsvorstand erbracht. Bei entspre-
chenden freien Kapazitäten aber auch für externe Kunden. 
Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass die Stadt Krefeld als 
Gesellschafter an diesen Kunden beteiligt ist.

Bei den Aufgabenstellungen in der Abteilung „Neubau“ zeigt 
sich kein eigentlicher Schwerpunkt, wie ihn im vergangenen 
Berichtszeitraum die Errichtung der Kindertagesstätten bil-
dete. Aufträge gab es vielmehr aus allen Bereichen. Bei der 
Instandhaltung stand weiterhin und zunehmend vor allem der 
Substanz- und Werterhalt städtischer Bauten sowie die Be-
seitigung bestehender Sicherheitsmängel, zum Beispiel durch 
Brandschutzmaßnahmen im Vordergrund.

Verwaltungsgebäude
Oberste Priorität in allen Verwaltungsgebäuden hatten Maßnah-
men zur Verbesserung des Brandschutzes. Insgesamt wurden 
dabei Fortschritte erzielt, für die kommenden Jahre bleibt jedoch 
noch viel zu tun.

Im Rathaus am Von-der-Leyen-Platz wurden in den vergange-
nen Jahren verschiedene umfangreiche Sanierungsmaßnahmen 
durchgeführt. So wurden unter anderem im A-Block begonnen, 
alle WC-Anlagen einschließlich der Rohrleitungen zu erneuern 
und der sogenannte 36er-Flügel erhielt einen neuen Fassaden-
anstrich und neue Fenster.

Im Jahr 2000 mußte für das Stadthaus-Hochhaus ein Gutachten 
erstellt werden, in dem der Grund für die erhöhte Konzentratio-
nen von PAK (polyzyklische aromatisierte Kohlenwasserstoffe) in 
einzelnen Etagen ermittelt werden sollte. Nachdem als Ursache 
der vorhandene Parkettkleber festgestellt war, wurde im Jahr 
2001 die zweite Etage vollständig entkernt und wieder neu 
hergerichtet. Auch in der sechsten Etage mussten geeignete 
Sanierungsmaßnahmen durchgeführt werden. Im unter Denk-
malschutz stehenden Rathaus Uerdingen wurden im Sommer 
2001 das historische Treppenhaus und die Büroräume renoviert 
beziehungsweise neu gestaltet.

Ebenfalls im Sommer 2001 wurden die bisher vom Stadttheater 
genutzten Räume in der ersten Etage des Seidenweberhau-
ses für rund 500 000 Mark (256 000 Euro) zur Nutzung als 
Seminarräume für das Studieninstitut Niederrhein – S.I.N.N. 
– umgebaut.

Schulen
Mit der Erschließung des Neubaugebietes Schicksbaum ergab 
sich Bedarf zur Errichtung einer Grundschule in unmittelbarer 
Nähe. Das zunächst zweizügig ausgelegte Gebäude für 4,35 Mil-
lionen Euro wurde im Herbst 2003 in Betrieb genommen. Bei der 
Planung wurde aber bereits die Erweiterung auf drei Züge und die 
Errichtung einer Zweifach-Turnhalle berücksichtigt. Neben diesem 
kompletten Neubau war die Bautätigkeit für den Schulbereich 
insbesondere durch zahlreiche Erweiterungsbauten geprägt.

Nach der Fertigstellung des ersten Bauabschnitts für die Lin-
denschule, Grundschule Gießerpfad im August 1996, wurden 
ab September 1999 in einem zweiten Bauabschnitt auf einer 
Fläche von 480 Quadratmetern weitere Klassenräume und unter 
anderem eine Bibliothek errichtet. Die Klassenräume konnten 
erstmals im Schuljahr 2000/2001 genutzt werden. Die Gesamt-
kosten betrugen 690 000 Euro.

Bedingt durch in den letzten Jahren gestiegene Schülerzahlen 
wurde es erforderlich, die Grundschule Traarer Straße 105 um 
zwei Klassen zu erweitern. Baubeginn war 2002, die Baukosten 
betrugen 256 000 Euro. Ebenfalls aufgrund der gestiegenen 
Schülerzahlen und der Notwendigkeit, einen rund 1960 errichte-
ten Fertigteilpavillon zu ersetzen, wurde im Oktober 2001 mit der 
Erweiterung der Pestalozzischule, Grundschule Hülser Str. 449, 
begonnen. Der Erweiterungsbau ist für den Ganztagesbereich 
bestimmt und umfaßt unter anderem fünf Klassenräume und 
einen Ganztagesraum. Die Gesamtkosten dieser Maßnahme 
betragen 950 000 Euro.

Ebenso wie in der Pestalozzischule mußten auch in der Groten-
burgschule, Grundschule Eichendorffstraße, baufällig gewor-
dene Pavillonklassen ersetzt werden. Der Erweiterungsbau für 
1,05 Millionen Euro, der unter anderem vier Klassenräume und 
zwei Mehrzweckräume beinhaltet, wurde im August 2002 in 
Betrieb genommen.

Nach dem Baubeginn im Oktober 1999 konnte bereits im Au-
gust 2000 der 1. Bauabschnitt der Erweiterung der Realschule 
Schmiedestraße in Betrieb genommen werden.

Zu Beginn des Jahres 2001 wurde zur Deckung des dringenden 
Raumbedarfs mit der Erweiterung des Maria-Sybilla-Merian-
Gymnasiums um zehn Klassenräume begonnen. Die Gesamt-
kosten betrugen bei Fertigstellung im Juni 2002 rund 1,92 
Millionen Euro.

Nachdem auch die Schülerzahlen der Friedrich-von-Bodel-
schwingh-Schule, Sonderschule Stettiner Str. 1, in den ver-
gangenen Jahren um über ein Drittel gestiegen waren, war 
auch hier ein Umbau und eine Erweiterung erforderlich. Die 
Fertigstellung des Neubaus erfolgte dann im Februar 2003, der 
Umbau konnte im September 2003 beendet werden. Im Mai 
2002 war Baubeginn für die Erweiterung des Berufskollegs 
Kaufmannsschule, Neuer Weg 121. Für 5,4 Millionen Euro 
wurde ein Ganztagsbereich und ein Kompetenzzentrum mit 
Unterrichtsräumen errichtet. Die Inbetriebnahme erfolgt im 
späten Frühjahr 2004.

Sportstätten
In diesem Bereich war ein umfangreiches Bauprogramm zu 
bewältigen. Im Mai 1998 wurde die Sanierung des in den 60er 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts erbauten Badezentrums 
Bockum begonnen. Sie sollte ursprünglich, nach Investition von 
neun Millionen, im August 2000 abgeschlossen werden. Am 18. 
August 2000 stürzte dann, ausgelöst durch kleinere Abbruch-
arbeiten im Fassadenbereich, die neue abgehängte Decke auf 
einer Fläche von rund 3 300 Quadratmetern ab.
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Bedingt durch die rechtliche Klärung der Schuldfrage verzögerte 
sich die Fertigstellung dann erheblich. Inzwischen steht das 
renovierte Bad aber wieder allen Krefeldern zur Verfügung. 
Die haben zusätzlich seit November 2000 noch eine weitere 
Schwimmöglichkeit. Am 6. August 1999 wurde der Grundstein 
für den Neubau des Schwimmbades in FischeIn gelegt. Die 
drei Millionen Euro teure Halle beinhaltet neben einem 15 x 25 
Meter-Becken, unter anderem ein Planschbecken im Eltern-Kind-
Bereich, einen Gymnastikraum und ein Bistro. Eröffnet wurde 
das Bad im November 2000.

Mit Baukosten von rund einer halben Million Euro wurde das 
Lehrschwimmbad Linn in zwei Bauabschnitten saniert und 
modernisiert. Die Fertigstellung erfolgte im Januar 2002.

Für den Schulsport konnte im Mai 2000 der Neubau der Sport-
halle des Arndt-Gymnasiums fertiggestellt werden. Die Halle, 
deren Baukosten 4,4 Millionen Euro betrugen, bietet jedoch 
neben der Schulnutzung insbesondere dem Fechtsport Raum. 
800 Besucher, darunter 180 auf Tribünenplätzen, fi nden bei 
Wettkämpfen Platz.

Mit dem Bau der Dreifach-Sporthalle wurde ein weiterer Bau-
abschnitt des Gesamtkonzeptes Kurt-Tucholsky-Gesamtschule 
umgesetzt. Von den Gesamtkosten von 4,4 Millionen Euro 
konnten rund 2,4 Millionen durch Zuschüsse fi nanziert wer-
den. Dieses Bauvorhaben wurde im Rahmen eines Beschäfti-
gungs- und Qualifi zierungsprojektes erstellt, das von der Stadt 
Krefeld, dem Bildungszentrum des Baugewerbes, verschiedenen 
Handwerksbetrieben aus Krefeld und dem Kreis Viersen, dem 
Arbeitsamt und der EU begleitet und gefördert wurde. Beim 
Bau fanden auch besondere ökologische Maßnahmen, wie 
zum Beispiel Wärmerückgewinnung, Grauwassernutzung und 
Dachbegrünung Berücksichtigung.

Und um alle neuen Sporthallen zu nennen: Am 13. Januar 2000 
wurde die neu erbaute Zweifach-Sporthalle an der Bonhoef-
ferstraße eröffnet, Baukosten 1,9 Millionen Euro. Im August 
2002 wurde die neu errichtete Bezirkssportanlage Oppum 
fertiggestellt. Dazu gehört auch ein neues zweigeschossiges 
Vereinsgebäude für 1,5 Millionen Euro.

Kindertages- und Jugendeinrichtungen
Im November 2000 wurde die mit Baukosten von rund 1,32 
Millionen Euro errichtete Tagesstätte für Kinder an der Vikto-
riastraße in Betrieb genommen. 

Wie auch im Schulbereich machte die Erschließung des Neu-
baugebietes Schicksbaum die Errichtung eines Gebäudes für 
eine Tageseinrichtung für Kinder erforderlich. Auch der Entwurf 
für den Standort Am Kempschen Weg wurde auf der Basis einer 
Standardlösung entwickelt. Die Einrichtung für vier Gruppen 
konnte im September 2003 eröffnet werden. Die Baukosten mit 
den erforderlichen Außenanlagen und der Einrichtung betrugen 
1,31 Millionen Euro.

Auch bei den Kindertages- und Jugendeinrichtungen wurde 
schwerpunktmäßig an der Verbesserung des Brandschutzes 
gearbeitet. So erforderten es die verschärften Brandschutzbe-
stimmungen, in verschiedenen Tageseinrichtungen zu handeln. 
Diese erhielten zum Beispiel neben anderen Maßnahmen Eva-
kuierungsrutschen.

Beispielhaft für die Vielzahl der notwendigen Instandhal-
tungsmaßnahmen wird hier die Tagesstätte für Kinder Ver-
berger Straße genannt. Das 1953 errichtete Gebäude musste 
im Fassadenbereich, am Dach und den Fenstern saniert und 
energietechnisch nachgerüstet werden. Diese und weitere 
Maßnahmen für insgesamt 250 000 Euro wurden bis Novem-
ber 2000 umgesetzt.

Seniorenheime
Im August 2000 wurde im Seniorenheim Westparkstraße 44 A 
eine neu errichtete zusätzliche Aufzugsanlage für Bettentrans-
porte in Betrieb genommen, die außen liegend, aber zentral im 
Bereich des Treppenhauses angeordnet wurde. Im Jahr 2002 
mußte dann kurzfristig auch der bereits vorhandene Bettenauf-
zug erneuert werden, nachdem eine technische Überprüfung 
ergeben hatte, dass er nicht mehr betriebssicher war.

Das neue Schwimmbad am Stadtpark Fischeln wurde im 
November 2000 eröffnet

Die modernste Bezirkssportanlage der Stadt liegt in 
Oppum  – Baukosten 1,9 Millionen Euro
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Kliniken
Um die dringend benötigten zusätzlichen Betten für die nuk-
learmedizinische Therapie bereitstellen zu können, wurde das 
Institut für Nuklearmedizin des Klinikums Krefeld um eine Thera-
piestation erweitert. Der Neubau, der Mitte 2003 fertiggestellt 
wurde und insgesamt 5,16 Millionen Euro kostete, enthält die 
für eine solche Station notwendigen Räume einschließlich einer 
Abklinganlage für radioaktiv kontaminierte Abwässer.

Soziale Einrichtungen
Nach umfangreichen Vorarbeiten wurde ab Herbst 2000 das drei-
geschossige, um 1900 erbaute Wohnhaus Melanchthonstraße 68 
in eine Beratungsstelle und Schlafstätte für Drogenabhängige 
umgebaut. Die umfangreichen Arbeiten des länger leerstehenden 
Hauses wurden durch Städtebauförderungsmittel teilfi nanziert. 
Insgesamt betrugen die Umbaukosten rund 297 000 Euro.

Freizeiteinrichtungen
Zu den eher ungewöhnlichen Aufgabenstellungen der vergan-
genen Jahre gehörte der Einbau einer Rettungsrampe in das 
Nashorngehege im Krefelder Zoo. Nachdem ein Nashorn in 
den Gehegegraben gefallen war, konnte es nur mit Hilfe der 
Feuerwehr aus seiner misslichen Lage befreit werden. Durch 
die Rampe können die Nashörner künftig nun selbst dem Graben 
entsteigen.

Als Ersatz für die über 35 Jahre alte und nicht mehr den in-
zwischen geltenden Mindestnormen für artgerechte Haltung 
entsprechende Großkatzenanlage im Krefelder Zoo werden 
großzügige Freigehege für Tiger und Jaguare errichtet. Die 
mit viel Eigenleistung der Zoomitarbeiter errichtete Anlage für 
610 000 Euro wird 2004 von den Raubkatzen bezogen.

Kulturbauten und Baudenkmäler
Die im Juli 1998 begonnene Sanierung der Häuser Lange und 
Esters konnte mit der Einweihung im Juni 2000 abgeschlossen 
werden. Für die denkmalgerechte Instandsetzung der beiden 
Häuser waren insgesamt rund 2,3 Millionen Euro vorgesehen. 

Der Eigenanteil der Stadt Krefeld an dieser vom Land Nordrhein-
Westfalen geförderten Maßnahme wurde durch Spenden der 
Krefelder Baudenkmal-Stiftung in der deutschen Stiftung 
Denk malschutz, des Förderkreises Krefelder Kunstmuseen 
und engagierte Bürger aufgebracht.

Eine weitere wichtige Maßnahme im Bereich der Baudenk-
malpfl ege war die Fortführung der Sanierung des Hauses 
Sollbrüggen. Zunächst wurden für rund 358 000 Euro weitere 
Gebäudeteile des nach Plänen von Adolph von Vagedes Mitte 
des 19. Jahrhunderts in einen Landsitz umgestalteten ehe-
maligen Ritterguts wiederhergestellt. Des weiteren ist in der 
Hofanlage die Errichtung eines Neubauteils zur Unterbringung 
eines Musiktheaters vorgesehen. Die bisherige Unterbringung 
des Musiktheaters musste aufgrund gravierender räumlicher und 
brandschutztechnischer Mängel aufgegeben werden. Auch die-
ser Bereich wurde saniert und dient jetzt als Unterrichtsraum.

Der Ausbau des ehemaligen Südbahnhofs in eine kulturelle Be-
gegnungsstätte wurde fortgeführt. In einem zweiten Bauabschnitt 
wurden Lüftung und Toilettenanlagen erweitert und der Brand- 
und Schallschutz verbessert. Anschließend wurde die Fassade im 
westlichen Teil wieder hergestellt (Erneuerung der Fenster- und 
Türanlagen). Die Gesamtkosten des zweiten Bauabschnitts von 
rund 512 000 Mark (262 000 Euro) wurden zu 90 Prozent aus Städ-
tebauförderungsmitteln des Landes fi nanziert, die verbleibenden 
zehn Prozent übernahm die Krefelder Kulturstiftung.

1973 wurde bei Ausgrabungen ein Lastkahn aus dem 8. Jahr-
hundert freigelegt. Zur Ausstellung des zwischenzeitlich 
kon servierten Kahns wurde der dreiseitig umbaute Innenhof 
des Museums Burg Linn überbaut. Das als „Theater am Mari-
enplatz“ genutzte, unter Denkmalschutz stehende, ehemalige 
Schulgebäude, wurde als Folge einer Brandschau im Februar 

Haus Lange und Esters wurden gründlich saniert. Die 
Arbeiten wurden im Juni 2000 abgeschlossen

Frisch renoviert wurde zum 100-jährigen Bestehen auch 
das Stadtwaldhaus
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2001 gesperrt. Für rund 410 000 Euro wurden die festgestell-
ten Brandschutzmängel, einschließlich der Fassadensanierung, 
behoben, so dass der Theaterbetrieb nach den Sommerferien 
2003 wieder aufgenommen werden konnte.

Im Oktober/November 2000 wurden die Flügel der Windmühle 
am Egelsberg in Traar instandgesetzt. Die Suche nach einer 
geeigneten Fachfi rma gestaltete sich anfangs schwierig. Da es 
am gesamten Niederrhein keine Mühlenbauer mehr gibt, wurde 
über die Deutsche Gesellschaft für Mühlenkunde und Mühlener-
haltung e.V. schließlich eine niederländische Firma gefunden. 
Im Frühjahr 2000 wurden umfangreiche Renovierungsarbeiten 
im kleinen Saal des Stadtwaldhauses durchgeführt. Ziel war es 
dabei auch, den ursprüngliche Originalzustand aus den Baujahren 
1901/1902 zu rekonstruieren. Das Ergebnis kann als gelungen 
bezeichnet werden. Es fand bei den Gästen viel Anerkennung.

Auch wenn das derzeitige Gebäude der Stadtbücherei im Rah-
men der Diskussionen um eine Umgestaltung des Theaterplat-
zes immer wieder in Frage gestellt wird, war es im Jahr 2000 
erforderlich, festgestellte umfangreiche Brandschutzmängel 
umgehend zu beheben. Im August 2001 konnte die längere 
Zeit stillgelegte Toilettenanlage auf dem Mittelstreifen des 
Südwalls nach umfangreichen Sanierungsarbeiten wieder in 
Betrieb genommen werden.

Friedhöfe
Aufgrund des schlechten baulichen Zustandes der Trauerhalle 
auf dem Friedhof Bockum war eine Sanierung dringend erfor-
derlich. Für rund 380 000 Euro wurde im Herbst 2003 die neue 
Trauerhalle mit mehr Platz für die Trauergäste fertiggestellt.

Erneuerung der Stadt
Die Erneuerung der Stadt wurde im aktuellen Berichtszeitraum 
konsequent weiterbetrieben.

Die Maßnahmen konzentrierten sich dabei auf die Innenstadt, 
die Stadtteile sowie einzelne ausgewählte Projekte. Akteure 
der Stadterneuerung waren die Stadt, private Grundstücksei-
gentümer und Investoren.

Innenstadt
Die Maßnahme „Königstraße“ – Überdachung und Erneuerung 
– wurde initiiert von den Anliegern. Mit 1,4 Millionen Mark haben 
sich die Hauseigentümer an den Kosten für die Überdachung der 
Königstraße beteiligt. Den Straßenumbau fi nanzierte die Stadt. 
Am 23. November 2000 wurde die Königstraße als attraktive 
Flaniermeile mit arkadenartiger Glasüberdachung eröffnet.

Das Behnisch-Haus an der Petersstraße/Lohstraße sowie der 
Platz um das Gebäude wurde durch eine private Investorenge-
meinschaft errichtet. Die Straßen, die auf das architektonisch 
anspruchsvolle Gebäude zulaufen, gestaltete die Stadt neu.

Der Platz An der Alten Kirche, die städtebauliche Keimzelle 
der Stadt, wurde durch die Stadt neu gestaltet. Geschaffen 
wurde ein wohlgeformter Platzbereich für eine großzügige 
Außengastronomie.

Krefeld-Süd
Für den Stadtteil Krefeld-Süd hat der Rat der Stadt Krefeld im 
November 1997 das „Kommunale Handlungskonzept Krefeld-
Süd“ beschlossen, das in das Handlungsprogramm des Landes 
„Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf“ aufgenommen 
wurde. Durch Vernetzung von Maßnahmen im stadtplaneri-
schen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Bereich wird 
dieser Stadtteil nachhaltig aufgewertet.

Vielfältige Maßnahmen und Projekte in den Bereichen Soziales, 
Schule und Jugend wurden angestoßen und umgesetzt, wie die 
„Drehscheibe Süd“ als Seniorentreffpunkt, die Nachmittags-
betreuung für Schüler an den Grundschulen, das „Freiwillige 
Soziale Trainingsjahr“ für arbeitslose Jugendliche, sowie das 
EU-Projekt „Lokales Kapital für Soziale Zwecke“. Daneben wur-
den im Südbezirk städtebauliche und investive Maßnahmen 
ausgeführt, wie beispielsweise der Ausbau des Südbahnhofes, 
der Neubau der Sporthalle an der Kurt-Tucholsky-Gesamtschule 
und die Soziale Begegnungsstätte Melanchthonstraße. Mit dem 
Umbau und der Erweiterung der Fabrik Heeder in ein Kultur- und 
Sozialzentrum wurde begonnen (Heeder II). Außerdem wurden 
das Wohnumfeld, Spielplätze und Grünzüge gestaltet und ein 
Hof- und Fassadenprogramm aufgelegt.

Süd-West-Stadt
Umgesetzt ist die Sanierung in der Süd-West-Stadt. Erneuert 
wurde dabei der Block Steinstraße/Dreikönigenstraße. Nach 
Abbruch ungenutzter und maroder Gewerbebauten und nach 
erfolgter Altlastensanierung durch die Stadt, errichtete ein pri-
vater Investor einen Wohnungsneubau und einen Kindergarten 
sowie eine Tiefgarage. Im Innenhof über der Tiefgarage baute 

Eröffnung der Königstraße: Oberbürgermeister Pützhofen 
schaltet die Weihnachtsbeleuchtung an
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die Stadt einen „Nachbarschaftsplatz“. In der Platzmitte reizt 
eine Edelstahlhalbkugel zum Hochklettern, Sitzbänke laden 
zum Verweilen ein.

Historischer Stadtkern Linn
Hergerichtet wurde die Grünfl äche Auf dem Wall. Dabei wurde 
nach massiven Protesten der Grabelandbesitzer die Wallanlage 
nicht in vollem Umfang als öffentliche Grünfl äche freigegeben. 
Am westlichen Ortseingang wurde eine öffentliche Grünfl äche 
angelegt und über einen vorhandenen, neu hergerichteten Fuß-
weg entlang der Grabelandfl ächen mit dem östlichen Eingangs-
bereich verbunden. Von den Parkplätzen an der Hafenstraße 
führt ein separater Fußweg zum Ortskern.   

Im Innenhof des Museums Burg Linn wurde für den Lastkahn aus 
der Karolingerzeit, der 1973 bei Baggerarbeiten am Rheinhafen 
gefunden wurde, eine Ausstellungshalle errichtet. Die Baukos-
ten wurden getragen aus der Landeskasse und über Spenden 
des Vereins der Freunde und Förderer der Museen Burg Linn 
und des Vereins für Heimatkunde.   

Ortskern Hüls
Der Bereich Auf dem Graben zwischen Krefelder Straße und 
Kreuzstraße wurde städtebaulich neu geordnet. Die Straße Auf 
dem Graben wurde verbreitert. Es entstanden ein Einkaufszen-
trum, Arztpraxen und Stadthäuser.

TAM in Fischeln
Die alte Marienschule, das unter Denkmalschutz stehende 
städtische Gebäude, ist  seit 1976  Spielstätte des Theaters 
am Marienplatz (TAM) . Als im Februar 2001 das Gebäude aus 
feuerpolizeilichen Gründen geschlossen werden musste, sanier-
te die Stadt das Haus und sicherte so die Existenz des über die 
Stadtgrenzen Krefelds hinaus bekannten Theaters.

Jüdisches Begegnungszentrum
Die Jüdische Gemeinde Krefeld, die in den letzten Jahren 
stark angewachsen ist, erhält an der Wiedstraße ein neues 
Gemeindezentrum. Neben dem Neubau einer Synagoge wird 
ein städtisches Gebäude, ehemals industriell genutzt, zu einer 
Begegnungsstätte umgebaut. Die Räume bieten Platz für Alten-
fürsorge, Jugendzentrum, Kindergarten und religiöse Schulung. 
Finanziert wird die Herrichtung des Begegnungszentrums mit 
Landesmitteln und durch die Stiftung Dr. Hirschfelder.

RheinBlick in Uerdingen
Für das ehemalige Howinol-Gelände an der Hohenbudberger Stra-
ße sowie für angrenzende Gewerbefl ächen, die in den nächsten 
Jahren aufgegeben werden, werden gemeinsam mit den betroffe-

nen Eigentümern Entwicklungsperspektiven erarbeitet. Ein hoch-
wertiger Gewerbe- und Dienstleistungsstandort soll am Rheinufer 
entstehen. Finanziert wird diese Planung durch Stadt, Land und 
Eigentümer. Es bleibt zu hoffen, dass in den kommenden Jahren 
die Planungen umgesetzt werden und so die Entwicklungschancen 
für diesen exponierten Bereich genutzt werden.

Vermessungs- und 
Katasterwesen
Geodaten – was steckt dahinter?
Unter Geodaten versteht man Informationen, die einem 
bestimmten Ort auf der Erdoberfl äche eindeutig zugeordnet 
werden können. Diese Zuordnung kann über eine Adresse 
mit Straßennamen und Hausnummer erfolgen, sie kann aber 
beispielsweise auch über Koordinaten hergestellt werden. 
Um Geodaten effi zient nutzen zu können, müssen sie über ein 
gemeinsames Bezugssystem verfügen. Mit den Basisdaten des 
Liegenschaftskatasters liefert der Fachbereich Vermessungs- 
und Katasterwesen die Grundlage für die Erhebung, Verwaltung 
und Analyse sämtlicher raumbezogenen Daten. 

Bei etwa 80 Prozent aller Verwaltungsentscheidungen spielen 
Geodaten eine Rolle. Es ist daher um so wichtiger, durch den Ein-
satz neuer Informationstechniken die Geoinformationen schnell, 
aktuell und umfassend verfügbar zu machen. Ein wesentlicher 
Schritt in diese Richtung erfolgte mit der Entscheidung des Kom-
munalen Rechenzentrums Niederrhein im Jahr 2002, innerhalb 
des Verbandsgebietes ein neues Kommunales Informationssys-
tem in Form eines GeoDataWarehouse einzuführen. Im GeoDa-
taWarehouse können geografi sche und alphanumerische Daten 
unterschiedlicher Herkunft und Formate zusammengeführt und 
verwaltungsweit schnell und benutzerfreundlich via Intranet 
beziehungsweise Internet zur Verfügung gestellt werden. Die 
Einführung des GeoDataWarehouse bei der Stadt Krefeld soll 
im Laufe des Jahres 2004 begonnen werden.

Ein Vermessungstechniker bei der Arbeit: Vorbereitung 
für die Arbeit an der Brücke Berliner Straße
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Die große Bedeutung und der Nutzen von fl ächendeckenden, 
ständig aktuellen Geodaten hat sich in den vergangenen Jahren 
bereits exemplarisch bei der engen Zusammenarbeit mit der 
Berufsfeuerwehr und der Krefelder Polizei gezeigt, die in ihren 
jeweiligen Einsatzleitsystemen in Sekundenschnelle Karten und 
Daten zu jeder Krefelder Adresse erhalten.

Durch die Verknüpfung topographischer Inhalte mit Eigentum-
sangaben stellt die Deutsche Grundkarte 1:5 000 (DGK 5) eine 
unverzichtbare Grundlage für viele planerische Vorhaben dar. 
Im Jahr 2001 wurde mit der Umstellung der DGK 5 auf digitale 
Führung begonnen. Zukünftig wird die Digitale Grundkarte, so ihr 
neuer Name, aus den Daten der Automatisierten Liegenschafts-
karte abgeleitet werden. Dies hat den Vorteil, dass Planern und 
Architekten tagesaktuelle Ausgaben der DGK zur Verfügung 
gestellt werden können. Bisher liegt die Digitale Grundkarte für 
rund die Hälfte des Stadtgebietes vor. Die Umstellungsarbeiten 
sollen bis 2006 abgeschlossen sein.

Auch im Bereich der Kartografi e haben moderne Techniken ihren 
Einzug gehalten. So konnte Anfang 2003 eine völlig neu gestaltete 
farbige Stadtkarte im Maßstab 1:15 000 der Öffentlichkeit vorge-
stellt werden. Gefaltet oder als Wandkarte weist sie den Weg zu 
über 1 300 Krefelder Straßen und etwa 550 wichtigen Adressen 
in Krefeld und Umgebung. Durch die Verwendung modernster 
kartografi scher Techniken liegt nun ein digitaler Datenbestand 
vor, der jederzeit aktualisiert werden kann und gleichzeitig als 
Grundlage für vielfältige thematische Karten dient. 

Die Stadtkarte bildet auch einen wesentlichen Bestandteil der 
zum Jahresende 2003 erschienen CD-Rom „3 am Rhein“, die 
fl ächendeckend für die gesamte Region um die Städte Düs-
seldorf, Krefeld und Neuss eine detaillierte Stadtkarte sowie 
farbige Luftbilder enthält. Durch die enge Zusammenarbeit der 
jeweiligen Vermessungsämter ist es erstmals gelungen ein 
Gemeinschaftsprodukt der drei Rheinanlieger auf den Markt 
zu bringen, welches die amtliche Kartografi e mit modernsten 
Internettechniken verknüpft.

Unverzichtbare Voraussetzung für die Bereitstellung und 
Weiterverarbeitung von Geodaten ist die Vermessung vor Ort. 
Sämtliche Vermessungen basieren auf einem neuen, hochge-
nauen Lagefestpunktnetz, welches seit 1986 erneuert und im 
Jahre 2001 fertiggestellt wurde. Auf Grundlage dieses nun für 
die Stadt Krefeld fl ächendeckend vorliegenden Aufnahmepunkt-
netzes werden sowohl die gesetzlichen Pfl ichtaufgaben wie 
Grundstücks- und Gebäudeeinmessungen als auch alle sonsti-
gen topographischen und Ingenieurvermessungen durchgeführt. 
Damit bildet es vor allem die Grundlage für die Arbeit der freien 
Berufe. Weiterhin stellt es den Ausgangspunkt für die Führung 
des Liegenschaftskatasters dar, um den Anforderungen des 
Rechtsverkehrs, der Verwaltung und der Wirtschaft gerecht 
zu werden. 

Seit 2001 ist der Fachbereich Vermessungs- und Katasterwe-
sen federführend für die Vermögenszuordnung im Rahmen 
des Neuen Kommunalen Finanzmanagements (NKF) tätig. Die 
fl urstücksscharfe Zuordnung der städtischen Liegenschaften zu 
den verschiedenen Fachbereichen bedarf in vielen Bereichen 
einer Neuparzellierung. Die entsprechenden Fortführungsver-
messungen bilden die Grundlage für die anschließende Vermö-

gensbewertung – sie sind für rund die Hälfte des Stadtgebietes 
bereits durchgeführt. 

Aus dem Bereich der topographischen Vermessungen ist 
besonders die Aufnahme und die vermessungstechnische 
Begleitung der Baumaßnahmen im Zuge der EUROGA-Parks 
zu nennen. Aufgrund von Lage- und Höhenmessungen sowie 
entsprechender Massenberechnungen konnte eine historische 
Rekonstruktion der Parks vorgenommen werden.

Weniger öffentlichkeitswirksam, aber nicht minder wichtig 
sind die topographischen Vermessungen als Grundlage für 
Bebauungspläne beziehungsweise Umlegungen (Bodenord-
nungsverfahren nach dem Baugesetzbuch). Seit 1999 sind 
für rund 40 Bebauungspläne entsprechende Vermessungen 
durchgeführt worden. 

In den letzten fünf Jahren wurden etliche Bauprojekte ver-
messungstechnisch betreut. Stellvertretend seien hier die 
Überwachung der Container-Terminal-Anlage im Krefelder 
Hafen, die Erneuerung der Seidenweberhausfassade und die 
vorbereitenden Arbeiten für den Bau des „KönigPalast Krefeld“ 
genannt. 

Lage- und Höhenmessung erfolgten zur EUROGA auch in 
den historischen Parkanlagen
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Im Zuge der Container-Terminal-Vermessungen sind neben 
der Kranbahnüberwachung die Auswirkungen des laufenden 
Betriebes auf die Kaimauer lage- und höhenmäßig periodisch 
zu bestimmen. Aufgetretene Verschiebungen und Absenkun-
gen konnten ingenieurgeodätisch aufgedeckt und entsprechend 
behoben werden. Bei der Seidenweberhausfassade wurden 
die Außenplatten, die aufgrund von Temperaturänderungen 
gegeneinander stießen und abplatzten, anhand von präzisen 
Messungen neu erstellt und der Bau des  „KönigPalast Krefeld“ 
an der Westparkstraße entsteht nach vorhergehenden vermes-
sungstechnischen Arbeiten des Fachbereichs Vermessungs- und 
Katasterwesen.

Gutachterausschuss 
im Internet
Die Gutachterausschüsse für Grundstückswerte sind in Nord-
rhein-Westfalen aufgrund des Bundesbaugesetzes von 1960 
eingerichtet worden. Sie bestehen heute in den kreisfreien 
Städten, den Kreisen und den großen kreisangehörigen Städten 
(insgesamt 83 Gutachterausschüsse).

Aufgaben und Dienstleistungen der Gutachterausschüsse:

• Erstattung von Gutachten über den Verkehrswert von be-
bauten und unbebauten Grundstücken sowie Rechten an 
Grundstücken auf Antrag

• Erstattung von Gutachten über die Höhe der Entschädigung 
für den Rechtsverlust (Enteignung) und für andere Vermö-
gensnachteile

• Erstattung von Gutachten über Miet- und Pachtwerte
• Jährliche Ermittlung von Bodenrichtwerten für baureife 

Grundstücke sowie landwirtschaftliche und forstwirtschaft-
liche Flächen und Veröffentlichung der Werte in einer Boden-
richtwertkarte

• Erteilung von Bodenrichtwertauskünften
• Ermittlung der für die Wertermittlung erforderlichen Daten
• Veröffentlichung des jährlichen Grundstücksmarktberichtes
• Führung und Auswertung der Kaufpreissammlung

Im Rahmen eines Gemeinschaftsprojektes der Gutachteraus-
schüsse in Nordrhein-Westfalen wurde seit 2001 eine ein-
heitliche Präsentation der Gutachterausschüsse im Internet 
erarbeitet. Danach sollten alle Gutachterausschüsse mit jeweils 
gebietsbezogenen Informationen über den Grundstücksmarkt im 
Internet vertreten sein und die Produkte der Gutachterausschüs-
se – Bodenrichtwerte und Grundstücksmarkt – zur Einsicht oder 
zum „downloaden“ zur Verfügung stehen.

Als zentrale nordrhein-westfälische Einstiegseite wurde folgen-
de Webadresse eingerichtet: www.gutachterausschuss.nrw.de. 
Von dieser zentralen Seite sind alle Gutachterausschüsse in 
Nordrhein-Westfalen erreichbar. Der direkte Einstieg für Kre-
feld ist über die Adresse www.krefeld.de/gutachterausschuss 
möglich.

Seit 2003 steht jedem Nutzer ein gemeinsames Internetportal 
von 83 Gutachterauschüssen als landesweites Informations-
system über die amtlichen Bodenrichtwertkarte (Boris) und 
Marktberichte in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung. Die 
Einstiegseite hat die Adresse www.boris.nrw.de. Der Nutzen 
für jedermann besteht in kostenloser Auskunft über Grund-
stückspreise und den Immobilienmarkt. Der Fachmann kann 
für geringe Kosten schnellen Zugriff auf Daten der Verkehrs-
wertermittlung nehmen und braucht nur mit einer Stelle statt 
mit 83 Gutachterausschüssen abzurechnen.

„Boris NRW“ bietet:

• Flächendeckende Immobiliendaten für NRW
• Hausnummerngenaue Suche
• Verschiedene Kartenwerke für die Lagebeurteilung der 

Immobilie und
• „Amtliche“ Daten eines unabhängigen Sachverständigengre-

miums (Basis rund 2 400 Kaufverträge jährlich in Krefeld).

Grün in der Stadt
Parks und Grünanlagen
Die Krefelder Grünanlagen sind ein unverzichtbares Element der 
Stadtgestaltung. Daher ist es oberstes Gebot, die öffentlichen 
Parks und Grünfl ächen trotz erheblicher fi nanzieller Schwierig-
keiten zu pfl egen und in ihrer Substanz zu erhalten.

Im Rahmen der EUROGA 2002plus wurden verschiedene his-
torische Parkanlagen nach alten Gestaltungsplänen wiederher-
gestellt, neue Grünanlagen wie der Stadtpark Fischeln wurden 
weiter entwickelt. Für die Zukunft gilt es, auch diese Parks in 
ihrem heutigen Standard und Wert zu pfl egen und zu erhalten.

Ziel der Pfl ege ist es, den Erholungswert der Grünanlagen für 
alle Bürger zu sichern und die Funktion der Anlagen für Natur 
und Umwelt zu erhalten. Die Bäume in den Parkanlagen werden 
zweimal jährlich auf ihre Sicherheit überprüft, Unfallgefahren 
werden sofort beseitigt.

Bedauerlicherweise ist ein zunehmender Vandalismus, sowohl 
in den Parkanlagen als auch auf Kinderspielplätzen festzustel-

Auch der Oppumer Schönwasserpark wurde im Rahmen 
der Euroga einer Verjüngungskur unterworfen
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len. Die Haushaltsmittel, die eigentlich für die Pfl ege und Er-
gänzung der Spielgeräte eingesetzt werden sollten, müssen zur 
Beseitigung der Vandalismus-Schäden verwendet werden.

Das Programm „Sanierung von baumbestandenen Mittel- und 
Seitenstreifen“ wurde in den Jahren 1999 bis 2003 mit Kräften 
aus einer Arbeitsbeschäftigungsmaßnahme (ABM) weiterge-
führt. Dieses Programm wurde 1994 als ABM begonnen und 
löste damals die Praxis ab, die Arbeiten an Unternehmer zu 
vergeben. Die Förderung des Projektes stellte sich für die Stadt 
als sehr kostengünstig heraus. Aufgrund geänderter politischer 
Rahmenbedingungen wurde die Förderung durch das Arbeitsamt 
und damit das Projekt jedoch im Herbst 2003 eingestellt. 

Es wurden Baumscheiben auf der Blumenstraße, Viersener 
Straße, Glindholzstraße, Gladbacher Straße, Ratenaustraße, 
Reinersweg, Kaiserstraße, Kölner Straße, Lehmheide, Lerchen-
feldstraße, Moerser Straße, Uerdingerstraße und Viktoriastraße 
vergrößert, um den stadtprägenden Straßenbäumen im inner-
städtischen Bereich eine bessere Lebensgrundlage zu geben. 

Eine andere Arbeitsbeschaffungsmaßnahme widmete sich 
der Umgestaltung von Kinderspielplätzen nach ökologischen 
und pädagogischen Vorgaben. Die Maßnahme ist wie geplant 
am 1. April1998 begonnen und termingerecht zum Ablauf der 
Bewilligungsfrist am 31.Dezember 2001 fertiggestellt worden. 
Bei der Umgestaltung der Spielplätze wurden die ökologisch-
pädagogischen Grundsätze vollständig umgesetzt. Besonders 
hervorzuheben ist die unterschiedliche Gestaltung aller zehn 
umgestalteten Spielplätze, bei der jeder individuelle Charak-
ter der Spielplätze in Bezug auf die örtliche Gegebenheit, der 
Strukturen der jeweiligen Einzugsgebiete sowie das persönliche 
Engagement von Eltern und Initiativen in Zusammenarbeit mit 
dem Fachbereich Grünfl ächen mit eingefl ossen ist. Im Zuge der 
Maßnahme wurden die Kinderspielplätze Bruchhöfe, Kempener 
Allee, Kaldenkirchener Straße, Rathenaustraße, Gatherhofstra-
ße, Waldnieler Straße, Vom-Bruck-Platz, Grevenbroicher Stra-
ße, Hardenbergstraße und Anne-Frank-Platz umgestaltet. Die 
in diesem Programm umgestalteten Spielplätze besitzen eine 
neu gestaltete Gesamtfl äche von 22 096 Quadratmetern.

Kleingärten
Der Schwerpunkt der Arbeiten im Kleingartenbereich liegt in 
der Erhaltung der Anlagen und in der qualitativen Verbesserung 
der Einrichtungen, die auch der Öffentlichkeit zur Verfügung 
stehen. Neben der Reparatur beziehungsweise dem Neubau 
von Zäunen und Wegen wurden Grünanlagen ergänzt und 
Spielplätze saniert. Einen großen Anteil an den Arbeiten leis-
teten auch die Kleingartenvereine. In den Jahren 2001/2002 
wurden 75 000 Euro in die Sanierung von öffentlichen Wegen 
in verschiedenen Kleingartenanlagen investiert. Darüber hinaus 
wurde die Pfl ege und Erhaltung von Bäumen in den Grünfl ächen 
der Kleingartenanlagen fortgeführt.

Die Stadt Krefeld hat sich mit dem Stadtverband der Kleingärtner 
und verschiedenen Kleingartenvereinen erfolgreich an Kleingar-
ten-Wettbewerben beteiligt. Beim Wettbewerb des Landes NRW 
in 2001 hat der Kleingartenverein Fischeln eine Goldplakette ge-
wonnen. Der Verein Nord-West erhielt eine Bronzeplakette. Der 
Fachbereich Grünfl ächen erhielt den Sonderpreis des Verbandes 
Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Rheinland e.V. für be-
sondere Kinderfreundlichkeit und hervorragende städtebauliche 
Einbindung von Kleingartenanlagen.

Im Bundeswettbewerb 2002 „Gärten im Städtebau“ konnte der 
Kleingartenverein Fischeln mit der Anlage an der Oberbruch-
straße eine Silberplakette erringen.

Botanischer Garten
Anlässlich der Ausstellung „Rheinländer erobern Amerika“ und 
zur Erinnerung an die Krefelder Auswanderer des Jahres 1683 
wurde im Botanischen Garten ein Sassafras-Baum gepfl anzt. 
Eine dazu passende Begleitpfl anzung mit nordamerikanischen 
Gehölzen und Stauden ließ ein neues geographisch geordnetes 
Areal entstehen. Als weitere Neuanlage wurde eine Teilfl äche 
des Staudengartens als Pfl anzengesellschaft Trockenrasen ge-
staltet. Dieser blütenpfl anzenreiche, aus Horstgräsern zusam-
mengesetzte, lückige Rasen auf nährstoffarmen und trockenen 
Standorten ist in der Natur selten geworden.

Eine wichtige Voraussetzung zur Pfl ege und Kultur von Pfl an-
zenarten aus unterschiedlichen Klimazonen ist durch den Ersatz 
des baufälligen Vermehrungshauses durch ein neues Anzuchtge-
wächshaus erfüllt worden. Der internationale Saatgutaustausch 
mit rund 250 Botanischen Gärten und Instituten weltweit sorgte 
für das Ausgangsmaterial zur Pfl anzenanzucht und ermöglichte 
somit eine weitere Vergrößerung der Artenvielfalt.

Auf sehr gute Resonanz stießen die zahlreichen Veranstaltungen 
im Botanischen Garten, wie Theateraufführungen, Konzerte und 
Ausstellungen. Die Öffentlichkeitsarbeit umfaßte auch Führun-
gen und Pfl anzenberatung. Außerdem wurde ein neuer Flyer 
erstellt, der einen Überblick über die Gartenanlage gibt und die 
wichtigsten Informationen zusammenfasst. Das Interesse der 
Krefelder Schulen am Botanischen Garten als außerschulischer 
Lernort ist in den letzten Jahren weiter gestiegen. Das Angebot 
zur Durchführung von Umweltprogrammen wurde verstärkt an-
genommen und die Möglichkeit zur Durchführung von Praktika 
wurde ebenfalls gut genutzt.

Eine Festung aus Holz für Kinder: Der Abenteuerspielplatz 
im Linner Burgpark
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Wald für die Erholung
Der Holzeinschlag in städtischen Wäldern wird nach dem 
aufgestellten Betriebsregelungswerk vorgenommen. Dieses 
Betriebswerk schreibt bindend vor, dass der Wald in Krefeld 
nicht allein nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
behandelt wird, sondern die Erholung und andere Funktionen, 
wie Luft- und Wasserschutzfunktionen, in den Vordergrund zu 
treten haben.

Aufgrund der im Betriebsregelungswerk vorgegebenen Grund-
sätze haben im Berichtszeitraum Mitarbeiter der Forstabteilung 
23 Hektar der städtischen Waldfl äche von 771,4 Hektar geläutert 
und 326 Hektar durchforstet. Die Pappelbestände wurden um 
9,5 Hektar reduziert und in Laubmischwälder mit heimischen 
Baumarten umgewandelt.

Nach Kalkungen auf fast 600 Hektar gelang es, auf zwölf Hektar 
Naturverjüngungen aus Buche, Erle, Esche und Kirsche einzulei-
ten. Heute werden etwa 60 Prozent des gesamten Holzeinschla-
ges mit zwei Rückepferden aus dem Wald gezogen. Wo eben 
möglich, wurden Waldränder mit bodenständigen Sträuchern 
angelegt. Sowohl im Stadtwald, als auch im Forstwald und 
Hülser Bruch wurde die femelartige Bewirtschaftung an vielen 
Stellen fortgesetzt, um die Altersklassenwälder aufzulockern und 
Lebensräume für viele Tier- und Pfl anzenarten neu zu schaffen. 
Von 1999 bis 2004 wurden 15 620 Festmeter Holz eingeschlagen. 
Trotz großer Schwierigkeiten auf dem Holzmarkt konnte alles 
Holz verkauft werden. Für die Wiederaufforstungen wurden circa 
49 000 Stück Forstpfl anzen gekauft. Mit zur Zeit vier Auszubil-
denden zum Forstwirt, ist Krefeld am Niederrhein im Bereich 
Forstwirtschaft einer der größten Ausbildungsbetriebe.

Im Jahre 2002 fand eine Überprüfung durch den Naturschutz-
bund Deutschland statt. Die naturnahe Bewirtschaftung fand 
im Abschlussbericht lobende Anerkennung. Krefeld erfüllt als 
Naturschutzgemeinde alle Bedingungen.

Rotwild-, Sau- und Damwildgehege sowie zwei Heidschnucken-
herden konnten trotz knapper fi nanzieller Mittel erhalten werden 
und erfreuen sich großer Beliebtheit bei den Waldbesuchern. 
Obwohl jährlich etwa 20 Prozent der aufgestellten Bänke und 
Papierkörbe zerstört werden, stehen im Wald mehr als 100 Bän-
ke und Papierkörbe, die zweimal wöchentlich geleert werden. 
Etwa 60 Kilometer Fahrrad, Fußgänger- und Wirtschaftswege 
werden gepfl egt und instandgesetzt. Das über dreißig Kilometer 
lange Reitwegenetz erfreut sich großer Beliebtheit nicht nur 
bei Krefelder Reitern.

Der Waldlehrpfad, bestehend auf fast vierzig Bildtafeln, wurde 
fortlaufend ergänzt und gepfl egt. Auch in Zukunft werden die 
Krefelder Wälder femelartig bewirtschaftet. Diese Bewirtschaf-
tung stellt sicher, dass auch nachfolgende Generationen ihre 
Erholung in unterschiedlich alten Wäldern fi nden können und 
nicht eines Tages vor der Tatsache stehen, dass die Wälder 
überaltert sind und auf einen Schlag gefällt werden müssen.

Straßenbäume
Autoabgase, Bodenverdichtungen, tropfendes Öl aus parkenden 
Fahrzeugen, Streusalz, saurer Regen und Emissionen aus Haus-
halten und Gewerbebetrieben stellen eine erhebliche Gefähr-
dung für die Gesundheit der Straßenbäume dar. Bei den regel-
mäßigen Besichtigungen des Straßenbaumbestandes werden 

Gartenleiterin Birgit Loy (links) und Künstler: Im Botanischen Garten ist bei der „Art of Eden“ auch Kunst zu sehen
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erkennbare Schäden erfasst und in ein Baumkataster überspielt. 
Mit Hilfe des Baumkatasters lassen sich Pfl egemaßnahmen 
zum Erhalt des Straßenbaumbestandes festlegen. Dabei hat 
die Verkehrssicherheit der Bäume oberste Priorität. 

Nicht zu vermeiden ist, dass auch weiterhin kranke Bäume 
gefällt werden müssen. Nach wie vor wird jedoch angestrebt, 
für jeden gefällten Baum eine Nachpfl anzung sicherzustellen. 
Nachgepfl anzt werden Bäume mit einem Stammumfang von 20 
bis 25 Zentimetern, gemessen in einer Stammhöhe von einem 
Meter. Durch Ver- und Entsorgungsleitungen am Baumstandort 
wird es allerdings immer schwieriger, gefällte Bäume durch 
Nachpfl anzungen zu ersetzen. Um nicht langfristig lückenhafte 
Alleen zu bekommen, beziehungsweise ganze Alleen zu ver-
lieren, wird der Einbau von Leitungsschutzmaßnahmen immer 
häufi ger notwendig sein. Dies führt zu enormen Mehrkosten.

Baumschutzsatzung
Grundlage für den Schutz der Bäume ist die vom Rat be-
schlossene Baumschutzsatzung. Im Geltungsbereich dieser 
Satzung ist es verboten, geschützte Bäume zu entfernen, 
zu zerstören, zu schädigen oder ihren Aufbau wesentlich zu 
verändern. Verstöße gegen die Baumschutzsatzung werden 
als Ordnungswidrigkeiten behandelt und durch Verhängung 
von Bußgeldern geahndet.

Gründe für Anträge zur Befreiung von den Schutzbestimmun-
gen waren hauptsächlich die Behinderung von Baumaßnahmen, 
drohende Schäden an Wohngebäuden, Unfallgefahr, Absterben 
der Bäume, Bestandsaufl ockerung, Verstopfung von Kanalhaus-
anschlüssen. In circa 50 Prozent der Fälle wurden Nachpfl anz-
gebote ausgesprochen. Jährlich werden circa 1 000 Fällanträge 
gestellt, von denen etwa 90 Prozent bewilligt werden.

Landschaftsbeirat für Naturschutz und 
Landschaftspfl ege
Zur unabhängigen Vertretung von Natur und Landschaft wer-
den bei den Landschaftsbehörden, also auch bei der Unteren 
Landschaftsbehörde (ULB) der Stadt Krefeld, Landschaftsbeiräte 
(LBR) gebildet. Deren Aufgabe ist es, bei Schutz, Pfl ege und 
Entwicklung der Landschaft mitzuwirken. 

Das wichtigste Instrument des LBR ist seine gesetzlich vor-
geschriebene Beteiligung bei Befreiungen von den Verbotsbe-
stimmungen des Landschaftsplanes. So kann er zum Beispiel 
geplanten Bauvorhaben in Natur- und Landschaftsschutzge-
bieten widersprechen. Dies hätte dann zur Folge, dass der 
Bauausschuss über diesen Widerspruch befi nden muss. Bei 
widerstreitenden Auffassungen muß dann die Bezirksregierung 
Düsseldorf als Aufsichtsbehörde entscheiden. 

Weiterhin ist der LBR bei allen wichtigen Entscheidungen und 
Maßnahmen der Behörde zu hören (zum Beispiel Landschafts-
planung oder Bebauungspläne). Der Beirat bei der ULB wurde 
zuletzt am 1. Oktober 1999 für fünf Jahre gewählt. Er setzt 
sich zusammen aus sechs Vertretern des Naturschutzes und der 
Landschaftspfl ege, der Erholung in der freien Landschaft und 
der Heimatpfl ege sowie aus sechs Vertretern der sogenannten 
„Naturnutzer“ aus Landwirtschaft, Forst, Jagd, Gartenbau, Fi-
scherei und Imkerei. 

Bis zum Dezember 2003 hat der derzeitige LBR 26 mal getagt. 
Weitere fünf Sitzungen sind noch bis zur nächsten Kommu-
nalwahl im September 2004 vorgesehen. Nach der Kommu-
nalwahl wird ein neuer Beirat durch den Rat der Stadt Krefeld 
gewählt. 

Pfl anzarbeiten im Zeitalter der Technik: Auch eine „Baum-
setzmaschine“ gehört dazu

Die Altstromrinne zwischen Oppum und Fischeln ist be-
liebtes Ausfl ugsziel und schützenswertes Naturgut
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Naturschutz und 
Landschaftspfl ege
Landschaftsplan
Basis für die Entwicklung, den Schutz und die Pfl ege der Land-
schaft und ihrer Bestandteile außerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile ist der Landschaftsplan der Stadt Krefeld, 
der am 19. Dezember 1991 rechtskräftig wurde. Dieser setzt 
die besonders zu schützenden Teile von Natur und Land-
schaft fest. Neben den inzwischen fünf Naturschutzgebieten 
(NSG) gehören hierzu auch zwölf Landschaftsschutz gebiete, 
74 Naturdenkmale (zum Beispiel Einzelbäume oder Alleen) 
und 98 geschützte Landschaftsbestandteile (zum Beispiel 
Obstwiesen). Weiterhin sind alle Laubbäume im Außenbe-
reich mit einem Stammumfang von 80 Zentimetern und mehr 
geschützt.

Die Umsetzung und Fortschreibung des Landschaftsplanes ob-
liegt der Unteren Landschaftsbehörde. Zur Zeit befi nden sich 
einige Landschaftsplanänderungsverfahren in Arbeit. Während 
in einigen Bereichen der Landschaftsschutz aufgehoben wer-
den soll (zum Beispiel im Rahmen der geplanten Bebauung in 
Fischeln-Südwest), ist es in anderen Gebieten beabsichtigt, 
Naturschutzgebiete zu erweitern oder neu auszuweisen (Or-
broicher Bruch, Niepkuhlen, Riethbenden). 

Zur Realisierung des Landschaftsplanes mit seinen Schutz-
be stim mungen sowie den Entwicklungs-, Pfl ege- und Er-
schließungs  maß nahmen stellt die Untere Landschaftsbehörde 
Durchführungspläne für die Dauer von fünf Jahren auf. In den 
ersten fünf Jahren sind Maßnahmen, wie zum Beispiel die 
Anlage von Kleingewässern, die Pfl ege von Grünlandfl ächen 
und von Naturdenkmalen, der Kopfbaumschnitt, die Pfl ege von 
empfi ndlichen Biotopen oder der Waldumbau im Latumer Bruch 
durchgeführt worden. 

Nach Ablauf dieser fünf Jahre wurde ein neuer Durchfüh-
rungsplan aufgestellt, der die bis dahin nicht durchgeführten 
und die wiederkehrenden (Pfl ege-) Maßnahmen (zum Beispiel 
Kopfweidenschnitt oder Grünlandmahd) enthielt. 

Die Realisierung des Landschaftsplanes hängt sehr stark von der 
Bereitschaft der Grundstückseigentümer ab, die Realisierung 
der beabsichtigten Planungen auch zu gestatten. In besonders 
wertvollen Bereichen, besonders in den Naturschutzgebieten, 
kauft die Stadt daher auch Flächen an. Inzwischen läuft der 
dritte Maßnahmenfi nanzierungsplan über den Zeitraum 2002 
bis 2006. 

Vorgesehen sind hier über den Fünf-Jahreszeitraum insgesamt 
1,88 Millionen Euro, die zu 80 Prozent, das entspricht 1,5 Mil-
lionen Euro, gefördert werden. Es ist allerdings aufgrund der 
angespannten Haushaltslage eher unwahrscheinlich, dass die 
Bezirksregierung diese 1,5 Millionen Euro tatsächlich in voller 
Höhe zur Verfügung stellen kann. Von 1999 bis 2003 gab es zwei 
besondere Schwerpunkte bei der Realisierung und Fortführung 
des Landschaftsplanes, nämlich das Latumer Bruch und das 
Hülser Bruch mit dem Hülser Berg. 

Planen und Bauen

Latumer Bruch
Im Latumer Bruch wurde eine Flurbereinigung mit dem Ziel 
durchgeführt, die im Landschaftsplan um das NSG herum 
ausgewiesenen Pufferzonen in den Besitz der Stadt Krefeld zu 
überführen. So sollte sichergestellt werden, dass keine weiteren 
„Eutrophierungen“ erfolgen, das heißt Einträge von Dünge- und 
Pfl anzenschutzmitteln in die besonders empfi ndlichen Altstrom-
rinnen des Naturschutzgebietes. 

Auf den Antrag der Stadt Krefeld im Jahr 1994 hin wurde das 
Flurbereinigungsverfahren 1996 durch das Amt für Agrarordnung 
Mönchengladbach eingeleitet und das Gebiet abgegrenzt. In 
das Verfahren wurden insgesamt circa 280 Hektar einbezogen. 
Die Stadt Krefeld stellte die zum Tausch benötigten landwirt-
schaftlichen Flächen zur Verfügung. Neben dem eingebrachten 
„Altbesitz“ der Stadt Krefeld wurden mit Fördermitteln der 
Bezirksregierung Düsseldorf aber auch weitere Grundstücke 
angekauft. Im Herbst 2000 fand eine Besitzanweisung in die 
neuen Grundstücke statt. 

Neben den nördlich der Altstromrinne sowie entlang des 
„Talweges“ ausgewiesenen Pufferzonen gelangten auch die-
jenigen südlich des Stratumer Buschgrabens in das Eigentum 
der Stadt Krefeld. Im Rahmen der Aufstellung eines Wege- und 
Gewässerplanes wurde der Talweg aus der Altstromrinne auf 
die Niederterrasse verlagert. Parallel hierzu wurde ein Reitweg 
angelegt. 

Zum 31. Oktober 2002 erlangte der aufgestellte Flurbereini-
gungsplan und die damit verbundenen Grundstücksumlegungen 
Rechtskraft. Durch Zukauf von 20,8 Hektar und Tausch konnte 
die im Naturschutzgebiet befi ndliche Eigentumsfl äche der Stadt 
Krefeld um circa 27 Hektar vergrößert werden.  

Naturschutzgebiet Hülser Bruch –
Hülser Berg
Das Hülser Bruch und der Hülser Berg stellen das jüngste Na-
turschutzgebiet Krefelds dar. Es ist gekennzeichnet durch eine in 
dieser Art einmaligen Kultur- und Naturlandschaft mit abwechs-
lungsreicher und vielfältiger Vegetation (Niederwald, Mittelwald, 

Krötenfangzäune: Während der Laichzeit werden die 
Tiere im Hülser Bruch geschützt
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Hecken, Kopfbäume, Dyks, Grünlandbereiche und Buchenwäl-
der). Sie sind Heimat für viele Tiere und Pfl anzen (Amphibien, 
Seggen, Pirol, Schwarzspecht, Steinkauz und Baumfalke), die 
wegen der Vernichtung vieler Feuchtgebiete und Waldbereiche 
hier noch eine Möglichkeit zum Überleben fi nden. 

Erwähnenswert sind vor allem die zahlreichen Dyks (typische 
Wegeverbindungen im Bruch) und Kopfbaumreihen und die 
Meliorationsgräben (Gräben und Wälle, die damals zur Nutz-
barmachung angelegt wurden). Dazu kommen die kulturhisto-
rischen Anlagen, zum Beispiel die Eremitenquelle am Osthang 
des Berges, die Pottbäcker Kuhlen (Entnahmestellen für Ton am 
und auf dem Hülser Berg; Herstellung der berühmten Hülser 
Tonware) und der heute nur selten in dieser ausgeprägten Form 
vorzufi ndende Buchenwald auf dem Berg oder das Hangmoor 
am Westrand des Berges.

Die Schutzgebietsausweisung erfolgte im Januar 2001 mit der 
Maßgabe, den Schutz der Tier- und Pfl anzenwelt in den Vorder-
grund zu stellen. Das bedeutet für den erholungssuchenden 
Menschen nicht nur Rücksichtnahme, sondern zum Teil auch 
Einschränkungen. Wege dürfen nicht verlassen werden. Das 
„Querfeldein-Laufen“ ist im Naturschutzgebiet nur noch auf 
dem Hülser Berg erlaubt. 

Ziel der Naturschutzgebietsausweisung ist die Erhaltung des 
vor 130 000 Jahren, während der Saale-Eiszeit entstandenen 
Hülser Berges und die Weiterentwicklung des Hülser Bruches 
sowie die Sicherung und Stabilisierung der Besonderheiten 
dieses Gebietes.

Artenschutz
Einen weiteren wichtigen Aspekt der Naturschutzarbeit bildete 
der Bereich Artenschutz. Ein Schwerpunkt dieser Tätigkeit lag im 
Sektor „internationaler Handel mit geschützten Tieren und Pfl an-
zen“. In Krefeld befi nden sich über 1 800 artengeschütze Tiere 
in Privathaltung. Insgesamt sind über 1 500 Halter registriert. 
Jedes Jahr werden regelmäßig Kontrollen zur Überprüfung des 
Handels durchgeführt. Jährlich werden etwa 1 200 gesetzlich 
vorgeschriebene Genehmigungen sowie CITES-Bescheinigun-

gen ausge stellt. Ein zentrales Thema ist der Amphibienschutz. 
Zur Zeit der Früh jahrswanderung werden Straßensperrungen im 
Hülser Bruch durch geführt. Begleitend wurden 1994 bis 2003 
23  Kleingewässer zur Förderung dieser und anderer Tier- und 
Pfl anzenarten angelegt. 

Seit 1989 erfolgen bei der ULB unter anderem Beratungen bei 
Wespenmeldungen. Jährlich werden allein im Sommerhalb-
jahr circa 300 bis 400 telefonische Beratungen durchgeführt. 
In schwierigen Fällen werden die Nester vor Ort begutachtet, 
Schutzmaßnahmen ergriffen, teilweise (vor allem geschützte 
und „Rote-Liste“-Arten) umgesiedelt oder zur Vernichtung 
freigegeben. Dies hat zu einem erheblichen Rückgang der 
Vernichtung von Wespennestern und zu einem fast völligen 
Rückzug der Feuerwehr aus diesem früheren Aufgabengebiet 
geführt (so gab es in der Vergangenheit bis zu 700 Einsätze der 
Feuerwehr zur Vernichtung von Wespennestern).  

Umwelttage
Regelmäßig werden jedes Jahr im Sommer die „Umwelt- 
beziehungsweise Natur schutztage“ in Zusammenarbeit mit 
anderen Ämtern und Institu tionen sowie mit den Natur- und 
Umweltverbänden sowie seit 1998 der „Tag der offenen Tür“ 
im Umweltzentrum durchgeführt. Die Veranstaltungen fanden 
in den vergangenen Jahren im Botanischen Garten mit wech-
selnden Themen statt. 

Umweltzentrum
Ein großer Erfolg war die Feier zum zehnjährigen Bestehen 
des Umweltzentrums im Juni 2002, anläßlich derer Umwelt-
ministerin Bärbel Höhn die Festrede hielt. Mit ihr kamen 
einige Tausend Besucher, um die ganze Palette der Ange-
bote des Umweltzentrums zu erleben. Lehrerfortbildungen, 
Fortbildungen für Erzieherinnen in Zusammenarbeit mit dem 
Studieninstitut (SINN), Projekte mit der Jugendgerichtshilfe 
der AWO, die Kindergruppe des NABU, „Kindergeburtstage 
Natürlich“ und etliche Ferienaktionen runden das Angebot ab. 

Ein Kammmolch in Linn: Bereits im Paläozotikum vor 500 
Millionen Jahren waren sie heimisch

Das Krefelder Umweltzentrum am Talring feierte im Juni 
2002 sein zehnjähriges Bestehen
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Etwa 10 000 Besucher zählt das Umweltzentrum jährlich. Rund 
33 000 Schüler haben die außerschulische Bildungseinrichtung 
bisher besucht. Jährlich nutzen circa 200 Schulklassen diese 
Einrichtung, wobei die Nachfrage das Angebot bei weitem 
übersteigt. Um der zunehmenden Nachfrage Rechnung zu tra-
gen und das Raumangebot zu erhöhen, wurde das Gebäude im 
Jahr 2003 erweitert. So wurde unter anderem ein zusätzlicher 
Seminarraum geschaffen.

Landschaftswacht
Bei der Entdeckung von Verstößen oder sonstigen nachteili-
gen Veränderungen in der Landschaft wird die ULB von der 
Landschafts wacht unterstützt. Das Landschaftsgesetz sieht 
diese „Beauf tragten für den Außendienst“ als ehrenamtliches 
Bindeglied zwischen dem amtlichen und dem privaten Natur-
schutz vor. Zur Zeit gehören der Landschaftswacht in Krefeld, 
die 1983 eingerichtet wurde, zwölf Landschaftswächter an, die 
sich auf neun Bezirke verteilen.

Eingriffsregelung
Einen weiteren Aufgabenschwerpunkt der ULB stellt die soge-
nannte Eingriffsregelung dar. Hiermit hat der Gesetzgeber ein 
Instrument geschaffen, das dem Verursacherprinzip folgend, 
Natur und Landschaft schützen soll. Sie dient der Sicherung und 
Erhaltung vorhandener Lebensräume mit der jeweiligen Tier- und 
Pfl anzenwelt und des Landschaftsbildes. Es soll erreicht werden, 
dass Eingriffe in Natur und Landschaft (wie Baumaßnahmen, 
Aufschüttungen, Abgrabun gen, Verlegung von Leitungen und 
der Ausbau von Gewässern) möglichst naturverträglich durch-
geführt werden.  

Die Eingriffsregelung sieht vor, dass schwerwiegende und nicht 
wiedergutzumachende Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft möglichst unterbleiben, dass vermeidbare Beeinträch-
tigungen (zum Beispiel durch Verschieben der Baugrenzen, um 
Bäume oder Hecken erhalten zu können) unterbleiben und dass 
nicht vermeidbare Schäden durch Ausgleichsmaßnahmen (vom 
Verursacher) wiedergutgemacht werden. Wenn zum Beispiel 
eine Hecke oder ein Baumbestand gerodet werden muss, so 
hat eine entsprechen de Ersatzpfl anzung zu erfolgen. 

Die gesetzliche Regelung ver knüpft die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung mit dem Baurecht und, sofern dieses nicht 
anzuwenden ist, gegebenenfalls mit anderen Rechtsmaterien, 
zum Beispiel dem Wasser recht. Die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspfl ege werden bereits bei der Aufstellung 
eines Bebauungsplanes durch entsprechende Bestandsauf-
nahmen (von Natur und Landschaft) und durch die Festlegung 
von Ausgleichsmaßnahmen (in der Regel Anpfl anzungen von 
Bäumen und Hecken) berücksichtigt. 

Auch andere Planungen, zum Beispiel Gewässerunterhaltungs-
pläne oder Planfeststellungsverfahren für Straßenbauvorha-
ben; werden auf ihre Vereinbarkeit mit Natur und Landschaft 
geprüft und mit der Pfl icht, Ausgleichsmaßnahmen durchzu-
führen, belegt. 

Kommunales Handlungskonzept 
Krefeld-Süd
Im Rahmen der Wohnumfeldverbesserung des Kommunalen 
Handlungskonzeptes Krefeld-Süd sanierte der Fachbereich 
Grünfl ächen Schulen und Außenanlagen im Südbezirk oder 
baute sie aus. Dies fand in enger Zusammenarbeit mit ande-
ren Fachämtern statt. Die Gesamtmaßnahme wurde als Betei-
ligungsmodell, an dem Schüler, Lehrer, Eltern, Bürgervereine, 
Anwohner und die örtlichen politischen Vertreter beteiligt 
waren, durchgeführt. Die Arbeiten wurden in der ersten und 
zweiten Projektstufe als Beschäftigungsprojekt für Arbeitslose 
in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit – Arbeits-
amt Krefeld (AA) – gestaltet. 

Die ABM-Kräfte waren für die Dauer der Maßnahme in einem 
befristeten Arbeitsverhältnis bei den jeweiligen ausführenden 
Unternehmen beschäftigt (Unternehmer-ABM). Gefördert wurde 
die Maßnahme durch das „Stadterneuerungsprogramm“ des 
Landes NRW und der Bundesanstalt für Arbeit. Für die Stadt 
Krefeld verblieb ein Eigenanteil von circa zehn Prozent Die 
Gesamtkosten für die ersten zwei Projektstufen beliefen sich 
auf 909 000 Euro. 

Über die ersten acht Projekte hat der Fachbereich 67 eine um-
fangreiche Informationsbroschüre erstellt, die die Umgestaltung 
des Wohnumfeldes im Stadtteil Krefeld-Süd dokumentiert. 
Dabei handelt es sich um die Projekte Don-Bosco-Schule, Re-
genbogenschule, Kinderspielplatz Reinersweg, Grünverbindung 
Von-Bruck-Platz, Buchenschule, Kurt-Tucholsky-Schule, Freizeit-
zentrum Süd und Kinderspielplatz Am Riddershof.

Am 17. Mai 2003 fand eine offi zielle Einweihung der ersten acht 
fertig gestellten Maßnahmen statt. Gleichzeitig informierte der 
Fachbereich über die geplanten Projekte der dritten Projektpha-
se. Eingerahmt war die Veranstaltung in ein großes Kinder- und 
Familienfest, welches im Freizeitzentrum Süd stattfand.

Ab 2003 folgte mit dem dritten Projektpaket eine weitere 
Ver dichtung der Wohnumfeldverbesserung im Krefelder Süd-
bezirk. Diese Maßnahmen werden jedoch nur mit Mitteln 
der Bezirksregierung gefördert, da sich die Durchführung mit 

Das Handlungskonzept Süd ermöglichte im Krefelder 
Südbezirk die Sanierung von Spielfl ächen
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Hilfe einer Unternehmer-Arbeitsbeschaffungsmaßnahme als 
ein zu großes fi nanzielles Risiko für die Stadt herausstellte. 
Die geschätzten Gesamtkosten für die dritte Projektstufe be-
laufen sich auf 500 000 Euro. Folgende Maßnahmen werden 
im Rahmen dieser Projektstufe durchgeführt: Kinderspielplatz 
Spinnereistraße (2003 realisiert), Grünverbindung Kleingar-
tenanlage Süd (2003 realisiert), Kinderspielplatz Fütingsweg 
(2005), Grünverbindung Feldstraße (2004), Ausweisung von 
Einzelbaumstandorte in den öffentlichen Straßen (2004).

Im Juni 2003 wurden vom Fachbereich weitere Förderpro-
jekte bei der Bezirksregierung beantragt. Der Bescheid 
wird für 2004 erwartet. Die geschätzten Gesamtkosten für 
die vierte Projektstufe belaufen sich auf 653 500 Euro und 
werden, falls förderwürdig, ab dem Jahr 2004 umgesetzt. 
Vorgesehen sind die Maßnahmen Lutherplatz, Grünanlage 
Alte Gladbacher Straße, Grünverbindung Ispelstraße, Grün-
verbindung Seyffardtstraße, Kindertagesstätte „St Anton“ 
und Kindertagesstätte St. Martin.

Schulhofumgestaltung
Der Aufgabe, einen lebendigen Lebens- und Lernort zu bilden, 
wurden die Schulhöfe nicht gerecht. Aufgrund der kleinen 
Grundstücksgrößen und der beengten örtlichen Verhältnisse, der 
geringen Spielmöglichkeiten und des hohen Versiegelungsgrades, 
konnte der Gesamtzustand nur als trostlos bezeichnet werden. Die 
Schulhöfe sollten attraktiver gestaltet werden und als Spiel- und 
Aufenthaltsfl ächen für Kinder und Erwachsene auch außerhalb 
der Unterrichtszeiten zur Verfügung stehen. Im Planungsverfahren 
wurden alle späteren Nutzer vom Hausmeister über Schülergrup-
pen bis hin zur Schulleitung eingebunden. Die Ideen fl ossen in die 
Gesamtkonzeption des Fachbereiches Grünfl ächen ein.

Ungegliederte, versiegelte Flächen wurden durch entsiegelte, 
räumlich untergliederte Flächen ersetzt. Die Schulhöfe werden 
nun den Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen in Hinsicht 
auf unterschiedliche Bewegungs-, Spiel- und Sportmöglichkeiten 
auf der einen Seite, und auf Ruhe, Erholung, Kommunikation und 
Rückzugsmöglichkeiten auf der anderen Seite, besser gerecht. 

Hierbei soll die Gestaltung den Bedürfnissen verschiedener Al-
tersgruppen und den unterschiedlichen geschlechtsspezifi schen 
Ansprüchen entsprechen.

Natürliche, raumgliedernde Elemente, wie zum Beispiel Hügel, 
bespielbare Grünbereiche und Gebüsche sollen Nischen und 
Räume bilden. Elementare Materialien wie Holz, Steine, Boden, 
sollen Spiele und Erfahrungen mit der Natur ermöglichen. Durch 
die Erweiterung des Spielangebotes, organische Formgebung, wei-
tere Begrünung der Schulhöfe und durch ergänzende Spielgeräte 
gewinnen die Außenanlagen an Vielseitigkeit und Ausdruckskraft, 
so dass der Mangel an Freifl äche durch die Verbesserung der 
Attraktivität zumindest teilweise kompensiert werden kann.

Kinderspielplatzsanierung und Herstel-
lung von Grünverbindungen 
Der Stadtteil zeichnet sich durch eine geringe Anzahl von 
öffentlichen Spielplätzen sowie zu wenig öffentliches Grün 
aus. Die einzelnen Spielplätze sind durch die den Stadtteil 
durchziehenden Hauptverkehrsachsen für Kinder nur gefahrvoll 
zu erreichen. Die Spielplätze entsprachen nicht den heutigen 
Erkenntnissen über die Anforderungen an einen Kinderspiel-
platz. Große Sandfl ächen und konzeptlos angeordnete, zum 
Teil verrottete Spielgeräte, durch Zäune ausgegrenzte Vege-
tationsfl ächen präsentierten die Spielplätze als langweilig 
und unattraktiv. 

Im Sinne der ökologisch-pädagogischen Umgestaltung wurden 
die Spielplätze umgeplant und aufgewertet. Spielhügel und Ra-
senfl ächen tragen ebenso zum natürlichen Erscheinungsbild bei 
wie die verwendeten Findlinge. Ziel war es, Spielgeräte in eine 
natürliche Umgebung zu integrieren. Durch das Versetzen des 
Spielzaunes, beziehungsweise Abriss des Zaunes öffnet sich 
den Kindern ein ganzer „Dschungel“. Das gesamte Umfeld wird 
so bespielbar. Als Ausstattung sind verschiedene Spielgeräte 
und die Integration des vorhandenen, noch verwendbaren 
Spielangebotes vorgesehen. Jeder einzelne Spielplatz ist in 
der Auswahl seiner Spielgeräte einzigartig und hat einen hohen 
Wiedererkennungswert.

Verschiedene Schulhöfe sind nach den Bedürfnissen der 
Kinder umgestaltet worden

Jeder Spielplatz ist einzigartig – hier eine „Schlange“ mit 
vielen Tausend Mosaiksteinen 
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Grünverbindungen 
Die Grünverbindung „Vom-Bruck-Straße“ stellte sich als eine 
langgestreckte stellenweise mit Schotter, Asphaltresten und 
Bauschutt befestigte Fläche dar. Sie wurde zum Ärgernis 
der Passanten als Hundeauslauffl äche mißbraucht. Auf der 
anderen Seite hat die Grünverbindung eine wichtige Verbin-
dungsfunktion: Die fußläufi ge Ost-West-Verbindung wurde 
verbessert, insbesondere zwischen den beiden Spielplätzen 
„Reinersweg“ und „Vom-Bruck-Platz“ und den angrenzenden 
Kleingartenanlagen. 

Eine erhöhte Aufenthaltsqualität wurde durch Rasenfl ächen, 
Sitzmöglichkeiten und eine Rahmenpfl anzung gewonnen. Eine 
Kastanienreihe wird einmal prägendes Element dieser Grün-
anlage sein. In einem Pilotprojekt werden Obstbäume auf den 
öffentlichen Rasenfl ächen gepfl anzt. Der NABU (Naturschutz-
bund Deutschland) konnte für eine langfristige, fachgerechte 
Pfl ege der Bäume gewonnen werden.

Weitere Grünverbindungen werden und sollen entsprechend, 
teilweise jedoch mit verringertem Standard, ausgebaut werden. 
Somit trägt das Handlungskonzept Süd auch wesentlich zur Er-
höhung der Verkehrssicherheit im Stadtteil durch Herrichten der 
fußläufi gen beziehungsweise Fahrradwegeverbindungen bei. 

Öffentliche Grünanlagen 
Wegen des Fehlens größerer anderer öffentlicher Grünanla-
gen, hat das Freizeitzentrum Süd eine hohe Bedeutung für den 
Stadtteil. Die Anlage stammt aus den 70er Jahren und war 
mit ihren großen Sitzgruppen und riesigen Pfl asterfl ächen nicht 
mehr zeitgemäß. Das Außenmobiliar, überwiegend aus Holz, 
war verfault und marode. 

Durch die Entsiegelung von befestigten Platzfl ächen wird der 
ökologische Wert der Anlage erhöht. Die Erweiterung der 
Rasenfl ächen, das Anlegen einer Obstwiese, die Anlage eines 
Bouleplatzes und das Anpfl anzen neuer Baumgruppen anstelle 
von Pfl asterfl ächen, tragen zum Erreichen dieses Zieles bei. Der 
Kleinkindbereich wird durch die Umgestaltung wesentlich inte-
ressanter. Mit seinem Wasserspielbereich ist er der magische 
Anziehungspunkt für die Kleinen und verspricht an den heißen 
Tagen die erwünschte Abkühlung. Das Beachvolleyballfeld ist 
besonders beliebt bei den älteren Jugendlichen, aber auch eine 
Schulsportstunde der nahe gelegenen Don Bosco-Grundschule 
lässt sich so abwechslungsreich gestalten.

Mit der Aufnahme der großen Brachfl äche an der „Alte Glad-
bacher Straße“ in das Handlungskonzept könnte eine weitere 
große Freifl äche für die Bevölkerung im Südbezirk gewonnen 
und hergerichtet werden. 

Einzelbaumstandorte 
Mit der Ausweisung von Einzelbaumstandorten fi ndet im Stadtteil 
eine ökologische Aufwertung und Attraktivitätssteigerung des 
Standortes statt. Die Pfl anzungen erfolgen überwiegend in Tempo-
30-Zonen, welche die Verkehrssicherheit ebenfalls erhöhen. 

Öffentlichkeitsarbeit
Seit November 1999 sind beim Fachbereich Grünfl ächen im 
Angestellten- und Beamtenbereich alle Arbeitsplätze mit 
Computern ausgestattet worden. Somit sind alle Mitarbeiter 
per e-Mail für Kollegen und für die Bürger der Stadt Krefeld 
erreichbar.

Durch die verbesserte Hard- und Softwareausstattung wurde in 
den vergangenen Jahren die Internet-Präsenz des Fachbereiches 
Grünfl ächen eingeführt und zunehmend weiterentwickelt. Diese 
Informationen stehen auf der Homepage der Stadt Krefeld zur 
Verfügung.

Ermutigt durch die positive Resonanz und Nachfrage nach 
Informationen im Rahmen der EUROGA 2002plus, hat sich der 
FB Grünfl ächen entschieden, die Öffentlichkeitsarbeit weiter 
auszubauen beziehungsweise weiter zu entwickeln. Dazu wurde 
in Zusammenarbeit mit der hausinternen DTP-Reprographie ein 
eigenes „Corporate Design“ entwickelt, um eine einheitliche 
optische Erscheinungsform für den Fachbereich zu schaffen.

Ziel war und ist es, den Bürgern den Umgang mit der Natur näher 
zu bringen und zu erläutern, sie zu informieren und Interesse 
oder gegebenenfalls Verständnis (zum Beispiel für Verbote in 
Schutzgebieten) zu erwecken, aber auch das Selbstverständnis 
und die Kompetenz des Fachbereiches sowie einzelne Aufga-
beninhalte nach außen deutlich zu machen.

Es wurden mehrere Themenreihen erarbeitet, unter denen die 
inhaltlich zugeordneten Informationen publiziert werden. 

Im einzelnen wurden bisher folgende Faltbroschüren (Flyer) 
herausgegeben:

Bäume und neues Straßenpfl aster geben der Vom-Bruck-
Straße ein völlig neues Aussehen

Planen und Bauen
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Faltbroschüren (Flyer) – Übersicht Stand: November 2003
Themenreihen Dazugehöriger Flyertitel
_______________________________________________________
Baumspenden in Krefeld •  Ereigniswald
Krefelder Pfl anzenführer •  Wildstaudenführer / Wehrgang der Burg Linn
Naturschutz in Krefeld •  Naturschutzgebiet „Die Spey“ 
 •  Naturschutzgebiet „Hülser Bruch“
 •  Artenschutz (Amphibienwanderung) 
Friedhöfe in Krefeld •  Tag des Friedhofs / 21. September 2003
Botanischer Garten Krefeld •  Übersicht

Weitere Informationsfl yer sind geplant:

Themenreihen Dazugehöriger Flyertitel
_______________________________________________________
„Grüne“ Bürger-
informationen in Krefeld •  Baumschutzsatzung
 •  Baumschutz auf Baustellen
Naturschutz in Krefeld •  Naturschutzgebiet „Egelsberg“ 
 •  Naturschutzgebiet „Latumer Bruch“
Krefelder Parkanlagen 
Spielplätze in Krefeld 

Ebenfalls wurden mit dem gleichen Corporate Design bereits auch 
Ausstellungstafeln, Plakate, Videokassettenhüllen, Broschüren-
deckblätter und spezielle Danksagungskarten entworfen. 

Neue Medien/CAD/GPS
Im Fachbereich Grünfl ächen wurden seit Anfang 2000 vier 
CAD-Arbeitsplätze (CAD = Computer Aided Drawing = com-
putergestütztes Zeichnen) eingerichtet. Durch vorhandene 
Fachkompetenz hinsichtlich der Anwendung und Nutzung der 
CAD-Software konnte in sehr kurzer Zeit eine hohe Qualität im 
Bereich Planung erreicht werden, die durch Schulung weiterer 
Mitarbeiter ausgebaut wird.

Der Einsatz von CAD im Fachbereich Grünfl ächen bietet folgende 
Vorteile und Perspektiven: 

•   Verbesserung der Effi zienz bei der Neuplanung und der 
Überarbeitung vorhandener Planungen

• Verbesserung der Präsentationsmöglichkeiten für die Entschei-
dungsgremien und im Rahmen von Bürgerbeteiligungen 

• Aufrechterhaltung der Konkurrenzfähigkeit mit Ingenieurbüros
• Steigerung der Attraktivität der Arbeitsplätze in der Verwaltung

Darüber hinaus ist es heutzutage kaum noch möglich, in einem 
Planungsprozess mit Beteiligung verschiedener Fachplaner, auf 
CAD zu verzichten, da mit Hilfe dieses Mediums alle Fachinfor-
mationen ausgetauscht werden. Mit CAD wurde in den letzten 
circa zehn Jahren ein neuer eigener Standard im Bereich Planung 
geschaffen, der vom Fachbereich Grünfl ächen eingesetzt und 
weiterentwickelt wird. Diese Technik kommt auch den Bürgern 
im Rahmen von Bürgerinformationen und -beteiligungen zugute. 
So können digitale Pläne relativ einfach vervielfältigt und einer 
größeren Zahl von Interessenten vorgestellt und erläutert wer-
den. Dies gilt insbesondere für die öffentliche Vorstellung von 
Plänen, da digitale Planfassungen sich sehr gut dafür eignen, 
um die Konzepte mit Hilfe eines Beamers auch größeren Zahlen 
von Zuhörern zu erklären. 

Das Dach der Leichenhalle auf dem Hauptfriedhof muss 
noch saniert werden

GPS-Technik 
Seit 2001 wird in der Unteren Landschaftsbehörde die advanced 
GPS-Technik (Geographic Position System) eingesetzt: Mit Hilfe 
dieser Technik werden im Rahmen des Kulturlandschaftspro-
grammes (Vertragsnatur schutz mit Landwirten) Flächen ein-
gemessen und digital erfaßt. Diese Technik ermöglicht es, 
mit einem handlichen „handtaschengroßen“ Gerät satelliten-
unterstützte Messungen vorzunehmen, die bis auf wenige 
Meter genau sind und Daten über die genaue Lage, Höhe und 
Flächengröße eines Grundstückes liefern. 

Die in diesem Rahmen vertragsgemäß festgelegten Flächen 
können so zeitnah und genau überprüft werden. Diese Aufl age 
beziehungsweise Verpfl ichtung der Europäischen Union wurde 
an die Unteren Landschaftsbehörden übertragen. Das Land NRW 
empfi ehlt das GPS als Messmethode für den Vertragsnaturschutz 
und unterstützte die Anschaffung des Messinstrumentes .

Darüber hinaus kann dieses spezielle Gerät auch zu Kartie-
rungsarbeiten und Standortbestimmungen im Rahmen des 
Biomonitoring eingesetzt werden. So können zum Beispiel 
vergleichende Vegetationsaufnahmen des selben Standortes 
über mehrere Jahre gemacht und verglichen werden, was früher 
sehr schwierig war, da die eingebrachten Markierungen (zum 
Beispiel Pfosten oder Einzäunungen) häufi g zerstört wurden, 
wodurch ein exakter Wiederfund des Standortes einige Jahre 
später oft nicht mehr möglich war. 

Die Krefelder Friedhöfe
Letzte Erweiterung des Friedhofes Oppum
Der Ausbaus der letzten Erweiterungsfl äche auf dem Oppumer 
Friedhof wurde im Berichtszeitraum fertigstellt und wird mitt-
lerweile auch belegt. Weitere Erweiterungen sind auf dem 
Oppumer Friedhof nicht mehr durchführbar, da der Friedhof 
durch die Autobahn einerseits und angrenzende Bebauung 
andererseits begrenzt ist.

Planen und Bauen
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Vordach Leichenhalle Gellep-Stratum
Da sich anlässlich von Trauerfeiern und Beisetzungen Stratumer 
Bürger auf dem dortigen Friedhof oftmals der ganze Ort versam-
melt, reichte das Platzangebot der Trauerhalle nicht immer aus. 
Der Bürgerverein hatte deshalb angeregt, zum Schutz der ver-
sammelten Trauergemeinde vor die Leichenhalle ein größeres 
Vordach zu installieren, welches zusätzlich mit Seitenwänden 
aus Glas ausgestattet wurde

Umbau der Leichenhalle auf dem Bocku-
mer Friedhof
In weniger als einem halben Jahr Bauzeit wurde die alte 
Trauerhalle auf dem Bockumer Friedhof in eine moderne neue 
Trauerhalle umgebaut. Durch den Abbau von verschiedenen 
Trennwänden wurde eine Vergrößerung des Feierraums erreicht. 
Ein Technikraum wurde angebaut. Neben einem Aufenthalts-
raum für den Priester und die Träger verfügt die Halle jetzt über 
sechs Kühlzellenplätze und eine Schauzelle, in dem Angehörige 
in aller Stille von ihrem Verstorbenen Abschied nehmen können. 
Während der Bauzeit diente ein Leichtbauhalle als Ersatz zur 
Durchführung der Trauerfeiern.

Tag des Friedhofes
Sowohl 2002 als auch 2003 fand unter Beteiligung der ver-
schiedenen auf den Friedhöfen tätigen Gewerbetreibenden, 

nämlich den Friedhofsgärtnern, Floristen, Steinmetzen und 
Bestattern gemeinsam mit der Abteilung Friedhöfe der über 
den Friedhofsgärtnerverband in ganz Deutschland einge-
führte Tag des Friedhofes statt. Die Beteiligten stellten sich 
und ihre Arbeit im Zusammenhang mit einer Bestattung vor, 
gaben Informationen rund um das Thema Friedhof. Neben 
Ausstellungen, Vorträgen und musikalischen Darbietungen 
im Rahmenprogramm wurde als Versuch im Jahr 2003 der 
Kabarettist Jochen Butz eingeladen, der sich seine eigenen 
Gedanken zum Thema Friedhof und Sterben machte. Nach einer 
anfänglichen Scheu unter den Besuchern zeigte sich bereits im 
zweiten Jahr, dass diese möglichst regelmäßig wiederkehrende 
Veranstaltung durchaus eine Informationsmöglichkeit ist, die 
seitens der am Thema interessierten Krefelder Bürgerinnen 
und Bürger gerne genutzt wird. 

Bestattungsgesetz NRW 
Das neue Bestattungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
wurde am 1. September 2003 rechtskräftig, es hat zahlreiche 
Regelungen auf dem Gebiet des Friedhofs- und Bestattungswe-
sens ersetzt. In der Umsetzung stellten sich aufgrund der neuen 
Regelungen jedoch vielfach Probleme dar. Die ursprünglich auf-
grund der Gesetzesinitiative diskutierte Möglichkeit die Urne 

Das Grabmahl von Krefelds Wohltäter Cornelius de Greiff 
auf dem Hauptfriedhof

Der „Tag des Friedhofs“ fand nach 2002 auch im Jahr 2003 
für Krefelder Bürger statt
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eines Verstorbenen mit nach Hause nehmen zu können, wurde 
nicht in das Gesetz aufgenommen, was aus Sicht der Verwaltung 
als durchaus positiv zu beurteilen ist. Das Gesetz hat darüber hi-
naus die Möglichkeit geschaffen, Bestattungswälder anzulegen 
und die Möglichkeit anzubieten, Asche des Verstorbenen auf 
einem Aschestreufeld auszustreuen. Die Stadt Krefeld möchte 
zunächst von diesen Möglichkeiten jedoch keinen Gebrauch 
machen, weil mit rund 130 Hektar Friedhofsfl äche in Krefeld 
genügend Bestattungsmöglichkeiten der herkömmlichen (Erd- 
und Urnenbeisetzungen in Reihen-, Wahl- oder Parkgrabstätten) 
Form zur Verfügung stehen.

Glockenturm auf dem Verberger Friedhof
Anlässlich des Allerheiligenfestes wurde im Jahr 2003 der 
durch den Bürgerverein Verberg errichtete Glockenturm auf 
dem Verberger Friedhof eingeweiht. Der Bürgerverein Verberg 
hatte sich bei Verkauf des Geländes der Konradskapelle auf dem 
Hülser Berg um die dortige Glocke bemüht und sie schließlich 
auch für die weitere Verwendung als Friedhofsglocke geschenkt 
bekommen. Von der Idee bis zur tatsächlichen Inbetriebnahme 
vergingen mehr als drei Jahre, da für den Bauantrag statische 
Berechnungen notwendig waren und außerdem eine Elek-
troleitung verlegt werden musste. Wenn Beerdigungen oder 
Urnenbeisetzungen auf dem Friedhof erfolgen, geleitet nun 
auch in Verberg eine Glocke dem Verstorbenen den letzten 
Weg zum Grab. Die Stadt Krefeld übernimmt nach Schenkung 
der Glockenturmanlage durch den Bürgerverein sowohl die 
Versicherungs- und Wartungskosten.

Dacherneuerung der Leichenhalle auf 
dem Hauptfriedhof
Die aus den Jahren 1913 bis 1916 stammende und unter Denk-
malschutz stehende Leichenhalle auf dem Hauptfriedhof weist 
diverse undichte Stellen im Dach auf. Teilweise sind auch bei 
den gefl iesten Innenwänden, die ebenfalls unter Denkmalschutz 
stehen, extreme Schäden (Risse und ähnliches) vorhanden. Die 
Dachsanierung soll im Jahr 2004 erfolgen.

Gedenkstein Kindergrabfeld
Die Bestattung von Tot- und Fehlgeburten wurde nach Wunsch 
der Eltern bisher in Krefeld in jedem Fall vorgenommen. Tot- 
und Fehlgeburten, die nicht durch die Eltern bestattet wurden, 
werden durch das Klinikum gesammelt und ebenfalls im Kin-
derreihengrabfeld des Hauptfriedhofes beigesetzt. Dies erfolgt 
bereits seit mehreren Jahren, weil es im Nachhinein immer 
Eltern gab, die doch wissen wollten, wo ihr verstorbenes Kind 
beigesetzt worden ist. Gemeinsam mit der Frauenklinik und 
Elterninitiativen werden derzeit Vorschläge zur Aufstellung 
eines Gedenksteines erarbeitet. Es ist dann auch die Möglich-
keit gegeben, dass betroffene Eltern einen Ort des Gedenkens 
und der Trauermöglichkeit vorfi nden. Es können Grablichter 
abgestellt und Blumengrüße abgelegt werden.
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Saniert: Die Toilettenanlage auf dem Südwall

Jubiläum: Zehn Jahre AG Fahrradfreundliche Städte 

Neu: Eine Broschüre „Hinweise zum Fahrradparken“
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Die Aktion „Toter Winkel“ – Stadt und Polizei setzen sich für die Verbesserung der Verkehrssicherheit ein

Stahlgerüst: Das Behnisch-Haus in der Bauphase Entschlammung: Arbeit in den Krefelder Parks

Umweltzentrum: 200 Schulklassen kommen pro Jahr Denkmal: Das Stadtwaldhaus ist saniert
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Unterricht in der Jugendverkehrsschule in Fischeln

„Krefelder Kissen“: Tempo-Bremse auf der Straße

Der Linner Burggraben vor ….

… und nach der Sanierung
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Das Mehrzweckbecken im Freibad des Badezentrums Bockum ist 2003/2004 von Grund auf saniert worden

Sport
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Sportstadt Krefeld
Im Berichtszeitraum hat sich auch der Sport nicht den Bemü-
hungen um eine Konsolidierung des städtischen Haushalts ent-
ziehen können und eigenständige und wirksame Maßnahmen 
zur Kostenreduzierung vollzogen. Die veranlassten Maßnahmen 
waren getragen von der Erkenntnis, dass der Sport jetzt und 
in Zukunft einen wesentlichen und nicht austauschbaren Bei-
trag zur Lebensqualität in Krefeld leistet. Der Sport bietet den 
Krefeldern vielfältige Möglichkeiten der Freizeitgestaltungen, 
der zwischenmenschlichen Kontakte und auch der Gesund-
heitsförderung.

Im Wissen und in der Verantwortung um die Bedeutung des 
Sports wurde in Krefeld deutlich gemacht, dass der Sport 
weiterhin besondere Priorität hat. Nachstehende investive 
Maßnahmen unterstreichen dies:

• Neubau Sporthalle Arndt-Gymnasium 4,4 Millionen Euro
• Neubau Sporthalle Bonhoeffer Straße 1,9 Millionen Euro
• Neubau Sporthalle 
 Kurt-Tucholsky-Gesamtschule 4,4 Millionen Euro
• Neubau Sportpark Oppum 3,3 Millionen Euro
• Neubau Bad Stadtpark Fischeln 3,0 Millionen Euro
• Sanierung Badezentrum Bockum 7,2 Millionen Euro
• Ökologische Maßnahmen im BZB 1,8 Millionen Euro
• Attraktivierung Freibadbereich Badezentrum 1,0 Millionen Euro
• Sanierung Lehrschwimmbecken und 
 Sportbecken Freibad  Badezentrum 1,0 Millionen Euro
• Sanierung Lehrschwimmbad Linn 0,5 Millionen Euro

Mit den getätigten Investitionen ist der Nachweis gelungen, 
dass die Notwendigkeit um eine Haushaltskonsolidierung und 
sportfördernde Gesichtspunkte sich nicht ausschließen müssen. 
Der Sport in Krefeld hat damit – insbesondere auch im Vergleich 
zu den Entwicklungen in anderen Städten – ein hervorragendes 
Niveau erreicht. Gleichzeitig sind nachstehende Maßnahmen 
als richtungsweisend und beispielhaft anzusehen:

Multifunktionaler Sportpark in Oppum
Bis weit in die neunziger Jahre wurden im Stadtteil Oppum 
zwei Fußballsportanlagen vorgehalten, die umfassend und 

dringend sanierungsbedürftig waren. Da die erforderlichen 
Haushaltsmittel hierfür nicht verfügbar gemacht werden konn-
ten, wurden die Sportplätze der Wohnbebauung zugeführt. Mit 
den Veräußerungserlösen wurde eine zukunftsorientierte und 
auch überregional bedeutende Sportplatzanlage geschaffen mit 
folgenden Schwerpunkten:

• eigenständige Vereinsgastronomie 
• acht Umkleideräume
• geräumige Wohnung für den Platzwart
• Geschäftsräume für den Verein
• integrierte Schießsportanlage 
• Übungsraum für das Trommlercorps Oppum
• multifunktionale Sport- und Freizeitfl ächen, nutzbar auch für 

Nicht-Vereinsmitglieder
• Kunstrasenplätze für den Fußballverein.

Die Sportanlage wird von den nutzenden Vereinen eigenstän-
dig betrieben und unterhalten. Der multifunktional nutzbare 
Sportpark Oppum  ist Beispiel dafür, dass sich Verantwortung, 
Eigenleistung, Freude und Spaß in einem Sportverein nicht 
ausschließen und dass die Eigenverantwortung für den Verein 
der Schlüssel zum Erfolg ist.  

Neues Hallenbad im Stadtpark Fischeln
Im Jahre 1990 wurde das Stadtbad Neusser Straße 100 Jahre 
alt. Dem dringenden Sanierungsaufwand von mindestens 
2,5 Millionen Euro für dieses Bad stand die Erkenntnis ge-
genüber, dass die Anzahl der öffentlichen Badbesucher über 
einen Zeitraum von circa 30 Jahren sich auf rund zehn Prozent 
reduzierte. Demgemäß erschien es sinnvoll, den Bäderstandort 
Neusser Straße aufzugeben und an anderer Stelle in Krefeld 
ein neues Bad zu errichten. 

Nach intensiven Diskussionen entschied sich die Stadt für den 
Neubau eines Sportbades im Stadtpark Fischeln. Rückblickend 
kann festgestellt werden, dass dieses in „Rekordbauzeit“ von 
13 Monaten und mit einem sehr günstigen Kostenvolumen von 
3,0 Millionen Euro errichtete Bad sich als Glücksgriff erwies. 
Öffentlichkeit, Vereine und Schulen nehmen das neue Bad sehr 

Eine neue Sporthalle ist auch an der Kurt-Tucholsky-Ge-
samtschule gebaut worden

Mit der neuen Bezirkssportanlage steht in Oppum jetzt eine 
multifunktional nutzbare Sportanlage zur Verfügung
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gut an, so dass dieses Bad lediglich mit einem Zuschuss von 
1,80 Euro pro Besucher gefahren werden kann. Der Gesamtzu-
schussbetrag für das Bad im Stadtpark Fischeln betrug in 2002 
lediglich 50 Prozent des Betrages, der pro Jahr im Hallenbad 
Neusser Straße aufzuwenden war. Die Inbetriebnahme des 
neuen Bades im Stadtpark Fischeln bei gleichzeitiger Aufgabe 
des Bades Neusser Straße hat sich somit aus betriebswirt-
schaftlicher und aus sportfachlicher Sicht ohne Einschränkung 
bewährt und als richtig erwiesen. 

Sanierung Hallenbad Bockum  
Mit der Wiedereröffnung des Badezentrums Bockum am 24. Ja-
nuar 2003 endete eine insgesamt vier Jahre und acht Monate 
wegen der Sanierungsmaßnahmen währende Durststrecke in 
der schwimmsportlichen Versorgung der Stadt. Denn damals 
– wie heute – stellt das Badezentrum Bockum den herausragen-
den und zugleich unverzichtbaren Versorgungsschwerpunkt der 
städtischen Bäderlandschaft dar. Die großzügige Dimensionie-
rung der Anlage wie auch der sportliche Charakter des Bades 
sind die herausragenden Merkmale der in den sechziger Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts geschaffenen Einrichtung, die 
es nach jahrzehntelangem Betrieb zu erneuern galt. 

In der „Rekordbauzeit“ von 13 Monaten ist in Fischeln am 
Stadtpark ein neues Schwimmbad entstanden

Die Außenanlagen des Bockumer Badezentrums sind für 
die Freibadesaison 2004 nochmals verbessert worden

Unter der Zielsetzung, das Bad zu einem Sport- und Gesundheits-
bad fortzuentwickeln, seine Wirtschaftlichkeit zu verbessern und 
Erneuerungsmaßnahmen kontinuierlich fortzusetzen, wurde im 
Mai 1998 nach langen Jahren der Planung mit der sogenannten 
Revitalisierung des denkmalgeschützten Badezentrums begon-
nen. Am 18. August 2000 stürzte die gesamte Zwischendecke 
der Schwimmhalle ab, während zwei Schulklassen Schwim-
munterricht hatten. Wie durch ein Wunder wurden dabei nur 
einige Schüler leicht verletzt. 

Das nach Abschluss der Revitalisierungsmaßnahmen erreichte 
Erscheinungsbild des Bades gab den Befürwortern der nicht un-
umstrittenen Sanierung schlussendlich Recht. Zwar mussten für 
die Revitalisierung des Bades insgesamt rund 7,2 Millionen Euro 
aufgewendet werden. Dafür aber wurden nicht nur Schwimmbe-
cken, Fassade, Eingangsbereich, Cafeteria und Technik komplett 
erneuert und neue Parkplätze geschaffen, sondern insbesonde-
re auch das Ziel erreicht, den denkmalwerten Originalzustand 
des Bades soweit als möglich zu erhalten beziehungsweise 
wiederherzustellen. 

Außerdem wurden rund 1,8 Millionen Euro zusätzlich für mo-
dellhafte Maßnahmen initiiert, um das Bad nach modernen 
Erkenntnissen auf Nachhaltigkeit und Ökologie auszurichten. 
Der Besucherzuspruch hat deutlich werden lassen, dass das 
sportlich orientierte Angebot das Besucherinteresse für das 
bedeutsame Krefelder Bad neu beleben konnte. 

Nachdem noch Ende der achtziger Jahre des vergangenen 
Jahrhunderts ein beträchtlicher Sanierungsstau in der Krefelder 
Bäderlandschaft bestand, verfügt Krefeld nunmehr über eine 
nahezu intakte Bäderlandschaft. 

Attraktivierung Freibad Badezentrum  
und Freibad Hüls
Das Freibad Badezentrum präsentierte sich drei Jahrzehnte 
lang unverändert: ein Lehrschwimmbecken, ein Sportbecken 
mit großzügigem parkähnlichem Außengelände. Nachdem das 
Planschbecken für Kleinkinder sanierungsbedingt nicht mehr 
nutzbar war, wurde aufgrund der rückläufi gen Besucherzahlen 
deutlich, dass das Freibad Badezentrum nicht mehr den aktu-
ellen Ansprüchen der Badbesucher gerecht wurde. 

Wiedereröffnet: Das Hallenbad Bockum ist nach der 
Revitalisierung wieder die schöne „Schwimm-Oper“
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Eine Attraktivierung und Sanierung war unumgänglich. Folgende 
Maßnahmen wurden/sind veranlasst: 

• Ausbau und Sanierung des Kleinkinderbereichs mit drei 
Rutschen für Kleinkinder und eigener Wasseraufbereitung   

• Aufbau einer Kletterseillandschaft
• Schaffung eines Matschspielplatzes 
• Installation einer Breitrutsche
• Inbetriebnahme einer Großrutschanlage
• Sanierung des Lehrschwimmbeckens und des Sportbeckens

Das Freibad Badezentrum wird hierdurch deutlich an Attraktivi-
tät gewinnen und aufgrund des günstigen Preis-/Leistungs ver-
hältnisses auch für auswärtige Badegäste interessant wer den.

Auch das Freibad Hüls wird zunehmend attraktiver gestaltet. 
Es wurde eine Kleinkinderrutsche in Betrieb genommen und 
ein Beachvolleyballfeld installiert. Aufgrund seiner idyllischen 
Lage und bei Verwirklichung weiterer geplanter Attraktivitäten 
erfreut sich das Freibad Hüls wachsender Beliebtheit.  

Sport für alle
Nach neueren Erhebungen zum Sportverhalten sind aktuell rund 
zwei Drittel der Bevölkerung in irgendeiner Form sportaktiv, 
wobei lediglich ein Drittel einem Sportverein angehört. Dies 
bedeutet, dass nur rund die Hälfte aller Sportaktiven Sport 
in einem Verein betreibt. Hieraus ergibt sich auch, dass die 
Vereinsangebote einen erheblichen Teil der Bevölkerung nicht 
zu erfassen vermögen.

Ursächlich hierfür mag sein, dass die zum Sport drängenden 
Personengruppen durch ein vom traditionellen Sportgesche-
hen abweichendes Sportbedürfnis geleitet werden, das sich als 
Nachfrage nach speziellen Sportangeboten mit Gesundheits- 
und Fitnesszielen artikuliert.

Diese Nachfrager stellen vornehmlich das Selbsterleben in den 
Vordergrund. Charakteristisch für dieses Sportverhalten ist die 
deutliche Abschwächung von Leistungs- und Wettkampfzielen 
und die Aufl ösung starrer Formen der Sportausübung.

Im Sog aktueller Entwicklungen ist somit ein gesteigerter Bedarf 
an Sport- und Bewegungskulturen zu befriedigen, der vor allem 

von Personen mittleren Alters ausgelöst wird. Bemerkenswert 
ist aber das zunehmende Sportengagement von Frauen. Dies 
und die Tatsache, dass die mit dem Vereinssport einhergehende 
langfristige Bindung und Festlegung als nachteilig empfunden 
werden, lässt Wünsche nach mehr öffentlich organisierten 
regelmäßigen und Zielgruppen orientierten Sportangeboten 
entstehen und verlangt insofern nach einem entsprechen-
den Sportkursangebot breiten- und gesundheitssportlichen 
Inhalts. 

Kursprogramm
Angesichts des öffentlichen Auftrages und der weiterhin 
steigenden Nachfrage nach Gesundheits-, Fitness- und Frei-
zeitangeboten nimmt der Fachbereich Sport und Bäder in 
Kooperation mit dem Stadtsportbund diesen Trend auf und 
unterhält ein ganzjähriges Kursprogramm. Auf der Basis einer 
breit gefächerten Angebotspalette sollen die Teilnehmer zu 
dauerhaftem Sporttreiben hingeführt werden, insbesondere 
auch in Vereinen.

Mit den Kursen wird den Krefelder Bürgerinnen und Bürgern ein 
bedarfsorientiertes und zeitgemäßes Sportangebot unterbreitet. 
Sport und Bewegung wird hierdurch allen Krefeldern möglich.

Schulsport
Dem Schulsport kommt im Rahmen des Sportspektrums eine 
Schlüsselfunktion für die gesamte sportliche Entwicklung zu, da 
hier die umfassende Basis vorhanden ist, möglichst viele Kinder 
und Jugendliche für ein lebenslanges Sporttreiben zu motivieren 
und auch um Bewegungsmangelerkrankungen vorzubeugen.

In Anlehnung an das Landesprogramm „Talentsichtung und 
Talentförderung“ ist von der Stadt Krefeld bereits im Jahre 
1986 ein Konzept für den Schulsport erarbeitet und im Laufe 

Das Schulsportkonzept: Neben Eislaufen fördert die Stadt 
auch Fechten, Tennis, Tischtennis, Rudern und Hockey

Ein ganzjähriges Sportprogramm bietet der Fachbereich 
Sport und Bäder in Kooperation mit dem Stadtsportbund
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der Jahre fortgeschrieben worden. Dieses Konzept für den 
Schulsport bezieht sich insbesondere auf das schulsportliche 
Wettkampfwesen und den außerunterrichtlichen Schulsport in 
enger Anbindung an die Vereine.

Den Schulen kommt die Aufgabe zu, Schülerinnen und Schüler 
an die verschiedenen Sportarten heranzuführen und sie bei 
Neigung und Eignung für den außerunterrichtlichen Sport zu 
interessieren. Die Bildung von Freiwilligen Schülersportge-
meinschaften an öffentlichen Schulen schafft die Rahmenbe-
dingungen, um in den Schulen Mädchen und Jungen für den 
außerunterrichtlichen Sport zu begeistern.

Im Rahmen des Schulsportkonzeptes werden durch die Stadt 
Krefeld in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für den Schul-
sport Modellmaßnahmen in verschiedenen Sportarten geför-
dert, die Zusammenarbeit von Schulen und Vereinen aktiviert 
und für Schülerinnen und Schüler zum Teil noch unbekannte 
Sportarten geöffnet.

Das Konzept beinhaltet die Förderung sportlich begabter Kinder 
und Jugendlicher. Von der Talentsuche bis zum Erreichen sport-
licher Höchstleistungen sollen mit aufeinander abgestimmten 
Trainingsprogrammen und trainingsbegleitenden Maßnahmen 
Bedingungen für eine erfolgreiche sportliche, aber auch schu-
lische Entwicklung der Talente geschaffen werden. Gegenwär-
tig werden in Krefeld die Projekte Eislaufen, Fechten, Tennis, 
Tischtennis, Rudern und Hockey betreut.

Bei den regelmäßig durchgeführten Landessportfesten der 
Schulen nehmen jährlich etwa 250 bis 300 Schulmannschaf-
ten mit etwa 4 000 bis 5 000 Schülerinnen und Schülern teil. 
Erfolge Krefelder Mannschaften reichen dabei bis zur Teilnah-
me an den Bundesmeisterschaften in Berlin und sogar sechs 
Bundesmeistertiteln in den letzten Jahren. 

Die Mannschaften, die mindestens die Stadtmeisterschaft er-
rungen haben, werden durch die Stadt Krefeld in besonderer 

Weise geehrt. Die Krefelder Schulsportmeisterehrung hat sich 
seit dem Umzug in die Kulturfabrik an der Dießemer Straße zu 
einem regelrechten Event entwickelt. Den jedes Jahr gut 800 zu 
ehrenden Schülerinnen und Schülern sowie Gästen wird dabei 
ein abwechslungsreiches und buntes Programm geboten. Dis-
co, Karaoke-Wettbewerb, Breakdance-Akrobatik sowie in den 
beiden letzten Jahren Wettbewerbe für Krefelder Schülerbands 
wurden von den Besuchern begeistert aufgenommen. Abge-
rundet wurde die Schulportmeisterehrung durch den Besuch 
bekannter Krefelder Sportler, wie zum Beispiel Spielern der 
KEV-Pinguine, des KFC Uerdingen, den Krefelder Schwimmstars 
Anne Poleska und Steffen Driesen und des Zehnkampf-Junioren-
Weltmeisters Denis Leyckes. Möglich wird eine solche Veran-
staltung allerdings auch nur durch die besondere Unterstützung 
der Sparkasse Krefeld.

Zusätzlich steht regelmäßig der traditionelle DRUMBO-CUP 
mit jährlich mehr als 100 teilnehmenden Mannschaften als 
besonderer Höhepunkt des Krefelder Schulsports auf dem 
Jahresprogramm. Dieses Hallenfussballturnier feierte im Jahr 
2003 sein 25-jähriges Jubiläum und gleichzeitig Abschied vom 
bisherigen Sponsor Dresdner Bank. Das Hallenfussballturnier 
hat dennoch durch das besondere Engagement Krefelder Bür-
ger und Vereine auch 2004 stattgefunden. Für die Folgejahre 
steht die Verwaltung bereits in Verhandlung mit einem neuen 
Sponsor.

Die Finalspiele der Grundschulen sind eingebunden in den 
Grundschulsporttag. An diesem Tag fi nden jedes Jahr 2 500 
bis 3 000 Grundschüler ihren Weg in die Sporthalle Glocken-
spitz. Sportliche Vorführungen der einzelnen Grundschulen und 
Bewegungsspiele für alle Kinder bilden einen bunten Rahmen 
für die Endspiele des DRUMBO-CUP der Mädchen und Jungen, 
bei dem alle Kinder begeistert mitmachen und so in spieleri-
scher Form an die unterschiedlichsten sportlichen Aktivitäten 
herangeführt werden. 

Rund 800 erfolgreiche Jungen und Mädchen werden jedes Jahr bei der Schulsportmeister-Ehrung in der Krefelder 
Kulturfabrik ausgezeichnet
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Neu: Große Rutschenanlage im Bockumer Freibad 

Telekom-Profi  Erik Zabel beim Radrennen in Krefeld

Erfolgreich: Das Kursprogramm des Fachbereichs Sport
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Ordnung, Sicherheit, 
Stadthygiene, Umweltschutz

Die Arbeiter der Gesellschaft für Stadtreinigung und Abfallwirtschaft GSAK sorgen besonders auch in der Krefelder 
Innenstadt für die nötige Sauberkeit
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Ordnung in der Stadt
Im September 1999 ist ein großer Teil des Fachbereiches 
Ordnung mit seinem neuen Fachbereichsleiter Helmut Drüg-
gen vom Rathaus in das neue Bürozentrum Am Hauptbahnhof 
eingezogen. Bis Januar 2000 verblieben noch die Bußgeld- und 
Gewerbeabteilung bis zur Fertigstellung des Gebäudetraktes an 
der Hansastraße  im Rathaus. Die ebenfalls zum Fachbereich 
Ordnung gehörende Veterinär- und Lebensmittelüberwachung 
ist dann im Januar 2001 vom Standort Dießemer Straße an den 
Bahnhof gezogen, während sich das Fundbüro weiterhin an der 
Lewerentzstraße 106 befi ndet. 

Insgesamt sind damit folgende Abteilungen des Fachbereiches 
Ordnung in Bahnhofsnähe zu fi nden:

Am Hauptbahnhof 5 = Veterinär- und Lebensmittelüberwachung, 
Ausländerangelegenheiten, Allgemeine Ordnungsangelegen-
heiten, Gewerbeangelegenheiten, Zentralbereich, Emittlungs- 
und Vollzugsmaßnahmen, Fachbereichsleitung.

Hansastraße 32 = Überwachung des fl ießenden und ruhenden 
Verkehrs, Bußgeldangelegenheiten.

Lewerentzstraße 106 = Fundbüro.  

Die Straßenverkehrsabteilung ist bisher an der Westparkstraße 
verblieben, wird jedoch noch 2004 an den neuen Standort an 
die Elbestraße ziehen. 

Allgemeine Ordnungsangelegenheiten 
Besonders hervorzuheben für den Berichtszeitraum ist die 
Neufassung der „Ordnungsbehördlichen Verordnung über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung auf den Verkehrsfl ächen 
und Anlagen in der Stadt Krefeld“ (OBV), die seit dem 15. Juni 
2000 in Kraft ist. Die vorherige Verordnung war nach 20 Jahren 
durch Zeitablauf außer Kraft getreten. Dies war Gelegenheit, 
auf veränderte Verhaltensweisen in unserer Gesellschaft, 
eingetretene Rechtsänderungen und Entwicklungen in der 
Rechtsprechung zu reagieren

„Abwehr und Beseitigung von Gefahren für die Bevölkerung 
und deren Hab und Gut“, so lautete auch im Berichtszeitraum 
die Kurzform der Begründung für die zahlreich anzuordnenden 
ordnungsrechtlichen Maßnahmen, Verfügungen und Entschei-
dungen der Abteilung Allgemeine Ordnungsangelegenheiten. 
Viele Aufgaben sind nach ihrer Art zum Teil seit Jahrzehnten 
weitgehend gleich geblieben, zum Beispiel zwangsweise 
Einweisungen von psychisch Erkrankten in geschlossene 
Abteilungen der Fachkrankenhäuser, Erteilung von Aufträgen 
zur Bestattung von Toten ohne bestattungswillige Angehörige, 
Beschäftigungsverbote für in der Lebensmittelbranche oder in 
Heilberufen tätige Personen bei bestimmten ansteckenden 
Krankheiten, Anordnungen zu Wohnungssäuberungen und 
Desinfektionen bei Seuchengefahr, Schädlingsbekämpfungen 
gegen Ratteninvasionen und bei Schabenbefall, Annahme, 
Aufbewahrung und Herausgabe beziehungsweise Versteige-
rung von Fundgegenständen. Die Fallzahlen stiegen jedoch 
kontinuierlich.

Während die Fischerprüfungen und die Ausgabe von Fische-
reischeinen sich weiterhin großer Beliebtheit erfreuten, gingen 
die Anmeldungen zu den Jägerprüfungen im Berichtszeitraum 
deutlich zurück. Dies ist möglicherweise auf die zunehmende 
Flächenreduzierung durch Bebauung, aber ganz sicher auch 
auf ein verändertes Freizeitverhalten der Bevölkerung zurück-
zuführen. 

Eine besondere Herausforderung für Polizei und Ordnungs-
behörde bedeuteten die zahlreichen Beschwerden aus der 
Bevölkerung und der Geschäftsleute über das geballte 
Auftreten von Drogenabhängigen in der Innenstadt, die sich 
oft mit anderen Randgruppen vermischten. Die Beschwerden 
spitzten sich zu, als auf Kinderspielplätzen gebrauchte Drogen-
bestecke gefun den wurden. In einer bis heute fortdauernden 
Gemeinschaftsaktion von Polizei und Ordnungsbehörde wurde 
Hunderten von Angehörigen der Drogenszene Aufenthaltsver-
bote für die Krefelder Innenstadt erteilt. Die Nichtbeachtung 
hatte die Festsetzung sehr hoher Zwangsgelder zur Folge, die 
bei Zahlungsunfähigkeit vom Verwaltungsgericht in Ersatz-
zwangshaft umgewandelt wurden. Widersprüche und Klagen 
der Betroffenen wurden allesamt durch die Bezirksregierung 
beziehungsweise das Verwaltungsgericht zurückgewiesen.

Immissionsschutz – für eine lebenswerte 
Umwelt
Das veränderte Freizeitverhalten dürfte eine wesentliche Ursa-
che sein für die massiv ansteigende Zahl von Beschwerden über 
Lärm- und Geruchsbelästigungen. Familien-, Nachbarschafts- 
und sonstige Feiern aber auch Großveranstaltungen, wie zum 
Beispiel Schützenfeste und Kirmessen waren oft Auslöser für 
Streitigkeiten, zu deren Schlichtung die Ordnungsbehörde 
angerufen wurde. Der Begriff „gute nachbarschaftliche Bezie-
hung“ scheint bei immer mehr Mitbürgern in Vergessenheit zu 
geraten. Vielfach wurden Lärmschutzvorschriften als Rettungs-
anker für seit langem schwelende Nachbarschaftsstreitigkeiten 
missbraucht. Bei begründetem Anlass zur Beschwerde waren 
daher zeitaufwendige Messungen mit geeichten Lärmmessge-
räten erforderlich, um zweifelsfrei festzustellen, ob es sich um 
erhebliche Belästigungen handelte, was Voraussetzung für ein 
ordnungsbehördliches Eingreifen ist. Auch zahlreiche Berichte 
der Polizei über Einsätze wegen „Störung der Nachtruhe“ mün-
deten in Ordnungswidrigkeitsverfahren, die in der Regel mit der 
Festsetzung eines Bußgeldes abgeschlossen wurden. 

Einen weiteren Aufgabenschwerpunkt stellt die Kontrolle der 
„Kleinfeuerungsanlagen“ dar. Hunderte von Heizungsanlagen 
entsprachen den neuen Grenzwerten nicht mehr. Etliche Be-
treiber mussten per Ordnungsverfügung unter Androhung von 
Zwangsmitteln zur Nachrüstung oder gar Erneuerung der Heizun-
gen angehalten werden. Hierbei mussten in Einzelfällen wegen 
bestehender Lebensgefahr sogar Heizungen stillgelegt werden. 

Immer häufi ger wurde die Ordnungsbehörde von den Bezirks-
schornsteinfegermeistern um Hilfe gebeten, weil der Zutritt zu 
Heizanlagen und somit die Möglichkeit zur regelmäßigen Kon-
trolle verwehrt wurde. Nach einem erfolglosen Mahnschreiben 
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führten auch in diesen Fällen die obligatorischen ordnungsbe-
hördlichen Mittel (Verwaltungszwang und Bußgeldverfahren) 
letztlich doch zu den vom Verordnungsgeber vorgeschriebenen 
Messungen.

Hunde  –  ein kontroverses Thema
Am 6. Juli 2000 trat die Landeshundeverordnung in Kraft, die am 
1. Januar 2003 durch das Landeshundegesetz abgelöst wurde. 
Erlaubnis-, Melde-, Anlein- und Maulkorbpfl ichten wurden nor-
miert. Darüber hinaus sind durch die neue Ordnungsbehördli-
chen Verordnung (OBV) der Stadt Krefeld bereits Regelungen 
zur Anleinpfl icht von Hunden getroffen worden.

Konnten vor Inkrafttreten der neuen Landeshundeverordnung 
die gelegentlichen Zwischenfälle mit Hunden (zum Beispiel 
wegen fehlerhafter Hundehaltung oder wegen Beißvorfällen) 
sozusagen nebenbei erledigt werden, so ist durch die neue 
Landeshundeverordnung beziehungsweise durch das Lan-
deshundegesetz der Verwaltungsaufwand um ein Vielfaches 
angestiegen. Tausende Daten von Hunden und deren Halter 
galt es zu erfassen. In mehreren hundert Fällen mussten gegen 
uneinsichtige Hundehalter Bußgelder verhängt und gelegentlich 
auch Zwangsgelder festgesetzt werden. In Einzelfällen blieb die 
zwangsweise Wegnahme des Hundes die einzige wirksame 
Maßnahme zur Gefahrenbeseitigung. 

Ein ständiges Ärgernis sind nach wie vor gewisse Hinterlas-
senschaften von Hunden, die unverantwortliche Hundehalter 
achtlos auf Gehwegen oder in Anlagen zurücklassen. Hier bleibt 
der Ordnungsbehörde keine andere Wahl, als mit der vollen 
Schärfe des Gesetzes vorzugehen und festgestellte Verstöße 
mit spürbaren Bußgeldern zu ahnden.

Sensibilisiert durch die Veröffentlichungen in den Medien über 
gravierende Beißvorfälle sowie aufgrund der neuen Rechts-
vorschriften stieg die Zahl der Beschwerden über Hundehalter 
wegen Nichtbeachtung der Maulkorb- oder der Leinenpfl icht 

oder mangelhafter Umzäunung von Grundstücken ect. sprung-
haft an und blieb bis zuletzt auf hohem Niveau. Häufi g entstand 
aber auch hier der Verdacht, dass für langjährig andauernde 
Nachbarschaftsstreitigkeiten ein neues Ventil gesucht und im 
Landeshundegesetz gefunden wurde. 

Der Kommunale 
Ordnungsdienst 
Der Kommunale Ordnungsdienst – auch genannt die „Blau-
en Sheriffs“ –  ist eins von vier Teams des Ermittlungs- und 
Vollzugsdienstes des Fachbereiches Ordnung. Insgesamt neun 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Diensthündin Leica 
sorgen mit ihrer Präsenz und ihrem Eingreifen für Sicherheit 
und Ordnung und leisten einen Beitrag zur Kriminalprävention 
auf den Straßen Krefelds. In den letzten drei Jahren hat sich 
die Tätigkeit des Ordnungsdienstes vor allem in der Innen-
stadt zentralisiert. Die Bürger, Besucher und Geschäftsleute 
der Innenstadt vor den Belästigungen durch die hier ansässige 
Drogen- und Alkoholikerszene zu schützen, hat weiterhin 
oberste Priorität. 

Ebenso arbeitet der Kommunale Ordnungsdienst an der Aktion 
„Fairkehr“  zur Verringerung der Unfälle mit Kinderbeteiligung 
mit, indem zum Beispiel verstärkt das Radfahren in Parks und 
Fußgängerzonen sowie das gefährdende – insbesondere für 
Kinder sichtbehindernde – Parken auf Geh- und Radwegen 
geahndet wird. Neben diesen Arbeitsschwerpunkten achten 
die  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kommunalen Ord-
nungsdienstes seit der Einführung des Landeshundegesetzes 
beziehungsweise der durch dieses Gesetz abgelösten Lan-
deshundeverordnung auf die Einhaltung der entsprechenden 
Vorschriften und ermahnen viele Hundebesitzer, zum Beispiel 
ihren Liebling an die Leine zu nehmen.

Weiterhin ist es Aufgabe des Kommunalen Ordnungsdienstes, 
bei seinen Streifengängen Ordnungswidrigkeiten aufzudecken, 
die Beseitigung  nicht ordnungsgemäßer Zustände (zum Beispiel 
wilde Müllkippen, abgemeldete Autos, randalierende Jugend-
liche auf Kinderspielplätzen) zu initiieren und zu entscheiden,  
welche Maßnahmen zu ergreifen sind. Ab Frühjahr 2004 wird 
in Krefeld – wie bereits in vielen nordrhein-westfälischen 
Städten praktiziert – der Ordnungsdienst den Schmutzfi nken 
in unserer Stadt, die zum Beispiel eine Zigarettenkippe oder 
andere Kleinabfälle auf die Straße werfen, verstärkt die 
„gelbe Karte“ zeigen. Es werden nicht nur, wie bisher häufi g 
geschehen, Ermahnungen ausgesprochen; es wird für solche 
fälschlicherweise oftmals als Kavaliersdelikt betrachtete Ord-
nungswidrigkeiten den uneinsichtigen Übeltätern konsequenter 
als bisher ins Portemonnaie gegriffen.   

Auf die an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kommu-
nalen Ordnungsdienstes gestellte Frage „Was hat sich an der 
Arbeit in den letzten fünf Jahren verändert?“ antworteten sie 
unisono, dass die Arbeit aufwändiger geworden ist und die Dis-

Regelungen zur Anleinpfl icht von Hunden hat die Stadt durch 
die neue Ordnungsbehördliche Verordnung (OBV) getroffen
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kussionen mit den Bürgern intensiver werden.  Als Begründung 
wurde benannt, dass sich immer mehr Egoismus in unserer Ge-
sellschaft und immer weniger Verständnis für die Mitmenschen 
verzeichnen lässt. Konkret lässt sich das beispielsweise an den 
häufi ger werdenden Beschwerden über spielende Kinder auf 
Straßen und Plätzen Krefelds feststellen.

Rund 180 andere Städte und Kreise haben seit der Einrichtung des 
Kommunalen Ordnungsdienstes 1996 ihr Interesse an der Schaf-
fung eines ähnlichen Ordnungsdienstes nach Krefelder Modell 
bekundet und teilweise nach Krefelder Vorbild umgesetzt.

Die Abteilung 
Straßenverkehr 
Oberstes Ziel der Verkehrsregelung ist es, ein Höchstmaß 
an öffentlicher Sicherheit und Ordnung auf Krefelds Straßen 
durch sachgerechte verkehrsregelnde Maßnahmen zu ge-
währleisten.

Die regelmäßige Verkehrsschau
Ein wesentliches Element zur Erreichung dieses Ziels ist, die 
im nahezu wöchentlichen Turnus stattfi ndende Verkehrsschau, 

an der Verkehrsexperten der Krefelder Polizei, des Straßen-
verkehrsamtes und des Fachbereichs Tiefbau teilnehmen. Bei 
Bedarf werden Vertreter aus Politik, Bürgervereinen und Inter-
essenverbänden zu den jeweiligen Ortsterminen hinzugezogen. 
Durch diese schon zur Tradition gewordene Gemeinschaftsver-
anstaltung aller in Krefeld mit Verkehrsfragen befasster Stellen 
wird sichergestellt, dass die Lösung der aktuellen Verkehrspro-
bleme nach einer Lagebeurteilung vor Ort angegangen und das 
Übel sozusagen direkt bei der Wurzel gepackt werden kann.

Behandelt wird in der Verkehrsschau jährlich eine reichhaltige 
Palette an Anregungen, Eingaben und Beschwerden einzelner 
Bürger, aus Bürgervereinen, Straßengemeinschaften, aus politi-
schen Gremien wie Bezirksvertretungen und  Ratsausschüssen, 
von anderen Verwaltungsstellen und aus dem Kreis der hiesigen 
Polizei. Stets steht das Bemühen im Vordergrund, die aufgewor-
fenen Problemstellungen vor Ort einer fachlichen Begutachtung 
zu unterziehen und die notwendigen Entscheidungen möglichst 
sofort an Ort und Stelle zu treffen und zeitnah umzusetzen oder 
in den Fällen, in denen eine Entscheidung anderer Gremien 
erforderlich ist, eine zeitnahe Entscheidung herbeizuführen. 
Ein besonderes Augenmerk gilt in diesem Zusammenhang den 
durch die Polizei gemeldeten Unfallhäufungsstellen. Kritische 
Fälle, zum Beispiel solche, bei denen die von der Verkehrs-
schau getroffenen Maßnahmen nicht zu einer Entschärfung der 
Unfallsituation führen, werden in der Unfallkommission, der 
ebenfalls Vertreter der Polizei, der Straßenverkehrsabteilung 
und des Tiefbauamtes angehören, einer noch intensiveren Un-

Der Kommunale Ordnungsdienst der Stadt Krefeld: Sieben Herren, zwei Damen und Diensthündin Leica sind auf den 
Straßen und in Grünanlagen präsent und sorgen für Sicherheit und Ordnung 
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tersuchung unterzogen. Zumeist besteht das Ergebnis darin, 
dass sich die Unfallursachen nur durch noch kostenintensivere 
bauliche Maßnahmen dauerhaft beseitigen lassen.

Durch die Verkehrsschau werden jährlich rund 600 Ortstermine 
in gut 40 Rundfahrten abgearbeitet. Ein besonderer Dank ge-
bührt in diesem Zusammenhang  der Krefelder Polizei für die in-
tensive und gute Zusammenarbeit, ohne die es unmöglich wäre, 
so zahlreiche verkehrliche Probleme in dieser äußerst effektiven 
Form zu lösen. Über Jahre hinweg hat sich die „Verkehrsschau“ 
damit zu einer nicht mehr weg zu denkenden Institution für mehr 
Sicherheit auf Krefelds Straßen entwickelt.

Geschwindigkeitskontrollen gegen Raser 
Bei der Bekämpfung von Verkehrsunfällen sind unangepasste 
Geschwindigkeiten von zentraler Bedeutung. Auch bei Unfällen, 
die den Ursachen Abbiegen, Überholen, Abstand, Vorfahrt und 
falsches Verhalten von beziehungsweise gegenüber Fußgängern 
zugeordnet werden, spielen häufi g überhöhte Geschwindigkei-
ten eine entscheidende Rolle. Gründe hierfür sind, dass bei stei-
gender Geschwindigkeit der Anhalteweg nicht linear, sondern 
überproportional zunimmt, die Unfallfolgen schwerwiegender 
sind und es bei dem Fahrer zu Wahrnehmungsbeeinträchtigun-
gen (sogenannter Tunnelblick) kommt. Gelingt es, die Fahrge-
schwindigkeiten zu reduzieren, nimmt nicht nur die Anzahl der 
Unfälle ab, sondern auch die Unfallfolgen minimieren sich.

Neben baulichen Maßnahmen sind häufi ge Kontrollen an 
unter schiedlichen Orten und zu unterschiedlichen Zeiten ein 
geeignetes Mittel, das Geschwindigkeitsniveau und damit die 
Zahl der Unfälle zu reduzieren. Geschwindigkeitsüberwachung 
ist allerdings nur als dauerhafter Prozess sinnvoll. Erfolge sind 
nur dann zu erzielen, wenn eine permanente und glaubhafte 
Androhung gegeben ist. Der Fachbereich Ordnung hat deshalb 
im Berichtszeitraum die Zahl der Kontrollen stetig gesteigert. 
Wurden im Jahr 1999 noch 23 456 Geschwindigkeitsübertretun-
gen vom Fachbereich Ordnung geahndet, konnten in 2003 über 
50 000 Ahndungen festgestellt werden (zum Vergleich: 2000: 
37 400; 2001: 36 546; 2002: 46 078). 

Bemerkenswert ist die zunehmende Zahl von Fahrverboten, die 
bei Geschwindigkeitsüberschreitungen von mehr als 31 km/h, 
bei zweimaliger Überschreitung von 26 km/h bis 30 km/h inner-
halb eines Jahres, bei Rotlichtverstößen und bei Fahren unter 
Alkohol-/Drogeneinfl uss ausgesprochen werden. Waren es in 
1999 noch 631 Fahrverbote, stieg die Zahl der Fälle bis 2003 auf 
892 (zum Vergleich: 2000: 585; 2001: 683; 2002: 668).

Durch die Beschaffung der „Radartonne“ im Jahre 2002 konn ten 
bei Geschwindigkeitsmessungen gerade die besonders rück-
sichtslosen Gefährdungen von Verkehrsteilnehmern intensiver 
verfolgt werden. So wurden zusätzlich zu den üblichen Mess-
standorten an Schulen und Kindergärten im Rahmen der Initia-
tive Krefelder Fairkehr und zu den mit der Polizei abgestimmten 
Unfallhäufungsstrecken auch die polizeibekannten „Autorenn-
strecken“ wie zum Beispiel Hülser Straße und Ostwall verstärkt 
überwacht. Auch aufgrund von Hinweisen, im wesentlichen aus 
der Bürgerschaft und aus den Bezirksvertretungen, konnten auch 

dort Geschwindigkeitskontrollen durchgeführt werden, wo der 
Radarwagen wegen der örtlichen Gegebenheiten nicht aufge-
stellt werden kann.  

Geschwindigkeitsüberwachung muss allerdings begleitet wer-
den durch eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit mit dem Ziel, 
eine möglichst hohe Akzeptanz zu erreichen. So wurde beispiels-
weise bei einem gemeinsamen Pressetermin der Polizei mit dem 
Fachbereich Ordnung im Juli 2002 an einem Meßstandort die 
Notwendigkeit vermehrter, örtlich und zeitlich fl exiblerer Ge-
schwindigkeitskontrollen erläutert. Dabei wurden parallel dazu 
über einen Vormittag an zehn Stellen im Stadtgebiet gleichzeitig 
Geschwindigkeitskontrollen unter Einsatz mehrerer Radar wa-
gen, Lasermessgeräte und der Radartonne durchgeführt. 

Verkehrsüberwachung für die Sicherheit 
unserer Kinder
In Krefeld gab es in der Vergangenheit mehr Unfälle mit Kindern 
als in anderen Städten Nordrhein-Westfalens. Zur Erforschung 
der Ursachen wurde 1998 die Ruhr-Universität-Bochum durch die 
Stiftung für Kriminalprävention Münster-Hiltrup beauftragt, ein 
Gutachten zu erstellen. Am 11. Mai 1999 wurde das Gutachten 
mit Empfehlungen zur Verbesserung der Situation der Öffent-
lichkeit vorgestellt. Danach sind wesentliche Ursachen für Kin-
derunfälle in Krefeld unangepaßte, zu hohe Geschwindigkeiten, 
sichtbehinderndes Falschparken und radfahrende Kinder.

Die „Radartonne“ wird im Stadtgebiet für Geschwindig-
keitskontrollen gegen Raser eingesetzt
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Nach Veröffentlichung des Gutachtens wurden vier Arbeits-
gruppen im Arbeitskreis Verkehrssicherheit für Kinder in 
Krefeld gebildet. Unter der Überschrift „Krefelder Fairkehr 
–  eine Initiative der Stadt Krefeld, der Verkehrswacht und der 
Polizei“ konnte der Fachbereich Ordnung gemeinsam mit der 
Polizei in der Arbeitsgruppe 1 (Überwachung und Ahndung) 
erreichen, dass die Zahl der Geschwindigkeitskontrollen durch 
die Anschaffung eines zweiten Radarwagens im Jahre 1999 
und einer sogenannten Radartonne in 2002 wesentlich gestei-
gert wurde. Der Personaleinsatz wurde gegenüber dem Jahre 
1999 (2 Mitarbeiter) bis zum Jahre 2004 (6 Mitarbeiter/innen) 
verdreifacht. Bei der Überwa-
chung des ruhenden Verkehrs 
wurde schwerpunktmäßig das 
verkehrsgefährdene, insbeson-
dere mit Blick auf die Kinder im 
Straßenverkehr, das sichtbe-
hindernde Parken kontrolliert. 
Auch bei der Überwachung des 
ruhenden Verkehrs wurden für 
die Aktion Fairkehr zusätzliche 
Stellen eingerichtet. Dort ste-
hen für die Überwachung des 
ruhenden Verkehrs insgesamt 
29 Stellen zur Verfügung. 

Gemeinsam mit der ZEUS GmbH hat die Ruhr-Universität-
Bochum die durchgeführten Maßnahmen erfasst und auf ihre 
Wirksamkeit überprüft. Am 2. November 2000 konnte erstmalig 
festgestellt werden, dass die bisher durchgeführten Maßnah-
men zur Bekämpfung der Kinderunfälle mit einem Rückgang 
von 23 Prozent einen ersten Teilerfolg gezeigt haben. In dem 
Evaluationsbericht für das Jahr 2001 stellt die Ruhr-Universität-
Bochum im April 2002 fest, dass die Kontrollen sowohl beim 
ruhenden als auch beim fl ießenden Verkehr wirken. In einem 
weiteren Zwischenbericht im Mai 2003 konnte bei der Evalu-
ation der Maßnahmen für das Jahr 2002 festgestellt werden, 
dass im Risikobereich Innenstadt als Ergebnis einer deutlich 
gesteigerten Maßnahmendichte bei der Parkraumüberwachung 
und bei der Geschwindigkeitsüberwachung die Kinderunfälle 
merklich zurückgegangen sind. 

Nicht versicherte Fahrzeuge gehören 
nicht in den Straßenverkehr
Nach den Vorschriften des Straßenverkehrs- und des Pfl icht-
versicherungsgesetzes muss für alle kennzeichenpfl ichtigen 
Fahrzeuge eine KFZ-Haftpfl ichtversicherung bestehen. Dies ist 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
auf unseren Straßen und zur Sicherung von Forderungen bei 
Unfällen mit Personen- und/oder Sachschäden unerlässlich.

Von  wenigen Ausnahmen abgesehen (zum Beispiel Bootstrans-
porter) darf daher die Zulassungsbehörde nur dann ein Fahrzeug 
(Kraftfahrzeug, Anhänger) zum öffentlichen Straßenverkehr zu-
lassen, wenn ein gültiger Versicherungsvertrag nachgewiesen 
wird. Es gehört daher zu den wichtigsten Aufgaben der Zulas-
sungsbehörde, sofort Maßnahmen zur Außerbetriebsetzung 

eines Fahrzeuges einzuleiten, wenn sie Kenntnis davon erhält, 
dass der vorgeschriebene Versicherungsschutz erloschen ist. 

Sobald die Mitteilung eines KFZ-Haftpfl ichtversicherers über 
den Verlust des Versicherungsschutzes eingeht, erfolgt eine so-
fortige Überprüfung der Zulassungsunterlagen, ob das Fahrzeug 
um- oder abgemeldet ist oder zwischenzeitlich anderweitiger 
Versicherungsschutz nachgewiesen wurde. Ist eine derartige 
zulassungsrechtliche Veränderung nicht feststellbar, ergeht 
noch am gleichen Tag eine Stillegungsverfügung. Mit dieser 
Ordnungsverfügung wird dem Fahrzeughalter auferlegt, das 
Fahrzeug abzumelden oder unter Vorlage einer neuen Versiche-
rungsbestätigungskarte erneut ausreichenden Versicherungs-
schutz nachzuweisen. Gleichzeitig wird dem Fahrzeughalter die 
kostenpfl ichtige zwangsweise Stillegung des Fahrzeuges durch 
die Stadt angedroht.

Wird der Aufforderung zur Abmeldung des Fahrzeugs nicht ge-
folgt beziehungsweise kann kein neuer Versicherungsschutz 
nachgewiesen werden, wird der städtische Ermittlungsdienst 
nach förmlicher Festsetzung des bereits angedrohten Zwangs 
mit der Stillegung des Fahrzeuges beauftragt. Kann hierbei 
die Zwangsstillegung erfolgen, ist eine Wiederzulassung des 
Fahrzeuges nur unter Vorlage einer neuen Versicherungsbestä-
tigungskarte möglich. Sind jedoch Fahrzeughalter und Fahrzeug 
nicht anzutreffen beziehungsweise nicht zu ermitteln, wird das 
Fahrzeug sofort polizeilich ausgeschrieben. Gleichzeitig wird 
gegen den Fahrzeughalter Strafanzeige erstattet wegen des 
Verdachts, gegen die Bestimmungen des Pfl ichtversicherungs-
gesetzes verstoßen zu haben.

Zum Schutz der Allgemeinheit besteht für die KFZ-Haftpfl ichtver-
sicherer eine sogenannte Nachhaftungsfrist von vier Wochen, 
beginnend ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Versicherungsan-
zeige bei der Zulassungsbehörde. Während dieses Zeitraumes 
muß die Zulassungsbehörde alle ihr zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten ausschöpfen, um eine zwangsweise Stillegung 
des Fahrzeuges zu erreichen.

Auf diesem Wege müssen in Krefeld jährlich rund 4000 Kraft-
fahrzeuge wegen fehlendem Versicherungsschutz stillgelegt 
werden, wovon rund die Hälfte durch den städtischen Außen-
dienst aus dem Verkehr gezogen werden muss.

„Graue Lappen“ ein Auslaufmodell
Seit dem 1. Januar 1999 ist für die Bundesrepublik Deutschland 
ein neues Fahrerlaubnisrecht in Kraft getreten. Die ehemaligen 
Fahrerlaubnisklassen 1, 2, 3, 4 und 5 wurden durch die Klassen 
A, B, C, D, M, L und T ersetzt.

Gleichzeitig war damit auch die Aufforderung verbunden, den 
vorhandenen Führerschein (unter anderem „Graue Lappen“) in 
einen sogenannten Kartenführerschein zu tauschen. Der An-
drang der Umtauschwilligen war in dem ersten Halbjahr 1999 
immens und ebbte dann bis Dezember 2000 ab.

Durch Presseberichte, wonach unter anderem in den Nieder-
landen die alten deutschen Führerscheine nicht mehr anerkannt 
werden, begann im gesamten Jahr 2001 ein Ansturm von Um-
tauschwilligen auf die Führerscheinstelle. Allein 2001 wurden 
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rund 18 000 Anträge auf Umtausch in einen EG-Kartenführer-
schein gestellt. Da dies für den jeweiligen Antragsteller auch 
mit Verwaltungskosten verbunden war und ein Termin für einen 
Zwangsumtausch noch nicht feststeht, war im Jahr 2002 wieder 
ein Rückgang der Umtausche festzustellen. 

Im Juli 2003 hat der Fachbereich auf der hiesigen Landesaus-
stellung den Bürgern einen besonderen Führerscheinumtausch-
service angeboten. Dort konnten an zehn Tagen Umtauschwillige 
Anträge stellen. Dies nahmen etwa 1 800 Bürger/innen zum 
Anlass, den EG-Kartenführerschein zu bestellen. 

Es sind rund 120 000 bis 130 000 Fahrerlaubnisinhabern im 
Bereich der Stadt Krefeld registriert. Davon haben bisher gut 
60 000 ihren alten „Lappen“ in den EG-Kartenführerschein 
getauscht. 

Dies bedeutet, sollte der Umtausch demnächst einmal Pfl icht 
werden, dass die Straßenverkehrsbehörde einen riesigen An-
sturm zu bewältigen hat, so dass mit langen Wartezeiten ge-
rechnet werden muss. Deshalb kann allen Führerscheinbesitzern 
nur geraten werden, frühzeitig von der Umtauschmöglichkeit 
Gebrauch zu machen.

Die Taxen in unserer Stadt
In Krefeld sind 184 Taxikonzessionen vergeben. Die Konzessi-
onsträger mit ihren Fahrzeugen sind derzeit alle dem Krefelder 
Funktaxi-Besitzerverein angeschlossen.

Der Fachbereich Ordnung hat jährlich zu prüfen, ob eine Auf-
stockung des Taxenkontingents wirtschaftlich vertreten wer-
den kann. Hierzu werden Stellungnahmen der Industrie- und 
Handelskammer, des Taxi-Verbandes Nordrhein-Westfalen, der 
Fachvereinigung Personenverkehr Nordrhein und des Krefelder 
Funktaxi-Besitzervereins eingeholt, die seit vielen Jahren ein-
heitlich zu dem Ergebnis gekommen sind, dass eine Aufstockung 
aus wirtschaftlichen Gründen abzulehnen ist. 

Die Umsätze im Taxigewerbe sind trotz einer Erhöhung der 
Beförderungsentgelte für den Verkehr mit zugelassenen Taxen 
weiterhin stark rückläufi g. Die Umsatzeinbußen sind zum Teil 
existenzbedrohend. Bei neun Geschäftsaufgaben in den letzten 
Jahren wurde meistens die wirtschaftliche Lage als Grund an-
gegeben. Von daher werden zum jetzigen Zeitpunkt keine weite-

ren Taxikonzessionen vergeben. Zurückgegebene Konzessionen 
werden nicht mehr ausgegeben, sondern eingezogen. Lediglich 
im Rahmen einer Übertragung der Rechte und Pfl ichten eines 
bestehenden Taxiunternehmens ist eine Genehmigung für den 
Taxenverkehr derzeit möglich.

Die Gewerbeüber-
wachung 
In der Stadt Krefeld sind vom Fachbereich Ordnung insgesamt 
rund 15 800 Gewerbebetriebe der verschiedensten Art zu über-
wachen. Die Überwachung umfasst sowohl erlaubnisfreie als 
auch erlaubnispfl ichtige Gewerbe (Makler, Anlagevermittler und 
Bauträger, Gaststätten und Spielhallen, Reise-, Bewachungs-, 
Pfandleiher- und Versteigerergewerbe). Außerdem werden Mes-
sen, Märkte, Ausstellungen und Volksfeste festgesetzt, Schorn-
steinfegerangelegenheiten bearbeitet,  Schwarzarbeit bekämpft 
und Aufgaben nach dem Rettungsgesetz wahrgenommen.

Durch Änderung der Gaststättenverordnung wurde mit Wirkung 
vom 1. August 2001 die Ermächtigung zur Festsetzung von Sperr-
zeiten auf die örtlichen Ordnungsbehörden übertragen. Soweit 
die Kommunen hiervon keinen Gebrauch machen, beginnt die 
Sperrzeit nicht mehr um 1.00 Uhr, sondern erst um 5.00 Uhr. Sie 
endet wie bisher um 6.00 Uhr. Die Stadt Krefeld hat – so wie 
die meisten anderer Städte auch – mit Blick auf die geänderten 
Lebensgewohnheiten der Menschen von ihrem Recht, eine län-
gere Sperrzeit festzusetzen, keinen Gebrauch gemacht. 

Der Schutz der Nachtruhe als ein berechtigtes Interesse der 
Anwohner, ist ein wichtiger Arbeitsschwerpunkt der Ordnungs-
verwaltung. Dies gilt insbesondere für den Betrieb von Außen-
gastronomien, für die keine speziellen Sperrzeiten gelten und für 
die die Bestimmungen des Landes-Immissionsschutzgesetzes 
einschlägig sind. Danach sind Betätigungen, die die Nachtruhe 
zu stören geeignet sind, für die Zeit von 22.00 Uhr bis 6.00 
Uhr grundsätzlich verboten. Eine Ausnahmeregelung wurde 
für Krefeld mit der Ordnungsbehördlichen Verordnung vom 
3. September 1992 geschaffen, wonach innerhalb bestimmter 
Gebiete (im wesentlichen Innenstadt) Außengastronomien bis 
24.00 Uhr betrieben werden dürfen. Die konsequente Ahndung 
von Verstößen durch Erlass von Bußgeldbescheiden und die 
Führung von Gesprächen zwischen Anwohnern und Gaststät-
tenbetreibern tragen dazu bei, dass es keine nennenswerten 
Probleme mit den Öffnungszeiten der Gaststätten und der 
Außengastronomien gibt.

Im Berichtszeitraum ist die Zahl der Spielhallenkonzessionen 
stetig gestiegen, während die Zahl der Geldspielgeräte abge-
nommen hat. Ende der 90iger Jahre waren 38 Spielhallen mit 
1 056 Geldspielgeräten konzessioniert. Zum Ende des Jahres 
2003 sind es 51 Spielhallen und 850 Geldspielgeräte (zum Ver-
gleich: 2000: 39 / 987; 2001: 43 / 869; 2002: 48 / 850).

Ein weiterer Schwerpunkt der Gewerbeüberwachung stellt das 
private Sicherheitsgewerbe in einem wachsenden „Sicher-

Auch auf der Rheinischen Landesausstellung konnten Kre-
felder 2003 Anträge für den EG-Kartenführerschein stellen   
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heitsmarkt“ dar. Kritisch zu sehen ist dabei das mangelnde 
Anforderungsprofi l der privaten Sicherheitsfi rmen, das keinem 
Vergleich mit dem der Polizei standhält. Auf der anderen Seite 
bietet das private Sicherheitsgewerbe Beschäftigungsmöglich-
keiten für ansonsten nicht so einfach zu vermittelnde Personen, 
insbesondere im Niedriglohnsegment. Gerade weil es um den 
sensiblen Bereich der öffentlichen Sicherheit geht, sind gesetz-
liche Regelungen, deren Einhaltung durch die Ordnungsbehörde 
kontrolliert werden, notwendig.

Bereits Mitte der 90iger Jahre wurde die Gewerbeordnung und 
die Bewachungsverordnung mit der Einführung des sogenann-
ten Unterrichtungsnachweises verschärft. Mit der Novellierung 
des Bewacherrechts im Januar 2003 wurde neben einer Reihe 
anderer Bestimmungen die Sachkundeprüfung für bestimmte 
Wachtätigkeiten (Kontrollgänge im öffentlichen Raum, Laden-
detektive, Türsteher vor Diskotheken) eingeführt. Bemerkens-
wert ist ebenfalls, dass der Ordnungsbehörde nunmehr die 
Möglichkeit eingeräumt wird, unmittelbar dem Unternehmer 
die Beschäftigung eines bestimmten Angestellten im Falle 
der fehlenden Zuverlässigkeit zu untersagen und im konkreten 
Einzelfall über das für die Gewerbeüberwachung übliche Maß 
hinaus Daten anzufordern.

Ausländer in Krefeld
Die Zahl der in Krefeld lebenden Ausländer ist im Berichtszeit-
raum von 32 843 Personen aus 141 Staaten auf 30 520 Personen 
aus 147 Staaten zum 31. 12. 2003 gesunken. In etwa gleicher 
Höhe sank auch die Zahl der verfestigten Aufenthaltstitel – dies 
sind unbefristete Aufenthaltserlaubnisse und Aufenthaltsbe-
rechtigungen – von 12 614 auf 10 582. Dieser Personenkreis 
spricht in der Ausländerabteilung lediglich für die Einbürgerung 
oder bei Passangelegenheiten im Abstand mehrerer Jahre vor. 
Der hierdurch entstehende Verwaltungsaufwand hält sich daher 
in sehr engen Grenzen.

Anders verhält es sich  bei den ausländischen Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern, die lediglich im Besitz eines befristeten Auf-
enthaltstitels, einer Bescheinigung oder einer Duldung sind und 
deshalb die Ausländerabteilung naturgemäß zur Verlängerung 
ihres Aufenthaltsstatusses in regelmäßigen Abständen aufsu-
chen müssen. Am Rückgang der verfestigten Aufenthaltstitel um 
rund 2000 wird ein besonderes Problem deutlich. Es scheiden 
mehr ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger durch Einbür-
gerung aus diesem Personenkreis aus, als neue hineinwachsen. 
Ausschlaggebend hierfür ist, dass vielfach die erforderlichen 
Voraussetzungen für die Erteilung eines verfestigten Aufent-
haltstitels nicht erfüllt werden können. Ursächlich hierfür sind 
vor allem die fehlende Sicherung des Lebensunterhalts und in 
Einzelfällen auch Strafverfahren.

Die Zahl der Asylbewerber und der Bürgerkriegsfl üchtlinge hat 
sich im Berichtszeitraum etwas mehr als halbiert (von 1794 
auf 848 ). Einerseits wurden weniger Asylbewerber Krefeld 
zugewiesen und andererseits sind zahlreiche Ausreiseverpfl ich-
tungen gemäß dem gesetzlichen Auftrag durchgesetzt worden. 

In der überwiegenden Zahl der Fälle konnte durch zeitaufwen-
dige Gespräche und durch Gewährung von Rückkehrhilfen eine 
Abschiebung vermieden werden.

Missbrauch verhindern
Neben der großen Anzahl der „reibungslos“ verlaufenden 
ausländerrechtlichen „Normalfälle“ bildet die Vermeidung von 
Missbräuchen des gewährten Aufenthaltsrechts, die häufi g mit 
dem Bezug von Sozialhilfeleistungen einhergehen, einen beson-
deren Arbeitsschwerpunkt der Ausländerabteilung.

Ein breites Arbeitsfeld nimmt dabei die, gemessen an der Ge-
samtzahl ausländischer Mitbürger, sicherlich nicht sehr große 
Gruppe straffällig gewordener Ausländer ein. Für die bei schwe-
ren Straftaten unvermeidliche Ausweisung und deren Durchset-
zung ist ein erheblicher Verwaltungsaufwand erforderlich, der in 
besonderem Maße Arbeitskapazitäten in Anspruch nimmt, die 
bei der Erledigung anderer ausländerrechtlicher Fälle fehlt und 
damit letztendlich zu Lasten derjenigen geht, die eine schnellere 
Abwicklung ihrer Angelegenheiten verdient hätten.

Unter ausreisepfl ichtigen Asylbewerbern nimmt die Tendenz, 
nach negativem Abschluss des Asylverfahrens, nicht freiwillig 
ausreisen zu wollen, deutlich zu. Auch hier gilt es, Missbräuchen 
durch eine konsequente Anwendung des Ausländerrechts zu 
begegnen. In vielen Fällen werden falsche Namen angegeben, 
gefälschte Dokumente vorgelegt oder Identitätspapiere unter-
drückt. Immer öfter wird Reiseunfähigkeit zu Unrecht geltend 
gemacht oder es wird eine Scheinehe eingegangen. Dies alles 
aufzuklären, erfordert ebenfalls einen enormen Arbeitsaufwand, 
insbesondere, wenn Botschaftszuführungen in Berlin erforder-
lich werden. Auch ein Abtauchen in die Illegalität ist verstärkt 
festzustellen.

Im Bereich der Visa-Angelegenheiten ist trotz der wirtschaftli-
chen Flaute der letzten Jahre der Wunsch, in das Bundesgebiet 
einzureisen, weiterhin ungebrochen. Aber auch hier nimmt die 
Zahl der Missbrauchsfälle immer mehr zu. 

Häufi g werden gefälschte Personaldokumente aus EU-Staaten 
vorgelegt oder es wird versucht, mit gefälschten Unterlagen 
zum Zwecke des Studiums einzureisen.  Personen aus Staaten, 
die für einen Besuch visumsfrei einreisen dürfen, nutzen den 
Aufenthalt für Schwarzarbeit oder sind zum Teil in Diebes-
banden tätig, und auch über den Weg einer Scheinehe wird 
nach wie vor versucht, einen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland zu erhalten. Dies alles aufzuklären, hieraus die 
Konsequenzen durch Ausweisungsverfügungen, Durchsetzung 
der Ausreisepfl icht und Abschiebungen zu ziehen und somit 
dem gesetzlichen Auftrag Folge zu leisten, bindet ebenfalls 
erhebliche Arbeitskapazitäten.

Neues Zuwanderungsgesetz?
Zum 1. Mai 2004 werden die zehn Länder der sogenannten 
Osterweiterung der EU mit 85 Millionen Menschen in die EU 
aufgenommen. Wie die Regelungen bezüglich der Freizügigkeit 
für die einzelnen neuen EU-Länder dann sein werden, ist noch 
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nicht festgelegt. Nach gültigem Recht werden diese hier für 
einen Aufenthalt über den Besuch hinaus jedenfalls die Auf-
enthaltserlaubnis EU benötigen. Festzustellen war schon 2003, 
dass verstärkt Staatsangehörige aus den Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion mit gefälschten Pässen aus den Län-
dern der Osterweiterung zu Besuchsaufenthalten einreisten und 
hier durch Schwarzarbeit oder Straftaten auffällig wurden. Die 
Arbeitsanforderungen werden jedenfalls steigen. 

Dies wird sicherlich auch für ein neues Zuwanderungsgesetz 
gelten, das möglicherweise doch noch zustande kommen wird. 
Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die bisher vom 
Arbeitsamt durchgeführten arbeitsrechtlichen Genehmigungen 
mit der Aufenthaltsgenehmigung von der Ausländerabteilung 
bearbeitet werden. Der hiermit verbundene Mehraufwand und 
die damit zusätzlich auf die Stadt zukommenden Kosten lassen 
sich zum Teil nicht einmal annähernd abschätzen.

Initiativen für den 
Umweltschutz
Der Stellenwert des Umweltschutzes ist bei der Bevölkerung 
trotz erzielter Fortschritte weiterhin hoch. Im Betrachtungs-
zeitraum spiegelt auch die zunehmende Zahl gesetzlicher 
Vorschriften (EU-Richtlinien, Bundes- und Landesgesetze)  den 
hohen Stellenwert wider. 

Organisatorische Veränderungen im  Bau-, Planungs-, Umwelt- 
und Gesundheitsdezernat  haben zur Bildung eines Fachberei-
ches Umwelt geführt, in welchem im wesentlichen die Aufga-
benstellungen der Unteren Wasserbehörde, der Unteren Abfall-
behörde, der Abfallwirtschaft und der Straßenreinigung sowie 
der Unteren Bodenschutzbehörde (Altlasten) wahrgenommen 
werden. Daneben werden konzeptionelle Aufgabenstellungen 
(Koordination und Vorbereitung der städtischen Umweltpolitik, 
Umweltverträglichkeitsprüfungen UVP, Koordination des Prozes-
ses „Lokale Agenda 21“, Öffentlichkeitsarbeit) bearbeitet.

Als Grundlage für eine vorausschauende und vorsorgeori-
entierte Umweltplanung wird weiterhin an einem fach- und 
ämterübergreifenden Umweltinformationssystem gearbeitet. 
Darüber hinaus betreut der Fachbereich Umwelt das Umwelt-
telefon als zentrale Anlaufstelle für die Bürgerschaft in allen 
Umweltfragen.

Neben den im Bau-, Planungs-, Umwelt- und Gesund-
heitsdezernat zusammengefassten zuständigen Fachbereichen 
werden umweltrelevante Aufgaben auch noch von weiteren 
Verwaltungsstellen wahrgenommen.

Altlasten
Vor dem Hintergrund, dass Krefeld  eine  nahezu zweihun-
dertjährige industrielle Entwicklung genommen hat, stellt die 
Altlastenfrage nicht nur in Krefeld, sondern auch bundesweit, 

weiterhin eine wichtige umweltpolitische Aufgabe dar. Dies 
kommt auch dadurch zum Ausdruck, dass 1999 durch das 
Bundesbodenschutzgesetz eine eigenständige gesetzliche 
Grundlage für den Schutz des Bodens geschaffen wurde, die 
am 1. März 1999 in Kraft trat.

Die bereits seit 1983 erfassten cirka 140 Altablagerungen und 
800 industriellen Altstandorte werden 2004 in ein digitalisiertes 
Altlastenkataster übernommen, so dass die Flächen in einer 
digitalen Karte dargestellt werden können. Die Untersuchung 
und Sanierung dieser Flächen kann auf Grund der hohen Kosten 
und des hohen Arbeitsaufwandes nur nach und nach erfolgen, 
daher wird eine Prioritätenliste permanent fortgeschrieben.

Bei der Aufstellung neuer Bebauungspläne werden die in die-
sen Bereich fallenden Verdachtsfl ächen einer Gefährdungsab-
schätzung unterzogen, um sicherzustellen, dass kontaminierte 
Flächen nicht für eine Wohnbebauung oder eine andere sensible 
Nutzung freigegeben werden. Darüber hinaus wird bei Bauan-
trägen in jedem Einzelfall überprüft, ob für das Baugrundstück 
ein Altlastenverdacht vorliegt.

Als herausragende Einzelmaßnahme ist die Sanierung des 
Kapuzinerberges zu nennen. Die ehemalige Hausmülldeponie 

am Flünnertzdyk stellte nach ihrer Schließung im Jahre 1974  
bis heute eine Gefährdung der Umwelt dar. Wie bei Hausmüll-
deponien üblich, bildet sich im Deponiekörper durch bioche-
mische Abbauprozesse Methangas (Deponiegas), das über die 
Oberfl äche ausgast. Gleichzeitig wird auch das Grundwasser 
durch Sickerwässer belastet.

Der Flöthbach, der südlich der Deponie entspringt, wurde 
bisher unter der Deponie hindurchgeleitet. Die Verrohrung des 
Flöthbachs ist teilweise unter der Aufl ast des Deponiekörpers 
abgesackt. Hierdurch sind Undichtigkeiten entstanden, durch 
die verschmutztes Sickerwasser direkt in den Flöthbach treten 
kann. Bei der 2003/2004 durchgeführten Sanierung wird die 
Oberfl äche der Deponie im oberen Bereich (Kuppe) abgedichtet, 
damit das Niederschlagswasser nicht mehr in den Deponiekör-
per eindringen kann. Gleichzeitig wird die Gasdrainage erneuert.  
Das Niederschlagswasser wird durch Rinnen gefasst und dem 

Der Flöthbach hat ein neues Bachbett bekommen und 
wird nun östlich um den Kapuzinerberg geführt
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Flöthbach zugeführt, der nunmehr östlich um die Deponie ge-
leitet wird. Für diese Maßnahme musste ein neues Bachbett 
erstellt werden.

Die Gesamtsanierungsmaßnahme wird zu 80 Prozent durch das 
Land Nordrhein-Westfalen gefördert.

Wasser- und Gewässerschutz
Da Wasser ein lebensnotwendiges und nicht vermehrbares Gut 
ist, unterstehen die Gewässer einer staatlichen Bewirtschaf-
tung. Ziel der Wasserbehörden ist es, die Gewässer vor vermeid-
baren Beeinträchtigungen zu schützen und so zu bewirtschaften, 
dass sie dem Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm 
auch dem Nutzen einzelner dienen. Die Bewirtschaftung der 
Gewässer umfasst, den nutzbaren Anteil des „Wasserschatzes“ 
nach Menge und Güte sowie seine derzeitige und zu erwartende 
künftige Inanspruchnahme zu ermitteln, Prioritäten für diese 
und Vorratskapazitäten für weitere Ansprüche an das Wasser 
festzulegen sowie über Maßnahmen zu entscheiden, die erfor-
derlich sind, um das „Wasserdargebot“ zu sichern.

Für die Bewirtschaftung der Gewässer – auch des Grundwassers 
– werden auf europäischer Ebene in der EU-Wasserrahmen-
richtlinie die allgemeinen Zielsetzungen vorgegeben, welche 
über Gesetze und Verordnungen aus Bundes-, Landes- oder 
kommunaler Ebene umgesetzt werden. Hierzu gehören:

• Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
• Landeswassergesetz (LWG)
• Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-

den den Stoffen (VAwS)
• Kommunale Abwasserverordnung
• Abwasserverordnung
• Verordnung über das Einleiten wassergefährdender Stoffe 

und Stoffgruppen
• Klärschlammverordnung
• Düngeverordnung

Zuständig für die Überwachung und Einhaltung der vorge-
nannten Vorschriften und Gesetze sowie für die Erteilung 

entsprechender Genehmigungen ist im kommunalen Bereich 
in der Regel die Untere Wasserbehörde, die im Fachbereich 
Umwelt angesiedelt ist.

Die Untere Wasserbehörde regelt durch die Erteilung von Was-
serrechten oder die Genehmigung und Versagung anderweitiger 
Gewässer- und Bodennutzungen den Gewässerhaushalt. Dabei 
werden neben qualitativen Überlegungen vor allem Grundwasser-
neubildung und -dargebot einerseits und Grundwasserent nahme 
andererseits ins Verhältnis gesetzt, um einen ausreichenden 
Grundwasservorrat zu gewährleisten. Qualitative Aspekte spielen 
hingegen bei Maßnahmen eine Rolle, die die Grundwasserqua-
lität beeinträchtigen könnten, so zum Beispiel der Betrieb von 
Kleinkläranlagen oder die Lagerung und der Einbau von Stoffen, 
bei denen eine Grundwasserverunreinigung denkbar ist (RCL-Ma-
terial oder ähnliches). Auch hier wird die Untere Wasserbehörde 
beratend und als Genehmigungsbehörde tätig.

Besonderen Schutz genießen die Einzugsgebiete der Gewin-
nungsanlagen der öffentlichen Wasserversorgung. Diese 
Schutz gebiete sind – mit abnehmender Entfernung von den 
Förderbrunnen und entsprechend stufenweise verschärften 
Verbots- und Genehmigungstatbeständen – in die Schutzzonen  
IIIB, IIIA, II und I eingeteilt. Für die Wasserwerke Kempener 
Allee/Bückerfeld, Hüls und Uerdingen sind Schutzgebiete offi zi-
ell festgelegt worden, was bedeutet, dass hier Verbote und Ge-
nehmigungstatbestände in Wasserschutzgebietsverordnungen 
genau defi niert sind. Die Schutzgebiete der Wasserwerke In der 
Elt und Forstwald befi nden sich dagegen noch in der Planung, 
sind jedoch bereits so klar umrissen, dass auch sie – außer bei 
der Überwachung von Anlagen, die nach der VAwS beurteilt 
werden – wie festgesetzte Wasserschutzgebiete betrachtet 
werden. Zusätzlich zu den vorgenannten greifen auch die 
Schutzgebiete der Wasserwerke Vinnbrück, Niep, Rumeln und 
Werthof auf das Krefelder Stadtgebiet über, so dass dieses im 
Ergebnis zu etwa 60 Prozent aus festgesetzten oder geplanten 
Wasserschutzgebieten besteht. Dies ist der Preis dafür, dass 
Krefeld im Gegensatz zu den meisten anderen Rheinanlieger-
städten seinen Wasserbedarf ausschließlich aus hochwertigem 
Grundwasser deckt. Da dies auch in Zukunft so bleiben soll, 
gehört es zu den wichtigsten und oft auch schwierigsten Auf-
gaben der Unteren Wasserbehörde, einerseits für einen optima-
len Grundwasserschutz zu sorgen, andererseits aber auch den 
Belangen der Stadtentwicklung in Form neuer Wohnbau- und 
Gewerbegebiete Rechnung zu tragen.

Trotz der Düngeberatung durch die Stadt Krefeld ist infolge 
landwirtschaftlicher Nutzung nach wie vor ein zu hoher Stick-
stoffeintrag in das Grundwasser zu verzeichnen, der sich in 
einer erhöhten Nitratbelastung der oberfl ächennahen Grund-
wasservorkommen niederschlägt. Hiervon sind weniger die 
Gebiete betroffen, die an die öffentliche Wasserversorgung 
angeschlossen sind, sondern vor allem diejenigen, die aus 
Hausbrunnen versorgt werden, wo  dies zu einem ernsten Pro-
blem werden kann. Die am 1. Januar 2003 in Kraft getretenen 
Novelle der Trinkwasserverordnung setzt erstmalig klare Fristen, 
bis wann auch in diesen Außenbereichen ein einwandfreies 
Trinkwasser zur Verfügung stehen muss, so dass Behörden 
und Eigentümer der Wasserversorgungsanlagen unter hohem 
Handlungsdruck stehen.

Die Kuppe des Kapuzinerbergs – die ehemalige Haus-
mülldeponie – ist bei der Sanierung abgedichtet worden
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Ein weiterer Teilarbeitsbereich der unteren Wasserbehörde be-
steht – wie oben angedeutet – in der Überwachung von Anlagen 
nach der VAwS. Dabei reicht das Spektrum von großen Indus-
trieanlagen, bei denen wassergefährdende Stoffe gehandhabt 
werden, bis zum privaten Heizöltank. Die Behörde überwacht 
hierbei die Einhaltung gesetzlich festgelegter Prüfpfl ichten, 
ordnet gegebenenfalls Maßnahmen zur Beseitigung festge-
stellter Mängel an, oder erteilt neu zu errichtenden Anlagen 
unter bestimmten Voraussetzungen eine Eignungsfeststellung, 
ohne die der Betrieb solcher Anlagen nicht zulässig ist. Im Rah-
men der Gewässeraufsicht werden Anlagen kontrolliert und in 
umfangreichen EDV-Katastern erfaßt. Genehmigungsverfahren 
nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz liegen in der Zustän-
digkeit des Staatlichen Umweltamtes, jedoch wird die untere 
Wasserbehörde an diesen Vorgängen beteiligt. Darüber hinaus 
sind auch Baugenehmigungs- und andere öffentlich-rechtliche 
Verfahren Gegenstand einer Prüfung und Bewertung durch die 
Untere Wasserbehörde.

Ein weiteres umfassendes Tätigkeitsfeld der Unteren Was-
serhörde ist mit dem Begriff „Abwasser“ verbunden. Dabei 
reicht der Einsatz von der dezentralen Abwasserbeseitigung 
– hierzu zählen zum Beispiel die Versickerung von Nieder-
schlagswasser und die Behandlung von häuslichem Abwasser 
in Kleinkläranlagen – bis hin zur Überwachung von Direkt- und 
Indirekteinleitungen, das heißt Einleitungen in ein Gewässer 
beziehungsweise in die Kanalisation.

Bedingt durch gesetzliche Änderungen im Berichtszeitraum 
konnten in zahlreichen Fällen durch die intensive Beratung von 
Bauherrn und Planern Versickerungsanlagen für Niederschlags-
wasser errichtet werden, die dem derzeitigen Stand der Technik 
entsprechen. Ähnliches gilt für die Behandlung und Beseitigung 
von häuslichem Abwasser in den Außenbereichen.

Die Genehmigung und Überwachung von Direkt- und Indirek-
teinleitern aus dem häuslichen und industriellen Bereich wurde 
weiter intensiviert. Das digitale Kataster ist als Grundlage für 
die Überwachung überarbeitet worden und bietet eine Vielzahl 
von Möglichkeiten in der Anwendung. Die als Frühwarnsystem 
für die zentrale Kläranlage an den Knotenpunkten des Kanalnet-
zes errichteten Messstationen wurden mit Geräten zur Messung 
weiterer Parameter ausgestattet und  in den Kläranlagenbetrieb 
eingegliedert. Die Messdaten aus diesen Stationen laufen kon-
tinuierlich bei der Unteren Wasserbehörde und der Kläranlage 
auf und dienen dadurch sowohl zur Überwachung der Einleiter 
als auch zur Optimierung der Abwasserreinigung. 

Zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie gehört unter 
anderem der naturnahe Ausbau der Fließgewässer und die 
naturnahe Entwicklung der mit ihnen in Verbindung stehenden 
Landbiotope. Die unter Federführung des Fachbereiches Grün-
fl ächen initiierten Projekte der Flöthbach-Renaturierung und der 
Wiedervernässung des Hülser Bruches sowie andere, kleinere 
Renaturierungsvorhaben werden deshalb in wasserfachlicher 
Hinsicht begleitet und unterstützt und gegebenenfalls mit den 
erforderlichen Genehmigungen versehen.   

Auch in akuten Schadensfällen, bei denen wassergefährdende 
Stoffe frei geworden sind oder frei zu werden drohen, wird die 
Untere Wasserbehörde eingeschaltet, um die jeweils erforder-

lichen Maßnahmen anzuordnen. Aus Anlass des Tankerbrandes 
am 22. November 2001 an einem Rheinanleger vor dem Bayer-
werk, bei dem Teile von Uerdingen in ernste Gefahr gerieten und 
entschieden werden musste, die gesamte Ladung (1 000 Tonnen 
Salpetersäure) in den Rhein zu pumpen, wurde ab dem 1. Fe-
bruar 2002 eine förmliche Rufbereitschaft des Fachbereiches 
Umwelt eingerichtet, um in solchen Fällen sicherzustellen, dass 
ein kompetenter Ansprechpartner vor Ort zur Verfügung steht. 
Diese Einrichtung hat sich seither bei zahlreichen Vorfällen, in 
denen sofortige Entscheidungen zum Wasserschutz zu treffen 
waren, bewährt.  

Umweltverträglichkeitsprüfung
Der Anwendungsbereich des Gesetzes zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG), dass erstmals 1990 in Kraft getreten 
ist und die Prüfung der Auswirkungen von Vorhaben auf 
die defi nierten Schutzgüter Menschen, Tiere und Pfl anzen, 
Boden und Wasser, Klima und Luft, Natur und Land schaft 
vorsieht, wurde mit seiner Neufassung am 5. September 2001 
deutlich erweitert. Das Ge setz erstreckt sich nunmehr nicht 
nur auf privatrechtliche sondern auch auf bestimmte bau pla-
nungsrechtliche Vorhaben. Hierbei bedarf es in Abhängigkeit 
von Schwellenwerten einer allge meinen Vorprüfung oder einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), wenn die im UVPG ge-
nannten bauplanungsrechtlichen Vorhaben (vorhabensbezo-
gene B-Pläne für den Bau von: Fe riendorf oder Hotelkomplex, 
ganzjährig betriebener Campingplatz, Freizeitpark, Parkplatz, 
Einkaufszentrum, Industriezone) und Ände run gen bestehender 
B-Pläne im Außenbe reich einer Kommune realisiert werden 
sollen. Dies gilt al lerdings nur im Aufstel lungs verfahren. Die 
Ergänzung des UVPG um bauplanungsrechtliche Vorhaben erfüllt 
damit einen Teil der Ziele der bereits nach 1990 in der Stadtver-
waltung durch Dienst anweisung eingeführten frei willigen UVP 
für bauplanungsrechtliche Vorhaben. Darüber hinaus wurden 
die Schwellenwerte für be stimmte privatrechtliche Vorhaben 
abgesenkt und weitere pri vate Einzelbauvorhaben in das UVPG 
aufge nommen.

Zu erwarten ist, dass eine weitere EU-Richtlinie zur sogenannten 
strategischen Umweltprüfung 2004 in nationales Recht um-
gesetzt wird. Dies erfolgt durch die Änderung des Baugesetz-
buches (BauGB) und hat zur Konsequenz, dass insbesondere 
Bauleitpläne nach den Anforde rungen des Baugesetzbuches 
einer Umweltprüfung unterliegen. Unter bestimmten Voraus-
set zungen kann die Umweltprüfung in einem vereinfachten 
Verfahren erfolgen.

Immissionsschutz
Nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (Gesetz zum Schutz 
vor schädlichen Umweltein wir kungen durch Luftverunreini-
gungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge) 
be steht für Gemeinden und zuständige Behörden die Verpfl ich-
tung zur Aufstellung von Lärm min derungsplänen. Dies betrifft 
solche Gebiete, in denen die Lärmbelastung durch einwirken-
de Ge räuschquellen die gültigen Richtwerte überschreitet und 
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schädliche Umwelteinwirkungen nicht nur vorübergehend 
hervorgerufen oder zu erwarten sind. Für das Stadtgebiet 
Krefeld wurde im Jahr 2002 mit der Erstellung von Schall-
immisions- und Konfl iktplänen die Lärmminde rungspla nung 
begonnen. Die Lärmminderungspläne werden Angaben über 
die festgestellten und die zu erwartenden Lärmbelastungen, die 
Art der Emissionsquellen und die vorgesehenen Maßnahmen 
zur Lärmminderung oder zur Verringerung des weiteren Anstiegs 
der Lärmbelastung enthalten.

Weiterhin verpfl ichtet das Bundesimmissionschutzgesetz die 
Gemeinden und zuständigen Be hörden zur Realisierung einer 
Luftreinhalteplanung. Mit der Änderung des Bundesimmissions-
schutzgesetzes und der Verordnung über Immissionswerte für 
Schadstoffe in der Luft im Jahr 2002 werden die Immissi-
onsgrenzwerte, Toleranzmargen und Alarmschwellen für die 
Luftschad stoffe Schwefel dioxid, Stickstoffdioxid, Stickoxide, 
Schwebstaub, Staubpartikel PM10, Blei, Benzol und Kohlen-
monoxid stufenweise bis 2005 und 2010 abgesenkt und die 
Schwellenwerte für Ozon festge setzt. Die Absenkung der 
Grenzwerte geht auf neuere, anerkannte wissen schaftliche 
Unter su chungen zurück, denen durch die EU-Gesetzgebung 
und deren Umsetzung in nationales Recht Rechnung getragen 
worden ist. Diese Entwicklung hat auch für die Stadt Krefeld seit 
2003 zur Konsequenz, gemeinsam mit den zuständigen Landes-
behörden einen Luft rein halteplan zur zu künftigen Einhaltung der 
Immissionsgrenzwerte aufzustellen. Dieser enthält bei seiner 
Fertig stellung unter anderem Angaben über die Gebiete, an 
denen Überschreitungen der Grenzwerte festzustellen sind, zur 
Ausstattung und Größe der Überschreitungsgebiete, Art und 
Beurteilung sowie Ur sprung der Luftverunreinigungen und zu den 
kurz- und langfristigen Maßnahmen ihrer Vermin derung. Besteht 
auch bei der erfolgreichen Umset zung der Maßnahmen weiterhin 
die Gefahr, dass die Immissionsgrenzwerte und Alarmschwellen 
kurzfristig überschritten werden können, wird der Luftreinhalte-
plan um Aktionspläne ergänzt, in denen je nach Fall Maßnahmen 
zur Beschränkung oder Aussetzung von Tätigkeiten vorgesehen 
werden, die zur Gefahr einer Überschreitung der Immissions-
grenzwerte und Alarmschwellen beitragen. Maßnahmen zur 
Luftreinhalteplanung können sich auf den Straßenverkehr ebenso 
beziehen wie auf Gewerbe- und Industriegebiete.

Vor dem Hintergrund der Entwicklungen im Bereich der Mobil-
funktechnologie und der Mobil funkvereinbarung NRW im Jahr 
2003 hat die Stadt Krefeld gemeinsam mit den Netz betreibern 
in einem Verfahren zur Standortwahl von Mobilfunksendeanla-
gen Regelungen zur künftigen Bewer tung der Netzplanung der 
Mobilfunknetzbetreiber getroffen. Hierin ist er kennbar, dass 
die ge planten Standorte einer kritischen Bewertung unterzo-
gen werden und bei den Netzbetreibern eine grundsätzliche 
Bereitschaft besteht, sofern die technischen Voraus setzung 
bestehen, im Einzelfall Alternativstandorte zu akquirieren.

Klimaanalyse
Die Stadt Krefeld hat im Zuge der Realisierung der Neuaufstel-
lung des Flächennutzungsplans die Abteilung für Angewandte 
Klimatologie der Universität Essen mit der Erstellung  einer 

Gesamtstädtischen Klimaanalyse des Stadtgebietes beauftragt, 
die 2003 nach eineinhalb Jahren Dauer und einem einjährigen 
Messzeitraum fertiggestellt wurde. Die Klimaanalyse lässt sehr 
deutliche Unter schie de in der Temperatur- und Windverteilung 
des Stadtgebietes erkennen. Sie legt Er gebnisse über Gebiete 
und Zeiträume thermischer und lufthygienischer Belastung so-
wie zur Lage von Venti la tions bah nen und Kaltluftgebieten vor. 
Die Klimaanalyse dient nicht nur als Abwägungsgrundlage bei 
der Entwicklung der vorbereitenden Bauleitplanung, sondern 
auch als Planungsgrundlage bei der Realisierung bauplanungs-
rechtlicher Vorhaben sowie von Vorhaben, die dem Gesetz zur 
Umwelt verträglichkeitsprüfung unterliegen.

Die Abfallwirtschaft
Das nach der Privatisierung des städtischen Fuhrparks im Jahr 
1994 gegründete Amt für Abfallwirtschaft  wurde im Januar 2000 
mit dem Umweltamt und dem Chemischen Untersuchungsamt 
im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung zum Fachbereich 
Umwelt zusammengelegt. Die hoheitlichen Aufgaben Ab-
fallwirtschaftsplanung, Betreuung der Drittbeauftragen, Sat-
zungsgestaltung, Abfallberatung, Straßenreinigung und Untere 
Abfallwirtschaftsbehörde werden nun in der Abteilung Abfall, 
Straßenreinigung, Altlasten und Bodenschutz wahrgenommen.

Als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist die Stadt Krefeld 
verpfl ichtet, die Entsorgungssicherheit für die im Gewerbe und 
bei den Haushalten in Krefeld anfallenden Abfälle auf Dauer zu 
gewährleisten. Dazu wurde das erstmals 1993 beschlossene 
Abfallwirtschaftskonzept für die Stadt Krefeld überarbeitet und 
am 29. April 1999  durch den Rat beschlossen.

Im Abfallwirtschaftskonzept werden die zu treffenden abfallwirt-
schaftlichen Maßnahmen festgelegt, mit dem Ziel, die zu besei-
tigenden Abfallmengen zu reduzieren und die Abfallvermeidung 
zu fördern. Prognostiziert werden langfristige Reduzierungen des 
Rest-Hausabfalls um rund 23 300 Tonnen auf bis zu 54 900 Tonnen 
und Steigerungen des Sperrmülls von 8 600 Tonnen auf 9 700 
Tonnen. Gleichzeitig wird prognostiziert, dass sich die Verwer-
tung von Abfällen um 27 400 Tonnen steigern wird. 

Durch das Inkrafttreten des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetzes im Jahre 1996 haben sich die abfallwirtschaftlichen 
Grundlagen erheblich verändert. Aus dem Gewerbe reduzierten 
sich kontinuierlich die Abfallmengen zur Beseitigung, die den 
Beseitigungsanlagen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger zugeführt wurden. Die gewerblichen Abfallerzeuger 
führten verstärkt ihre Abfälle als „Abfall zur Verwertung“ den 
Sortier- und Verwertungsanlagen zu. Da die Überwachung dieser 
Stoffströme extrem schwierig ist und immer häufi ger auch von 
sogenannter Scheinverwertung gesprochen wurde, reagierte 
der Gesetzgeber mit der Gewerbeabfallverordnung, die zum 
1. Januar 2003 in Kraft trat.

Eine Grundlage der Abfallwirtschaftplanung bildet die jährli-
che Bilanzierung der Abfallmengen, die seit 1989 kontinuierlich 
fortgeschrieben wird.
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Im Bereich der Abfälle aus Haushaltungen werden die Abfälle 
weithin getrennt erfasst. Es werden folgende Abfälle getrennt 
gesammelt:

• Restabfall
• Sperrmüll
• Problemabfälle (schadstoffhaltige Abfälle)
• Bioabfälle
• Grünabfälle
• Altglas
• Altpapier
• Leichtstoffe (Grüner Punkt/Duales System)

Entwicklung der Abfallmengen in 1 000 t  
Abfallarten/ Abfallgruppen 1998 1999 2000 2001 2002
________________________________________________________

Wertstoffe aus Haushalten
Bioabfall 4,82 3,28 3,46 3,44 3,68
Grünabfälle 6,25 8,28 11,62 8,62 8,92
Altglas 5,23 5,21 5,17 4,75 4,56
Altpapier 13,62 13,44 13,77 13,74 13,59
Leichtstoffe 6,24 4,28 4,37 4,36 4,52
sonstige Wertstoffe 0,25 0,31 0,22 0,31 0,29________________________________________________________

Aufkommen a. 
Wertstoffsammlungen 36,41 34,80 38,61 35,22 35,56

Restabfall a.  „grauer Tonne“/Schadstoffe
Rest-Hausabfall 77,86 78,27 78,07 76,28 73,86
Problemabfälle 0,14 0,12 0,15 0,14 0,14________________________________________________________

Hausabfall, gesamt 78,00 78,39 78,22 76,42 74,00

sperriger Restabfall aus Haushalten
Rest-Sperrmüll 8,81 8,35 9,09 8,90 9,40
Fe-Schrott  1,11 1,04 1,12 0,88 0,86________________________________________________________

Sperrmüll, gesamt 9,92 9,39 10,21 9,78 10,26

Der Restabfall wird über Restabfallbehälter (120 l, 240 l, 1 100 l), 
die in der Regel wöchentlich oder 14-täglich durch die GSAK ge-
leert werden, entsorgt. In 2004 wurde ein neues kleineres rotes 
Abfallgefäß mit 60 l Inhalt eingeführt, das 14täglich entleert 
wird. Gleichzeitig sieht die Abfallsatzung der Stadt Krefeld nun 
vor, dass das mindestens vorzuhaltende „Pro-Kopf-Volumen“ für 
Restabfälle von 20 Liter auf 15 Liter „pro Kopf und Woche“ re-
duziert werden kann, wenn unter anderem auch die anfallenden 
Bioabfälle getrennt erfasst und verwertet werden.
Wie im Abfallwirtschaftkonzept für die Stadt Krefeld festge-
legt ist, werden Papier (Blaue Tonne) und Leichtverpackungen 
(Gelber Sack, Gelbe Tonne) durch ein Holsystem gesammelt. 
Papier und Kartonagen können weiterhin auch an öffentlich 
zugänglichen Containern abgeben werden.

Um die Akzeptanzprobleme bei der Errichtung neuer bezie-
hungsweise bei der Erhaltung vorhandener Containerstandorte 
zu reduzieren, wurde auf dem Westwall in Höhe des Fichte-
Gymnasiums ein Unterfl ur-Containerstandort eingerichtet und 
getestet. Aufgrund der positiven Erfahrungen wird angestrebt, 
weitere dieser Unterfl urcontainerstandorte zu installieren.

Die Leichtverpackungen wurden bis zum Jahr 2004 durch die 
Firma Trienekens AG/RWE Umwelt gesammelt und in der Sor-

tieranlage in Krefeld (Bruchfeld) sortiert. Ab 2004 erfolgt nun 
die Sammlung und Sortierung durch die Arbeitsgemeinschaft 
Wertstofferfassung Niederrhein GbR der Firmen Landers und 
Lankes Entsorgung und Umweltservice GmbH.

Als weitere Fraktion werden Bioabfälle über die Biotonne 
(Braune Tonne) getrennt erfasst, um sie der Kompostierung 
zuzuführen. Die Gestellung der Biotonne erfolgte bis zum Ende 
des Jahres 2003 gegen eine gesonderte Gebühr. Ab 2004 wird 
eine Einheitsgebühr erhoben, die unter anderem auch die Ge-
stellung der Biotonne umfasst. Die Verwertung der Bioabfälle 
erfolgt im Rahmen der abfallwirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mit dem Kreis Viersen in der Kompostierungsanlage des Kreises 
Viersen auf der Deponie Viersen II in Viersen-Süchteln.

Der 1998 eröffnete Wertstoffhof auf dem Gelände der GSAK 
Gesellschaft für Stadtreinigung und Abfallwirtschaft GmbH 
wurde erfolgreich eingerichtet und ist fester Bestandteil 
des Entsorgungssystems der Stadt Krefeld. Hier können die 
Bürger und Bürgerinnen alle Abfallfraktionen (Grünabfälle, 
Glas, Korken, Papier/Pappe, Leichtverpackungen, Bauschutt, 
Baumischabfälle, Metalle, Altreifen, Altholz und Sperrmüll)  in  
haushaltsüblichen Mengen abgeben. 

Schadstoffhaltige Abfälle (Lacke/Farben, Lösemittel, Pfl an-
zenschutzmittel, etc.) können ebenfalls dort in der Schadstoff-
annahmestelle entsorgt werden. Die Planung eines weiteren 
Wertstoffhofes im Nord-Westen der Stadt wird fortgesetzt.

Bereits 1992 wurde der öffentlich-rechtliche Vertrag zur Zusam-
menarbeit zwischen der Stadt Krefeld und dem Kreis Viersen 
geschlossen, der durch das Abfallrahmenkonzept „Mittlerer Nie-
derrhein“  ergänzt wurde und die Grundlage für eine abfallwirt-
schaftliche Kooperation in der Region des Kreises Viersen, des 
Rheinkreises Neuss sowie der Städte Mönchengladbach und 
Krefeld darstellt. Vor dem Hintergrund, dass die Deponierung 
von unbehandelten, brennbaren Abfällen auf Deponien spätes-
tens zum 1. Juni 2005 durch die Festlegungen der Technischen 
Anleitung Siedlungsabfall nicht mehr möglich sein wird, sieht 
das Konzept vor, dass die brennbaren Abfälle der öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger der Kreise Neuss und Viersen und 
der Stadt Mönchengladbach zukünftig im wesentlichen auf die 

Ein neuer sogenannter Unterfl ur-Glascontainer ist auf dem 
Westwall in Höhe Fichte-Gymnasium eingebaut worden
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Müll- und Klärschlammverbrennungsanlage (MKVA) zufl ießen 
und somit eine langfristige Kapazitätsauslastung der MKVA mit 
regionalen Abfällen gewährleistet werden kann.

Der 1998 für verbindlich erklärte Abfallwirtschaftsplan, Teilplan 
Siedlungsabfälle, für den Regierungsbezirk Düsseldorf hat die 
Regelungen des oben genannten Abfallrahmenkonzeptes über-
nommen. Der Abfallwirtschaftplan wird derzeit überarbeitet 
und befi ndet sich in der Abstimmung. Ziel ist es, die Entsor-
gungssicherheit im Regierungsbezirk Düsseldorf für weitere 
zehn Jahre zu sichern.

Die Stadt Krefeld entsorgt ihre nicht brennbaren Abfälle auf 
den Deponien des Kreises Viersen. Mit den Deponien und der 
MKVA stehen für die Krefelder Abfälle aus Haushaltungen und 
Gewerbe Entsorgungsanlagen mit einem hohen technischen 
und ökologischen Standard zur Verfügung, die eine langfristige 
Entsorgungssicherheit gewährleisten.

Das Abfallrecht hat sich seit der Einführung des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetzes ständig weiterentwickelt. 
Das untergesetzliche Regelwerk trat in Kraft und musste 
in die Praxis umgesetzt werden. Man kann auch von einer 
Europäisierung des Abfallrechts sprechen, da es Ziel ist, die 
Abfall- beziehungsweise Umweltgesetzgebung in der Europä-
ischen Gemeinschaft zu harmonisieren. Hier ist insbesondere 
die Einführung des Europäischen Abfallkataloges zu nennen. 
Dies hatte zur Folge, dass alle Genehmigungen für Abfallbe-
handlungsanlagen und Deponien sowie die Abfallsatzung der 
Stadt Krefeld zu ändern waren.

Vor dem Hintergrund der sich ändernden gesetzlichen Normen 
sind die Aufgaben der unteren Abfallwirtschaftsbehörde und der 
Gewerbeabfallberatung weiter zusammengewachsen. Insbe-
sondere Kleinunternehmer und mittelständische Unternehmen 
sind kaum mehr in der Lage, sich ständig einen Überblick über 
die sich laufend ändernde Gesetzeslage zu verschaffen. Daher 
nutzt die Abfallberatung insgesamt einen multimedialen Ansatz, 
um ihre Kunden zu beraten.

Das Internet wird durch Einstellen der Informationen auf der 
Homepage der Stadt Krefeld und zum Weiterleiten von Infor-
mationen durch e-Mails immer stärker zum Medium in der 
Beratung. Gleichzeitig wird in der Beratung der Kontakt über 
das persönliche Gespräch vor Ort oder per Telefon gesucht.

Darüber hinaus verstärkt die Abfallberatung in Kooperation mit 
der Verbraucherberatung NRW und dem Krefelder Umweltzen-
trum ihre Aktivitäten in Kindergärten und Schulen. Im Herbst 
gehen die Kindergartenkinder regelmäßig auf die „Reise in das 
Kompostland“ und lernen so mit allen Sinnen das Leben im 
Komposthaufen und seinen Nutzen für den Garten kennen.

Das ausdifferenzierte Entsorgungssystem für die Haushalte 
führt auch weiterhin zu einem hohen Beratungsbedarf. Fester 
Bestandteil der Beratung der Haushalte ist das Krefelder Ent-
sorgungsmagazin, das seit 1995 in Kooperation zwischen der 
Stadt Krefeld, der GSAK, der EGK, der Firma Trienekens AG/RWE 
Umwelt und der ARGE Wertstofferfassung Niederrhein GbR 
erstellt wird. Der Bürger erwartet mittlerweile die pünktliche 
Herausgabe und Verteilung des Entsorgungsmagazins zum 
Jahresende.

Sauberkeit in der Stadt bedeutet nicht nur die reibungslose Orga-
nisation der Müllabfuhr und der Straßenreinigung zwischen der 
Stadtverwaltung und den beauftragten Unternehmen, sondern 
auch den Kampf gegen „wilde Müllkippen“ in der Innenstadt 
und in den Außenbezirken. 

Bis zu 1 500 „wilde Müllkippen“ werden jährlich gemeldet und 
möglichst innerhalb von 24 Stunden beseitigt. Öffentlichkeits-
arbeit, Bußgelder und ein breites Entsorgungsangebot  kann 
immer noch einige Bürger/innen nicht davon abhalten, das 
Stadtbild  durch ihr Verhalten zu stören.

Die Einführung des Dosenpfandes sorgt seit 2003 dafür, dass 
die weggeworfenen Getränkedosen kaum mehr zum Stadtbild 
gehören.

GSAK: Tonnen leeren, 
Straßen kehren
Seit der Übernahme des operativen Teils im Bereich Abfallwirt-
schaft und Straßenreinigung im Jahre 1994 hat sich die GSAK 
im Krefelder Stadtgebiet durch Kompetenz und hochmotivierten 
Einsatz einen guten Ruf erarbeitet. 

Als Beauftragte der Stadt Krefeld erfüllt die GSAK im Rahmen 
der geltenden Gesetze und Satzungen Aufgaben im Bereich der 
Abfallwirtschaft und der Straßenreinigung. In den Satzungen der 
Stadt Krefeld sind die Grundlage für Abfallentsorgung und die 
Straßenreinigung (von der täglichen Reinigung durch die GSAK 
bis zur Reinigung durch den Anlieger) niedergelegt.

Rund 180 Mitarbeiter der GSAK schwärmen Tag für Tag aus, 
um Abfallgefäße zu leeren, die Straßen und öffentlichen Plätze 
der Stadt von Kehrricht und Unrat zu befreien und im Rahmen 
des Winterdienstes in der kalten Jahreszeit durch Räumen von 
Schnee und Aufbringen abstumpfender Mittel bei Glätte zu mehr 
Sicherheit auf Straßen und Plätzen beizutragen. 

Im Laufe von beinahe einem Jahrzehnt kommt bei der rund 100 
Fahrzeuge umfassenden Flotte des Fuhrparks der GSAK mehr 
und mehr zeitgemäße Technik zum Einsatz. Der Einsatz von so 
genannten Niederfl urfahrzeugen, Rinnenreinigungsgeräten, 
optimierten Aufsätzen für Spezialeinsätze versetzt die GSAK 
in die Lage, ihre Aufgaben zeitnah und wirtschaftlich günstig 
durchzuführen. 

Containerdienst
Ein weiteres Tätigkeitsfeld der GSAK ist der so genannte 
„Containerdienst“. Was tut der Bürger, wenn einmal Abfall 
anfällt, der nicht zur alltäglichen Entsorgung gehört? Da 
werden Umbauarbeiten im Eigenheim vorgenommen oder die 
Einfahrt zum Garten verschönert – wohin mit Bauschutt oder 
Baumischabfällen? In solchen Fällen unterbreitet die GSAK 
gerne ein Angebot für die Bereitstellung geeigneter Container 
mit anschließender fachgerechter Entsorgung.
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Am Wertstoffhof der GSAK an der Idastraße können Privatleu-
te neben Glas, Papier, Pappe, Sperrgutteilen und Grünabfällen 
auch so genannte „Schadstoffe“ wie Farbreste, Batterien, Fo-
tochemikalien, Reinigungsmittel und Altmedikamente in der 
Schadstoffannahmestelle der GSAK abgeben. Die Fachleute der 
GSAK nehmen hier und auch im Rahmen von mobilen Samm-
lungen im Stadtgebiet, die regelmäßig zu festen Terminen 
durchgeführt werden, Schadstoffe aus Haushalten entgegen 
und sorgen dafür, dass diese Stoffe, die auf gar keinen Fall in 
den Hausmüll gehören, einer ordnungsgemäßen Entsorgung 
zugeführt werden. 

Der Service Schadstoffentsorgung steht gegen die Einrichtung 
eines geringen Entgeltes auch Kleingewerbebetrieben, Hand-
werksbetrieben und anderen zur Verfügung.

Eines der obersten Ziele der GSAK ist es, dazu beizutragen, 
dass die Stadt Krefeld sich ihren Bewohnern und Gästen „wie 
aus dem Ei gepellt“ präsentieren kann. Leider zeigen immer 
noch einige unliebsame Zeitgenossen, dass nicht alle Bürger 
mitdenken. So fi nden sich immer wieder kleine und manchmal 
größere Verschmutzungen, die zum Ärgerniss für die Bürgerin-
nen und Bürger der Stadt werden.

In Zusammenarbeit mit der Stadt Krefeld hat die GSAK die 
Aktion „Sauber-Line“ ins Leben gerufen – unter dieser zentral 
bei der GSAK geschalteten Rufnummer, die im Rahmen einer 
Kampagne in Krefeld über Tageszeitungen, Plakate, Fahnen und 

auf den Fahrzeugen der GSAK im Innenstadtbereich publik ge-
macht wurde, haben aufmerksame Bürgerinnen und Bürger die 
Möglichkeit, mitzuteilen, was unangenehm aufgefallen ist. Die 
GSAK sorgt für schnelle Abhilfe oder kümmert sich um direkte 
Weiterleitung an die verantwortlichen Stellen. Statt mit erho-
benem Zeigefi nger auf „Schmutzfi nken“ zu deuten, wird das 
Bewusstsein für ein gepfl egtes Umfeld geweckt, in dem sich 
schließlich alle wohler fühlen. 

Die Krefelder und „ihre“ GSAK – gemeinsam im Einsatz für 
eine saubere Stadt. 

Eine „Sonderkolonne Innenstadt“ hat die Gesellschaft für Stadtreinigung und Abfallwirtschaft GSAK auf Initiative von 
Oberbürgermeister Dieter Pützhofen eingesetzt

Über der „Sauber-Line“ können Krefelder per Telefon 
Verunreinigungen im Stadtgebiet direkt melden
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Die Entsorgungs-
wirtschaft
Mit der Übertragung der Müll- und Klärschlammverbrennungs-
anlage (MKVA) im Jahr 1989 auf die in privater Rechtsform täti-
ge Entsorgungsgesellschaft Krefeld (EGK) sind die Städtischen 
Werke Krefeld (SWK) auch auf dem Gebiet der Entsorgung tätig. 
Das war der notwendige Schritt, um die umweltgerechte Ertüch-
tigung und Modernisierung der Anlage und die Ausrichtung auf 
den entstehenden Entsorgungsmarkt zeitgerecht einzuleiten.

Zur Bereitstellung der benötigten thermischen Behandlungs-
kapazität für die Gebietskörperschaften Krefeld, Viersen, Mön-
chengladbach und Neuss hat die EGK hohe Investitionen getä-
tigt. Die gesicherte Verbrennung der von der Bezirksregierung 
zugewiesenen Abfälle ist damit ermöglicht. Die entstehende 
Abwärme wird zur Strom- und Fernwärmeerzeugung genutzt 
und in das SWK-Netz gegeben.

Unter Beteiligung der Gebietskörperschaften Viersen, Neuss, 
Mönchengladbach, Krefeld sowie der RWE Umwelt West GmbH 
und der EGK ist 1997 das Abfallrahmenkonzept Mittlerer Nie-
derrhein verabschiedet worden. Ziel ist, den schrittweisen 
Ausstieg aus der Deponierung von unbehandelten Abfällen bei 
gleichzeitiger ortsnaher Entsorgung zu erreichen. Die MKVA 
der EGK ist hierbei die zentrale thermische Behandlungsanlage 
der Region. Die in dem Übergangszeitraum bis zum Jahr 2005 
von den Partnern nicht genutzten Verbrennungskapazitäten 
stehen für Drittmengen zur Verfügung. Die EGK hat zu diesem 
Zweck einen Liefervertrag mit der RWE Umwelt West GmbH 
geschlossen.

Dieses Abfallrahmenkonzept ist zwischenzeitlich durch den 
Abfallwirtschaftsplan der Bezirksregierung Düsseldorf ersetzt 
worden. Die Verordnung zum Abfallwirtschaftsplan sieht 
nunmehr vor, dass der Kreis Viersen zukünftig seine reaktiven 
Restabfälle der MKVA anliefert, der Kreis Neuss und die Stadt 
Mönchengladbach sich dieser Entsorgungskapazitäten in 
Düsseldorf und in Krefeld unter der Maßgabe bedienen, dass 
zunächst die Entsorgungskapazitäten der EGK ausgeschöpft 
werden.

Die EGK betreibt auch eine Kläranlage im Auftrag der Stadt 
Krefeld. Dort werden jährlich rund 40 Millionen Kubikmeter Ab-
wässer biologisch gereinigt. Der dabei anfallende Klärschlamm 
wird mit hohem technischen Niveau in der MKVA thermisch 
behandelt. Da die Möglichkeiten zur Einsparung von Prozess-
wasser im Bereich der gewerblichen Wirtschaft weitgehend 
ausgeschöpft sind und der Trinkwasserverbrauch nur geringfügig 
rückläufi g war, haben die Niederschlagsereignisse entscheiden-
den Einfl uss auf die zu behandelnden Abwassermengen. Seit 
1997 behandelt die EGK die Abwässer des Kunden Cerestar 
und übernimmt den Dünnschlamm der Bayer AG Uerdingen zur 
Beseitigung. Zusätzlich werden Fettabscheiderrückstände zur 
Co-Vergärung in die Faultürme angenommen.

Müllverbrennung und Abwasserreinigung
Die Entsorgungsgesellschaft Krefeld GmbH und Co. KG (EGK), 
an der die Stadt über die Städtischen Werke Krefeld AG 
(SWK) insgesamt 51 Prozent der Gesellschaftsanteile hält, ist 
im Jahre 1989 gegründet worden. Sie betreibt die Müll- und 
Klärschlammverbrennungsanlage (MKVA) und die Kläranlage in 
unmittelbarer Nähe des Naherholungsgebietes Elfrather See. 
Die restlichen 49 Prozent werden von der RWE Umwelt West 
GmbH gehalten.

MüII- und Klärschlammverbrennung
Die vorhandene Müll- und Klärschlammverbrennungsanlage 
(MKVA) stammt mit zwei Verbrennungseinheiten aus dem Jahre 
1975, der dritte Kessel wurde 1982 in Betrieb genommen, der 
vierte Kessel (Kessel 1 neu als Ersatz für Kessel 1 alt) ist seit 
1997 in Betrieb. Heute dürfen in der MKVA 55,29 t/h Abfall und 
Klärschlamm verbrannt werden. Neben den Abfällen aus Krefeld 
werden auch Kommunal- und Gewerbeabfälle aus den Kreisen  
Viersen und Neuss sowie der Stadt Mönchengladbach entsorgt. 
Zur vollständigen Auslastung, der Müll- und Klärschlammver-
brennungsanlage werden darüber hinaus Abfälle im Rahmen der 
gültigen Genehmigung zur Verwertung aus ganz Deutschland 
und dem europäischen Ausland angenommen.

Das Alter der Verbrennungseinheiten und vor allem die Entwick-
lung der Gesetzgebung mit immer strengeren Grenzwerten hatte 
eine komplette Neuplanung der MKVA notwendig gemacht. Die 
Begrenzung gasförmiger Emissio nen in Deutschland ist durch 
das Bundesimmissions schutzgesetz (BImSchG) geregelt. Die 
MKVA hatte sich dem Ministerium für Umwelt, Raumordnung 
und Landwirtschaft (MURL) verpfl ichtet, die Forderungen der 
17. BlmSchV bereits ein Jahr früher als in der Verordnung ge-
fordert zum 1. Dezember 1995 einzuhalten. Der Betreibergesell-
schaft ist es gelungen, diese freiwillige Verpfl ichtung nicht erst 
ab Ende 1995, sondern schon für das Jahr 1995 einzulösen.

Der Bau der neuen RRA erfolgte neben der bereits vorhande-
nen Rauchgasreinigung. Dieses Vorgehen ermöglichte, dass 
der Neubau bei vollem Weiterbetrieb der MKVA und damit bei 
einer 100 Prozent gesicherten Entsorgung für Krefeld, das keinen 
Deponieraum besitzt und somit auf die MKVA angewiesen ist, 

Verbrennung statt Deponierung: Die Müll- und Klär-
schlammverbrennungsanlage (MKVA)  in Krefeld
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vonstatten ging. Nun hat Krefeld eine mit modernster Technik 
ausgestattete Anlage. Die Anforderungen der 17. BImSchV 
werden in allen Punkten sicher erfüllt.

Umweltschutz ist bekanntermaßen nicht zum Nulltarif zu erhal-
ten, so beliefen sich die Investitionen für die neue RRA auf rund 
90 Millionen Euro. Wichtige Kompo nenten der Reinigungslinie 
sind zwei Gewebefi lter, die als Flugstromadsorber ausgelegt 
sind, ein erster Wäscher als zweistufi ger Salzsäurewäscher und 
ein zweiter Wä scher auf Kalkmilchbasis, der Schwefeldioxid 
(S02) ent fernt, sowie ein Katalysator, der die Stickoxide (NOx) 
und noch vorhandene Dioxine zerstört. Die Reststoffe aus 
dem Rauchgasreinigungsprozess (Gips, Filterstäube) werden 
entweder als Baumaterial oder zur Bruchholraumverfüllung 
unter Tage verwertet.

Teilweise parallel zum Neubau der RRA wurde der erste 
neue Kessel errichtet, um auch hier die Anforde rungen der 
17. BlmSchV erfüllen zu können. Diese sind im wesentlichen: 
Mindestverweilzeit der Rauchgase in der Nachbrennzone von 
2 Sekunden bei 850 0C im Kessel, Halbierung des Grenzwertes 
für Kohlenmonoxid (CO), der nur über die Feuerungsregelung 
und nicht über die Rauchgasreinigung zu beeinfl ussen ist, 
außerdem Verringerung des Glühverlustes (Erhöhung der 
Ausbrand qualität) in der entstehenden Rostasche. Der Kessel 
hat zusammen mit den erforderlichen Aggregaten rund 80 
Millionen Euro gekostet.

Der ebenfalls geplante Neubau von Kessel 2 und 3 wurde zu-
nächst nach hinten gestellt, da durch einen Preisverfall auf dem 
Abfallmarkt die notwendigen Investitionskosten nicht hätten 
erwirtschaftet werden können. Der Preisverfall resultiert ur-
sächlich aus der zwölfjährigen Übergangsfrist der technischen 
Anleitung Siedlungsabfall kurz TASI, durch die bis mindestens 
Juni 2005 Abfälle weiterhin deponiert werden dürfen. Hier-
durch werden viele Abfälle, die umweltgerecht und mit hoher 
Energieerzeugung in den vorhandenen Verbrennungsanlagen 

verbrannt werden könnten und sollten, auf den deutlich billi-
geren Deponien entsorgt. Damit verliert das eigentliche  Ziel 
der TASI, Abfälle nicht mehr auf Deponien, die Altlasten von 
morgen bedeuten, abzulagern, an Bedeutung.

Im Rahmen der Optimierung des Energiekonzepts der MKVA 
wurde 2001 ein neuer Turbosatz angeschafft. Ein Turbosatz 
besteht aus Turbine, Getriebe und Generator und dient der 
Umwandlung von Wärmeenergie aus Dampf in Strom. Aus dem 
sogenannten Abdampf mit niedrigerem Druck wird anschließend 
noch Fernwärme erzeugt. Diesen Prozess bezeichnet man als 
Kraft-Wärme-Kopplung. Die EGK besaß bis dahin bereits vier 
Turbosätze mit einer elektrischen Leistung von rund 17 MW. 
Mit dieser werden SWK, Klärwerk und MKVA versorgt. Die 
SWK verteilt dann den Überschussstrom über das Krefelder 
Stromnetz an die Haushalte weiter. Mit der neuen Anlage 
kann die EGK zusätzlich bis zu zwölf MW elektrische Leistung 
erzeugen. Dadurch kann die lieferbare Strommenge um 35000 
MWh pro Jahr erhöht werden. 

Der neue Turbosatz ist nicht fabrikneu, sondern stammt aus der 
Schwel-Brennanlage aus Fürth. Dieser Anlagentyp sollte eine 
neue Ära von Verbrennungsanlagen einläuten. Doch Probleme 
bei der Inbetriebnahme dieser ersten Anlage haben dazu 
geführt, dass die Anlage bereits vor Beendigung des Probebe-
triebes abgestellt wurde. Einzelne, nahezu neuwertige Anla-
genkomponenten wurden danach zum Verkauf angeboten. Der 
generalüberholte Turbosatz war mit rund 4,2 Millionen Euro um 
etwa die Hälfte günstiger als eine entsprechende Neuanlage.

Die Entsorgung der Krefelder Abfälle auf umwelttechnisch 
höchstem Niveau ist auch weiterhin gewährleistet.

Klärwerk
Im Jahre 1974 besaß Krefeld lediglich eine mechanische 
Kläranlage. Aufgrund des hohen lndustrieanteils im Abwasser 
und damit stark schwankender Belastungsstöße glaubte man, 
das Krefelder Abwasser nicht biologisch reinigen zu können. 
Um die verschärften Anforderungen der Gesetzgebung erfüllen 
zu können, wurde ab 1975 ein neuentwickeltes zweistufi ges, 
biologisches Adsorptions- und Belebungsverfahren (AB-Verfah-
ren) am Abwasser erprobt. Nach erfolgreichen Vorversu chen 
wurde die Kläranlage 1981 nach dem AB-Verfahren für eine 
Ausbaugröße von 800 000 Einwohnergleich werten (EW) in 
Betrieb genommen.

Bereits 1985 mußte die Kläranlage mit zunehmend star ken 
Überbelastungen fertig werden. Dies und die verschärften An-
forderungen an die Reinheit des Abwas sers, unter anderem 
bedingt durch den sogenannten Töpferkatalog, waren Gründe 
für die Erweiterung der Kläranlage auf 1,2 Millionen EW. Die 
Inbetriebnahme der so erweiterten Kläranlage erfolgte Ende 
1992.

Die Erweiterung der Kläranlage hat folgende Konsequenzen mit 
sich gebracht: Die Belastung des Rheins an Schadstoffen und 
Nährstoffen wurde deutlich reduziert; die gesetzlich geforderten 
Grenzwerte für die Einleitung in den Rhein wurden frühzeitig 
unterschritten, was der Stadt Krefeld eine jährliche Ersparnis 

Umwelttechnisch auf hohem Niveau: Die Entsorgung der 
Krefelder Abfälle in der MKVA



218

Ordnung in der Stadt

an Abwasser abgaben in der Größenordnung von rund fünf Mil-
lionen Euro einbrachte. Unerwartete, aber häufi g auftretende 
Belastungsstöße im Zulauf werden sicher abgefangen; die 
Geruchsbelästigung der Anwoh ner wird durch die Abdeckung 
von Anlagenteilen mini miert. Die Entsorungssicherheit für den 
Klärschlamm wird durch eine eigene Klärschlamm trocknung 
mit nachgeschalteter Verbrennung in der MKVA erhöht; Nie-
derschlagwassermengen können in erheb lich größerem Umfang 
vollbiologisch gereinigt werden.

Eine zweistufi ge, vollbiologische Kläranlage ist den Pro zessen 
in der Natur nachempfunden. Die Reinigung des Abwassers 
geschieht mit Hilfe von Bakterien und bereits höher entwickelten 
Mikroorganismen. Die Nährstoffe, die die Bakterien für ihre 
Stoffwechselprozesse benöti gen, fi nden sie im Abwasser. Der 
notwendige Sauerstoff wird in be stimmten Reinigungsabschnit-
ten der Kläranlage zugesetzt.

Der Abwasserweg läuft dabei wie folgt: In der A-Stufe 
(Höchstlastbelebung) werden bereits rund 70 Prozent der 
orga nischen Stoffe abgebaut. Ein Summenparameter für den 
Grad der organischen Gesamtverschmutzung ist dabei der 
chemische Sauerstoffbedarf (CSB). Diese Stufe bil det einen 
Puffer für die anschließende B-Stufe (Schwach lastbelebung), 
die weitaus empfi ndlicher auf Bela stungsstöße reagiert als 
die erste Stufe. In dieser Stufe werden, neben der weiteren 

Reinigung der Abwässer, vor allem Nährstoffe wie Phosphate 
und Stickstoffverbindungen (Ammonium und Nitrate) aus dem 
Abwas ser entfernt. Sie sind an der Eutrophierung (Überdüngung 
mit Nährstoffen bis hin zum „Um kippen“ des Gewässers) von 
Gewässern maßgeblich beteiligt.

Phosphate werden durch chemische Fällung entfernt. Die 
genannten Stickstoffverbindungen werden durch Bakterien 
ohne Chemikalienzugabe beseitigt. Sogenannte Nitrifi kanten 
(Bakterien) erzeugen aus dem Ammonium des Kanalzulaufs 
Nitrat. Diese Nitrate werden dann durch Denitrifi kanten        
(Bakterien) zu molekularem Stickstoff, wie er in der Atmosphäre 
enthalten ist. Dieser entweicht anschließend belastungsfrei in 
die Atmosphäre. Die Belastung des Rhein mit Stickstoff wird 
somit vermieden. Als dritte Reinigungsstufe in der Kläranlage 
schließt sich eine Filtration an. Die Aufgabe der insgesamt 24 
Filter liegt im wesentlichen darin, dass gefällte Phosphat und 
Restschwebeteilchen aus dem Wasser entfernt werden, um 
sicher die geforderten Grenzwerte zu unterschreiten.

Der bei der biologischen Reinigung entstehende Klärschlamm 
besteht aus Bakterien, die sich vermehren und bei gerin ger 
Fließgeschwindigkeit zusammenhaften und mit anderen 
Schwebstoffen zu Boden sinken. Der Schlamm wird größtenteils 
im Kreis gefahren, um das Abwasser mit optimaler Biomasse 
anzuimpfen. Lediglich ein geringer Teil wird aus den Becken 
entfernt, um ein Verschlammen zu verhindern. Dieser Schlamm, 
der noch zu 99 Prozent aus Wasser besteht, wird mit Hilfe von 
Eindickern und Zentrifugen vorentwässert. So gelangt er in die 
drei Faultürme. Hier verweilt der Schlamm rund 20 Tage und fault 
aus. Dabei reduziert sich das Volumen um etwa ein Drittel. 

Als willkommenes Nebenprodukt entsteht dabei Biogas, das zu 
rund 70 Prozent aus Methangas besteht. Dieses Biogas wird in 
der MKVA und der Rauchgasreinigung energetisch genutzt und 
ersetzt dort einige Millionen Liter Heizöl. 

Der aus gefaulte Schlamm wird mittels Zentrifugen weiter 
entwässert, getrocknet und anschließend in der MKVA mit 
dem anfallenden Haus- und Sperrmüll verbrannt. Damit ent-
fällt die Notwendigkeit einer alternativen Verbringung des 
Klärschlamms (Landwirtschaft oder Deponie). Er wird genauso 
sauber und umweltfreundlich wie der Müll durch die MKVA 
entsorgt.

So betreibt die EGK heute eine moderne Kläranlage. Jährlich 
werden rund 40 Millionen Kubikmeter Abwasser aus Haushalten 
und Industrie gereinigt. Von der modernen Technik profi tieren 
sowohl der Rhein als auch die Stadt Krefeld. Mit der großen 
Erweiterung der Anlage im Jahre 1992 konnte die EGK ihre er-
klärten Ablaufwerte im Vergleich zu den Mindestanforderungen 
des Wasserhaushaltsgesetzes deutlich reduzieren. Das erspart 
der Stadt jährlich Millionen an Abwasserabgaben und dem 
Rhein jedes Jahr viele Tonnen an Schadstoffen.

Doch die EGK geht noch einen Schritt weiter. Gemeinsam mit 
der Stadt Krefeld hat die EGK in den letzten zwei Jahren zu-
sätzliche Optimierungsmaßnahmen durchgeführt. So wird der 
Zulauf durch den Einbau eines Speicherbeckens besonders bei 
starken Regenfällen mittlerweile vergleichmäßigt, wodurch Be-
lastungssprünge noch besser abgefangen werden können. Durch 
die Übernahme von sieben Messcontainern ist die Frühwarnung 

Jährlich werden 40 Millionen Kubikmeter Abwasser aus 
Haushalten und Industrie in der Kläranlage gereinigt
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der Kläranlage weiter verbessert worden. Darüber hinaus ist 
die Prozesswasserbehandlung der Kläranlage in verschiedenen 
Schritten optimiert worden. Als weitere wichtige Maßnahme 
zur Verbesserung der Ablaufwerte der Kläranlage ist die nun 
mögliche Beeinfl ussung des Zulaufs zur Kläranlage durch 
die Steuerungsmöglichkeit des Kanals (Klappe Bergstraße) 
gegeben. 

Durch die obengenannten Maßnahmen ist es der EGK 2002 
gelungen, die Ablaufwerte nochmals herabzusetzen. So liegen 
heute die erklärten Werte bis zu 90 Prozent unterhalb der gefor-
derten Werte. Das bringt der Stadt jährlich zusätzliche Ersparnis 
an Abwasserabgaben in Millionenhöhe.

  geforderte Überwachungs- Überwachungs- Ablaufwerte
  Grenzwerte werte werte (Filtration)
Parameter  WHG bis 1.6.2002 ab 1.6.2002  in 2002           
__________________________________________________________________________

CSB [mg/l] 75 60 48 23
BSB5 [mg/l] 15 10 10 2,4
Nges [mg/l] 18>13 14 5 2,5 
Pges [mg/l] 1  0,8  0,4  0,1
GF  2  2 2  < 2,0
AOX [mg/l]  0,1 0,1 0,1 0,039
Hg [mg/l]  0,001 0,001 0,001   < 0,0002
Cd [mg/]  0,005 0,005 0,005  < 0,005
Cr [mg/] 0,05 0,05 0,05 < 0,05
Ni [mg/l] 0,05 0,05 0,05   < 0,05
Pb [mg/l] 0,05 0,05 0,05  < 0,05
Cu [mg/l] 0,1 0,1 0,1 < 0,05

CSB:   chemischer Sauerstoffbedarf
BSB5:   biologischer Sauerstoffbedarf nach 5 Tagen
Nges   Gesamtstickstoff
Pges:   Gesamtphospor
GF:  Fischgiftigkeit
AOX:   Summe an adsorbierbaren Halogeniden

Der CSB gibt die Summe an oxidierbaren Inhaltsstoffen wieder.
Die restliche Parameter sind Schwermetalle.

Lebensmittelkontrolle, 
Tieruntersuchung
Die Tätigkeitsfelder der Lebensmittel- und Bedarfsgegenstän-
deüberwachung stehen seit jeher im Blickpunkt des öffentlichen 
Interesses. Gerade die Sorge der Menschen, dass insbesondere 
vom Tier stammende Lebensmittel Gefahren für die Gesundheit 
des Menschen bergen, fi ndet ihre Ursprünge bereits im Altertum 
und im Mittelalter. Gesundheits- und Verbraucherschutz haben 
in den letzten Jahren erheblich an Umfang und Bedeutung zuge-
nommen. Dies ist auf neue wissenschaftliche Erkenntnisse, den 
Strukturwandel in der Landwirtschaft sowie in der Fleisch- und 
Ernährungswirtschaft, vor allem aber auf die Entwicklungen 
auf europäischer Ebene, die fortschreitende Harmonisierung 
der Rechtsgrundlagen und den Wegfall der Binnengrenzen 
zurückzuführen.

Lebensmittel- und Bedarfsgegenstände-
überwachung
Der Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor gesund-
heitlichen Risiken und vor Täuschung durch die im Verkehr 
befi ndlichen Lebensmittel und Gegenstände des täglichen Be-
darfs ist insoweit ein wichtiges Anliegen des Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamtes der Stadt Krefeld, welches in 
den neu gebildeten Fachbereich Ordnung integriert wurde.

In weltweit zusammenwachsenden Märkten lässt sich ein an-
gemessener Verbraucherschutz aber nur sicherstellen, wenn 
Wirtschaft, Verbraucherberatung und Überwachungsbehörden 
ihren Beitrag leisten. Hersteller und Produzenten sind für die 
gesundheitliche Unbedenklichkeit der von ihnen in den Verkehr 
gebrachten Lebensmittel und Gegenstände des täglichen Le-
bens uneingeschränkt verantwortlich. Die von den Herstellern 
im Rahmen ihrer Sorgfaltspfl icht betriebenen Konzepte zum 
Qualitätsmanagement sind durch die amtliche Lebensmittel- 
und Bedarfsgegenständeüberwachung effektiv zu ergänzen.

Die artgerechte Haltung von Tieren, deren Fleisch zum Genuss 
für Menschen bestimmt ist, sowie ein verantwortungsbewuss-
ter Einsatz von Futtermitteln und die Verhütung von Tierseuchen 
sind die Grundlage für die Erzeugung hochwertiger Lebens-
mittel. Die lückenlose Rückverfolgbarkeit des Weges eines 
Lebensmittels vom Acker bis auf den Tisch ist die Grundlage 
für die Lebensmittelsicherheit.

Für die Stadt Krefeld gilt auch weiterhin, dass nur gut informierte 
Verbraucherinnen und Verbraucher gleichgestellte Partner der 
Wirtschaft sind. Von besonderer Bedeutung ist ferner, dass die 
Verbraucherinnen und Verbraucher wissen, was sie selbst tun 
können und an welche Einrichtungen sie sich im Bedarfsfall 
wenden können. So war und ist das Veterinär- und Lebensmit-
telüberwachungsamt der Stadt Krefeld für jeden Hinweis aus 
der Bürgerschaft über Lebensmittelhygiene, aber insbesondere 
auch über verdorbene Lebensmittel, mangelhafte Qualität von 
Lebensmitteln, Hygienemängel in Betrieben, mangelhafte oder 
fehlende Kennzeichnung von Waren und fehlende Preisaus-
zeichnung, dankbar. Auch vom Angebot eines persönlichen 
Beratungstermins wurde während des Berichtszeitraumes 
regen Gebrauch gemacht.

Unabdingbare Voraussetzung für einen effektiven Verbraucher-
schutz ist die enge Zusammenarbeit und ein effektiver Nach-
richtenaustausch zwischen Aufsichts-, Überwachungs- und 
Untersuchungsbehörden und -instituten. Denn gerade, wenn 
Tatsachen den dringenden Verdacht begründen, dass ein Le-
bensmittel, ein Tabakerzeugnis, ein kosmetisches Mittel oder 
ein sonstiger Bedarfsgegenstand entgegen den Bestimmungen 
des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständerechts hergestellt, 
behandelt oder in den Verkehr gebracht wurde und wird, sind 
unverzüglich die notwendigen Maßnahmen zu treffen. So kann 
ein Lebensmittel, ein Tabakerzeugnis, ein kosmetisches Mittel 
oder ein sonstiger Bedarfsgegenstand sichergestellt werden, 
wenn der dringende Verdacht besteht, dass die Sache entgegen 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften hergestellt oder behandelt 
worden ist und in den Verkehr gebracht wird oder die Sache zu 
einer Schädigung der Gesundheit führen kann.
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Neben der Höchstmengenüberschreitung von Benalaxyl in 
Reis aus ökologischem Anbau, Chloramphenicol in Shrimps, 
Rückstände von Methamidophos in Paprika türkischer Herkunft, 
Dioxin in Krebsbutter aus Deutschland und Medroxy-Progest-
ron-Acetat (MPA) in Glucosesirup aus Belgien, die vom Veteri-
när- und Lebensmittelüberwachungsamt der Stadt Krefeld die 
unverzügliche Einleitung der gesetzlich zwingend notwendigen 
Maßnahmen, hier die Überwachung der vom Inverkehrbringer 
bereits eingeleiteter Rückrufmaßnahmen und Sicherstellung 
dieser Produkte vor Ort, erforderten, war die vorgenommene 
Schwerpunktaktion zur Überwachung der Frittiertemperatur bei 
der Herstellung von Pommes Frites in Imbiss- und Gaststätten-
betrieben in Bezug auf die Acrylamid-Problematik während des 
Berichtszeitraums das beherrschende Thema.

Acrylamid ist nach allen vorliegenden wissenschaftlichen Er-
kenntnissen eine gesundheitlich bedenkliche Substanz, deren 
Gehalt in Lebensmitteln so niedrig wie möglich sein sollte. 
Zwar ist der Mechanismus der Bildung von Acrylamid noch 
nicht vollständig geklärt; zunehmend gesichert ist jedoch, dass 
bei der Herstellung von Kartoffel- und Getreidepro dukten in 
Abhängigkeit von Temperatur, Feuchtigkeit und – bei Kartoffeln 
– von Inhaltsstoffen, die sorten- und lagerabhängig sind, un-
terschiedlich hohe Gehalte an Acrylamid entstehen können. Im 
Vordergrund der Gesundheitsschädlichkeit von Acrylamid steht 
die krebserzeugende und genotoxische Wirkung; Acrylamid ruft 
in Tieren Krebs hervor. Es kann nicht verlässlich abgeschätzt 
werden, wie hoch das Krebsrisiko nach Aufnahme von acryla-
midhaltigen Lebensmitteln für Menschen ist.

Es war daher geboten, aus Gründen des vorsorgenden gesund-
heitlichen Verbraucherschutzes die Acrylamidbelastung durch 
Lebensmittel schnellstmöglich zu senken. Eine wirksame Stra-
tegie zum Schutz der Verbraucher lag darin, unabhängig von 
der gesundheitlichen Bewertung der Acrylamidgehalte, einen 
Prozess zur schnellen und möglichst vollständigen Vermeidung 
von Acrylamid bei der Herstellung oder Zubereitung von Lebens-
mitteln durchzuführen.

Aufgrund des engen Zusammenhangs zwischen Acrylamidge-
halten in Pommes Frites und der bei der Zubereitung verwen-
deten Frittiertemperatur (bei Frittiertemperaturen oberhalb 
von 175°C steigt der Acrylamidgehalt in zubereiteten Pommes 
Frites signifi kant an) wurde seinerzeit demjenigen, der für die 
Zubereitung und das in Verkehr bringen von Pommes Frites le-
bensmittelrechtlich verantwortlich ist, auferlegt, die Einhaltung 
einer Frittiertemperatur von maximal 175°C durch geeignete 
Instrumente regelmäßig zu kontrollieren.

Der Krefelder Schlachthof hat sich in den letzten Jahren zu einem 
modernen Produktions- und Hygienebetrieb rund um das Thema 
Fleisch entwickelt. Zahlreiche Investitionen wurden getätigt, um 
das Schlachten von Schweinen auf dem jeweils aktuellen Stand 
der Technik zu ermöglichen. So hat sich die zwischen der Firma 
Dörken & Matthes Krefelder-Fleisch-Union GmbH als Betreiber 
des Schlachthofes und der Niederrheinischen Erzeugergemein-
schaft für Schlachtvieh e.V. zur Sicherheit des Verbrauchers und 
zur Gewährleistung einer gleichbleibenden guten Fleischqualität 
(„Wir kennen unser Schwein“, „Fleisch vom Niederrhein“ und 
„Rheinisches Qualitätsfl eisch“) geschlossene Kooperation 

auf dem Gebiete der Erzeugung und Vermarktung von Fleisch 
positiv auf die Niederrheinische Fleischwirtschaft ausgewirkt. 
Wurden im Jahre 1994 noch rund 78 000 Schweine am Krefelder 
Schlachthof geschlachtet, so lag die Stückzahl geschlachteter 
Schweine Anfang des Berichtszeitraumes bereits bei etwa 
116 000 Schweinen im Jahr, die während des Berichtszeitrau-
mes gar auf rund 126 000 geschlachteter Schweine im Jahr an-
stieg. Darüber hinaus wurden während des Berichtszeitraumes 
im angeschlossenen Fleischzerlegebetrieb neben einer geringen 
Tonnage an Rindfl eisch gut 190 000 Schweine zerlegt. All dies 
hat zu einer weiteren Aufwertung der Krefelder Produktlinie und 
einer dauerhaften Stärkung des Standortes Krefeld beige tra gen. 
Das Unternehmen Dörken & Matthes Krefelder-Fleisch-Union 
unterliegt strengen hygienischen Vorschriften und wird perma-
nent durch die Fleischhygieneüberwachung des Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamtes der Stadt Krefeld überwacht 
und fachlich betreut.

Amtstierärztlicher- und 
Veterinärdienst 
Tierseuchengeschehen – BSE oder der Rinderwahn nimmt 
seinen Lauf: Die Gesunderhaltung der Tierbestände und die 
Verhütung der Einschleppung von Tierseuchen ist eine der 
vordringlichsten Aufgaben amtstierärztlicher Tätigkeit. In dem 
Berichtszeitraum wurden landwirtschaftliche Tierhaltungen wie-
derholt von so verheerenden Tierseuchen, wie der Maul- und 
Klauenseuche sowie der Klassischen Gefl ügelpest bedroht.

Bovine Spongiforme Enzephalitis – BSE
Die Bovine Spongiforme Enzephalitis des Rindes, besser unter 
dem Kürzel BSE bekannt, wurde erstmals auch in Deutschland 
bei einem Rind im November 2000 festgestellt; mit weitrei-
chenden Folgen für die Verbraucher, Landwirtschaft und Vete-
rinärverwaltung. Das erste positiv getestete Rind löste beim 
Verbraucher geradezu panikartige Reaktionen im Kaufverhalten 
und Verzehr von Rindfl eisch aus. Der Rindfl eischverbrauch fi el 
vorübergehend um bis zu 70 Prozent gegenüber dem sonst 
üblichen. Im Zusammenhang mit dem BSE-Skandal mussten 
zwei Landwirtschaftsminister ihre Sessel räumen. Um den Ver-
braucher vor Gefahren zu schützen, wurde die Untersuchung der 
Rinderhirne auf den Erreger der BSE, einem Prion, ab einem Alter 
von über 24 Monaten zur Pfl ichtuntersuchung für verendete oder 
zur Schlachtung anstehende Rinder. Im Jahre 2001 waren es 125 
positiv getestete Rinder, damit auch die bisherige Höchstzahl. 
Für 2003 wurden bis Ende November 50 Fälle bestätigt, mit 
weiter fallender Tendenz. In Krefelder Rinderbeständen waren 
alle bisher untersuchten Tiere negativ getestet.

Die unmittelbaren Auswirkungen der BSE-Problematik für die 
Bürger der Stadt Krefeld sind nicht jedem bewusst. So sind 
die Kosten für die Beseitigung verendeter landwirtschaftlicher 
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Nutztiere exorbitant nach oben geschnellt, da die bisherigen 
Entsorgungs- und Verarbeitungswege von Tierkörpern und Tier-
körperteilen zu verkäufl ichen Tiermehlen nunmehr nicht mehr 
gegeben war. Da die Stadt Krefeld per Gesetz Entsorgungspfl ich-
tiger ist, hat sie die anfallenden Mehrkosten zu tragen.

Maul- und Klauenseuche
Von Großbritannien ausgehend erreichte die Maul- und Klauen-
seuche (MKS) im Frühjahr 2001 niederländische und belgische 
Bestände, und sie drohte auf Deutschland überzuspringen. Die 
Veterinärämter und Landwirte standen in höchster Alarmberei-
taschaft für den Fall des Ausbruchs der MKS in einem Rinder-, 
Schweine- oder Schafbestand. Hätte sich der Erreger weiter 
ausgebreitet und unter Umständen auch Krefeld erreicht, hätte 
dieses nachhaltig tiefgreifende Veränderungen für die gesamte 
Landwirtschaft des Niederrheins zur Folge gehabt. Zum Glück 
blieb Deutschland von dieser für den Menschen selbst unge-
fährlichen Seuche verschont.

Gefl ügelpest
Der Virus der Gefl ügelpest, eine Erkrankung von der insbeson-
dere unsere Lege- und Mastgefl ügelbestände betroffen sein 
können, breitete sich im Frühjahr 2003 massiv aus. Die Seuche 
richtete große Schäden in den gefl ügeldichten Gebieten der 
Niederlande an und erreichte auch grenznahe Bestände Belgi-
ens. Nur knapp zwölf Kilometer vor den Toren Krefelds fasste 

der Erreger Fuß, in einem Gefl ügelbestand im Kreis Viersen. 
Die daraufhin getroffenen Maßnahmen zur Verhinderung einer 
Weiterverbreitung der Seuche, hatten über Wochen erhebliche 
Beeinträchtigungen für die davon betroffenen Gefl ügelhalter in 
Krefeld und Umgebung zur Folge. Mehrere Wochen durfte kein 
Huhn mehr, trotz der großen Sommerhitze, den Stall verlassen. 
Schlachtungen von Hühnergefl ügel und Puten mussten verscho-
ben werden, Neueinstallungen ebenfalls. Auch waren Vorkeh-
rungen zu treffen, für den Fall, dass der Erreger die wertvollen 

Vogelbestände in unserem Zoo bedrohen sollte, möglicherweise 
durch Wildvögel übertragen. Mit großem persönlichem Einsatz 
aller daran Beteiligter wurden alle empfänglichen Hühner und 
Vögel gegen die Klassische Gefl ügelpest schutzgeimpft.

Auch in diesem Fall verbreitete sich der Erreger nicht weiter, 
und die Schutzmaßnahmen konnten Zug um Zug aufgehoben 
werden. Ob wir ausreichend gegen diese Seuche gewappnet 
waren, lässt sich im Nachhinein schwer beurteilen. 

Der Tierschutz
Nicht erst seit Erhebung des Tierschutzes zum Staatsziel nimmt 
dieses Arbeitsgebiet auch in Krefeld einen breiten Raum ein. 
Es beinhaltet die gesamte Bandbreite amtstierärztlicher Tä-
tigkeit von der Überprüfung gewerblicher Tierhaltungen und 
landwirtschaftlicher Betriebe bis hin zu Beurteilung privater 
Tierhaltungen. In diesen Bereichen spiegelt sich im Umfang 
und Art der Tätigkeiten häufi g die aktuelle Diskussion in der 
Öffentlichkeit wider, was anzeigt, welchen Stellenwert der 
Tierschutz hier inzwischen einnimmt.

Unter die gewerblichen Tierhaltungen, sprich Haltungen, 
die nach dem Tierschutzgesetz einer Erlaubnispfl icht oder 
zumindest einer regelmäßigen Kontrolle unterliegen, fallen im 
wesentlichen Zoohandlungen, Tierpensionen, Reitställe aber 
auch Tiertransportunternehmen. Hier zeigt sich in Krefeld vor 
allem eine Zunahme der Pferdehaltungen. Dies ist nicht zuletzt 
eine Folge der Umstrukturierung in der Landwirtschaft, da vor 
allem kleinere Betriebe zunehmend die landwirtschaftliche 
Nutztierhaltung aufgeben und in ihren Stallungen Pferdepen-
sionsbetriebe einrichten.

In der öffentlichen Diskussion nehmen aktuell die Zirkusun-
ternehmen einen hohen Rang ein. Das zur Zeit im Bundesrat 
diskutierte Verbot der Haltung von Wildtieren im Zirkus führt 
zur sehr kritischen Beobachtung der hier gastierenden Unter-
nehmen und der Tätigkeit der Behörde. Ihre Aufgabe ist es, die 
derzeit gültigen Rechtsvorschriften und Leitlinien konsequent 
umzusetzen, was bei reisenden Unternehmen naturgemäß pro-
blematisch ist. Eine gute Kommunikation zwischen verschieden 
Kreisordnungsbehörden und ein Eingreifen im Amtshilfever-
fahren ist hier jedoch ein vielversprechender und zunehmend 
praktizierter Weg.

Im landwirtschaftlichen Nutztierbereich standen und stehen 
Umsetzungen von EG-Entscheidungen an. In der Tierschutz-Nutz-
tierhaltungsverordnung vom 25. Oktober 2001 und ihrer ersten 
Änderungsverordnung vom 28. Februar 2002 wurden nunmehr 
die Haltungsanforderungen für Kälber und Legehennen geändert 
beziehungsweise neu festgelegt. Gerade die Änderungen in der 
Legehennenhaltung sind durch das stufenweise eingeführte 
Verbot der Käfi ghaltung sehr gravierend und wieder aktuell in 
die parlamentarische Diskussion zurückgekehrt. Auch im Kre-
felder Bereich sind Betriebe betroffen, an denen die typische 
Entwicklung erkennbar wird, da die Entscheidung ansteht die 
Gefl ügelhaltung aufzugeben ober neu zu investieren und den 

Schutz vor der Gefl ügelpest: Mehrere Wochen dürften 
die Hühner ihre Ställe nicht verlassen   
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gesetzlichen Vorgaben anzupassen. Im Zuge der Umsetzung wei-
terer EG-Haltungsrichtlinien (Schweine, Rinder) werden hier auf 
den amtstierärztlichen Dienst weitere Aufgaben zukommen.

Einen großen Teil der im Tierschutzbereich abzudeckenden Auf-
gaben nimmt in einer Stadt naturgemäß die Beurteilung von 
privaten Tierhaltungen, die aufgrund von Bürgerbeschwerden 
angezeigt werden, ein. Das enge Zusammenleben von Mensch 
und Tier im innerstädtischen Bereich birgt ein hohes Konfl iktpo-
tential in sich, das häufi g über reine Tierschutzfragen hinaus-
geht. In diesem Bereich verbinden sich die tierschutzrechtlichen 
Probleme häufi g mit immissionschutzrechtlichen, gesundheitli-
chen, sozialen und zunehmend auch artenschutzrechtlichen Fra-
gestellungen. Eine enge Zusammenarbeit der unterschiedlichen 
Ämter und Fachbereiche ist damit unabdingbar und wird prak-
tiziert. Seit einiger Zeit ist hier beispielsweise eine deutliche 
Zunahme der Haltung von exotischen meist artengeschützten 
„Heimtieren“ zu beobachten, was wiederum die Bewältigung 
ganz spezifi scher Fragestellungen zur Folge hat. Gutachterliche 
Stellungnahmen über Haltungsformen mit Unterstützung exter-
ner Sachverständiger – hier hat sich die Zusammenarbeit mit 
dem Zoo Krefeld als sehr hilfreich erwiesen – und die Suche 
nach Unterbringungsmöglichkeiten für eingezogene oder über-
eignete Tiere wären hier zu nennen. Fragestellungen, die in 
einem Einzelfall übermäßig viel Arbeitskraft binden können.

Ebenfalls im Umfeld der privaten Tierhaltung liegt ein anderer, 
zeitaufwändiger Arbeitsbereich des amtstierärztlichen Dienstes, 
nämlich die Mitwirkung bei der Umsetzung des Landeshunde-
gesetzes. Durch die sachverständige Mitwirkung des amtlichen 
Tierarztes bei der Beurteilung von Hunden und der Sachkunde-
prüfung von Hundehaltern wird sichergestellt, dass die durch 
Hunde und den unsachgemäßen Umgang des Menschen mit 
Hunden entstehenden Gefahren abgewehrt und möglichen 
Gefahren vorsorgend entgegengewirkt wird.

Chemische 
Untersuchungen 
Aufgrund des Beschlusses des Rates vom 1. Februar 2001 
wurden die Aufgaben nach dem Lebensmittel- und Bedarfsge-
genständegesetz (LMBG) auf den Kreis Wesel zu übertragen. 
Hintergrund hierfür war, dass eine wirtschaftlichere Durch-
führung der Aufgaben nach dem LMBG erfolgen sollte und bei 
der Stadt Krefeld hierdurch eine deutliche Verbesserung der 
Kostensituation herbeigeführt werden konnte.
Zur Übertragung der Aufgabenstellung wurde eine öffentlich-
rechtliche Vereinbarung sowie eine Zusatzvereinbarung zur 
Kostenerstattung mit dem Kreis Wesel erarbeitet, wonach 
das Institut für Lebensmitteluntersuchungen und Umwelthy-
giene des Kreises Wesel in Moers ab dem 1. April 2001 die 
Untersuchungsaufgaben übernahm.
Andere Aufgabenstellungen, wie zum Beispiel die bisher 
durch das Chemische Institut durchgeführten Grundwasse-

runtersuchungen, wurden ab diesem Zeitpunkt durch andere 
Einrichtungen (SWK, Labore, etc.) wahrgenommen.

Feuerwehr und 
Zivilschutz
Für den Bereich Feuerwehr und Zivilschutz der Stadtverwaltung 
Krefeld war der Berichtszeitraum insbesondere geprägt durch 
die Neufassung des Sicherheitsenwicklungsplanes (SEP) für 
die Stadt Krefeld. Im Jahre 2001 wurden die zwischenzeitlich 
auch durch entsprechende landesgesetzliche Regelungen 
vorgeschriebenen Teilpläne, Brandschutzbedarfsplan und Ret-
tungsdienstbedarfsplan, durch den Rat verabschiedet.

Zentraler Bestandteil beider Bedarfspläne ist die Defi nition von 
inzwischen landesweit geltenden Schutzzielen sowohl für die 
Feuerwehr als auch für die Notfallrettung. Diese Schutzziele 
beschreiben die Zeit, in der Hilfe spätestens geleistet werden 
soll (Hilfsfrist), die notwendige Personalstärke und den Errei-
chungsgrad als prozentualem Anteil aller Einsätze, bei denen 
beide Ziele mindestens erreicht werden müssen. Für die Feu-
erwehr bedeutet dies, dass sie zum Beispiel bei einem Feuer in 
einem Wohnhaus innerhalb von acht Minuten mit mindestens 
zehn Feuerwehrleuten im gesamten Stadtgebiet diese Einsatz-
stelle zu erreichen hat. Dieses Planungsziel wird mit über 95 
Prozent Erreichungsgrad deutlich eingehalten. Allerdings fällt 
der Wachkreis 3 (nordwestliches Stadtgebiet) gegenüber den 
beiden anderen Wachkreisen stark ab.

Die defi nierte Hilfsfrist für die Notfallrettung beträgt acht 
Minuten für das Eintreffen des ersten Rettungsmittels 
(Rettungswagen/Notarzt) . Dieses Schutzziel wird in Krefeld 
in weit über 90 Prozent der Einsätze eingehalten.

Personalsituation der Berufsfeuerwehr
Die Personalsituation der Berufsfeuerwehr war im Berichtszeit-
raum zeitweise sehr angespannt. Ende der 90er Jahre führten 
zahlreiche vorzeitige Pensionierungen von Mitarbeitern, die 
nicht mehr einsatzdiensttauglich waren, dazu, dass zeitweise 
mehr als 20 Planstellen nicht besetzt waren. Durch Intensivie-
rung der Ausbildung – teilweise fanden in einem Jahr zwei 
Grundausbildungslehrgänge statt – konnten diese Lücken bis 
2003 geschlossen werden.

Freiwillige Feuerwehr
Auch der Personalstand der freiwilligen Feuerwehr (FF) war 
in den ersten Jahren durch verstärkte Abgänge geprägt (Ver-
setzung in die Altersabteilung, Umzug). Nach einem stetigen 
Rückgang der Mitgliederzahlen der freiwilligen Feuerwehr 
bis 2002 war 2003 erstmals wieder ein Zuwachs zu verzeich-
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nen. Ende 2003 versahen 177 Aktive Dienst in den sechs 
Einheiten der FF. Zahlreiche Jugendliche konnten über die 
Jugendfeuerwehr für den aktiven Dienst gewonnen werden.
Als besonders erfreulich ist hervorzuheben, dass die Jugend-
feuerwehr mittlerweile 43 Angehörige in drei Gruppen, verteilt 
auf die nördlichen Stadtteile Hüls und Traar, die südöstlichen 
Stadtteile Uerdingen, Linn, Oppum und Gellep-Stratum und den 
Stadtteil Fischeln zählt. Ungeachtet der bloßen Mitgliederzahlen 
wird es zunehmend schwieriger, tagsüber ehrenamtliche Kräf-
te verfügbar zu haben. Neben der Tatsache, dass die meisten 
Angehörigen der FF ihre Arbeitsplätze außerhalb ihres Stadt-
teiles haben, trägt auch die schwierige Arbeitsmarktsituation 
(Freistellung durch den Arbeitgeber) dazu bei.

Rettungsdienst 
Der Rettungsdienst in Krefeld wird sowohl durch die Berufs-
feuerwehr als auch durch den Malteser Hilfsdienst als einge-
bundene Hilforganisation durchgeführt. Insgesamt sind fünf 
Rettungswagen, zwei Notärzte und vier Krankentransportwagen 
im Einsatz. Die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit zwi-
schen Berufsfeuerwehr und eingebundener Hilforganisation hat 
sich auch im Berichtszeitraum bewährt. Nach der erstmaligen 
Verabschiedung des Rettungsdienstbedarfsplans durch den Rat 
der Stadt Krefeld im Dezember 2001 wurden die im Bedarfsplan 
beschriebenen Optimierungsmaßnahmen umgesetzt.

Der Brandschutzbedarfsplan wurde im Jahr 2001 vom Rat der Stadt Krefeld verabschiedet

Die Rettungswagen der Berufsfeuerwehr sind primär für 
die Notfallrettung vorgesehen

Anfang 2002 wurde im Klinikum Krefeld ein vollwertiger zweiter 
Notarzt etabliert. Die stark angestiegenen Krankentransporte er-
forderten eine Ausweitung der Vorhaltezeiten und Kapazitäten 
der Fahrzeuge im Krankentransport. Dies führte zu einer spür-
baren Entlastung der Rettungswagen, die primär für Einsätze 
der Notfallrettung vorgesehen sind. Mit der Besetzung einer 
Planstelle für den ärztlichen Leiter Rettungsdienst wurde das 
Qualitätsmanagement im Rettungsdienst weiter vorangetrieben. 
Die Umsetzung eines neuen Fahrzeug- und Ausstattungskonzepts 
für die Rettungswagen ist auch nach außen optisch erkennbar. 
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Ausstattung und bauliche Situation
Insbesondere bei einem Großeinsatz Ende 2001 anläßlich eines 
Schiffsbrandes auf dem Rhein traten Defi zite bei der Ausstat-
tung der Feuerwehr zu Tage. Diese Defi zite waren Gegenstand 
einer umfassenden Analyse. Ergebnis ist ein Maßnahmenkata-
log für Investitionen bei der Feuerwehr. Dieser Maßnahmenka-
talog wurde dem Rat zur Kenntnisnahme vorgelegt.

Grundsätzlich muss festgestellt werden, dass der fi nanzielle 
und personelle Aufwand für die Unterhaltung der Fahrzeuge 
und der Geräte nicht zuletzt aufgrund strengerer Vorschriften 
erheblich gestiegen ist und die Feuerwehr erheblich belastet. 
Hinzu kommt, dass die bauliche Situation nicht nur auf der 
Hauptwache, sondern auch in den Gerätehäusern der freiwil-
ligen Feuerwehr nicht zufriedenstellend ist. Für den Haushalt 
2005 sind bereits Mittel für die Planung einer neuen Hauptfeuer- 
und Rettungswache vorgesehen.
 
 

Vorbeugender Brandschutz
Eine weitere wesentliche Aufgabe der Feuerwehr ist neben dem 
abwehrenden Brandschutz der vorbeu gende Brandschutz. Durch 
vielfältige Tätigkeiten sorgen die mit dieser Aufgabe betrau-
ten Mitarbeiter für die Sicherheit von baulichen Anlagen und 
Einrichtungen und helfen, Bedingungen für einen erfolgreichen 
Feuerwehr einsatz zu schaffen. 

Die Arbeit im Bereich des vorbeugenden Brandschutzes hat 
sich in den Jahren 1999 bis 2004 mit der Einführung der neuen 
Bauordnung im Jahre 2000 grundlegend verändert. Es wurden 
neue Gebäudeklassen ausgewiesen, für die bei der Behandlung 
des Bauantrages unterschiedliche, aber defi nierte Verfahrens-
weisen gelten.

Besonders gravierend sind die Änderungen im Bereich der so-
genannten „großen Sonderbauten“. Große Sonderbauten sind 
Gebäude, die aufgrund ihrer besonderen Art oder Nutzung ein 
erhöhtes Gefahrenpotential besitzen. Für diese Gebäude muss 
seit dem Jahr 2000 ein Brandschutzkonzept mit dem Bauantrag 
eingereicht werden. Dieses Brandschutzkonzept muss grundsätz-

lich von einem staatlich anerkannten Sachverständigen erstellt 
werden. Durch die Einführung der Brandschutzkonzepte hat sich 
der Prüfaufwand für die einzelnen Bauanträge deutlich erhöht.

Im Jahre 2003 wurden – neben eigenem Personal – erstmals 
auch private Sachverständige im Rahmen eines Erprobungspro-
jektes mit der Durchführung von Brandschauen, insbesondere 
in Industrie- und Gewerbebetrieben, beauftragt.

Katastrophenschutz
Während die „normalen“ Schadensereignisse im allgemeinen 
von der Feuerwehr gemeistert werden, wird beim Erreichen der 
Schwelle des Großschadensereignisses vorausgesetzt, dass der 
Einsatz der Feuerwehr allgemein, auch mit überörtlicher Hilfe, 
nicht ausreicht, um die eingetretene Gefahrenlage be kämpfen 
zu können. Hier werden Einsatzkräfte des Zivilschut zes/Kata-
strophenschutzes in die Gefahrenabwehr eingebunden. 

Daraus ergibt sich, dass die Gemeinden ein einheitliches und 
von der Schadensgröße unabhängiges und durchgängiges 
Hilfeleistungs system mit den Kräften der Feuerwehr und des 
Katastrophenschutzes zu schaffen haben. Dies beinhaltet im we-
sentlichen die Aufgaben stellung des Katastrophenschutzes. 

Folgende Einsatzeinheiten des Katastrophenschutzes sind zur 
Zeit vorhanden: Das Deutsche Rote Kreuz, Kreisverband Krefeld, 
stellt insgesamt zwei Einsatzeinheiten. Beide Einsatzeinheiten 
sind personell doppelt mit freiwilligen Helfern besetzt. In diesen 
Einsatzeinheiten wirken zur Zeit 113 Helfer mit. Beiden Einsat-
zeinheiten stehen zur Zeit 19 Einsatzfahrzeuge zur Verfügung.

Der Malteser Hilfsdienst Krefeld stellt eine Einsatzeinheit und 
eine Dekontaminationsgruppe im ABC-Dienst. In diesen Einhei-
ten wirken 108 Helfer mit. Beiden Einsatzeinheiten stehen zur 
Zeit 14 Einsatzfahrzeuge zur Verfügung. Die Einsatzeinheiten 
des DRK und MHD wirken auf der Grundlage des § 18 des Feu-
erschutzgesetzes (FSHG) in der Gefahrenabwehr mit und stellen 
gemeinsam mit dem öffentlichen Rettungsdienst sicher, dass 
ein Schadenereignis mit 50 Verletzten/Erkrankten (Massenan-
fall von Verletzten, kurz MANV) bewältigt werden kann. Das 
Technische Hilfswerk stellt in Krefeld drei technische Züge und 
vier Sondergruppen. In diesen Einheiten wirken (Stand Frühjahr 
2004) 142 Helfer mit. Den sieben Einheiten stehen zur Zeit 17 
Einsatzfahr zeuge zur Verfügung.

Kampfmittel- und Munitionsfunde
Einen weiteren Aufgabenbereich bilden die Maßnahmen bei 
Kampfmittel- und Munitionsfunden. In Krefeld wurden im 
Berichtszeitraum 88 verschiedene Granaten beziehungsweise 
unterschiedliche Bomben sowie rund 200 Kilogramm Munitions-
teile aufgefunden, sichergestellt und anschließend durch den 
Kampfmittelräumdienst der Bezirksregierung beseitigt. 

Großeinsatz der Berufsfeuerwehr beim Schiffsunglück der 
„Stolt Rotterdam“ auf dem Rhein vor den Bayer-Werken
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Geld und Vermögen

Das Gewerbesteueraufkommen der Stadt Krefeld ging im Jahr 2001 infolge des Steuersenkungsgesetzes 2000 um 
63 Millionen Euro zurück
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Entwicklung der 
Haushaltswirtschaft
Seit 1993 lebt die städtische Haushaltswirtschaft mit un-
ausgeglichenen Verwaltungshaushalten und hieraus folgend 
mit Haushaltssicherungskonzepten. Ständig wechselten 
im Berichtszeitraum 1999 bis 2003 Konsolidierungserfolge 
mit neuen Hiobsbotschaften. Immer dann, wenn die konse-
quente Umsetzung des Haushaltssicherungskonzeptes einen 
deutlichen Aufwärtstrend in der städtischen Finanzwirtschaft 
vermuten ließ, hatte der städtische Haushalt durch veränderte 
Konjunkturverläufe oder durch neue Anforderungen von Bund 
und Land NRW an die Kommunen zusätzliche Belastungen zu 
verkraften.

Exemplarisch sind jährliche Mehrbelastungen für den städti-
schen Haushalt aus der Umsetzung eines Rechtsanspruchs auf 
einen Kindergartenplatz, des 2. Modernisierungsgesetzes und 
der Sicherstellung der Leistungen nach dem Gesetz über eine 
bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung. Darüber hinaus haben die Kommunen die Auswirkun-
gen des Steuersenkungsgesetzes zu verkraften. Abschließend 
sind die Beschlüsse des Bundestages und des Bundesrates 
von Dezember 2003 – beispielhaft sei die Zusammenlegung 
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe genannt – aufzuführen, 
die den kommunalen Haushalten weitere, fast nicht mehr zu 
verkraftende Belastungen aufbürden.

Die Ergebnisse im Verwaltungshaushalt (in Millionen Euro) 
entwickelten sich folgendermaßen:

 1999 2000 2001 2002 2003 2004 
_______________________________________________________________

Originäre Unterdeckung 1,1 -16,3 -47,0 -58,6 -34,7 -56,5

Abdeckung Sollfehlbeträge -121,4 -111,5 -121,5 -162,3 -214,6 -243,4

Zuführung vom Vermögens-
haushalt zur Reduzierung der 
Unterdeckung im 
Verwaltungshaushalt 8,0 7,1 6,2 6,3 5,9 9,4 
_______________________________________________________________

Sollfehlbetrag -112,3 -120,7 -162,3 -214,6 -243,4 -290,5

Obwohl sich der Sollfehlbetrag im Berichtszeitraum mehr als 
verdoppelt hat, wodurch der strukturelle Ausgleich von 2002 
nach 2007 und der Gesamtausgleich von 2005 nach 2012 ver-
schoben werden musste, kann keine Rede davon sein, die Stadt 
habe durch ein völlig überzogenes, nicht an der gegebenen Leis-
tungsfähigkeit orientiertes Ausgabegebaren im Bereich der von 
ihr bestimmbaren Leistungen die Krise selbst verschuldet.

Vielmehr war die Entwicklung der Finanzen der Stadt Krefeld 
im Berichtszeitraum geprägt durch einen von der Stadt nicht 
zu beeinfl ussenden Einbruch bei den Einnahmen – hier ist 
insbesondere das Jahr 2001 zu erwähnen, das im Vergleich 
zum Haushaltsansatz einen eklatanten Rückgang des Gewerbe-
steueraufkommens nach Ertrag von brutto 63,0 Millionen Euro 
und beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer von 15,4 
Millionen Euro  infolge des Steuersenkungsgesetzes 2000 zu 
verzeichnen hatte – und den ständigen Bemühungen von Rat und 

Verwaltung, mit entsprechenden Konsolidierungsmaßnahmen 
gegenzusteuern.

Die Gewerbesteuereinnahmen (netto) inklusive der Gemeinde-
anteile an der Umsatzsteuer betrugen:

1999 98,4 Mio. Euro,
2000 95,7 Mio. Euro,
2001 48,8 Mio. Euro
2002 47,7 Mio. Euro
2003 64,5 Mio. Euro (Planwert)
2004 75,4 Mio. Euro (Planwert) 

Selbst die Kommunalaufsicht hat konstatiert, dass die Gewer-
besteuerentwicklung für die Stadt nicht vorhersehbar war und 
zur Verlängerung des Konsolidierungszeitraumes zwang und 
dass die Stadt ihr Ziel, den strukturellen Ausgleich in 2002 
herbeizuführen, ohne die massiven Steuereinbrüche erreicht 
hätte. Ausdrücklich erkannte sie die nachhaltigen Konsolidie-
rungsbemühungen an: „Besonders bemerkenswert ist, dass die 
Stadt trotz der extremen Steuerausfälle nicht aufgibt, sondern 
die Konsolidierung verstärkt und forciert durch neue und ein-
schneidende Maßnahmen. Die Stadt ist damit auf dem richti-
gen Weg, den es weiterzuverfolgen gilt.“ Die Entwicklung der 
Einnahmen im Berichtszeitraum ist aus nachfolgender Tabelle 
ersichtlich (siehe nächste Seite).

Während die Einnahmen des Verwaltungshaushalts im Berichts-
zeitraum um mehr als elf Prozent zurückgingen, verringerten sich 
die Ausgaben – ohne die Abdeckung von Sollfehlbeträgen aus 
Vorjahren – um 1,8 Prozent (siehe Tabelle übernächste Seite).

Geld und Vermögen

Die Einnahmen der Stadt gingen seit 1999 um mehr als 
elf Prozent zurück
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Einnahmen des 1999 2000 2001 2002 2003 2004 Veränderung
Verwaltungshaushalts *) Mio. Mio. Mio. Mio. Mio. Mio. 1999 – 2004
 Euro Euro Euro Euro Euro Euro in Prozent
_____________________________________________________________________________________________

Steuern, allgemeine Zuweisungen 314,3 297,2 252,2 258,2 297,1 287,7 -8,4%    
davon: 
– Steuern 232,2 226,8 169,0 176,1 201,6 212,8 -8,4%
– allg. Zuweisungen 82,1 70,4 83,2 82,1 95,5 74,9 -8,7%

Einnahmen aus 
Verwaltung und Betrieb 186,5 189,9 197,3 200,2 207,5 159,1 -14,7%

Sonstige Finanzeinnahmen 55,7 51,0 52,3 58,5 55,6 37,8 -32,1%
(ohne Zuführung vom Vermögens-
haushalt)

Zuführung vom Vermögenshaushalt  13,3 10,3 10,7 8,7 10,0 18,8 +41,4%
davon:
– zur Reduzierung der Unterdeckung 8,0 7,1 6,3 6,2 5,9 9,4 +17,5%
– Abführung der Erlöse aus dem Verkauf 
   der MKVA, Kläranlage und Fuhrpark 1,4 1,2 1,2 1,2 1,2 1,2 -14,3%
– zum Ausgleich kostenrechnender 
   Einrichtungen 3,9 1,4 0,0 0,0 0,4 1,2 -69,2%
– aus der Geschäftsbereich-
   Sonderrücklage 0,0 0,6 3,3 1,2 1,9 0,4 ---
– aus der Sonderrücklage ILV 0,0 0,0 0,0 0,0 0,6 0,0 ---
– aus der Gebührenrückstellungs-
   Sonderrücklage 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 6,6 ---
_____________________________________________________________________________________________

Summe Einnahmen 569,8 548,4 512,5 525,6 570,2 503,4 -11,7%

*) 1999 – 2002: Rechnungsergebnisse; 2003 – 2004: Haushaltsplanansätze

Haushaltssicherungskonzept 
erstmals nicht genehmigt
Obwohl die Kommunalaufsicht die Bemühungen der Stadt um 
Konsolidierung ausdrücklich anerkannt hat, versagte sie die 
Genehmigung der 5. Fortschreibung des Haushaltssicherungs-
konzeptes im Jahre 2002 aufgrund der Bestimmungen des 
Paragraphen 75 Abs. 4 GO NRW. 

Folge dieser bislang für die Haushaltswirtschaft der Stadt Kre-
feld einmaligen Entscheidung der Kommunalaufsicht war, dass 
damit bis zum Inkrafttreten der nächsten Haushaltssatzung die 
haushaltswirtschaftlichen Beschränkungen des Paragraphen 81 
GO NRW („Nothaushaltsrecht“) gelten. Das heißt, Ausgaben, zu 
deren Leistungen keine rechtliche Verpfl ichtung besteht oder die 
im Hinblick auf die notwendige Aufgabenwahrnehmung nicht 
unaufschiebbar sind, dürfen nicht geleistet werden; insbeson-
dere dürfen Beförderungen nicht vorgenommen und neue Inves-
titionsmaßnahmen grundsätzlich nicht begonnen werden.

Weitere Konsequenz war die eingeschränkte Genehmigung 
zur Aufnahme von Krediten. Gegenüber den Festsetzungen im 
Paragraph 2 der Haushaltssatzung der Stadt Krefeld von ins-
gesamt 35 706 000  Euro ließ die Bezirksregierung Düsseldorf 

aufgrund ihrer Verfügung vom 1. Juli 2002 nur eine Kreditauf-
nahme bis zum Gesamtbetrag von 33 206 000 Euro zu. Davon 
waren 15 148 000  Euro ausschließlich für investive Maßnahmen 
der Entsorgung bestimmt; auf den übrigen investiven Bereich 
entfi elen 18 058 000  Euro.

Mit der 6. Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzepts 2003 
legte die Stadt Krefeld ein HSK vor, dass aus ihrer Sicht den 
rechtlichen Anforderungen zur Genehmigung gemäß Paragraph 
75 GO NRW gerecht wird. Lediglich der Erlass des Innenministers 
vom 4. Juni 2003, in dem den Bezirksregierungen Hinweise für 
die kommunalaufsichtliche Behandlung von Kommunen ohne 
genehmigtes Haushaltssicherungskonzept (Nothaushaltsrecht 
nach Paragraph 81 GO NRW) vorgegeben werden, verhindert aus 
Sicht der Stadt Krefeld die Genehmigung der 6. Fortschreibung 
des Haushaltssicherungskonzeptes. 

Mit Verfügung vom 2. Dezember 2003 teilte die Bezirksregierung 
Düsseldorf mit, dass gemäß Paragraph75 Abs. 4 GO NRW eine 
Genehmigung der 6. Fortschreibung des Haushaltssicherungs-
konzeptes nicht erteilt werden konnte. Damit galten die haus-
haltsrechtlichen Beschränkungen des Paragraphen 81 GO NRW. 
Gleichzeitig genehmigte der Regierungspräsident im Rahmen 
der vorläufi gen Haushaltsführung die Aufnahme von Krediten 
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Ausgaben des  1999 2000 2001 2002 2003 2004 Veränderung
Verwaltungshaushalts *) Mio. Mio. Mio. Mio. Mio. Mio. 1999 – 2004
 Euro Euro Euro Euro Euro Euro in Prozent
_____________________________________________________________________________________________

Personalausgaben 138,3 140,1 142,7 144,0 148,2 144,7 +4,6%

Sächlicher Verwaltungs- und
Betriebsaufwand 180,9 184,0 187,7 194,3 199,3 155,6 -14,0%

Zuweisungen und Zuschüsse 132,1 126,9 124,3 126,3 135,0 136,6 +3,4%

Sonstige Finanzausgaben **) 88,9 86,3 76,9 87,4 96,2 98,3 +10,6%

Deckung von Sollfehlbeträgen
des Vorjahres 121,3 111,5 121,6 162,3 214,6 243,4 +100,7%      
        
Zuführung zum Vermögenshaushalt 20,6 20,3 21,7 25,8 20,3 15,3 -25,7%
   davon:
– allgemeiner Haushalt 17,1 18,3 19,5 19,2 20,0 15,0 -12,3%
– Pensionsrückstellungen 0,1 0,2 0,3 0,4 0,3 0,3 +200,0%
– an die Gebührenrückstellungs-
   Sonderrücklage 0,2 0,0 0,6 4,4 0,0 0,0 ---
– an die Geschäftsbereich-
   Sonderrücklage 3,2 1,8 1,3 1,2 0,0 0,0 ---
– an die Sonderrücklage ILV 0,0 0,0 0,0 0,6 0,0 0,0 ---
_____________________________________________________________________________________________

Summe Ausgaben 682,1 669,1 674,9 740,1 813,6 793,9 +16,4%
_____________________________________________________________________________________________

Summe ohne Abdeckung
von Sollfehlbeträgen aus Vorjahren 560,8 557,6 553,3 577,8 599,0 550,5 -1,8%

  *) 1999 – 2002: Rechnungsergebnisse; 2003 – 2004: Haushaltsplanansätze

**) ohne Zuführung zum Vermögenshaushalt und Deckung von Sollfehlbeträgen

(ohne Umschuldungen) bis zu einer Höhe von 32,112 Millionen 
Euro. Gegenüber der im Haushaltsplan 2003 veranschlagten 
Ermächtigung bedeutete dies eine Einschränkung von 2,517 
Millionen Euro. Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung 
am 11. Dezember 2003 zur Reduzierung des Kreditbedarfs die 
Sperre von Ausgabeansätzen des Vermögenshaushalts 2003 
beschlossen.

Ziel des Rates und der Verwaltung der Stadt Krefeld ist es, einen 
Haushaltsplan 2004, eine Finanzplanung und ein Investitions-
programm für die Jahre 2003 bis 2007 und die 7. Fortschreibung 
des Haushaltssicherungskonzeptes zu verabschieden, die unter 
Berücksichtigung der Hinweise des Innenministeriums eine Ge-
nehmigung zuläßt. Der Rat hat in seiner Sitzung am 11. Dezem-
ber 2003 die dafür notwendigen Beschlüsse gefasst.

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben im Vermö-
genshaushalt  lässt sich an den nachfolgenden Aufstellungen 
ablesen (siehe Tabellen).

Gemeindefi nanzreform
Die Entwicklung der Haushaltsdefi zite zeigt die unbestrittene 
Notwendigkeit einer Gemeindefi nanzreform zur Konsolidierung 

der kommunalen Haushalte auf. Dabei sind die Forderungen der 
Kommunalen Spitzenverbände in ihrem 12-Punkte-Papier zum 
Arbeitsantritt der Gemeindefi nanzreformkommission uneinge-
schränkt zu unterstützen. Aus Sicht der Stadt Krefeld muss die 
Reform sowohl am Gemeindesteuersystem als auch bei den 
Ausgabelasten, insbesondere bei den Soziallasten ansetzen. 
Die Reform muss eine erhebliche Stärkung der fi nanziellen Aus-
stattung der Stadt Krefeld bringen. Der durch den vom Gesetz-
geber verursachten Verlust der städtischen Steuereinnahmen, 
die Übertragung von staatlichen Leistungsverpfl ichtungen ohne 
zusätzliche Finanzmittel und die erzwungene Mitfi nanzierung 
gesamtstaatlicher Aufgaben muss korrigiert werden.

Die nordrhein-westfälischen Städte erwarten auch, dass sich 
das Land maßgeblich für eine Reform des Gemeindefi nanzsys-
tems einsetzt. Dabei und bei der künftigen Behandlung der 
kommunalen Haushalte, muss sich das Land an den Ausfüh-
rungen des Innenministeriums aus Februar 2003 messen lassen. 
Im Kommunalfi nanzbericht des Innenministeriums des Landes 
NRW mit dem Titel „Vorrang für Konsolidierung“ führt das Mini-
sterium im Fazit aus: „Die kommunalen Einnahmen sind sehr 
stark abhängig von der wirtschaftlichen Entwicklung, die in den 
letzten beiden Jahren alles andere als zufriedenstellend verlief. 
Zugleich gibt es einen anhaltenden Trend zur Ausweitung der 
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Einnahmen des  1999 2000 2001 2002 2003 2004 Veränderung
Vermögenshaushalts *) Mio. Mio. Mio. Mio. Mio. Mio. 1999 – 2004
 Euro Euro Euro Euro Euro Euro in Prozent
_____________________________________________________________________________________________

Zuführung vom 
Verwaltungshaushalt 20,6 20,3 21,7 25,8 20,3 15,3 -25,7%
– allgemeiner Haushalt 17,1 18,3 19,5 19,2 20,0 15,0 -12,3%
– Pensionsrückstellungen 0,1 0,2 0,3 0,4 0,3 0,3 +200,0%
– von kostenrechnenden Einrichtungen 0,2 0,0 0,6 4,4 0,0 0,0 ---
– für die Geschäftsbereich-Sonderrücklage 3,2 1,8 1,3 1,2 0,0 0,0 ---
– für Sonderrücklage ILV 0,0 0,0 0,0 0,6 0,0 0,0 ---

Entnahme aus Rücklagen 3,9 6,4 9,7 3,7 4,5 8,2 +110,3%
– allgemeine Rücklage 0,0 4,3 6,4 2,5 1,6 0,0 ---
– Gebührenrückstellungs-Sonderrücklage 3,9 1,4 0,0 0,0 0,4 7,8 +100,0%
– Geschäftsbereich-Sonderrücklage 0,0 0,7 3,3 1,2 1,9 0,4 ---
– Sonderrücklage ILV 0,0 0,0 0,0 0,0 0,6 0,0 ---

Rückfl üsse von Darlehen 1,8 0,7 0,6 0,5 0,5 0,5 -72,2%

Veräußerungen von Beteiligungen und  
Rückfl üsse von Kapitaleinlagen 1,2 1,0 0,0 0,0 0,0 22,7 +1.791,7%

Veräußerung von Sachen     
des Anlagevermögens 15,4 11,2 8,3 8,7 9,7 202,2 +1.213,0%

Beiträge u.ä. Entgelte 2,2 2,1 2,6 2,3 2,1 1,9 -13,6%

Zuweisungen und Zuschüsse für 
Investitionen 20,2 29,9 16,1 17,0 26,3 23,6 +16,8%

Kredite 34,4 55,1 45,8 53,1 84,6 68,6 +99,4%
– für Umschuldungen 14,8 26,6 26,0 31,1 50,0 50,0 +237,8%
– für kostenrechnende Einrichtungen 0,0 0,0 0,0 0,0 16,6 0,6 ---
– Stadtentwässerung (Entsorgung) 8,5 11,5 7,3 7,3 0,0 0,0 ---
– für Maßnahmen der „Krefeld-Konferenz“ 0,9 1,7 2,3 0,1 2,0 0,0 ---
– für Konversionsmaßnahmen 0,0 5,1 0,0 3,7 0,0 1,4 ---
– übriger Haushalt 10,2 10,2 10,2 10,4 12,4 13,0 +27,5%
– 50 Stadtplätze 0,0 0,0 0,0 0,5 3,6 3,6 ---
 
Abwicklung der Vorjahre 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 ---
_____________________________________________________________________________________________

Summe Einnahmen 99,7 126,7 104,8 111,1 148,0 343,0 +244,0%

*) 1999 – 2002: Rechnungsergebnisse ; 2003 – 2004: Haushaltsplanansätze
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kommunalen Aufgaben, bestehende gesetzliche Leistungsan-
sprüche an Kommunen sind weitgehend zementiert. Dies alles 
führt aktuell zu einer deutlichen fi nanziellen Überforderung der 
Haushalte von Städten, Gemeinden und Kreisen. Sie wird auch 
noch dadurch verschärft, dass vor Ort der haushaltswirtschaftli-
chen Stabilität nicht immer die notwendige Präferenz verschafft 
wurde und wird.

Die aktuell zu konstatierende fi nanzielle Überforderung der 
Kommunen kann nicht ohne Auswirkungen auf staatliches Han-
deln bleiben. Gefordert sind alle, Politik ebenso wie Verwaltung. 
Ohne deren Schutz wird es den Kommunen nicht gelingen, die 

derzeitigen Haushaltsprobleme zu bewältigen und Spielräume 
für kommunalpolitisches Handeln zurück zu gewinnen.“

Die Gemeindefi nanzreform sollte in 2003 umgesetzt werden. 
Vordringlichste Aufgabe der Kommission zur Reform der Ge-
meindefi nanzen war eine grundlegende Korrektur der Fehlent-
wicklungen im geltenden Gemeindefi nanzsystem. Die Reform 
sollte für einen großen Teil der Kommunen eine erhebliche 
Stärkung ihrer Finanzausstattung bringen, die durch den vom 
Gesetzgeber verursachten Substanzverlust der gemeindlichen 
Steuereinnahmen insbesondere bei der Gewerbesteuer sowie 
durch staatliche Leistungsverpfl ichtungen ohne zusätzliche 
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Ausgaben des  1999 2000 2001 2002 2003 2004 Veränderung
Vermögenshaushalts *) Mio. Mio. Mio. Mio. Mio. Mio. 1999 – 2004
 Euro Euro Euro Euro Euro Euro in Prozent
_____________________________________________________________________________________________

Zuführung zum Verwaltungshaushalt 13,3 10,3 10,7 8,7 10,0 18,8 +41,4%
– zur Reduzierung der Unterdeckung 8,0 7,1 6,2 6,3 5,9 9,4 +17,5%
– Erlöse aus dem Verkauf der MKVA,
   Kläranlage und des Fuhrparks 1,4 1,2 1,2 1,2 1,2 1,2 -14,3%
– zum Ausgleich kostenrechnender
   Einrichtungen 3,9 1,4 0,0 0,0 0,4 1,2 -69,2%
– aus der Geschäftsbereich-Sonderrücklage 0,0 0,6 3,3 1,2 1,9 0,4 ---
– aus der Sonderrücklage ILV 0,0 0,0 0,0 0,0 0,6 0,0 ---
– aus der Gebührenrückstellungs-
   Sonderrücklage 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 6,6 ---

Zuführung an Rücklagen 4,7 2,0 3,2 6,6 0,4 13,8 +193,6%
– allgemeine Rücklage 1,2 0,0 0,0 0,0 0,0 13,5 +1.025,0%
– Gebührenrückstellungs-Sonderrücklage 0,2 0,0 0,6 4,4 0,0 0,0 ---
– Sonderrücklage Pensionsrückstellungen 0,1 0,2 0,3 0,4 0,3 0,3 +200,0%
– Geschäftsbereich - Sonderrücklage 3,2 1,8 1,3 1,2 0,0 0,0 ---
– Sonderrücklage  ILV 0,0 0,0 0,0 0,6 0,0 0,0 ---

Gewährung von Darlehen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 ---

Erwerb von Beteiligungen, 
Kapitaleinlagen 2,9 3,8 1,5 1,5 3,0 3,7 +27,6%

Erwerb von Grundstücken 4,3 10,6 2,2 9,3 7,8 7,9 +83,7%

Erwerb von beweglichen Sachen des 
   Anlage-Vermögens 3,3 3,3 4,3 4,3 5,1 2,8 -15,2%

Baumaßnahmen 38,6 45,9 35,7 26,8 48,4 35,4 -8,3%

Tilgung von Krediten 31,9 44,9 45,5 50,3 70,0 256, 4 +703,8%
– planmäßig 17,1 18,3 19,5 19,2 20,0 15,0 -12,3%
– zur Umschuldung 14,8 26,6 26,0 31,1 50,0 50,0 +237,8%
– außerordentliche  Tilgung 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 191,4 ---

Rückzahlung innerer Darlehen 0,0 1,7 0,0 0,0 0,0 2,3 ---

Zuweisungen und Zuschüsse                 
für Investitionen 0,7 4,2 2,7 3,6 3,4 1,9 +171,4%
_____________________________________________________________________________________________

Summe Ausgaben 99,7 126,7 104,8 111,1 148,0 343,0 +244,0%

*) 1999 – 2002: Rechnungsergebnisse; 2003 – 2004: Haushaltsplanansätze
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Finanzmittel und erzwungene Mitfi nanzierungen gesamtstaat-
licher Ausgaben geprägt war. Das drastisch sinkende Steuer-
aufkommen der Städte und Gemeinden in ihrer Gesamtheit 
sollte erhöht und auf einem Niveau verstetigt werden, das die 
kommunale Handlungsfähigkeit auf Dauer gewährleistet. 

Der nötige Finanzspielraum für freiwillige Aufgaben war 
zu schaffen. Die Bemessungsgrundlage und der Kreis der 
Steuerpfl ichtigen der Gewerbesteuer und jeder anderen wirt-
schaftskraftbezogenen Steuerquelle sollte verbreitert werden, 

um die Abhängigkeit von den zu versteuernden Gewinnen nur 
weniger Steuerzahler vor Ort zu verringern. Die für die Kom-
munen unverzichtbare Finanzautonomie macht auch künftig 
Gestaltungsmöglichkeiten durch uneingeschränkte Hebesatz-
rechte erforderlich.

Die den Kommunen übertragenden Aufgaben und die daraus 
resultierenden Ausgaben sollten zurückgeführt werden und die 
kommunale Mitfi nanzierung staatlicher Aufgaben ohne vollen 
und unmittelbaren Ausgleich der jeweiligen örtlichen Belastun-
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gen der Kommunen beendet werden. Bei einer Zusammenfüh-
rung der Arbeitslosen aus Arbeitslosen- und Sozialhilfe musste 
der Bund dauerhaft die fi nanzielle Verantwortung übernehmen. 
Bei allen Maßnahmen musste sichergestellt werden, dass es 
keine zusätzliche Belastung für die Kommunen gäbe. Da eine 
Einigung zwischen Bundestag und Bundesrat zunächst nicht zu 
erzielen war, musste der Vermittlungsausschuss Mitte Dezem-
ber 2003 über die Reformen entscheiden. Viele Anforderungen 
der Städte und Gemeinden blieben dabei unberücksichtigt. Die 
wesentlichen Änderungen werden nachfolgend dargelegt.

Zusammenführung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe
Die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit wird nicht von ei-
ner nationalen in eine lokale Aufgabe umgewandelt. Fraglich 
bleibt allerdings, ob die dringend notwendige und immer wieder 
versprochene deutliche fi nanzielle Entlastung der Kommunen bei 
den Sozialausgaben tatsächlich eintritt. Die hier den Kommunen 
versprochene deutliche Entlastung ihrer Haushalte schlägt ins 
Gegenteil um. Erste Hochrechnungen deuten darauf hin, dass 
für Krefeld Mehrbelastungen in zweistelliger Millionenhöhe 
aus „Hartz IV“ erwachsen können.

Das „4. Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 
(Hartz IV) sieht wahlweise zwei Regelungsmodelle für die Auf-
gabenträgerschaft vor: Die erste Option sieht Kommunen in 

alleiniger Trägerschaft für den kompletten Aufgabenbereich 
anstelle der Agenturen für Arbeit. Die zweite Option sieht 
eine gesplittete Trägerschaft für Leistungen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende zwischen Bundesagentur und Kommune 
im Rahmen einer Arbeitsgemeinschaft vor. Die Kostenträger-
schaft für Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
liegt beim Bund, soweit Leistungen von der Bundesagentur 
erbracht werden. Die Kostenträgerschaft für Leistungen der 
Eingliederungshilfe, für Unterkunft und Heizung und für Erst-
ausstattung für Wohnung und Bekleidung und anderem liegt 
bei der Kommune.

Insofern ist zu „Hartz IV“ kritisch anzumerken, dass wie zuvor 
ausgeführt, die Kommunen mit weiteren massiven Belastun-
gen ihrer Haushalte rechnen müssen. Wenngleich eine Vielzahl 
von Fragen in Bezug auf Organisation und ähnliches noch nicht 
abschließend geklärt ist, ergeben bisherige Prognosen eine Be-
lastung von 3,8 Milliarden Euro bundesweit. 

Gewerbesteuer
Die Änderungen bei der Gewerbesteuer stellen keine Reform 
dar. Die Gewerbesteuer wird in ihrer Struktur nicht wesent-
lich verbessert, aber die Städte müssen weniger von ihrer 
wichtigsten Steuer an Bund und Länder abführen. Außerdem 
ist Schaden von der Gewerbesteuer abgewandt worden: Sie 
wird weder demontiert noch abgeschafft, wie dies in den 
vergangenen Monaten diskutiert wurde. Da das Absenken 
der Gewerbesteuerumlage den seit langem von den Städten 
erhobenen Forderungen nach Soforthilfe entspricht und keine 
echte Reform bei den Einnahmen der Kommunen darstellt, muss 
eine aufgabengerechte Finanzausstattung der Kommunen auf 
der Tagesordnung bleiben. Für die Stadt bedeutet die Absenkung 
der  Normal-Umlage in 2004 von 76 auf 40 Prozent-Punkte eine 
Verbesserung von 7,2 Millionen Euro.

Das Vorziehen der Steuerreform wird den Kommunen Einnah-
meverluste bringen, die allerdings geringer ausfallen werden 
als bisher erwartet. Während die Absenkung der Umlage zur 
Verbesserung der kommunalen Haushalte 2,5 Milliarden Euro 
pro Jahr einbringen sollte, zehrt die vorgezogene Steuerreform 
bei der Einkommensteuer, die ursprünglich für 2005 geplant war, 
hiervon voraussichtlich bereits wieder die Hälfte auf.

Ausgliederungen aus dem städtischen 
Haushalt
Mit der Einführung der Pfl egeversicherung wurden die Städti-
schen Seniorenheime zum 1. Januar 1996 von einem Regiebe-
trieb in eine eigenbetriebsähnliche Einrichtung umgewandelt. 
Neben der Stärkung unternehmerischer Flexibilität war seiner-
zeit auch Grundlage für diese Entscheidung die entsprechende 
Norm des Pfl egeversicherungsgesetzes, nach der es sich bei 
stationären Einrichtungen um sogenannte selbstständig wirt-
schaftende organisatorische Einrichtungen handeln musste.

Wenngleich die gewählte Rechtsform eines Eigenbetriebes 
gegenüber dem Regiebetrieb deutliche Vorteile mit sich 
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Stadtdirektor und Kämmerer Jürgen Küper schied 2003 
aus dem Dienst der Stadt Krefeld aus
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brachte, so wurde dennoch klar, dass die Umwandlung der 
Einrichtung in eine Gesellschaftsform des privaten Rechts 
(gGmbH) mittelfristig das Ziel sein muss, um auch im Vergleich 
mit anderen Unternehmen am Krefelder Pfl egemarkt langfristig 
konkurrenzfähig sein zu können. In der Zwischenzeit haben sich 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für den Pfl egemarkt 
insbesondere durch die Einführung des Pfl egequalitätssiche-
rungsgesetzes (1. Januar 2003) weiter deutlich verschärft.

Darüber hinaus bietet die Gründung einer gGmbH im Gegensatz 
zu den öffentlich-rechtlich geprägten Eigenbetrieb mit seiner 
vollen Einbindung in alle öffentlich-rechtlichen Entscheidungs- 
und Verfahrenswege (Eigenbetriebsverordnung, Gemeindeord-
nung etc.) ein erheblich größeres Maß an Flexibilität, so dass 
durch eine solche Ausgliederung künftig noch besser auf die 
Anforderungen des Pfl egemarktes reagiert werden kann. Ins-
besondere sind hierdurch weitere gesellschaftsrechtliche Ko-
operationsmöglichkeiten beziehungsweise die Ausgliederung 
von Tochtergesellschaften möglich. Nicht unerwähnt bleiben 
sollte, dass bei dem hohen Sanierungsbedarf des jetzigen 
Gebäudebestandes weitere Kreditbeschaffungsmöglichkeiten 
im Gegensatz zum städtischen Haushalt bei der angestrebten 
gGmbH erleichtert werden. Die neue Organisation sieht vor, 
aus steuerlichen Gründen die Grundstücke und Gebäude in 
dem sogenannten Rest-Eigenbetrieb zu belassen und aus 
diesem Betrieb lediglich eine sogenannte „Betreiber“-gGmbH 
auszugliedern. Als Gründungstermin der Städtischen Senio-
renheime Krefeld gemeinnützige gGmbH wurde der 1. Januar 
2003 beschlossen.

Der Rat der Stadt Krefeld 
hat am 12. Dezember 2002 
einen Grundsatzbeschluss zur 
Neuorganisation der Stadtent-
wässerung gefasst. Auf der 
Basis dieses Beschlusses war 
die Verwaltung gemeinsam 
mit der SWK AG im Rahmen 
des Projektes „Umsetzung des 
wasserwirtschaftlichen Unternehmenskonzeptes für die SWK 
AQUA GmbH“ beauftragt, die Grundlagen zur Umsetzung des 
Projektes zu erarbeiten. In seiner Sitzung am 17. Juli 2003 hat 
der Rat der Stadt Krefeld den zur Umsetzung des Grundsatzbe-
schlusses erforderlichen Verträgen zugestimmt. Ziel des was-
serwirtschaftlichen Umsetzungskonzeptes ist die Bündelung der 
Ressourcen der Wasserversorgung und der Stadtentwässerung 
in einer leistungsfähigen Einheit, die den Ansprüchen der Li-
beralisierungstendenzen im Wasserbereich gerecht wird. Nach 
Gründung des Eigenbetriebes „Stadtentwässerung Krefeld“ und 
Übertragung des Vermögens und des Altschuldenblocks (von 
jeweils geplanten 191,4 Millionen Euro) vom bislang optimierten 
Regiebetrieb „Stadtentwässerung“ auf den Eigenbetrieb wird 
die Stadt die Betriebsführung der städtischen Abwasseranlagen 
auf die SWK AQUA übertragen. Darüber hinaus übernimmt die 
SWK AQUA das Investitionsmanagement; die Anlagen bleiben 
Eigentum der Stadt Krefeld. Diese zahlt für die Betriebsführung 
ein Betriebsführungsentgelt an die SWK AQUA. Der SWK AQUA 
wird durch die Stadt Krefeld und SWK ENERGIE entsprechendes 
Personal zugewiesen.

Alle aus den vorgenannten Beschlüssen und Festlegungen re-
sultierenden fi nanziellen Auswirkungen beziehungsweise alle 
im Rahmen der im Zusammenhang mit der Neuorganisation in 
der Planrechnung getroffenen Annahmen sind ab dem Haus-
haltsjahr 2004 im Haushaltsplan und in der Finanzplanung und 
dem Investitionsprogramm 2003 bis 2007 berücksichtigt. Hierzu 
gehört auch die Auszahlung des auf die Stadtentwässerung 
entfallenden Bestandes der Gebührenrückstellungs-Sonder-
rücklage an den Eigenbetrieb.

Produktorientierter 
Finanzhaushalt
Basis der Haushaltsplanung im Neuen Steuerungsmodell sind 
die Produkte, also gebündelte Leistungen der einzelnen Fach-
bereiche und Institute. Bei einer produktorientierten Haushalts-
planung werden den Fachbereichen und Instituten zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben neben den fi nanziellen Ressourcen (kameraler 
Teil) auch Leistungsziele vorgegeben, die mit den zur Verfügung 
gestellten Finanzmitteln erreicht werden sollen („Ergebnisori-
entierung“). Zur Konkretisierung der Zielvorgaben sowie zur 
Messung der Zielerreichung im Rahmen des Berichtswesens 
werden darüber hinaus Kennzahlen gebildet, anhand derer im 
Rahmen des Controllings ebenso unterjährig Soll-Ist-Vergleiche 
stattfi nden wie für die Finanzdaten.

Der Verwaltungshaushalt der Stadt Krefeld im Haushaltsjahr 
2002 wurde erstmals fl ächendeckend für fast alle Fachbereiche 
und Institute parallel sowohl kameral (sortiert nach Einzelplänen 
und Unterabschnitten mit den jeweils zugehörigen Haushalts-
stellen) als auch produktorientiert (für jeden Fachbereich; sortiert 
nach Produktgruppen = Abteilungen mit den jeweils zugehöri-
gen Finanzdaten, Kennzahlen und Leistungszielen) aufgestellt, 
folglich wurden dem Rat zwei Bände zur Beschlussfassung des 
Haushalts 2002 vorgelegt.

Ab dem Haushaltsjahr 2004 werden die beiden bislang getrenn-
ten Werke in einem einzigen Planwerk gebündelt, um damit 
einerseits die Transparenz zu erhöhen und andererseits die 
produktorientierten Informationen auf die wesentlichen, steu-
erungsrelevanten Aussagen und Informationen zu beschränken 
und damit das Lesen des Haushaltsplanes vom Umfang wie vom 
Inhalt her wesentlich zu erleichtern. Die Zusammenführung von 
kameralem und produktorientiertem Haushalt erfordert jedoch 
eine neue Sortierung des Haushaltsplanes. Entsprechend den 
krefeldspezifi schen Aufgaben- und Verantwortungsbereichen 
wird daher der Verwaltungshaushalt nicht mehr nach Einzelplä-
nen, sondern nach Geschäftsbereichen und Produkten sortiert 
dargestellt – nicht zuletzt als Vorgriff auf die Regelungen des 
„Neuen kommunalen Finanzmanagements“.

Innerhalb der Geschäftsbereiche werden dann die einzelnen 
Fachbereiche abgebildet, die aus produktorientierten Steue-
rungsinformationen (getrennt nach den jeweiligen Produktgrup-
pen = Abteilungen) sowie aus einem kameralen Teil bestehen. 

Geld und Vermögen
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Der kamerale Teil ist weitgehend unverändert gegenüber dem 
bisherigen Haushalt, es wurden lediglich einige Haushaltsstel-
len zusammengefasst.

Für jeden Fachbereich werden somit künftig abgebildet:

• Produktgliederungsplan (Gegenüberstellung aller Produkte 
und Unterabschnitte des Fachbereichs)

• Produktinformationen (Finanzdaten, Leistungskennzahlen 
und Ziele der einzelnen Produktgruppen)

• dem Fachbereich zugeordnete Unterabschnitte, Haushalts-
stellen, Haushaltsplanvermerke und spezielle Erläuterungen 
(bisheriger kameraler Haushalt)

Der Vermögenshaushalt bleibt bis auf weiteres vollständig in 
der bisherigen Form erhalten, das heißt, die Angaben über die 
Investitionen erfolgen auf den Produktseiten des Haushalts 
lediglich nachrichtlich. Über das unterjährige, produktorien-
tierte Berichtswesen werden die zuständigen Fachausschüsse 
regelmäßig darüber informiert, wie der aktuelle Stand der 
Zielerreichung ist, das heißt, ob die Finanz- und Leistungsziele 
zum Jahresende voraussichtlich erreicht werden können oder 
welche Gegensteuerungsmaßnahmen vorgeschlagen werden, 
wenn die Zielerreichung nicht sichergestellt ist. 

Geld und Vermögen

Auch wenn bei der Produktbildung Wert darauf gelegt wurde, 
möglichst viele verwandte Aufgaben zu Produkten zusammen-
zufassen, enthalten die produktorientierten Fachbereichshaus-
halte eine Vielzahl von Detailinformationen. Um die Lesbarkeit 
dieses Werkes zu erleichtern und gleichzeitig die Schwerpunkt-
setzung der Fachbereiche zu forcieren, werden den politischen 
Gremien nicht sämtliche Produktbeschreibungen zur Beratung 
vorgelegt, sondern nur die aggregierten, also zusammengefass-
ten Produktgruppenbeschreibungen sowie die Produktbereichs-
beschreibung, die Aussagen über die wesentlichen Ziele des 
jeweiligen Fachbereichs enthält.

Steuern und sonstige 
Einkünfte
Die Hebesätze für die Grundsteuer A, B und die Gewerbesteuer 
sind bereits seit 1987 unverändert (220 v. H.; 440 v. H.). Die 
Grundsteuer B ist seit dem Jahr 2002 auf 475 v. H. angehoben 

Steuern und Im Berichtszeitraum haben sich die Steuereinnahmen und die Nachforderungsz-
insen zur Gewerbesteuer nach den Ergebnissen der Jahresrechnung bzw. nach 

dem Ansatz im Haushaltsplan 2004 wie folgt entwickelt (in Mio Euro):

sonstige Einkünfte

1999 2000 2001 2002 2003 2004

Steuerart
Rechnungs-

ergebnis (RE) (RE) (RE) (RE) (RE)

Haushalts-
ansatz

Grundsteuer A 0.15 0.15 0.16 0.14 0.15 0.16

Grundsteuer B 34.44 34.57 35.38 37.64 39.11 39.47

Gewerbesteuer 105.82 99.97 45.44 52.37 84.57 88.06

Vergnügungssteuer 1.14 1.08 1.06 1.01 1.35 1.36

Hundesteuer 0.74 0.79 0.80 0.78 0.81 0.82

Sonstige Steuern 0.02 0.02 0.02 0.02 0.02 0.02

Nachforderungszinsen z. Gewerbesteuer 2.87 2.22 0 1.28 2.69 0.88

Summe eigene Steuern 145.18 138.8 82.86 93.24 128.7 130.77

Gemeindeanteil an der Einkommen-
steuer 78.37 79.17 75.15 73.28 71.27 71.90

Kompensationszahlung für Verluste 
aus der Neuregelung des Familienlas-

tenausgleichs 5.35 5.62 6.29 6.27 5.94 6.22

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 11.50 11.07 11.04 10.86 10.82 11.00

Summe Steuerbeteiligungen 95.22 95.86 92.48 90.41 88.03 89.12

Summe eigene Steuern und Steuerbe-
teiligungen 240.4 234.66 175.34 183.65 216.73 219.89

Gewerbesteuerumlage -allgemein- 10.28 8.43 4.35 9.92 14.03 16.41

Gewerbesteuerumlage „Fond Deutsche 
Einheit“ 2.03 1.63 0.74 1.11 1.26 1.4

Erhöhung Gewerbest.Umlage f.d. Län-
derfi nanzausgleich 6.62 5.27 2.61 4.5 5.22 5.8

Summe Steueraufkommen (netto) 221.47 219.33 167.64 168.12 196.22 196.28

in v.H. von 1999 100 99.03 75.69 75.91 88.60 88.63
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worden, nachdem der Hebesatz von 1987 bis dahin 440 v.H. 
betrug. Da die Einheitswerte des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens (= GrdSt A) und des Grundvermögens (= GrdSt B) 
auch im Berichtszeitraum unverändert auf Wertverhältnissen 
zum 1. Januar 1964 aufbauen, ergeben sich Veränderungen im 
Steueraufkommen nur aus einem gewissen Strukturwandel. 
Hier sind insbesondere zu nennen:

Stagnation bei der GrSt A, da neue land- und forstwirtschaftliche 
Flächen beziehungsweise Betriebe nicht entstehen. Zuwächse 
bei der GrSt B durch Zunahme der wirtschaftlichen Einheiten von 
63 580 in 1999 auf zirka 76 000  zum 1. Januar 2004 (Neubau-
ten, Umwandlung von Mietshäusern in Eigentumswohnanlagen, 
Ausweisung von Baulandfl ächen).

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschlüssen vom 
22. Juni 1995 / 2 BvL 37/91 – Vermögenssteuer – und 2 BvR 
552/91 – Erbschaftsteuer – mit Wirkung ab 1. Januar 1997 zwar 
die Verfassungswidrigkeit der Einheitswerte für die Vermögen- 
und Erbschaftsteuer festgestellt, hinsichtlich der Grundsteuer 
sind die Einheitswerte (nach den Wertverhältnissen zum 1. 
Januar 1964) jedoch weiterhin anwendbar. 

Da die oben genannten Einheitswerte, die von den Finanzäm-
tern festgestellt werden, demnach nur noch für Zwecke der 
Grundsteuer erforderlich sind, bleibt abzuwarten, ob am Prinzip 
der Einheitsbewertung festgehalten wird oder ob ein neues 
eigenständiges grundsteuerrechtliches Bewertungsverfahren, 
das gegebenenfalls von den Gemeinden vorzunehmen ist, 
eingeführt wird.

Die Gewerbesteuereinnahmen im Berichtszeitraum spiegeln 
die konjunkturelle Lage wieder. Insbesondere sind hier die 
bundesweiten Einnahmeeinbrüche ab dem Kalenderjahr 2001 
auffällig, die in Krefeld im Verhältnis zu 1999 bei über 57 Pro-
zent (2001) liegen. Die Gründe hierfür sind hauptsächlich in der 
wirtschaftlichen Lage und zum anderen in den steuerlichen Ge-
staltungsmöglichkeiten der Unternehmen zu suchen. Die in den 
Jahresrechnungen aufgeführten Zinsen für Steuerforderungen 
wurden durch das Steuerreformgesetz 1990 eingeführt.

Der Vergnügungssteuerzuwachs erklärt sich durch die aus-
schließliche Satzungsautonomie der Gemeinden ab dem 
Kalenderjahr 2003. Hier wurden erhöhte Sätze für Spielgeräte 
festgesetzt. Für Tanzveranstaltungen wurden die Sätze vermin-
dert. Der leichte Anstieg der Hundesteuereinnahmen ist auf die 
Ermittlungstätigkeiten zurückzuführen, durch die eine nahezu 
vollständige Erfassung der Hundeanzahl erreicht wurde. Die 
übrigen Steuern stagnieren seit Jahren.

Das Aufkommen beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
während des Berichtszeitraumes spiegelt die allgemeine Ein-
kommensentwicklung wieder. Darüber hinaus ist aber auch zu 
erkennen, dass die Einkommensentwicklung in den Großstädten 
gegenüber der allgemeinen Einkommensentwicklung zurück-
bleibt. Dieses zeigt sich an der sogenannten Schlüsselzahl. 
Sie ist der Multiplikator, mit dem der in NRW insgesamt zu 
verteilende Anteil auf die Gemeinden verteilt wird. Diese 
Schlüsselzahl beträgt für Krefeld:

2002–2002 0,0136306

2005–2005 0,0133706

Für die Verteilung auf die Gemeinden sind sogenannte Sockel-
beträge (Begrenzung des zu berücksichtigenden Einkommens) 
maßgebend. Der Gesetzgeber hat diese von vorher 20 000/
40 000 Euro ab 2003 auf 30 000/60 000 Euro angehoben. Ne-
ben der allgemeinen Gewerbesteuerumlage werden zusätzli-
che Umlagen seit 1991 zur Finanzierung des „Fond Deutsche 
Einheit“ und ab 1995 für den Länderfi nanzausgleich aus dem 
Gewerbesteuer-Istaufkommen abgeführt. Die Gesamtumlage 
errechnet sich wie folgt:

Gewerbesteuer-Istaufkommen x Vervielfältiger
___________________________________________

Hebesatz des Erhebungsjahres

Für den Berichtszeitraum beträgt der Vervielfältiger:

Jahr 1999 2000 2001 2002 2003 2004*
_______________________________________________________

allgemein 45 45 54 66 78 82
Fond Dt. Einheit 12 9 8 7 7 7
Standortsicherungsgesetz 10 0 0 0 0 0
Länderfi nanzausgleich 29 29 29 29 29 29
_______________________________________________________

 96 83 91 102 114 118

*) Hierbei handelt es sich um vorläufi ge Zahlen, die im laufenden Gesetzge-
bungsverfahren noch geändert werden können.

Während die Zahl der wirtschaftlichen Einheiten bei der Grund-
steuer angestiegen ist, ist die Zahl der Gewerbetriebe, die auch 
Gewerbesteuer bezahlen, nahezu konstant. Per 1. Januar des 
jeweiligen Kalenderjahres zeigt sich folgendes Bild:

Jahr steuerlich erfaßt davon mit VZ über
 Gesamt ca. 200 Euro jährlich
_______________________________________________________

01.01.1999 6.379 2.562
01.01.2000 6.313 2.635
01.01.2001 6.406 2.740
01.01.2002 6.538 2.736  
01.01.2003 6.392 2.730
01.01.2004 6.276 2.602

Erbschaften und 
Spenden für die Stadt
Die Bereitschaft, der Stadt Spenden zukommen zu lassen, hat 
von der Anzahl der Spender und auch vom Wert der Spenden 
gegenüber dem Berichtszeitraum 1994 bis 1998 abgenom-
men. Gegenüber dem letzten Berichtszeitraum konnte der 
Stadtkämmerer in der Zeit von 1999 bis 2003  809 (zuletzt 
984) Geld- und Sachspenden im Wert von rund 676 000 Euro 
(zuletzt rund 1,1 Millionen Euro) annehmen. Hinzu kommen 
zwei Spenden im Wert von rund 460 000 Euro (zuletzt rund 
550 000 Euro), die durch Ratsbeschluß angenommen worden 
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sind. Zur Teilfi nanzierung der Sanierung der Großkatzenanlage 
im Krefelder Zoo wurden rund 205 000 Euro und zur Errichtung 
einer Eingangshalle zum Regenwaldhaus im Krefelder Zoo rund 
255 000 Euro gespendet, wobei der letztgenannte Betrag bisher 
nicht abgerufen wurde. Eine Spendenannahme durch den Rat ist 
bei Spenden mit erheblichen Folgekosten oder von besonderer 
Bedeutung erforderlich.

Die Spenden kamen entsprechend den von den Spendern 
vorgenommenen Zweckbestimmungen folgenden Bereichen 
zugute: Deutsches Textilmuseum rund 206 000 Euro, Theater 
rund 60 000 Euro, Stadtarchiv rund 32 000 Euro, Kulturbüro und 
Zentralbereich Kultur rund 37 000 Euro, Volkshochschule rund 
22 000 Euro, Museum Burg Linn rund 20 000 Euro, Zoo rund 
15 000 Euro, Bücherei rund 3 000 Euro,  Schule, Pädagogischer 
und Psychologischer Dienst rund 120 000 Euro, Feuerwehr rund 
65 000 Euro, Soziales, Jugend und Beschäftigungsförderung rund 
11 000 Euro, Tiefbau rund 26 000 Euro, Grünfl ächen rund 57 000 
Euro und sonstige rund 2 000 Euro. Von den der Stadt in den 
Jahren 1999 bis 2003 zugegangenen 809 Spenden stammten 
43 von Vereinen oder vereinsähnlichen Personengruppen, 255 
von gewerblichen Unternehmen und 511 von Privaten.

Im Berichtszeitraum sind der Stadt Krefeld zwei neue Nachlässe 
zugefl ossen, die beide für den Bau- beziehungsweise Umbau 
von Tiergehegen im Krefelder Zoo verwandt werden sollen. Im 
Juni 2003 wurde der Stadt ein Vermächtnis von 25.564,59 Euro 
aus dem Nachlaß Angerhausen ausgezahlt. Aus dem Nachlaß 
Maaßen hat die Stadt im August 2003 einen Barbetrag von 
79.843,50 Euro erhalten. Die Stiftungsgelder sollen voraussicht-
lich für den Umbau des Nashorngeheges und die Errichtung 
einer Außenanlage für Gorillas eingesetzt werden.

Grundvermögen in 
städtischer Hand
Grundstücksmarkt
Zirka ein Drittel des gesamten Krefelder Stadtgebietes steht im 
Eigentum der Stadt Krefeld. Hierzu zählen Straßenland, öffent-

liches Grün, landwirtschaftliche Flächen und bebaute Flächen. 
Der stadteigene Grund- und Wohnbesitz in einer Größe von rund 
4 096 Hektar in 2003 dient vornehmlich dazu, die Fortentwick-
lung des Gemeinwesens unter städtebaulichen Aspekten zu 
sichern und planungsrechtlich zu steuern. Die Mehrung städti-
schen Grundvermögens ist auch in fi nanziell schwierigen Zeiten 
eine zukunftsorientierte Aufgabe. Grunderwerb steht dabei auch 
unter dem Aspekt eines sozialen Bodenmanagements.

Die rechtlichen Voraussetzungen für eine zukunftsorientierte 
Stadtentwicklung werden mit der förmlichen Feststellung des 
Flächennutzungsplanes (FNP) eingeleitet. Der FNP orientiert sich 
an der Lage und der Weiterentwicklung der Stadt sowie den 
sozialen, kulturellen, wirtschaftlichen und wohnungswirtschaft-
lichen Bedürfnissen ihrer Bewohner für einen überschaubaren 
Zeitraum. 

Mit der Ausweisung von Bauland, Gewerbe- und Industriege-
bieten, Anlagen und Einrichtungen für den Gemeinbedarf sowie 
Flächen für den überörtlichen Verkehr wird die Stadtentwick-
lung zusätzlich bestimmt. Die Erschließung und die Aktivierung 
städtebaulicher Schwerpunkte erfordert einen erheblichen In-
vestitionsaufwand, der oft nur langfristig und zum Teil sogar 
nur über Jahrzehnte aufgebracht werden kann.

Es ist auch Aufgabe des kommunalen Liegenschaftswesens, 
Grundstücke für die Realisierung der Bebauungspläne auf der 
Basis des FNP und unter Beachtung der Landschaftsplanung 
zu erwerben. Der Erwerb von Grundstücken soll im Rahmen 

der Daseinsvorsorge frühzeitig erfolgen, damit die vielseitigen 
Planungen und Aufgaben der Stadt erfüllt werden können und 
der Investitionsaufwand wirtschaftlich vertretbar bleibt. Die 
Aufgaben des sogenannten Gemeinbedarfs umfassen zum Bei-
spiel den Schul-, Sport- und Kultursektor, den sozialen Bereich, 
das Bau- und Wohnungswesen, den Straßen- und Radwegebau, 
den Gesundheitsdienst, die Wirtschaftsförderung und Flächen 
für Erholungszwecke ebenso wie für den Verkehr.

In den letzten Jahren standen der Stadt Krefeld nur noch ver-
gleichsweise wenige baureife Baugrundstücke zur Verfügung, 
insbesondere im Vergleich zu den 139 Interessenten, die in 
die Bewerberkartei für Baugrundstücke aufgenommen wurden. 

Für die Großkatzenanlage im Krefelder Zoo wurden ins-
gesamt 205 000 Euro der Stadt gespendet

Das frühere Kreiswehrersatzamt hat die Stadt Krefeld von 
der Bundesvermögensverwaltung erworben
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Dabei wird das Baugebiet Baackesweg im Jahr 2004 voll bebaut 
werden. Die Bebauung des Gebietes En de Siep wird noch über 
2004 hinaus erfolgen. Die Bebauung im Bereich Fungendonk 
(Solarsiedlung) und Griesbacher Straße wird in den Jahren 
2004/2005 vollzogen sein.

Bei der Veräußerung von Baugrundstücken für Einfamilienhäu-
ser räumt die Stadt Krefeld bereits seit vielen Jahren einen 
Nachlass von 25 Prozent des Baulandwertes (Bodenrichtwert) 
ein, sofern das Bauvorhaben mit Mitteln des Landes Nordrhein-
Westfalen gefördert wird. Dieses entspricht dem Ziel der Stadt, 
bei dem Angebot von baureifen Grundstücken preisregulierend 
und preisdämpfend auf den Grundstücksmarkt einzuwirken. Zur 
Durchführung städtebaulicher Maßnahmen werden häufi g Pri-
vat- und Stadtfl ächen getauscht, wobei sich diese Verhandlun-
gen oft schwierig gestalten können. Nicht zuletzt aufgrund der 
fi nanziell schwierigen Situation der Kommunen war auch die 
Stadt Krefeld gezwungen, städtischen Grundbesitz zur Stützung 
der Finanzen zu veräußern und wird dies auch in Zukunft sein.

Erbbaurechte
Das schwierige Rechtsgebiet des Erbbaurechtes, das in der 
Nachkriegszeit des 1. und 2. Weltkrieges insbesondere zur so-
zialen Wohnraumbeschaffung seine Berechtigung hatte, verliert 
als Teilaspekt des Bodenmanagements der Kommunen immer 
mehr an Bedeutung. Da der Betreuungsaufwand beim Erbbau-
recht für die Städte im Verhältnis zur Veräußerung wesentlich 
größer ist und die langen Zeiträume, die von den Erbbaurechts-
verträgen erfasst werden, die Erbbaurechte unwägbar machen, 
wird die Veräußerung der städtischen Grundstücke bevorzugt. 
Bestehende Erbbaurechte werden an die heutige Rechts- und 
Wirtschaftslage angepaßt. Lediglich auf dem Betriebs- oder 
dem Vereinssektor werden gelegentlich noch Erbbaurechte ein-
geräumt, wenn sie im engen Zusammenhang mit öffentlichen 
oder gesellschaftlichen Aufgaben stehen.

Unter den derzeit rund 470 Erbbaurechten fi nden sich zu 90 
Prozent Wohn-Erbbaurechte, die in der Nachkriegszeit bestellt 
wurden und von denen eine große Anzahl im Zeitraum zwischen 
2008 und 2013 enden werden. Im Hinblick hierauf wurde ein 
Handlungskonzept „Eigentumsbildende Maßnahmen für Sied-
ler“ entwickelt. Dessen Umsetzung erfolgt seit 1996. Hierin 
werden die Erbbaurechtsgrundstücke zum Kauf angeboten. 
Insbesondere hierdurch hat sich die Zahl der Erbaurechte seit 
dem letzten Verwaltungsbericht mehr als halbiert. In der Art 
des Verkaufs der Erbbaurechtsgrundstücke hat die Stadt Krefeld 
bundesweite Maßstäbe für eine sozialverträgliche Aufl ösung 
der schwierigen Rechtsverhältnisse unter Berücksichtigung der 
städtischen Interessen geschaffen.

Vermietung
Die Stadt Krefeld hat als größte Grundstückseigentümerin 
(einschließlich der unbebauten Flächen) innerhalb des Stadt-
gebietes, dennoch im Vergleich zu den 1970er Jahren mit 
einem damaligen Wohnungsbestand von rund 1 600 Einheiten 

den Status als größte Wohnungseigentümerin in Krefeld schon 
längst verloren. Auch durch die Stadtentwicklung, insbesondere 
im Südbezirk, werden weiterhin städtische Wohnungen abge-
rissen, die zu diesem Zweck erworben wurden. Die städtischen 
Objekte werden weitgehend vermietet und umfassen folgende 
Vertragsverhältnisse:

165 Wohnungen in Ein- und Mehrfamilienhäusern
149 Garagenmietverhältnisse, unter anderem in der 
 Quartiersgarage Lewerentzstraße
  93 gewerbliche Mietverhältnisse
  85 Dienstwohnungen

Die Vermietung von gewerblichen Objekten gestaltete sich ins-
besondere in der Unterführung Ostwall/Rheinstraße schwierig. 
Dies liegt an der schwierigen Situation des Einzelhandels im 
Allgemeinen und der nachteiligen Lage der Geschäfte im 
Besonderen. Dieses führte zu einer häufi gen Fluktuation der 
Mieter und mittlerweile auch zu einem andauernden Leerstand 
einzelner Geschäftslokale.

Seit 2002 regelt eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe die ver-
mögensmäßige Zuordnung des städtischen Grundvermögens. 
Dieses geschieht vor dem Hintergrund des neuen kommuna-
len Finanzmanagements unter anderem, um die tatsächlichen 
Erträge für das städtische Eigentum zu ermitteln und um die 
Verantwortung für die Objekte den sachlich zuständigen Stellen 
zuzuordnen.

Das Geschäftshaus an der Ecke Uerdinger Straße/
Philadelphiastraße vermietet die Stadt als Eigentümerin
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500 000 Besucher sehen jedes Jahr in der City die „Größte Straßenmodenschau der Welt“ 
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Gäste, Feiern, Feste
Ein Blick ins Gästebuch der Stadt Krefeld zeigt, dass zahl-
reiche Besucher aus dem In- und Ausland in die Seidenstadt 
kamen. Aus der Vielzahl der offi ziellen Krefeld-Besuche, Ver-
anstaltungen, Richtfeste und anderer Aktivitäten können nur 
einige als repräsentativer Querschnitt aufgeführt werden. Das 
Gästebuch dokumentiert Kongresse, Jubiläen und Ehrungen. 
Sportlergruppen, Einzelpersonen und Vereinigungen aus den 
unterschiedlichsten Bereichen wie Bildung, Soziales und Kultur 
fanden den Weg in unsere Stadt. Zu vielfältigen Anlässen hat 
die Stadt Gäste ins Rathaus, auf die Burg Linn oder auch in 
andere städtische Gebäude eingeladen.

Nach dem Gesetz zur Änderung der Kommunalverfassung ende-
te am 30. September 1999 die Amtszeit des Oberstadtdirektors 
Heinz-Josef Vogt, der nach 10-jähriger verdienstvoller Tätigkeit 
im höchsten Verwaltungsamt der Stadt Krefeld aus dem Dienst 
verabschiedet wurde. Mit diesem Tag endete die 50-jährige Ära 
der „Doppelspitze“ des ehrenamtlichen Oberbürgermeisters und 
des Oberstadtdirektors als Leiter der Verwaltung. Heinz-Josef 
Vogt wurde in einer Feierstunde am 30. September 1999 im 
Rittersaal der Burg Linn verabschiedet.

Mit einem offi ziellen Empfang im Rathaus wurde im Oktober 
1999 Seine Exzellenz Dr. Heinrich Mussinghoff, Bischof von 
Aachen (zweiter Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz 
und damit Stellvertreter von Bischof Karl Lehmann), in der Stadt 
Krefeld begrüßt. Er bereiste in der Zeit vom 2. Oktober bis 7. No-
vember 1999 das Dekanat Ost der Region Krefeld. Auch der 
Botschafter der Volksrepublik China, S.E. Lu Quittan, besuchte im 
Jahre 2000 die Stadt Krefeld und wurde auf Burg Linn begrüßt. 
Im März 2002 wurde der Friedensnobelpreisträger (1997), Tun 
Channareth aus Kambodscha, im Rathaus empfangen.

Der Berichtszeitraum umfasst große und bedeutende Jubiläen. 
Nachdem die im Jahre 1900 erstmals neu begründete Krefelder 
Stadtbücherei ihre Tore an der früheren Wilhelmstraße (heute 
Carl-Wilhelm-Straße) eröffnet hatte, beging sie im Januar 2000 
ihr 100-jähriges Bestehen. Seit 1962 ist die Stadtbücherei am 
Theaterplatz untergebracht. Mit einer Festwoche feierte im Juni 
2000 auch die freiwillige Feuerwehr Hüls – Löschzug Hüls der 
Krefelder Feuerwehr – ihr 100-jähriges Bestehen. Viele Krefelder 
Schulen begingen ebenfalls bedeutende Jubiläen. Nachdem im 
Oktober 1998 das Ricarda-Huch-Gymnasium sein 150-jähriges 
Bestehen feierte, hatte im Mai 2001 die Albert-Schweitzer-Re-
alschule ihre 50-Jahr-Feier, ein weiteres 50-jähriges Bestehen 
stand im Juni 2001 bei der katholische Grundschule Sankt-
Michael-Schule an. Kurz darauf folgte das Fichte-Gymnasium 
mit seiner Jubiläumsfeier im September 2001 anlässlich des 
150-jährigen Bestehens. Im gleichen Monat feierte die Ge-
meinschafts-Grundschule Johann-Hinrich-Wichern-Schule ihr 
100-jähriges Bestehen sowie auch das Arndt-Gymnasium im 
September 2001 sein 150-jähriges Bestehen. Den Abschluss 
bildete im Jahr 2001 das Berufskolleg Uerdingen mit seiner 
100-Jahr-Feier. Der Verein Linker Niederrhein, der heutige Ver-
ein Niederrhein, beging sein 75-jähriges Bestehen. Gleichzeitig 
blickt die Botanische Arbeitsgemeinschaft Verein Niederrhein 
auf ihr 40-jähriges Bestehen zurück. Sein 10-jähriges Jubiläum 

feierte das Krefelder Umweltzentrum. An den 150. Jahrestag 
der Einweihung der Synagoge an der Petersstraße wurde im 
Juni 2003 erinnert.

Ihrem Namen als Stadt des Sportes wurde Krefeld in den ver-
gangenen fünf Jahren in besonderer Weise gerecht. Anläss-
lich verschiedener Meisterschaften, gab die Stadt zahlreiche 
Empfänge, beispielsweise für die Deutsche Meisterschaft 
2002 im Bogenschießen, sowie auch für die Mannschaft des 
amtierenden Deutschen Eishockeymeisters KEV-Pinguine der 
DEL-Saison 2003/2004.

Krefelder Teilnehmer der XXVII. Olpympischen Spiele in Sydney 
(2000), der XIX. Olympischen Winterspiele in Salt Lake City 
(2002) sowie der Hockey-Weltmeisterschaft (2002) waren Gäste 
der Stadt. Auch die Teilnehmer der Schwimm-Europameister-
schaft und die Gewinner der Silbermedaille bei den Ruder-
weltmeisterschaften in Sevilla/Spanien wurden im Jahr 2002 
im Rathaus empfangen. Die Krefelder Jugend war zahlreich 
im Rathaus vertreten, sie errang zum Beispiel den Deutschen 
Meistertitel im Wasserball. Es gab einen Empfang anlässlich 
der Deutschen Jugendmeisterschaft im Bogensport (2001). Die 
Schüler- und Bambinimannschaften des 1. Crefelder Skaterho-

KEV-Trainer Butch Goring beim Empfang zu Ehren des 
Deutschen Eishockeymeisters 2003 im Ratssaal

Oberbürgermeister Pützhofen mit den Krefelder Teilneh-
mern an den Olympischen Spielen 2000 in Sydney
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ckeyclubs errangen den Titel eines Deutschen Meisters und 
Deutschen Pokalsiegers im Skaterhockey. Auch die Deutschen 
Schülermeister KEV´81 haben sich in das Gästebuch der Stadt 
Krefeld eingetragen, nachdem sie durch einen Sieg gegen den 
EV Landshut die Deutsche Meisterschaft errungen hatten.

Zahlreiche bauliche Maßnahmen konnten fertiggestellt werden. 
So errichtete die Stadt zum Beispiel mit fi nanzieller Unterstüt-
zung des Bundes und des Landes NRW für rund 19 Millionen 
Mark einen Brückenneubau über die Gleise der Bahn im Zuge 
der Berliner Straße. Die offi zielle Verkehrsfreigabe erfolgte im 
Oktober 2000. Neu gestaltet wurde der Platz an der Alten Kirche 
einschließlich der Wiedenhofstraße von der Evertsstraße bis zur 
Marktstraße. Die offzielle Freigabe erfolgte im Juni 2001. Im 
gleichen Jahr wurde der neu gestaltete Südwall zwischen der 
Hochstraße und Gerber- beziehungsweise Wallstraße offi ziell 
übergeben. In Oppum wurde der „Festplatz Oppum“ als „Park 
and Ride-Platz“ neu gestaltet. Ende 2001 konnte die Einweihung 
der Bezirkssportanlage „Sportpark Oppum“ gefeiert werden. 
Nach der Grundsteinlegung im September 2000 und dem Richt-
fest im Juli 2001 fand die Einweihung der Dreifachsporthalle 
an der Kurt-Tuchholsky-Gesamtschule im Oktober 2002 statt. 
Erweiterungsmaßnahmen wurden zum Beispiel an der Groten-
burg-Schule sowie auch an der Geschwister-Scholl-Schule 
durchgeführt. Im schnell heranwachsenden Neubaugebiet 
Schicksbaum hat die Stadt Krefeld eine Tageseinrichtung für 
Kinder sowie eine Gemeinschaftsgrundschule errichtet. Die Ein-
weihung der Kindertagesstätte erfolgte im September 2003, die 
Einweihung der Schule kurz darauf im Dezember 2003. 

Als herausragende Veranstaltung fand im Jahre 2002 in der Re-
gion Düsseldorf/Mittlerer Niederrhein und in den angrenzenden 
Niederlanden die EUROGA 2002plus statt. Landschaft und Kultur 
an Rhein und Maas wurden in besonderer Weise präsentiert. 
Die Stadt Krefeld leistete mit ihren historischen Parkanlagen 
und einem umfangreichen Veranstaltungsprogramm einen 
wesentlichen Beitrag. Die Eröffnungsveranstaltung fand in 
Krefeld statt und wurde mit einem Festakt unter Mitwirkung 
der Niederrheinischen Synphoniker im Krefelder Stadttheater 
eingeleitet. Nach einer Besichtigungstour durch Krefelder Park-
anlagen endete die Veranstaltung auf der Burg Linn bei einer 
Gesangsdarbietung im oberen Rittersaal. Als zentrales Projekt 
wurde im Rahmen der EUROGA an allen sieben Standorten der 

Dezentralen Landesgartenschau für jeweils eine Woche die 
Licht- und Klangschau „Illumina“ präsentiert. Erster Veranstal-
tungsort war der Burgpark Linn. Als Schlusspunkt der baulichen 
Maßnahmen konnte die Wiederherstellung und Einweihung des 
Schönhausenparkes gefeiert werden. 

Auch persönlich wichtige Anlässe gab es bei der Stadt Krefeld 
zu feiern. So wurde zum Beispiel in der Ratssitzung vom 13. 
Juni 2002 beschlossen, dem langjährigen Oberbürgermeister 
(1968-1982) Hansheinz Hauser in Anerkennung und Würdigung 
seiner herausragenden Verdienste um die Stadt Krefeld das 
Ehrenbürgerrecht zu verleihen. Diese hohe Auszeichnung wurde 
ihm am 9. September 2002, kurz nach seinem 80. Geburtstag, 
im oberen Rittersaal der Burg Linn im Rahmen einer außerge-
wöhnlichen Feierstunde überreicht. 

In einer Laudatio würdigte Oberbürgermeister Dieter Pütz-
hofen die Verdienste von Hansheinz Hauser in Politik und 
Wirtschaft. Der „jüngste“ Ehrenbürger, Hansheinz Hauser, ist 
der 20. Ehrenbürger der Stadt Krefeld. Dr. Hermann Steffens, 
ehemaliger Oberstadtdirektor der Stadt Krefeld (1964–1986) 
vollendete im Oktober 2001 sein 80. Lebensjahr. Aus diesem 
Anlass gab die Stadt Krefeld einem Empfang im historischen 
Saal des Rathauses.

Beim Blättern im Gästebuch stellt sich der typische Ablauf 
eines Krefelder „Feierjahres“ dar. Es beginnt kurz nach dem 
Ende der Weihnachtsferien mit dem Neujahrsempfang des 
Oberbürgermeisters, zu dem schwerpunktmäßig wechselnde 
Personenkreise eingeladen werden. Es folgt die Proklamation 
des Krefelder Prinzenpaares, garniert mit einigen Empfängen 
für Karnevalsgesellschaften und für die Kinderprinzenpaare und 
schließlich die Erstürmung des Rathauses am Altweibertag und 
der Empfang im Rathaus zum Rosenmontagszug.

Danach leiten Empfänge für Gruppen insbesondere aus den 
Bereichen Sport, Schulen und aus Partnerstädten sowie Eh-
rungen zum normalen Geschehen über. Es folgen Ehrungen für 
die Sportmeister aus zurückliegenden Jahren, Verleihungen der 
alljährlichen Preise, wie zum Beispiel des Denkmalpreises, des 
Literaturpreises, des Preises für Bürgerschaftliche Selbsthilfe, 

Zur Eröffnung der EUROGA in Krefeld stand eine Besich-
tigung der Krefelder Parkanlagen auf dem Programm

Hansheinz Hauser wurde für seine Verdienste um die 
Stadt Krefeld das Ehrenbürgerrecht verliehen
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sowie auch die Verleihung des Albert-Steeger-Stipendiums und 
die Ehrung der Sängerjubilare. Dann wechseln sich Empfänge, 
Kongreßeröffnungen, Einführungen und Verabschiedungen von 
Schulleitern bis zum Beginn der Sommerferien ab. 

Die festliche Saison des Herbstes eröffnet die Premiere der 
Theaterspielzeit, die Operngala sowie das Konzert zum 3. Ok-
tober, um anschließend wieder dem normalen Nebeneinander 
von Empfängen und Ehrungen Platz zu machen. In den Herbst 
fällt auch die jährliche Hauptversammlung der Insterburger Pa-
tengemeinde, die im Jahre 2003 ihre 50-jährige Patenschaft mit 
der Stadt Krefeld feiern konnte. Es folgen weitere Ehrungen 
und Empfänge, bis mit der Inthronisierung des neuen Prinzen-
paares am 11.11. um 11.11 Uhr wieder die „fünfte Jahreszeit“ 
beginnt und mit dem Empfang für den Nikolaus aus Venlo in 
Uerdingen und für die Sternsinger im Krefelder Rathaus das 
Jahr ausklingt.

Krefeld und seine 
Partnerstädte
Wer nach Krefeld fährt, entdeckt sie schon am Ortseingang: 
Die Hinweisschilder mit den Namen und Nationalfl aggen der 
Partnerstädte. Der Wille zum Frieden und zur Völkerverständi-
gung in Europa führte in der Nachkriegszeit zu einer Vielzahl 
von partnerschaftlichen Kontakten. In Zeiten der Europäisierung 
und Globalisierung bieten Begegnungen mit den Partnerstädten 
ein ideales Fundament zum Lernen von Toleranz und Völkerver-
ständigung. Zahlreiche Kontakte bestehen bereits seit vielen 
Jahren und werden durch das Engagement der Bürger mit 
Leben gefüllt.

Die erste Partnerschaftsurkunde wurde im November 1964 von 
Vertretern der Stadt Krefeld und der benachbarten niederländi-
schen Stadt Venlo unterzeichnet. In den letzten Jahren standen 
vor allem Schulkontakte mit dem Schwerpunkt „Bilingualer 
Unterricht Niederländisch-Deutsch“ im Mittelpunkt der Bezie-

hungen. Die Krefelder Gesamtschule Kaiserplatz und das Valu-
ascollege in Venlo beteiligen sich gemeinsam an dem Projekt 
„Euregionalisierung der Allgemeinbildung und der Vorbereitung 
auf den Arbeitsmarkt“. Nach umfangreichen Vorbereitungen 
konnte das von der Europäischen Union geförderte Projekt am 
23. Januar 2003 offi ziell beginnen. Verschiedene Begegnungen 
prägen die Zusammenarbeit, darunter auch berufsvorbereitende 
Praktika von Schülern in Firmen und Institutionen der jeweiligen 
Partnerstadt. Die bilinguale Erziehung beginnt in Krefeld bereits 
in jungen Jahren: In der Kindertagesstätte an der Hohenzollern-
straße gibt es in jeder Gruppe eine deutsch- und eine nieder-
ländischsprachige Erzieherin. Mitglieder des Seniorenbeirates 
Venlo nahmen 1999 an einer Veranstaltung anlässlich des „In-
ternationalen Jahres der Senioren“ in Krefeld teil. Zwischen 
den Verwaltungen wird nicht nur in den Bereichen Jugend und 
Soziales eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit gepfl egt, 
sondern auch auf höherer Ebene: Die Verwaltungschefs und 
ihre Beigeordneten trafen sich 2001 und 2002 zum Erfahrungs-
austausch und der Bürgermeister von Venlo, Dr. Jan Schrijen, 
war 2001 der Schirmherr der Rheinischen Landesausstellung in 
Krefeld. Der bekannteste Besucher aus der Partnerstadt Venlo 
ist „Sinter Klaas“, der mit seinen Swarten Pieten traditionell am 
ersten Adventssonntag nach Krefeld kommt und am Uerdinger 
Steiger von einem begeisterten Publikum empfangen wird.

Die Partnerschaft zwischen Leicester (Großbritannien) und 
Krefeld wurde im Mai 1969 begründet und ist durch den regen 
Austausch von Sportlern, Musikern, der Volkshochschule, der 
Feuerwehr, der International Police Association und anderen 
Gruppen geprägt.

Anlässlich des 30-jährigen Bestehens der Städtepartnerschaft 
besuchte 1999 eine offi zielle Delegation aus Leicester unter der 
Führung von Lord Mayor John Mugglestone die Stadt Krefeld. 
Die Besuche des jeweiligen Lord Mayor sind ein fester Bestand-
teil eines jeden Jahres. Oberbürgermeister Dieter Pützhofen 
reiste mit Vertretern des Krefelder Einzelhandels im April 
2002 nach Leicester. Um die Belange der Städtepartnerschaft 

Elke Schmitter wurde im Jahr 2001 mit dem Niederrheini-
schen Literaturpreis der Stadt Krefeld ausgezeichnet

Am ersten Adventssonntag besucht „Sinter Klaas“ – der 
holländische Nikolaus aus Venlo – traditionell Uerdingen
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kümmert sich in Leicester die „Twinning Association“, deren 
ehemaliger Geschäftsführer Colin Cook im März 2000 mit dem 
Stadtsiegel ausgezeichnet wurde. Nach ihrem Ausscheiden aus 
der Verwaltung wurden Jürgen Hütter, Rats- und Repräsenta-
tionsamt, und Helmut Kauert, Kulturamt, im Jahr 2001 für ihre 
Verdienste um die Städtepartnerschaft in Leicester geehrt. 
Im Rahmen des von Oberbürgermeister Dieter Pützhofen ins 
Leben gerufenen Künstleraustausches fand im Februar 2000 
eine Ausstellung von Krefelder Künstlern im New Walk Mu-
seum in Leicester statt und einen Monat später präsentierten 
Künstler aus Leicester ihre Werke im Krefelder Kunstverein. 
Im Jahr 2001 beteiligten sich Musiker an einem Austausch: 
Das Krefelder Saxophon Quartett „Saxemble“ gab ein Konzert 
in Leicester und das „Schidlof-Quartett“ aus Leicester spielte 
bei den Serenaden im Rittersaal der Burg Linn.

In 2002 wurde die Möglichkeit eines Auslandspraktikums für 
Auszubildende der Stadt Krefeld wieder ins Leben gerufen: 
Drei Auszubildende des gehobenen nichttechnischen Diens-
tes lernten vier Wochen die Abläufe in der Stadtverwaltung 
Leicester kennen. Ein Krefelder Feuerwehrmann absolvierte 
ein Auslandspraktikum bei der Feuerwehr in Leicester und 
Lehrlinge der Elektro-Innung Krefeld und der Electrical Con-
tractors Association Leicester konnten jeweils Berufserfahrung 
in der Partnerstadt sammeln. Aufgrund der guten Erfahrungen 
werden die Praktika auch weiterhin angeboten. Im Februar 2002 
berichtete der Radiosender BBC Leicester live aus Krefeld über 
die Partnerstadt Krefeld. Die Feuerwehr Krefeld veranstaltete 
mit Kollegen aus Leicester im September 2003 eine Benefi zver-
anstaltung auf dem Neumarkt zugunsten der Familie eines bei 
einem Einsatz verunglückten Kollegen aus Leicester. Vertreter 
der Schulverwaltung und Leiter von weiterführenden Schulen 
fuhren im Oktober 2003 nach Leicester, um dort das Interesse an 
Austausch zwischen Schulen zu wecken und die Schulkontakte 
wieder mit Leben zu füllen.

Die Partnerschaft zwischen der französischen Stadt Dünkirchen 
und Krefeld besteht seit Juni 1974. Die Kontakte werden über-
wiegend von Schulklassen und Sportlern sowie Mitarbeitern der 
Post und der Polizei genutzt. Insgesamt vier Krefelder Schulen 

organisieren regelmäßig einen Austausch mit ihren Partner-
schulen in Dünkirchen: Arndt-Gymnasium, Maria-Sibylla-Me-
rian-Gymnasium, Albert-Schweitzer-Schule und Marienschule. 
Zwischen den Verwaltungen gab es Kontakte in den Bereichen 
Soziales und Jugend: Mitglieder des Seniorenbeirates Dün-
kirchen nahmen 1999 an einer Veranstaltung anlässlich des 
„Internationalen Jahres der Senioren“ in Krefeld teil und im Jahr 
2000 hatten Mitglieder des Seniorenbeirates und Mitarbeiter 
des Sozialamtes Krefeld die Gelegenheit, an einem Forum 
zum Thema Senioren in Dünkirchen teilzunehmen. Der Leiter 
des Fachbereiches Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung, 
Gerhard Ackermann, war im Oktober 2003 Teilnehmer einer 
Internationalen Jugendkonferenz in Dünkirchen. 

Der Eishockeysport wird nicht nur in Krefeld groß geschrieben, 
im Jahr 2002 nahmen eine Knabenmannschaft und eine Klein-
schüler-Mannschaft des Krefelder Eislauf-Vereins an einem 
Eishockeyturnier in Dünkirchen teil. Die Judoabteilung des 
Polizeisportvereins Krefeld hat regelmäßigen Kontakt mit dem 
Judo-Club Dünkirchen. Eine etwas andere sportliche Begegnung 
gab es im Juni 2002 mit einem Priester aus Dünkirchen, der im 
Rahmen einer Fahrradtour unter dem Motto „Vier Länder – eine 
Währung“ auch die Stadt Krefeld besuchte.

Im Oktober 1974 wurde die niederländische Universitätsstadt 
Leiden zur vierten Partnerstadt Krefelds. Neben Kontakten 
der beiden Stadtverwaltungen gab es regelmäßige Besuche 
des Hülser Bürgervereins anlässlich eines traditionellen Blu-
menkorsos in Leiden. Die Begegnungen in den letzten Jahren 
standen aber vor allem im Zeichen der Musik: Ein Chor der 
Studentengemeinde Leiden hatte Kontakte mit dem Krefelder 
Chor „Gospel & more“, der „Ex Animo Chor“ aus Leiden traf sich 
mit dem „Bach Chor“ aus Krefeld und ein Musikschulorchester 
aus Leiden initiierte einen Austausch mit dem Schulorchester 
des Gymnasiums am Moltkeplatz.

Die Partnerschaft mit der amerikanischen Stadt Charlotte in 
North Carolina wurde durch Kontakte der Krefelder Wirtschaft 
angeregt. Im Mai 1986 fand die Unterzeichnung der Partner-
schaftsurkunde statt. Der deutsch-amerikanische Jugendaus-
tausch erfreut sich großer Beliebtheit. Die Gesellschaft „Con-
cord“ organisiert mit Unterstützung der Krefelder Wirtschaft 
jedes Jahr einen Jugendaustausch, in einem Jahr besucht eine 
Gruppe von Schülern aus Charlotte die Stadt Krefeld und im 
nächsten Jahr reisen Krefelder Jugendliche in die Partnerstadt. 
Darüber hinaus pfl egen das Arndt-Gymnasium, das Gymnasium 
am Moltkeplatz und die Städtische Gesamtschule Kaiserplatz 
ihre Kontakte mit Partnerschulen in Charlotte und organisieren 
regelmäßig einen Austausch. Seit dem Jahr 2000 nehmen Kre-
felder Künstler an der „Southern Christmas Show“ in Charlotte 
teil. Zusammen mit Künstlern aus den anderen Partnerstädten 
Charlottes präsentieren sie dort ihr Können. Das „Sister Cities 
Committee“ organisierte im Juni 2001 den Besuch einer Gruppe 
aus Charlotte zum Flachsmarkt in Krefeld. Aufgrund der dabei 
geknüpften Kontakte präsentierten Unternehmer aus Charlotte 
im November 2001 die Wirtschaftssituation in Charlotte bei 
einer Veranstaltung in der Industrie- und Handelskammer Kre-
feld. Ein Krefelder Medizinstudent absolvierte im Jahr 2002 ein 
Praktikum in einer Klinik in Charlotte, das Krefelder Saxophon 
Quartett „Saxemble“ spielte 2003 beim Maifest in Charlotte 

Empfang im Rathaus für eine Delegation aus dem russi-
schen Uljanowsk – seit 1993 Krefelds Partnerstadt
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und Bürgermeister Bernd Scheelen MdB und weitere Parla-
mentarier besuchten im gleichen Jahr Charlotte im Rahmen 
des Parlamentarischen Partnerschaftsprogramms.

Die Partnerschaft zwischen dem Landkreis Oder-Spree, der da-
mals noch Kreis Beeskow hieß, und der Stadt Krefeld wurde im 
September 1990 mit einer Urkunde besiegelt.  Ein besonders 
reger Austausch ist zwischen der Krefelder CDU-Fraktion und 
der CDU-Fraktion im Kreistag des Landkreises Oder-Spree 
zu verzeichnen, die mehrmals im Jahr Treffen organisieren. 
Neben Kontakten aus den Bereichen Schule, Soziales, Sport 
und Gesundheit gab es Begegnungen der Verwaltungsspitze: 
Oberbürgermeister Dieter Pützhofen besuchte im Jahr 2001 
den Partnerkreis und konnte im gleichen Jahr Landrat Dr. Jür-
gen Schröter in Krefeld begrüßen. Dessen Nachfolger Landrat 
Manfred Zalenga nahm 2003 am Konzert anlässlich des Tages 
der Deutschen Einheit teil, bei dem Spenden zugunsten einer 
Behindertenwerkstatt im Landkreis Oder-Spree gesammelt wur-
den. Stadtdirektor Wilfred Esser feierte, ebenso wie Vertreter 
der Krefelder CDU-Fraktion, im Dezember 2003 in Beeskow das 
Jubiläum „10 Jahre Landkreis Oder-Spree“.

Mit der russischen Stadt Uljanowsk verbindet Krefeld die 
jüngste Partnerschaft, sie besteht offi ziell seit Mai 1993. 
Die Deutsch-Russische Gesellschaft, die Baptistengemeinde 
Krefeld und das „Busch-College“ haben seit vielen Jahren 
gute Kontakte zur Geburtsstadt Lenins und sind maßgeblich 
an verschiedenen Hilfsaktionen und Austauschprogrammen 
beteiligt, darunter Praktika von Fachpersonal bei den Stadt-
werken Krefeld und dem Klinikum Krefeld. Die Kontakte wur-
den in den vergangenen Jahren intensiviert: Im Jahr 2001 
besuchte eine Wirtschaftsdelegation und eine Delegation 
unter der Leitung von Oberbürgermeister Romanenko die 
Stadt Krefeld. Krefelder Beigeordnete reisten nach Uljanowsk 
und im Juni 2003 lernte Oberbürgermeister Dieter Pützhofen 
die Partnerstadt an der Wolga kennen. Es gab aber nicht nur 
offi zielle Kontakte: Die Kindertanzgruppe „Exiton“ aus Ulja-
nowsk begeisterte im Jahr 2002 mit ihren Auftritten bei der 
„Größten Straßenmodenschau der Welt“ das Krefelder Publi-
kum. Im Jahr 2003 machte das Ensemble „Russische Seele“ 
aus Uljanowsk einen Abstecher nach Krefeld – im Rahmen 
seiner Teilnahme am Internationalen Akkordeonwettbewerb 
in Klingenthal. Danach folgte der Besuch einer Sport- und 
Schuldelegation aus Uljanowsk. Eine Krefelder Break-Dance-
Gruppe trat anlässlich des Tages der Jugend in Uljanowsk 
auf und der Krefelder Theater-Jugendclub gastierte dort mit 
dem Stück „Ein anderer Stein in der Mauer“. Die Oberin der 
Krefelder Schwesternschaft des Roten Kreuzes, Bürgermeis-
terin Karin Meincke, organisierte und begleitete im Jahr 2003 
zweimal einen Transport von Hilfsgütern des Klinikums Krefeld 
und des Deutschen Roten Kreuzes nach Uljanowsk. Erstmals 
hatten auch Krefelder Bürger die Möglichkeit, eine Reise nach 
Uljanowsk zu machen – organisiert durch Klaus Schilbach von 
der Baptistengemeinde in Kooperation mit der Volkshochschu-
le. Pfi ngsten 2004 wird eine große Gruppe aus Uljanowsk 
in Krefeld erwartet, darunter die Tanzgruppen „Exiton“ und 
„Wolga“. Oberbürgermeister Pawel Romanenko kommt dann 
ebenfalls nach Krefeld, er hat die Schirmherrschaft über den 
Linner Flachsmarkt übernommen.

Die Krefelder pfl egen nicht nur die Beziehungen zu den Part-
nerstädten, sondern auch viele andere internationale Kontakte, 
von denen hier nur einige genannt werden können:

Im Rahmen der Sommerakademie der Indiana Universität für 
Deutsche Sprache und Kultur besuchen in jedem Jahr Studenten 
aus verschiedenen Städten des Bundesstaates Indiana die Stadt 
Krefeld. Die Gesellschaft für Deutsch-Chinesische Freundschaft 
GDCF-Krefeld e.V. hat ein Schulpartnerschaftsmodell zwischen 
Krefeld und Hangzhou/China initiiert und organisiert regelmä-
ßig einen Lehreraustausch. Der Fachbereich Jugendhilfe und 
Beschäftigungsförderung führt jedes Jahr ein internationales 
Workcamp durch. Eine Vielzahl an Schulen pfl egen Kontakte mit 
Schulen in England, Frankreich, Polen, der Türkei, Schweden 
und vielen anderen Ländern. 

Das Jahr 2002 war für die Deutsch-Britischen Kontakte von 
besonderer Bedeutung. Das 7. Signal Regiment, dem das 
Stadtbürgerrecht „Freedom of the City“ verliehen war, hat 
die Kaserne in Krefeld verlassen und ist jetzt in Niederkrüch-
ten-Elmpt stationiert. Bei der offi ziellen Verabschiedung am 
16. April 2002 zog das Regiment nach einer Parade letztmalig 
mit gezogenem Degen, klingendem Spiel und wehenden Fahnen 
durch Krefeld.

Die Sommerakademie der Indiana-University des US-
Bundesstaates wird seit 1964 in Krefeld durchgeführt

Am 16. April 2002 wurde das 7. Signal Regiment vor dem 
Rathaus offi ziell verabschiedet
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Ehrungen und 
Auszeichnungen
Die Stadt Krefeld ehrt ihre verdienten Bürger mit verschiedenen 
Auszeichnungen. Das Ehrenbürgerrecht als höchste Auszeich-
nung der Stadt Krefeld wurde nach dem Kriege nur zehn Mal 
verliehen. Die Ehrenbürger Professor Dr. Gregor Schwamborn, 
Dr. Eugen Angerhausen, Otto Brües, Josef Hellenbrock, Marga-
rete Engländer, Professor Dr. Paul Wember, Professor Dr. Adolf 
Luther und Aurel Billstein sind bereits vor Jahren verstorben. 
In seiner Sitzung am 13. Juni 2002 hat der Rat der Stadt Kre-
feld beschlossen, dem früheren Oberbürgermeister Hansheinz 
Hauser in Anerkennung und Würdigung seiner herausragen-
den Verdienste um die Stadt Krefeld das Ehrenbürgerrecht zu 
verleihen. In einer Feierstunde am 9. September 2002 erhielt 
Hansheinz Hauser von Oberbürgermeister Pützhofen den Eh-
renbürgerbrief. Mit der Ehrung wurden seine Verdienste in der 
Kommunal-, Landes- und Bundespolitik wie auch für das Hand-
werk gewürdigt. Am 13. März 2003 verstarb die Ehrenbürgerin 
Lore Cattepoel. Unter großer Anteilnahme fand die Trauerfeier 
in der Leichenhalle des Hauptfriedhofes statt. 

Die Stadtältestenwürde kann an Bürger verliehen werden, die 
in Krefeld mindestens 20 Jahre Ratsmitglied oder Ehrenbeamte 
waren. Am 27. Januar 2000 wurden Hansheinz Hauser, Richard 
Hemmers, Gerhard Staudacher und Melitta Tüller für ihre mehr 
als 20-jährige Ratstätigkeit geehrt. Mit der Stadtältestenwür-
de wird auch der Stadtring verliehen, den Professor Dr. Dieter 
Fischer, Dr. Annemarie Schraps, Eva Staudacher und Jan Wolf 
erhielten. Der Rat hatte die Verleihung der Stadtältestenwürde 
am 25. Oktober 1999 beschlossen.

Die Hauptsatzung der Stadt Krefeld sieht vor, dass der Stadtring 
an Persönlichkeiten verliehen werden kann, die sich um die 
Selbstverwaltung der Stadt Krefeld besonders verdient gemacht 
haben. Außer an die Ehrenbürger und Stadtältesten, die den 
Stadtring mit ihrer Auszeichnung erhalten, wurde der Stadtring 
im Berichtszeitraum nicht verliehen. 

Die Stadtehrenplakette kann an Persönlichkeiten oder Vereini-

gungen verliehen werden, die auf politischem, künstlerischem, 
sportlichem, wissenschaftlichem, wirtschaftlichem oder sozia-
lem Gebiet das Ansehen der Stadt Krefeld oder das Wohl ihrer 
Bürger besonders gefördert haben. In der Berichtszeit wurde 
die Stadtehrenplakette im März 2002 an die Professoren Dr. 
Hermann Wellenreuther und Dr. Dr. h. c. Hartmut Lehmann für 
ihre besonderen Verdienste um die Krefelder Deutsch-Ameri-
kanischen Historikersymposien verliehen.

Die Hauptsatzung der Stadt Krefeld sieht seit 1981 als weitere 
Auszeichnungsstufe das Stadtsiegel vor, das an Persönlichkei-
ten verliehen werden kann, die sich auf politischem, künstleri-
schem, sportlichem, wissenschaftlichem, wirtschaftlichem oder 
sozialem Gebiet um die Stadt verdient gemacht haben. Das 
Stadtsiegel wurde bis zum Beginn des Berichtzeitraumes 54 
Mal vergeben. Diese Zahl hat sich zwischenzeitlich um folgende 
20 Persönlichkeiten erhöht:

Ina Bauer-Szenes (1999), Lotte Femers (1999), Doris Pesler 
(1999), Carlfriedrich Karg (1999), Dr. Wolfgang Steinmann-Stei-

Das Bundesverdienstkreuz bekam Professor Klaus Dieter 
Grosser von Oberbürgermeister Pützhofen überreicht

Ina Bauer-Szenes ist seit 1999 Trägerin des Stadtsiegels. 
Oberbürgermeister Pützhofen übergab die Auszeichnung

Das Stadtsiegel überreichte Oberbürgermeister Dieter 
Pützhofen an Manfred Prinzenberg
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ner Haldenstätt (1999), Colin Cook (1999), Hans Lohberg (2000), 
Paul Kathstede (2001), Manfred Prinzenberg (2001),Renate und 
Helmut Starck (2001), Horst Straetmans (2001), Herbert Prönne-
ke (2001), Christiane Brüggemann (2002), Albert Girmes (2002), 
Werner Mellen (2002), Wolfgang Rudolf Kern (2002), Willi Pins 
(2002), Irmgard Schlösser (2002) und Theo Tissen (2002). Die 
Stadtsiegelträger geben das breite Spektrum ehrenamtlicher 
Tätigkeiten und privaten Engagements im Interesse der Stadt 
Krefeld und ihrer Bürger wieder.

Für die Ehrung von Ratsmitgliedern, die dem Rat der Stadt 
Krefeld in zwei oder mehr Wahlperioden anhört haben und 
danach ausschieden, sah die Hauptsatzung der Stadt Krefeld 
die Verleihung einer Ratsmünze vor. Sie wurde in „Gold“ für die 
Ratszugehörigkeit in drei oder mehr Wahlperioden, in „Silber“ 
für zwei Wahlperioden verliehen. Am 27. Januar 2000 erhielten 
Rita Thies und Helene Nolte die Ratsmünze in „Silber“.

Das 25-jährige Bestehen der Krefelder Bezirksvertretungen hat 
der Rat zum Anlass genommen, in die Hauptsatzung die Möglich-
keit einer Ehrung von langjährigen Bezirksvertretern nach ihrem 
Ausscheiden aufzunehmen. Hierzu wurde in Änderung der Haupt-
satzung die Ratsmünze in Stadtmünze umbenannt und kann auch 
an Bezirksvertreter, die einer Bezirksvertretung vier volle oder 
mehr Wahlperioden angehört haben und dann ausgeschieden 
sind, verliehen werden. Am 16. November 2000 erhielten die 
verdienten Bezirksvertreter Melitta Tüller, Klaus-Dieter Dahms, 
Heinrich Strater, Dr. Reinhard Feinendegen und Professor Dr. 
Dieter Fischer die Stadtmünze in „Gold“ und Erika Bos, Editha 
Dornemann, Günther Bongards, Hans-Peter Kreuzberg, Norbert 
Münzberg und Peter Querfurth die Stadtmünze in „Silber“.

Ihre Mitbürger ehrt die Stadt Krefeld auch bei besonderen 
Alters- und Ehejubiläen. Gratuliert wird bei der Goldenen, der 
Diamantenen, der Eisernen und der Gnadenhochzeit sowie bei 
der Vollendung des 90., 95., 100. und jeden weiteren Lebensjah-
res. Nachdem die Stadt Krefeld bereits seit Jahren auf Geldge-
schenke verzichtet, haben auch das Land Nordrhein-Westfalen 
und der Bund ab dem Jahr 2003 auf Geldgeschenke verzichtet. 
Für Gratulationen und Blumenpräsente stellt die Stadt Krefeld 

jährlich 7 000 Euro zur Verfügung. Die Glückwünsche werden 
vom Oberbürgermeister, seinen Stellvertretern oder den Be-
zirksvorstehern überbracht.

Veranstaltungen 
beleben die Stadt
In Krefeld ist immer was los
Attraktive Veranstaltungen fördern das positive Image einer 
Stadt. Der Reigen der Veranstaltungen zeugt von einem 
umfassenden Angebot für alle. Ob Theater, Musik, Kunst, 
Ausstellungen, Sport, Freizeit, Fortbildung, kleine Lesung oder 
großes Event, in Krefeld ist immer was los. Das beweist der 
umfangreiche Veranstaltungskalender, der im Internet unter 
www.krefeld.de und monatlich gedruckt im „Krefelder“ ver-
öffentlicht wird. Herausragende Veranstaltungen, denen beim 
Stadtmarketing eine besondere Bedeutung zukommt, werden 
nachfolgend vorgestellt. 

Niederrheinischer Pottbäckermarkt
Seit 1992 kommen stets am zweiten Mai-Wochenende Ke-
ramiker aus der gesamten Bundesrepublik und zahlreichen 

europäischen Ländern zum „Niederrheinischen Pottbäcker-
markt“ nach Krefeld, der gemeinsam vom Stadtmarketing 
und der Werbegemeinschaft Krefeld  veranstaltet wird. An 
circa 130 Marktständen präsentieren die „Ton-Künstler“ in der 
Krefelder Innenstadt, zwischen Rathaus und Stadttheater die 
Vielfältigkeit ihrers traditionellen handwerklichen und modernen 
künstlerischen Schaffens. 

Der Markt, der in den vergangenen Jahren auch häufi g mit einer 
Ausstellung von zeitgenössischer Kunst aus Keramik, Porzellan 
oder Glas verbunden ist, hat seinen festen Platz im vielfältigen 
Veranstaltungskalender der Stadt Krefeld gefunden und lockt 

Seit dem Jahr 2000 wird beim Pottbäckermarkt der „Nie-
derrheinische Keramikpreis der Stadt Krefeld“ verliehen

Bürgermeister Bernd Scheelen gratulierte Maria Meyer 
zum 100. Geburtstag
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alljährlich rund 40 000 Besucher in die Krefelder Innenstadt. Seit 
dem Jahr 2000 verleihen die Veranstalter alljährlich anlässlich 
des Pottbäckermarktes den „Niederrheinischen Keramikpreis 
der Stadt Krefeld“ zur Förderung zeitgenössischer Künstler 
und Designer. 

Historischer Flachsmarkt  / Burg Linn
Der historische Krefelder Stadtteil Linn ist in jedem Jahr zu 
Pfi ngsten das Ziel von circa 100 000 Besuchern. Sie besuchen 
den historischen Flachsmarkt, der rund um die Burg Linn ver-

anstaltet wird. Dank des außerordentlichen Engagements der 
Arbeitsgemeinschaft Flachsmarkt, die sich vorwiegend aus 
Linner Bürgern zusammensetzt, hat sich dieser Markt zum 
größten historischen Handwerkermarkt Deutschlands entwi-
ckelt . Alljährlich zeigen von Pfi ngstsamstag bis Pfi ngstmontag 
über 300 Handwerker aus vielen Ländern ihre alten Künste. 
Flachsschläger, Zylindermacher, Schmied, Leinenweber und vie-
le andere Künstler in historischen Kostümen lassen sich über 
die Schultern und auf die Finger schauen. Zusätzlich machen 
Ritterspiele aus dem Mittelalter, musikalische Darbietungen, ein 
attraktives Gastronomieangebot sowie die schönen Fassaden 
der alten Bürgerhäuser, die mittelalterliche Burg und die wieder 
hergerichteten historischen Parkanlagen den Flachsmarkt zu 
einem lohnenswerten Ziel für die ganze Familie.

Niederrheinischer Radwandertag 
an Rhein und Maas
Am 12. Juli 1992 veranstaltete die Stadt Krefeld gemeinsam mit 
vier weiteren Kommunen des Kreises Viersen den „1. Niederr-
heinische Radwandertag“ mit einer Fahrtroute. Mit 70 teilneh-
menden Start-/Zielorten und 53 Rundstrecken sowie über 30 000 
teilnehmenden Radlern erreichte der „12. Niederrheinische 
Radwandertag an Rhein und Maas“ am 6. Juli 2003 eine neue 
Rekordmarke. Dieser Rekord wird in 2004 wieder gebrochen, 
denn beim „13. Niederrheinischen Radwandertag 2004“ sind 
von Emmerich bis Dormagen und aus dem niederländischen 
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Grenzbereich insgesamt 75 Orte dabei. Somit hat sich diese 
Veranstaltung inzwischen zum größten Radwandertag Deutsch-
lands entwickelt und in besonderer Weise dazu beigetragen, das 
Radelparadies Niederrhein über unsere Region hinaus bekannt 
zu machen. Seit 1993 verleiht der mitveranstaltende Allgemeine 
deutsche Fahrradclub Krefeld ( ADFC ) gemeinsam mit dem 
Verkehrsverein und dem Stadtmarketing Krefeld alljährlich beim 
„Niederrheinischen Radwandertag“ die Auszeichnung „Radler 
des Jahres“. Bisher haben elf Bürger der Stadt Krefeld aus den 
unterschiedlichsten Berufen, vom Priester bis zum Polizisten und 
von der Städteplanerin bis zur Museumsleiterin, diese Auszeich-
nung für die Förderung und ihr besonderes Engagement für den 
Fahrradverkehr in Krefeld erhalten.

Größte Straßenmodenschau der Welt 
Die „Größte Straßenmodenschau der Welt“ wird seit 1992 
alljährlich am letzten Septemberwochenende in der Krefelder 
Innenstadt veranstaltet und präsentiert sich als eine einmalige 
Gemeinschaftsleistung von Wirtschaft, Stadt und Handel. Durch 
ihre Größe, Vielseitigkeit und Verbrauchernähe bestätigt dieses 
einzigartige Mode-Spektakel das Image Krefelds als „Stadt wie 
Samt und Seide“ und damit seine Kompetenz als Mode- und 
Einkaufsstadt. 

Im Jahre 2000 übernahm das Stadtmarketing unter Federfüh-
rung des Beigeordneten Wilfred Esser die Organisation des 
Events, die vorher in privater Hand lag. Im Jahre 2003 ging das 
Stadtmarketing eine Kooperation mit dem Deutschen Mode 
Institut in Köln ein. Mit Blick auf eine weitere Stärkung des 
Images von Krefeld als Mode- und Textilstadt entsteht mit dem 
Konzept “Krefeld in Mode“ eine neue Dachmarke, unter der 
bestehende Modeaktivitäten (Straßenmodenschau, Goldenen 
Seidenschleife) und neue (Krawattenmann) gebündelt und zu-
sammengefasst werden sollen. Aufgrund der Zusammenarbeit 
mit dem Deutschen Mode Institut gelang es außerdem, die 
Straßenmodenschau auf eine noch breitere Basis zu stellen und 
neue Veranstaltungselemente wie unter anderem den „Best Mo-
del Award“, die Modeparty und den Schaufensterwettbewerb 
einzuführen. Die „Größte Straßenmodenschau“ lockt alljährlich 

Rekord: 2004 beteiligen sich 75 Städte und Gemeinden 
am 13. Niederrheinischen Radwandertag

Zum größten historischen Handwerkermarkt ist der Kre-
felder Flachsmarkt rund um Burg Linn gewachsen
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bis zu 500 000 Besucher aus Krefeld und der Region in die 
„Stadt wie Samt und Seide“. Auf einer Veranstaltungsfl äche von 
30 000 Quadratmetern präsentieren mehr als 50 Unternehmen 
professionell, unentgeltlich und verbrauchernah auf mindestens 
fünf Modebühnen non-stop aktuelle Trends und Mode.

Goldene Seidenschleife
Als eine der traditionsreichsten europäischen Textilmetropolen 
verleiht die Stadt Krefeld seit 1992 alljährlich den Mode- und 
Marketingpreis „Die Goldene Seidenschleife“. Diese Aus-
zeichnung, die anlässlich der „Größten Straßenmodenschau 
der Welt“ verliehen wird“, würdigt die außergewöhnlichen 
unternehmerischen Leistungen nationaler und internationaler 
Unternehmen und Persönlichkeiten, die sich am Modemarkt 
profi liert und wirtschaftliche Impulse gegeben haben. Zu den 
Kriterien für diese Ehrung gehören unter anderem:

Die erfolgreiche Kommerzialisierung von Mode auf nationaler 
und internationaler Ebene, die erfolgreiche Entwicklung einer 
innovativen und effi zienten Werbe- und Marketingstrategie im 
Sinne der zukunftsorientierten und umsatzsteigernden Produkt-
vermarktung und die erfolgreiche Entwicklung des Namens zu 

einer auf dem Weltmarkt bekannten Marke. In den Jahren 1999-
2003 erhielten im Rahmen einer großen und medienwirksamen 
Eröffnungsveranstaltung Sonîa und Willi Bogner, Lothar Reiff 
(Hugo Boss AG), Gerhard Weber (GERRY WEBER AG), Wolfgang 
Ley (ESCADA) sowie Ursula Rutert und Michel Abdel Nour (KO-
OKAI) die „Goldene Seidenschleife“.

Weihnachtsmarkt
Die Zuständigkeit für die Organisation des Weihnachtsmarktes 
wurde ab 2000 dem Zentren-Management im Stadtmarketing 
übertragen. Das Stadtmarketing sieht es als seine wesentliche 
Aufgabe, sich künftig inhaltlich und organisatorisch stärker mit 
dem Weihnachtsmarkt zu beschäftigen, spürbare Verbesserun-
gen des Angebotes und des Erscheinungsbildes zu erzielen und 
die Attraktivität des Marktes durch das Engagement aller zu 
steigern. Dank intensiver Akquisition, zahlreicher Aktivitäten 

und Maßnahmen gelang in den folgenden drei Jahren die 
Attraktivierung des Weihnachtsmarktes, der mittlerweile auf 
große Resonanz sowohl bei den Besuchern als auch bei den 
Medien stößt.

Wesentliche Ergebnisse im Überblick
Konzentration des Marktes auf dem Dionysiusplatz sowie der 
Rheinstraße; Stärkere Ausweitung des Marktes im Bereich 
der Fußgängerzone Rheinstraße; Deutlicher Ausbau des 
Marktangebotes (circa 25 Stände zwischen 2000 und 2003); 
Errichtung eines Weihnachtshauses mit Kinderbetreuung, 
Kinderprogramm, Kunstausstellungen am Wochenende, Seni-
oren- und Kindernachmittagen; Erweiterung des Rahmenpro-
gramms (unter anderem Gewinnspiel mit Welle Niederrhein); 
Intensivierung der Werbemaßnahmen (Funk-Spots, Gewinn-
spiel mit Welle Niederrhein, Plakatwerbung, neues Erschei-
nungsbild); Entwicklung des virtuellen Weihnachtsmarktes 
unter www.weihnachtsmarkt.krefeld.de; Neues Dekokonzept 
(Licht, mehr Weihnachtsbäume, Baumschmuck-Patenschaften, 
Märchenfi guren, Hinweisbeschilderung, überdimensionaler Ad-

Über 100 Profi -Models präsentieren bei der „Größten Stra-
ßenmodenschau der Welt“ die aktuellen Modetrends

Das Unternehmen „Kookai“ wurde 2003 mit der Goldenen 
Seidenschleife ausgezeichnet

Seit dem Jahr 2000 ist das Krefelder Stadtmarketing auch 
für den Weihnachtsmarkt zuständig
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ventskalender); Zahlreiche neue Aktivitäten zum 25-jährigen 
Jubiläum (Eröffnung, Eisskulpturen, Bummel bei Kerzenlicht); 
Wechselstände für Hobbybastler.

Krawattenmann des Jahres
Dass die Mehrzahl der in Deutschland produzierten und ver-
triebenen Krawatten aus Krefeld stammt, trägt seit jeher zum 
Image der „Stadt wie Samt und Seide“ bei. Die Auszeichnung 
zum „Krawattenmann des Jahres“ wurde seit 1965 von der 
Herrenbekleidungsindustrie und dem Deutschen Mode Institut 

anlässlich der Herrenmodewoche in Köln verliehen. Nach Fu-
sion der Herrenmodewoche mit der Igedo in Düsseldorf ist es 
gelungen, diese Veranstaltung seit dem Jahr 2002 in Krefeld 
durchzuführen. Damit wird die Kompetenz der Stadt als Mode- 
und Textilstandort besonders herausgestellt. 

Im Jahr 2002 ist Johannes B. Kerner zum „Krawattenmann 
des Jahres“ ernannt worden. 2003 erhielt mit Borussia Mön-
chengladbach erstmals eine komplette Mannschaft die Aus-
zeichnung. Unter Beteiligung des Deutschen Mode Institutes 
und der Stadt Krefeld erfolgte die Verleihung an die Preisträger 
auf der Galopprennbahn. 

25 Jahre Krefelder Seidenweberhaus 
Im Jahre 2001 konnte das Seidenweberhaus sein 25-jähriges 
Jubiläum feiern und nach wie vor ist die Auslastung sehr gut. 
Neben den weiterhin regelmäßig stattfi ndenden Sinfonie- und 
Chorkonzerten des Theaters, Betriebsversammlungen und 
Festveranstaltungen großer Betriebe und Vereine sowie den 
Ratssitzungen verwandelt sich das Haus nach wie vor jedes Jahr 
zur Karnevalshochburg. 

Außerdem ist das Seidenweberhaus zu einem Zentrum der Comedy 
geworden. Ob Jürgen von der Lippe, Missfi ts, Dieter Nuhr oder 
die anderen Größen dieser Szene; sie alle kommen immer wieder 
gerne und gastieren vor ausverkauftem Haus.

Veranstaltungen, die weit über die Grenzen Krefelds hinaus 
Beachtung fanden, konnten auch wieder durchgeführt werden. 
Dazu zählten insbesondere ein mehrtägiger Schmerzkongress 
sowie die 3. Europäische Geologenkonferenz. Die Krefelder 
Hautschutztage mit internationaler Beteiligung sind eben-
so zu einer festen Einrichtung geworden wie die jährliche 
Endausscheidung für „Jugend forscht“. Außerdem führt die 
ThyssenKrupp AG hier inzwischen ihre internationalen Kon-
zernbetriebsrätevollkonferenzen durch. Auch der Sport kam 
im Seidenweberhaus nicht zu kurz. Ob Billard-Wettbewerbe, 
Deutsche Skatmeisterschaften oder festliche Tanzturniere; diese 
außergewöhnlichen Events fanden jeweils große Beachtung.

Das Jahr 2004 stellt die Seidenweberhaus GmbH vor neue 
Herausforderungen, betreibt sie doch künftig auch den Kö-
nigPALAST Krefeld, die neue Multifunktions-Arena. Der erste 
Spatenstich war am 27. August 2003 und am 14. November 2003 
wurde die Grundsteinlegung mit einem Fest für die Krefelder 
Bürger gefeiert. Eröffnet wird das neue Haus im Dezember 2004 
mit einem „Grand Opening“-Event.

EUROGA 2002plus – 
2. „Regionale“ in NRW
In den Jahren 2002 und 2003 fand die EUROGA 2002plus, die 
2. Regionale in NRW statt. Der Fachbereich Grünfl ächen der 
Stadt Krefeld hat dabei erfolgreich zahlreiche Projekte zu den 
Leitthemen „Dezentrale Landesgartenschau, Kulturhistorische 
Anlagen, Biotopvernetzung und Bodenschätze“ präsentiert.

Dezentrale Landesgartenschau
Am 1. Oktober1998 beschloss der Rat die Teilnahme an der De-
zentralen Landesgartenschau und beauftragte die Verwaltung 
mit der weiteren Planung. Mit ihren Parkanlagen Burgpark Linn 
und Greiffenhorstpark präsentierte sich die Stadt Krefeld als ei-
ner von sieben Standorten der Dezentralen Landesgarten schau 
in der Region, die von April bis Oktober 2002 stattfand. 

Für die Landesgartenschau wurden beide historischen Parkan-
lagen in Linn nach dem Konzept ihres Parkschöpfers Maximilian 
Friedrich Weyhe wieder hergestellt, der die Anlagen für die Sei-
denhändlerfamilie de Greiff im 19. Jahrhundert geplant hatte. 
Aus dem trocken gefallenen Weiher und den Gräben wurden 
insgesamt 11 000 Kubikmeter Schlamm entnommen und 40 000 
Quadratmeter Fläche abgedichtet. Teile der Röhrichte konnten 
gesichert und als Initialpfl anzung insbesondere im Greiffen-
horstpark wieder eingesetzt werden. Im Zuge der Bauarbeiten 
stellte sich heraus, dass sich dort das bislang größte bekannte 
Kammmolchvorkommen in ganz Deutschland befi ndet, weswe-
gen der Bauablauf geändert werden musste.  

Wege wurden erneuert und ergänzt, Sitzplätze angelegt, zuge-
wachsene Sichtachsen gerodet. Im Greiffenhorstpark wurden 

Die Auszeichnung „Krawattenmann(schaft) des Jahres“ 
ging 2003 an Fußball-Bundesligisten Mönchengladbach
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vorhandene Brücken saniert, oder nicht mehr sanierungsfähige 
Brücken komplett erneuert. Der Kinderspielplatz im Burgpark 
wurde erweitert und unter dem Thema ‘Burgenlandschaft‘ um-
gestaltet. Im Wehrgang wurde der hölzerne Umlauf erneuert, 
Kräuteransaaten vermitteln einen Eindruck mittelalterlicher 
Burgenfl ora. Rosen- und Lavendelbeete wurden im Hof der 
Vorburg angelegt; Bäume, Blütensträucher, Wildstauden und 
Zwiebelpfl anzen wurden in den Parks gepfl anzt. Die Bauzeit 
reichte von Herbst 2000 bis zum Sommer 2002.

Im Burgpark Linn fand am 22. Juni 2002 der Auftakt der „Illu-
mina“ statt, einer Licht- und Klanginstallation, die den Sommer 
über nacheinander an allen sieben Standorten der Dezentralen 
Landesgartenschau aufgeführt wurde. Bei Einbruch der Däm-
merung eröffnete NRW Kulturminister Michael Vesper die „Il-
lumina“ gemeinsam mit Oberbürgermeister Dieter Pützhofen. 
Die EUROGA GmbH als Initiator hat – in Kooperation mit den 
beteiligten Städten und Kreisen – mit diesem künstlerischen 
Highlight sechs historische Parks und Gärten der erstmalig 
dezentral präsentierten Landesgartenschau verknüpft. Für 
jeden Park haben Regisseur Wolfram Lenssen und sein Pro-
duktionsteam „Forum InterArt“ eine individuelle Inszenierung 
erarbeitet. Die Auftaktveranstaltung an der Burg Linn stand 
unter dem Titel „Park der Jahreszeiten“. Computergesteuerte, 
bewegliche Lichtsysteme ließen dabei Solitärbäume, Baum-
gruppen und Lindenhügel jeweils im Verlauf einer Stunde die 
Jahreszeiten farblich durchleben. Eng mit diesen Lichtbildern 
verwoben gab es eine Musikkomposition zu den vier Jahres-
zeiten. Auf dem Rundgang durch den Park rezitierten Bäume 
Gedichte über Jahreszeitenthematiken von der Renaissance 
bis zur Gegenwart. An einem anderen Ort im Park wurden die 
Bäume auch politisch: Sie „redeten und sinnierten“ über den 
„Prager Frühling“ ebenso wie über den „deutschen Herbst“. 
Das zauberhafte Spiel mit Licht und Klängen, das eine Woche 
lang jeden Abend im Burgpark Linn in Szene gesetzt wurde, 
genossen über 40 000 Besucher.

Kulturhistorische Anlagen
Im Rahmen des Leitprojektes „Kulturhistorische Anlagen“ konn-
ten neben dem Burgpark und dem Greiffenhorstpark in Linn 
fünf historische Parkanlagen in Krefeld nach gartendenkmal-
pfl egerischen Gesichtspunkten gemäß ihrer kulturhistorischen 
Bedeutung wiederherstellt werden. Den Anfang machten die 
Gärten an den Museen Lange/Esters, die bereits im Zusam-
menhang mit der umfassenden Sanierung der Gebäude im 
Sommer 2000 wieder hergerichtet präsentiert werden konnten. 
Die strenge Wege- und Beetaufteilung in den Gärten sowie die 
Vorfahrten an die Villen und die Wirtschaftshöfe konnten nach 
historischen Luftaufnahmen in ihrer alten, vom Architekten Mies 
van der Rohe beabsichtigten Form wiederhergestellt werden. 
Es wurden geschnittene Hecken als Fortführung der geraden 
Terrassenmauern gepfl anzt und die Gartenbeete mit zahlreichen 
schattenverträglichen Stauden und Sträuchern wieder stärker 
herausgearbeitet. 

Ebenfalls im Rahmen der EUROGA wurde der denkmalge-
schützte Sollbrüggenpark nach dem historischen Parkkonzept 
seines Parkschöpfers, Maximilian Friedrich Weyhe, wiederher-

gestellt: Nach umfangreichen Rodungsarbeiten, die zu heftigen 
Bürgerprotesten führten, entstanden wieder ein gärtnerisch 
aufwendig gestalteter hausnaher Parkbereich, der sogenannte 
„Pleasureground“ und ein ausgedehnter landschaftlicher Teil 
mit Wiesenfl ächen zu beiden Seiten eines Bachlaufs. Das 
Herrenhaus erhielt sein großzügiges Eingangsrondell mit 
kiesbestreuten Wegen zurück. Die verlandeten und zeitweilig 
austrocknenden Parkweiher wurden entschlammt, abgedichtet 
und wieder in ihre ursprüngliche Form gebracht. Mit Torpfosten, 
einer Zaunanlage am Pleasureground und abwechslungsreicher 
Strauchpfl anzung zur Uerdinger Straße hin erhielt der heute 
öffentliche Park wieder einen Teil seines ursprünglichen pri-
vaten Charakters zurück. Neben Theater und Burg Linn war 
der Sollbrüggenpark am 5. Mai 2002 Ort der Eröffnungsfeier 
der EUROGA in Krefeld, an der zahlreiche Vertreter aus der 
Region und der an der „Regionalen“ beteiligten Städte und 
Kreise teilnahmen.

Ebenfalls im Frühjahr 2002 konnte der Schönwasserpark nach 
umfangreichen Sanierungsmaßnahmen wieder der Bevölke-
rung übergeben werden. Die Landschaftsparkanlage aus dem 
19. Jahrhundert, die in den zwanziger Jahren des 20. Jahr-
hunderts im Rahmen von „Notstandsarbeiten“ erheblich nach 
Osten entlang der Johansenaue und Crön erweitert wurde, gilt 
als erste Volksparkanlage Krefelds. Im Rahmen der EUROGA 
wurden die Eingangsbereiche mit Toranlage und Parkplatz, 
die Wege und Treppenanlagen sowie die zerstörten Teichufer 
erneuert beziehungsweise grundlegend saniert. Der Teich er-
hielt seine alte Kontur zurück. Der Blick auf Haus Schönwasser 
wurde durch Rodung einer in den siebziger Jahren angelegten 
Insel wieder freigelegt, Sitzplätze wurden angelegt, Bäume, 
Sträucher und Blumenzwiebeln gepfl anzt und die historische 
Pfl anzenkonzeption beispielsweise mit rotblühenden Kastanien 
an markanten Punkten ergänzt. Mit der gestalterischen Neu-
ordnung der „Verbindungsfl äche“ unter der Autobahn konnte 
die Grünverbindung vom Schönwasserpark zum Burgpark Linn 
wesentlich verbessert werden. Neu gepfl anzte Säuleneichen 
integrieren die Autobahnbrücke als technisches Bauwerk, 

Im Frühjahr 2002 konnte der Schönwasserpark nach 
umfangreicher Sanierung übergeben werden
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Steingabionen fangen Böschungen ab, ein neu angelegter 
Wegebogen führt in das Gelände, Lichtinstallationen betonen 
die Verbindungsfunktion auch nachts.

Als letzter der im Rahmen der EUROGA wiederhergerichteten 
historischen Parks wurde der Schönhausenpark im Frühsom-
mer 2003 fertig gestellt. Der um 1865 im Auftrag des Krefelder 
Textilfabrikanten und Weinhändlers Carl Hügel (1820–1894) an-
gelegte kleinteilige, stark modellierte Park bezieht seinen Cha-
rakter aus einem engen Bezug zwischen Villa und umgebender 
Parkanlage. Aus dem teilweise zugeschütteten Weiher wurden 
etwa 1 000 Kubikmeter Schlamm entnommen. Der Teich erhielt 
wieder seine ursprüngliche Form zurück, so dass sich heute 
wieder eine Wasserfl äche von rund 5 000 Quadratmetern im 
Park ausdehnt. Brücken wurden umfassend saniert oder kom-
plett erneuert. Am Originalstandort wurde ein überschüttetes 
Fontänenbecken freigelegt und nach historischem Vorbild neu 
aufgemauert. Das gesamte Wegenetz wurde überarbeitet. Ver-
schwundene Wege am Wasser und entlang der Wiesen wurden 
wieder hergestellt, der Wegeunterbau verbessert und Sitzplätze 
angelegt. Mit umfangreichen Baum-, Strauch-, und Bodende-
ckerpfl anzungen erhielt der Park 2003 seine Abgeschlossenheit 
und abwechslungsreiche, kleinteilige Gestaltung der Parkräume 
zurück. Trotz sintfl utartiger Regenfälle über Pfi ngsten 2003, die 
einen Teil der eben fertig gestellten Wege und Rasenfl ächen 
zerstörten, konnte der Park zusammen mit der Musikschule 
Krefeld mit einem musikalischen Rundgang „Musik im Park“ 
der Bevölkerung am 15. Juni 2003 wieder übergeben werden.

Biotopvernetzung und Bodenschätze
In dem Leitprojekt „Biotopvernetzung“ hat Krefeld zwei Projekte 
entwickelt und präsentiert, nämlich die Altstromrinne südlich 
Oppum und den Ausbau von etwa 30 Hektar des Stadtparks 
Fischeln.

Im Krefelder Süden reihen sich Grün- und Freifl ächen mit den 
unterschiedlichsten Funktionen und Ausstattungen aneinander. 
Die Altstromrinne südlich Oppum ist Teil einer ehemaligen 
Bruchlandschaft, die mit Wiesen, Ufer- und Feldgehölzen 
sowie Einzelgehölzen bestückt war. 

Der Charakter einer Bruchlandschaft existiert schon seit Jahren 
nicht mehr. Die landwirtschaftliche Nutzung, wie beispielsweise 
der Gemüsebau, hat früh in diesen Landschaftsraum Einzug 
gehalten und stellt heute den prägenden Faktor dar. Der heutige 
Rinnenbereich wird geprägt durch wenige kleine Wald- und 
Grünlandfl ächen, die von einem temporär wasserführenden 
Bach „begleitet“ werden. Im Rahmen der EUROGA konnten 
Grundstücke zur Biotopentwicklung erworben werden, so 
dass die Altstromrinne mit Wald, Gehölzreihen, Brachen, 
Baumgruppen, Artenschutzgewässern und Grünland für eine 
Biotopvernetzung langfristig optimiert werden kann. Mehrere 
Maßnahmen wurden inzwischen auch schon fertig gestellt. 

Für den Stadtpark Fischeln wurde Anfang 2000 ein land-
schaftsarchitektonischer Wettbewerb ausgelobt. Die Formen-
sprache des Wettbewerbsentwurfes des ersten Preisträgers 
setzt sich mit dem Verbund zwischen Stadt und Landschaft 

Als letzte der Krefelder Parkanlagen wurde im Frühsommer 2003 der Schönhausenpark fertig gestellt
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auseinander. Wie ein überbreites „T“ zieht sich der geplante, 
etwa 100 Hektar große Park von der Kölner Straße in westliche 
Richtung bis nahe an die Oberschlesienstraße, im Süden wird 
er von der Anrather Straße begrenzt und leitet von der Siedlung 
in die freie Landschaft über. Der Entwurf ist gekennzeichnet 
durch wenige auffällige Minimalelemente wie Baumreihen, 
Alleefragmente, Haine, Solitärbäume, Wasserfl ächen und ein-
fache Wegefunktionen. Das Element der Einzelgehöfte wird 
durch das Thema Parkschaften aufgegriffen. Erschlossen wird 
der Park durch zwei bogenförmig verlaufende Hauptwege. Der 
erste Bogen beginnt im Osten an der Kölner Straße, führt mit 
einer Brücke über die Wasserfl äche und endet an der Anrather 
Straße. Der zweite beginnt westlich des Freibades Neptun und 
endet kurz vor der Oberschlesienstraße. Die Planung lässt sich 
auf Grund der Kosten- und Grundstückssituation nur in mehreren 
Schritten realisieren. Als erste Ausbaustufe wurde im Rahmen 
der EUROGA der nordwestliche Teil umgesetzt.

Kosten, Öffentlichkeitsarbeit und 
Resonanz
Insgesamt betrugen die Planungs- und Baukosten für die im 
Rahmen der Dezentralen Landesgartenschau und der Kultur-
historischen Anlagen wieder hergerichteten Parkanlagen rund 
zehn Millionen Euro, für den Stadtpark Fischeln inklusive des 
Grunderwerbs vier Millionen Euro und für den Biotopverbund 
Oppumer Bruch 1,2 Millionen Euro. Über Zuschüsse aus dem 
Umweltministerium beziehungsweise aus Städtebaufördermit-
teln wurden 50 bis 80 Prozent der Kosten abgedeckt.

In Zusammenarbeit mit dem Berufsschulzentrum Glockenspitz 
und dem Medienzentrum NRW entstanden zwei Videofi lme über 
die Krefelder Parks und die dort durchgeführten Maßnahmen. 
Eine Broschüre und zwei Faltblätter, die zum einen über die 
sieben Krefelder Gärten und Parks, zum anderen über das Bio-
topverbundsystem mit dem Stadtpark Fischeln informieren, wur-
den in einer Aufl age von 10 000 beziehungsweise 15 000 Stück 
von der Verwaltung aufgelegt. In den von der EUROGA GmbH in 
einer Gesamtaufl age von 440 000 Stück aufgelegten Faltblättern 
– davon 60 000 in niederländischer Sprache – „Gartenkunst am 

Mittleren Niederrhein – Dezentrale Landesgartenschau“, „Kul-
turhistorische Anlagen“ und „Highlights“ wurden die Krefelder 
historischen Parkanlagen im Verbund mit anderen Anlagen in 
der Region präsentiert. 

Durch diese gemeinsame Präsentation im regionalen Verbund 
und eine weit gestreute Verbreitung in der Region konnte der 
Bekanntheitsgrad der Krefelder Parks gesteigert werden. Da 
in keiner der Krefelder Anlagen Eintritt erhoben wurde, liegen 
keine exakten Besucherzahlen für die Parks vor. Allerdings 
verzeichnete das Museum Burg Linn im Jahr der Dezentra-
len Gartenschau 2002 (Burgpark Linn und Greiffenhorstpark) 
einen Besucherzuwachs von 250 Prozent gegenüber dem Jahr 
2001. Über 2 100 interessierte Bürger nahmen an den in den 
Jahren 2002 und 2003 in allen EUROGA-Parkanlagen und im 
Biotopverbund durchgeführten Führungen teil, bei denen über 
die Geschichte, Gestaltung, ökologische Bedeutung und die 
durchgeführten Baumaßnahmen informiert wurde.

Der Ausbau des Stadtparks Fischeln wurde mit der 
EUROGA 2002plus  in der ersten Stufe begonnen

Neupfl anzung: Baumkulisse des Stadtparks Fischeln im 
Bereich Stahldorf
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Viele Schulklassen besuchen das Krefelder Rathaus – hier eine Klasse des Gymnasiums am Moltkeplatz

Bundesverdienstkreuz für Doris Pesler Rheinlandtaler für Theo Versteegen

Bundesverdienstkreuz für Hans Joachim Schröder Paul Spiegel (m.) und Johann Schwarz (l.) im Rathaus
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Werbung für die „Tour der Hoffnung“ 2002 in Krefeld

Zirkus Baruk präsentierte sich vor dem Rathaus

Bundesverdienstkreuz für Dr. Peter Pokorny

Neujahrsempfang in der Fabrik Heeder im Jahr 2001
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Ausblick: Wie entwickelt sich die Samt- und Seidenstadt in den kommenden Jahren? Die Figuren auf dem Dach des 
Gymnasiums am Moltkeplatz blicken nachdenklich
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Bevölkerungsprognose 
Krefeld 2015
Die Entwicklung der Bevölkerung war immer schon Gegen-
stand der Beobachtung durch die Institutionen staatlichen 
und kommunalen Handelns. Je nach Ausmaß und Richtung 
der Dynamik demographischer Veränderungen war der Blick 
darauf fi xiert, in welchem Maße diese Veränderungen auf die 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Daseinsbedingungen 
Einfl uss nehmen und auf welche Weise politische Planung 
darauf reagieren soll.

2002 hat die Stadt Krefeld erstmals eine kleinräumige Bevölke-
rungsprognose vorgelegt. Nun vollzieht sich die Bevölkerungs-
entwicklung innerhalb einer regionalen Abgrenzung nicht ein-
heitlich, sondern in Teilräumen durchaus unterschiedlich nach 
Umfang und Richtung. Die Prognose will daher nicht nur für die 
Stadt Krefeld insgesamt eine demographische Vorausschau für 
die nächsten 15 Jahre bieten, sondern auch für wesentliche 
Teilräume des Stadtgebietes.

Die kleinräumige Bevölkerungsprognose liefert Hilfestellung und 
Orientierung für eine zielgerichtete Ressourcenplanung und die 
Sicherung von Leistungs- und Versorgungsstandards vor dem 
Hintergrund sich verändernder Rahmenbedingungen.

Ergebnisse der kleinräumigen Bevölke-
rungsprognose
Die Bevölkerung der Stadt Krefeld wird sich zwischen 2001 
und 2015 von 238 000 auf etwa 220 000 verringern – dies 
entspricht einer Abnahme um rund 18 000 oder 7,4 Prozent. 
Für die Bevölkerung mit deutscher Nationalität ist von einem 
Rückgang um etwa 19 000 Personen auszugehen, für die mit 
nicht-deutscher Nationalität dagegen ist eine Zunahme um 1 200 
Personen zu erwarten.

Maßgeblich für den Verlauf ist ein in den nächsten Jahren 
steigendes Defi zit in der natürlichen Bevölkerungsentwicklung 
– deutlich sinkende Zahl der Geburten bei leicht steigenden 
Sterbezahlen – und kontinuierliche, allerdings im Umfang 
sich abschwächende Wanderungsverluste (Saldo von Fort-
/Zuzügen).

Mit der zukünftigen Einwohnerentwicklung geht ein nachhalti-
ger Wandel im Altersaufbau einher. Die im aktuellen Bestand im 
Umfang ungleich besetzten Altersjahrgänge führen demogra-
phisch in den Folgejahren unter Einfl uß der Bewegungsdynamik 
zu nachhaltigen Veränderungen der Altersgruppenstärke und 
ihres relativen Anteils am Gesamtbestand. Die Gruppe der 
unter 18-Jährigen wird um 6 500 (-15 Prozent) abnehmen, die 
überwiegend im Erwerbsalter befi ndlichen 18 bis unter 65-Jäh-
rigen vermindern sich um 14 000 (-9 Prozent), die Altersgruppe 
im Rentenalter wächst demgegenüber um 3 000 Personen 
(+7,6 Prozent).

Für die kleinräumige Entwicklung nach zusammengefassten 
Stadtteilen (sogenannte Prognosebezirke) hat neben den all-
gemein gültigen Bestimmungsgrößen (Bevölkerungsaufbau, 
natürliche und wanderungsbedingte Bewegung) die Binnen-
wanderung – der Austausch der Bevölkerung durch (Binnen-) 
Umzüge – wesentlichen Einfl uß.

Als einzigen Bezirk mit zunächst noch wachsender Bevölke-
rung weist die Prognose den Bereich Hüls/Inrath/Kliedbruch 
(Prognosebezirk 5) aus. Gegen Ende des Prognosezeitraums 
wird die Bevölkerung aber auch hier lediglich die Höhe des 
Ausgangsbestandes halten.

Auf der anderen Seite steht für die Stadtmitte (Prognosebezirk 1) 
die Fortsetzung der seit Jahren beobachteten Abwärtsentwick-
lung auch im voraussehbaren Zeitraum zu erwarten. Bedingt 
durch den nunmehr auch für den nicht-deutschen Bevölkerungs-
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teil geltenden Rückzug aus Wohnstandorten der Innenstadt ist 
ein überdurchschnittlicher Verlust um rund 5 000 (-15 Prozent) 
anzusetzen. Für die übrigen Teilräume weisen die Ergebnisse 
Einwohnerverluste zwischen fünf und zehn Prozent aus.

Prognosebezirk 1: Stadtmitte

Prognosebezirk 2: Bockum/Traar/Verberg/Gartenstadt

Prognosebezirk 3: Süd

Prognosebezirk 4: Fischeln

Prognosebezirk 5: Hüls/Inrath/Kliedbruch

Prognosebezirk 6: Oppum/Linn/Gellep-Stratum

Prognosebezirk 7: Uerdingen

Prognosebezirk 8: Benrad/Forstwald

Neues Kommunales
Finanzmanagement 
Einen wesentlichen Beitrag zur Modernisierung der kommuna-
len Verwaltung stellt die Einführung des Neuen Kommunalen 
Finanzmanagements (NKF) dar. Das Land Nordrhein Westfalen 
hat auf Initiative der Kommunen die bisherigen Ergebnisse der 
Modernisierungsbestrebungen genutzt, um das Haushaltsrecht 
praxisnah fortzuentwickeln. Vom nordrhein-westfälischen 
Innenministerium wurde im Jahre 1999 ein Positionspapier 
erarbeitet, das als Kernstück eine Reform des kommunalen 
Haushalts- und Rechnungswesens mit der Einführung des 
kaufmännischen Rechnungsstils fordert.

Zur Erarbeitung eines Konzeptes zur Umsetzung dieser For-
derung wurde ein Modellprojekt vom Innenministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen initiiert. In der ersten Phase des 
Projektes haben die Städte Brühl, Dortmund, Düsseldorf, Moers 
und Münster unter Beteiligung und mit fi nanzieller Förderung 
des Landes Nordrhein-Westfalen einen Vorschlag für ein kom-
munales Haushaltsrecht auf der Basis der kaufmännischen 
Buchführung erarbeitet. Die Ergebnisse der Konzeptionsphase 
wurden im August 2000 in einer Dokumentation veröffentlicht.

Gesetz zum kommunalen Haushaltsrecht
In der zweiten Phase des Modellprojektes haben die Modell-
kommunen, erweitert um die Gemeinde Hiddenhausen und den 
Kreis Gütersloh, das von ihnen entwickelte Konzept Schritt für 
Schritt in ihren Verwaltungen umgesetzt. Ziel der Umsetzungs- 
und Erprobungsphase war die Erarbeitung eines neuen Gesetzes 
zum kommunalen Haushaltsrecht, das noch im Jahre 2004 vom 
Landtag verabschiedet werden soll und allen Kommunen ab 
2005 das doppische Haushaltswesen verbindlich vorschreibt. Es 
ist davon auszugehen, dass die Kommunen eine Übergangszeit 
von drei Jahren haben werden, um ihr Haushaltswesen auf das 
Neue Kommunale Finanzmanagement umzustellen.

Die Einführung des doppischen Kommunalhaushaltes wird 
auch für die Stadt Krefeld eines der zentralen Themen für 
die Zukunft sein. Die Verwaltung hat bereits im Jahr 2002 im 
Rahmen eines Projektmanagements unter Federführung des 
Fachbereichs 20 Zentrale Finanzsteuerung mit den Vorarbei-
ten zur Einführung des Neuen Kommunalen Rechnungswesens 
begonnen. Die Einführung von NKF bedingt unter anderem den 
Wechsel der Finanzsoftware, die Erfassung und Bewertung des 
städtischen Vermögens und die Schulung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.

Die Fachbereiche 51 Jugendhilfe und Beschäftigungsförderung 
und 53 Gesundheit werden als Pilotbereiche zum Haushaltsjahr 
2005 auf NKF umgestellt. Nach der derzeitigen Planung soll 
erstmalig im Jahr 2008 ein gesamtstädtischer doppischer 
Haushalt vorgelegt werden.

Wie entwickelt sich 
Krefeld?
In der Neujahrsnacht zum Beginn des dritten Jahrtausends sind 
in Krefeld dank der guten Vorbereitung durch das Kommunale 
Rechenzentrum Niederrhein mit den städtischen Rechnern keine 
Jahr-2000-Probleme aufgetreten. Auch die Einführung des Euro 
Anfang des Jahres 2002 verlief für Verwaltung und Bürger glatt. 
Hier interessieren aber weniger die kurzfristigen, vorüberge-
henden als die langfristigen Entwicklungsthemen Krefelds, wie 
zum Beispiel die Bevölkerung, die Wirtschaft, die Infrastruktur 
und anderes. Die Entwicklung dieser Strukturen wird zukünftig 
viele Entscheidungen in Krefeld bestimmen.

Da ist zunächst die Bevölkerungsentwicklung: Zur Zeit ist nicht 
erkennbar, dass zukünftig wesentlich mehr Menschen nach Kre-
feld zuziehen als von hier fortziehen, wie dies Anfang der 90er 
Jahre der Fall war. Gegenwärtig wird wie beschrieben von einer 
eher moderaten Wanderungsentwicklung mit Abwanderungs-
tendenzen für die nächsten Jahre auszugehen sein. Dagegen 
wird die Bevölkerungsentwicklung Krefelds erheblich durch 
rückläufi ge Geburtenzahlen und damit einhergehender Verän-
derungen im Altersaufbau der Bevölkerung bestimmt werden.

Anteil älterer Menschen steigt 
Nach den vorliegenden städtischen Prognosen wird die Ein-
wohnerzahl Krefelds bis zum Jahre 2015 im wesentlichen durch 
ausbleibende Geburten auf rund 220 000 Einwohner absinken 
(siehe „Bevölkerungsprognose“). Damit sind die Engpässe der 
90er Jahre bei der Bereitstellung von Kindergartenplätzen 
ein Thema des vergangenen Jahrtausends. Es wird davon 
auszugehen sein, dass nicht nur Kindergartenplätze, sondern 
auch Schulkapazitäten abgebaut werden. Zugleich steigen die 
Bevölkerungsanteile der alten Leute, deren Versorgungs- und 
Infrastruktureinrichtungen auszubauen und weiterzuentwickeln 
sein werden. Da mit steigendem Alter der Einwohner das 
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Mobilitätsbedürfnis sinkt, werden diese Einrichtungen eher 
wohnortnah errichtet werden.

Im Verlauf dieses Jahrzehnts werden die Haushalte kleiner und 
schließlich wird ihre Anzahl geringer. Die wirtschaftlichen und 
städtebaulichen Konsequenzen werden sich in geringerer Bau-
tätigkeit und einem tendenziell gesättigten Wohnungsmarkt nie-
derschlagen; das bedeutet zugleich einen tendenziell geringeren 
Freifl ächenverbrauch. Dieser Prozess fi ndet regionsweit statt, so 
dass Krefeld eine Wettbewerbsrolle aufnehmen wird.

Als Folge der Bevölkerungsstrukturveränderung wird sich das 
städtische Infrastrukturangebot (zum Beispiel Theater, Bücherei, 
Sporteinrichtungen, Volkshochschule) nicht nur den veränder-
ten Bedürfnissen der Krefelder stellen müssen, es werden sich 
vermutlich auch die Einzugsbereiche verändern.

Ausbau der berufl ichen Qualifi zierung
Die Wirtschaft wird auf dem Arbeitsmarkt weniger junge 
Menschen fi nden, was für die berufl iche Qualifi zierung er-
höhte Anstrengungen bedeuten wird. Hinsichtlich der Märkte 
für Produkte, die typischerweise unter 40-jährige nachfragen, 
wird das Nachfragevolumen sinken, das bedeutet zugleich, dass 
der Verkaufsfl ächenbedarf im Einzelhandel in diesem Segment 
weiter rückläufi g ist. 

Die Stadt- und Zentrenentwicklung Krefelds wird sich zu Beginn 
des dritten Jahrtausends also erheblichen Veränderungen stel-
len. Diese Aufgaben werden in Anbetracht tendenziell sinkender 
öffentlicher fi nanzieller Mittel nicht leicht zu bewältigen sein.

Durch zahlreiche Maßnahmen kommt zum Ausdruck, dass Rat 
und Verwaltung Krefelds Zukunft gestalten: Schulentwicklungs-
planung, Sozialraumplanung, Aktivkreis Zentrenmanagement 
und Zentrenkonzept, neuer Flächennutzungsplan, kommunale 
Wohnungsmarktbeobachtung und vieles andere mehr.

Im Baugebiet Schicksbaum an der westlichen Stadtgrenze haben viele junge Krefelder Familien ein neues Zuhause 
gefunden – ein wichtiger Beitrag zur Verringerung der Zahl der „Fortzüge“


